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Wenn es mir Anfangs von der einen Seite bedenk⸗ 
lich fehien, in einer fo mächtig bewegten Zeit, wie die 
unfere ift, mit einem neuen und ſich als vollftändig 
anfündigenden Syſteme der Staatswiffenfchaften im 
Publicum zu erfcheinen; fo durfte ich doch auch von 
der andern Seite nicht vergeffen, daß das vor einigen 
Jahren mir anvertraufe Lehramt der Staatswiſſen— 
fhaften mich berechtigte uud verpflichtete, wie auf dem 
Lehrſtuhle, fo auch vor den Zeitgenoffen, über diefe 
Wiffenfchaften öffentlich zu ſprechen. Dazu kamen noch 
zwei individuelle Grunde. Denn hatte ich mich nicht 
gefcheut, in der Napoleonifchen Zeit meine Anfichten 
über einige Staatswiffenfchaften in meiner (im Sabre 
1808 erfchienenen) „Staatslehre‘ öffentlich auf- 
suftellen; warum ſollte ich es jest? Zugleich bin ich 
mir aber auch bewußt, und ich glaube es feit dreißig 
Jahren in allen meinen philofophifchen, gefehichtlichen 
und politifhen Schriften bewiefen zu haben, daß ih — 
abgefehen von ihren übrigen Mängeln — nie zu einer 
herrfchenden Parthei gehört, fondern eine fefte Me us 
tralität im Kampfe der philofophifchen Syfteme 
und der politifchen Partheien zu behaupten gefuche 
habe. Ohne Synkretiſt oder Eklektiker zu ſeyn, habe 
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ich, mit gleicher Unpartheilichkeit, die Schriften von 
Maͤnnern geleſen und, wo es noͤthig ſchien, angefuͤhrt 
und benutzt, die in ihren politiſchen Anſichten voͤllig 
von einander abweichen; denn, nach meiner unwan— 
delbaren Ueberzeugung, liegt die Wahrheit, in den 
meiften Fällen, in ver Mitte zwifchen beiden Ertre- 
men. Daher glaube ich auch, daß, bei allem Mei- 
nungsfampfe, der weder an ſich, noch nach feinen 
verfchiedenen Geftalten, Farben und Schattirungen, 
in einem fehr bewegten Zeitalter befremden darf, die 
Fampfenden Denfer, fobald ihnen Wahrheit und 
Recht das Hoͤchſte und Heiligfte find, wornach fie 
ftreben , oft nicht fo weit von einander entfernt ftehen, 
als fie felbft in der Warme des Kampfes meinen. 
Nur die, welche gegen das heilige Recht und gegen 
das Licht der Wahrheit, das von oben ſtammt, mit 
blinder LeidenfchaftlichEeit wirken , und die Menfchheit 
nicht zu einem unendlichen — wiewohl langfamen — 
Fortſchritte im Guten, fondern zur. Unmiffenheit, 
Roheit und zum Ruͤckſchritte beftimmt halten; nur die, 
welche an die Stelle der Vernunft und ihrer einfachen 
und unveranderlichen Grundfäge einen Myſticismus 
fegen, nach welchem bürgerlihe Verfaſſung, Reli— 
gion, Kunft und alles Gute und Große der Menfd)- 
beit in den fchaumenden Schmelztiegel eines Theo— 
pbraftus Paracelfus, Smwedenborg und Jacob Böhme 
gebracht wird; nur die — fo wenig ich fie auch in 
ihren feligen Träumen ftören, oder um ihre Genüffe 
beneiden mag — werden ſich nie mit meinen Grund» 
fägen ausfühnen ! ke 
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Aus dem Standpuncte der Neutralitaͤt in 
Beziehung auf den herrſchenden Meinungskampf in 
den politiſchen Syſtemen wuͤnſchte ich alſo, bei dem 
nachſtehenden Werke, von denkenden Maͤnnern beur— 
theilt zu werden. Es ſoll die Aufgabe loͤſen, die ge— 
ſammten Staatswiſſenſchaften, theils wie ich mir den 
ganzen Kreis derſelben, theils das Verhaͤltniß der 
einzelnen Staatswiſſenſchaften gegen einander denke, 
nach ihrem innern Zuſammenhange zu einer beſtimm— 
ten Meberficht über diefelben zu vereinigen, und 
zwar wie diefe Wiffenfchaften, nach ihrem neueften 
Anbaue und auf der gegenwärtigen Stufe ihrer Bil- 
dung und Reife erfcheinen, und wie fie eben fo für 
den afademifchen Vortrag, wie für das eigene Stu— 
dium gebildeter Zeitgenoffen dargeftellt werden müffen, 

Ob ich nun gleich, nach acht und zwanzigjäbri- 
ger Befchäftigung mie diefen Wiffenfchaften und nad) 
dem oft wiederhohlten Vortrage der meiſten derfelben, 
befonders aber nach den mehrmaligen Vorträgen der 
EncyflopadiederpolitifhenWiffenfhaf 
ten, die Heberzeugung gewonnen habe, daß die 
Staatswiffenfchaften in ihrem Zufammenhange 
ganz anders, neben den übrigen abgefchloffenen 
wiffenfchaftlihen Kreifen (3. B. der philofophifchen, 
der mathematifchen, der gefchichtlichen, der juridifchen 
Wiffenfhaften u. ſ. w.), erfheinen,. als wenn 
man fie von einander frennt und nur einzelne Derfel= 
ben entweder im Lehrvortrage oder in befondern Wer: 
fen behandelt; fo erwarte ich doch Feinesmweges, daß 
die ausgezeichnerften Männer vom Fache auf teutſchem 
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Boden (wohin ich namentlich v. Jakob, Lotz, Rau, 
Sartorius, Graf Soden u. a. zaͤhle), mit 
mir über die in der Einleitung verfuchte Aufftellung, 
Bezeihnung und Eintheilung der zwölf Staatswif- 
fenfchaften völlig einverftanden feyn werden, Sch 
rechne daher eben fo auf ihre Nachficht, wie auf ihre 
Zurechtweifung und Belehrung, wünfche aber dabei, 
daß fie mich zunachft im Sinne und Geifte meines 
Spftems prüfen und widerlegen mögen, weil ic) 
daffelbe in den vier Theilen, aus welchen das Werf 
beftehen fol, gleichmäßig feftgehalten habe, Jeder ein= 
zelne Theil wird namlich drei Staatswiffenfchaften 
umfchließen. So wie diefer erfte Theil das Natur— 
und DVolferreht, das Staats: und Staatenrecht, 
und die Staatsfunft enthalt; fo foll im zweiten 
die Volfswirchfchaft, die Staatswirthfehaft mit der 
Sinanzwiffenfhaft, und die Polizeiwiffenfhaft, — 
im dritten die Gefchichte des europaifchen Staaten: 
fuftems aus dem Standpuncte der Politif, die Staa- 
tenfunde (doch nur im aflgemeinften Umeiffe), und 
das öffentliche europaifche Staatsreht, — und im 
vierten das practifche europäifche Voͤlkerrecht, die 
Diplomatie und die Staatspraris Dargeftellt werden. 

Die Berechnung des ganzen Werfes auf unge- 
fähr 4 Alphabete zeigt, daß Feine der einzelnen 
Staatswiflenfchaften im vollen Umfange des Syſtems 
(wie ungefähr v. Jakob vie Finanzwiffenfchaft, 
Heeren die Gefchichte des europaifchen Staaten— 
ſyſtems, Haſſel die Statiitif, und Klüber das 
practifche europaifche Völkerrecht durchfuͤhrten ‚) bes 
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handelt werden kann; wohl aber ſoll jede wichtige 
Lehre, welche in die einzelnen Staatswiſſenſchaften 
gehoͤrt, nach einer logiſch geordneten und deutlichen 
Begriffsbezeichnung vorgetragen, das Ganze jeder 
Wiſſenſchaft nach feinem innern nothwendigen Zuſam— 
menhange verbunden, jede einzelne Staatswiſſenſchaft 
auf den Standpunct, den ſie gegenwaͤrtig nach 
ihrem Anbaue erreicht hat, geſtellt, uͤberall die wich— 
tigere Literatur beigebracht, und die Darftel- 
lung felbft, nach der fiylififhen Form, fo 
gehalten werden, daß nicht blos Männer vom Fache 
und Studirende das Werk in die Hand nehmen, ſon— 
dern auch Gefchäftsmänner und gebildete Leſer da— 
durch für das Intereſſe an dieſen Wiffenfchaften ge— 
wonnen werden. Eine folche Behandlung und Dar- 
ftellung der Staatswiffenfchaften beabfichtigte ich, als 
ich fie auf dem Titel als eine Darfiellung im Lichte 
unfrer Zeit bezeichnete! Ich fühle recht gut, wie 
weit ich hinter meiner Idee in der Ausführung zurüd- 
geblieben binz allein in magnis rebus et voluisse 
sat est! y | 

Aus dem aufgeftellien Gefihtspuncte ergibt fich 
denn als unmittelbare Folge, daß überall der neue— 
ften Unterſuchungen und Anfichten in den einzelnen 
Staatswifjenfihaften gedacht werden mußte. Wo 
diefe Anfichten mit den meinigen zufammenftimmten, 
nahm ich fiein den Text aufz wo ich fie prüfte, oder 
zur Erläuterung und zur Beweisfuͤhrung beibrashte, 
fiehen fie in den Noten, Wer meiner frühern ftaats- 
wiffenfchaftlihen Schriften ſich erinnert, wird finden, 
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daß, ob ich mir gleich in den allgemeinſten ftaats- 
rechtlichen Grundfägen (3. DB. in der Lehre vom 
Staatsgrundvertrage, von der Theilung der Gewal— 
ten u, a.) gleich geblieben bin, Doch in diefem Werfe 
alles durchaus neugearbeitet und neugeftaitet erfcheint, 
und auch fo erfcheinen mußte, weil in neuerer Zeit in 
feinem Rreife wiffenfchaftlicher Forſchungen die Ver— 
änderungen fo bedeutend und fo durchgreifend geweſen 
find, als in dem Kreife der Staatswiffenfchaften. 
Dazu haben nicht nur die erfchütterndften und folgen- 
reichften Vorgänge im europäifchen Staatenfyfteme, 
fondern auch die angeftrengten Forſchungen und neuer— 
lih erfchienenen gediegenen Werke ausgezeichneter 
Schriftſteller im Kreife diefer Wiffenfchaften mitge- 
wirft, Iſt doch erft feit 1805 durch von Jakob 
und Graf Soden die Volfswirthfchaft als eine 
felbftftandige, von der Staatswirthfchaft gefvennte, 
Wiffenfchaft behandelt, und eben fo erft in den legten 
Sahren die Diplomatie flreng von der Diploma- 
tif, das practifche europaifche Völkerrecht feit den 
Schriften des verewigten von Martens genau von 
dem philofophifchen Voͤlkerrechte gefondert, das pbi- 
lofopbifhe Criminalrecht zu einer ganz neuen 
Geftale ausgeprägt, und die Polizeiwiffenfchaft 
in einem Lichte dargeftelle worden, . wie fie in den 
Schriften des v. Juſti, Noöffigs wa. nicht er- 
feheine! Namentlich foll in dieſem Werke auch der 
Verſuch gemacht werden, das öffentlihe euro- 
päifhe Staatsrecht und die Diplomatie, 
die bisher noch nicht wiſſenſchaftlich durchgebildet 
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waren, gleichmaͤßig, wie die andern Staatswiffen- 
ſchaften, in foftematifcher Haltung darzuftellen. 

Sn dem vorliegenden erften Theile wird die 
von mir (mit wenigen andern) im Naturrechte 
verfuchte gleichmäßige Ableitung der Nechts- und 
der Pflichtenlehre aus einer gemeinfchaftlichen Quelle 
nicht auf allgemeine Zuftimmung rechnen dürfen; ich 
wünfche aber auch dabei nur, daß man mir — ab- 
gefehen von den Pramiffen — die Folgerichtigfeit 
in der Durchführung zugeftehe, Gleiches Schickſal 
befürchte ich von der Behandlung des philofoppi- 
fhen Criminalrechts; doc) glaube ih — unge- 
achtet der Kurze der Darftellung — nichts ohne 
Gründe beigebracht zu haben, Die Staatsfunft 
(Politik) endlich erfcheint bier in einer ganz neuen, 
mir eigenthümlichen, Geftalt, vollig abweichend von 
allen mir befannten Syftemen und Compendien der- 
felben. Daß fie einer neuen Öeftaltung be— 
durfte; darüber werden alle Männer vom Fache 
mit mie einverftanden feyn. Ob aber ich theilweife 
den rechten Weg fand; darüber wünfche ih vorziüg- 
Lich Auskunft und Belehrung. . Wenigftens erfuche 
ih die Männer, welche diefen erften Theil wiffen- 
fchaftlich prüfen, befonders der Staatsfunft ihre Auf- 
merffamfeit zu fchenfen. Durch diefe völlig neue 
Geftaltung der Politik ift zugleich der erfte Theil in 
der Bogenzahl etwas flärfer geworden, als ih An— 
fangs wiünfchte und beabfichtigte; Dagegen werden die 
folgenden Theile verhaͤltnißmaͤßig im Umfange ſchwaͤ— 
cher werden. 
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Was die Siteratur betrifft; fo fam es, bei 
der angegebenen Beftimmung diefes Werfes, nicht 
darauf an, Maffen zu haufen, obgleich auch nichts 
Wichtigeres übergangen werden durfte Ich kann 
verfihern, daß ic), mit wenigen Ausnahmen, die 
angeführten Schriften, felbft beſitze, und namentlich 
beim. Naturrechte und der Politik viele hundert 
Schriften nicht angeführte habe, die ſich Darüber in 
meiner Bücherfammlung befinden. So ſchwer es ift, 
bei der Aufnahme der Literatur die fo fehr abweichen- 
den Erwartungen und Anfichten der Einzelnen zu 
befriedigen, und fo leicht es der Kritif fälle, irgend 
ein übergangenes Buch, das für den Einzelnen zu— 
fällige Wichtigkeit hat, nachzutragen; fo babe ich 
doch — alle diefe Schwierigkeiten beruͤckſichtigend — 
mich nicht entſchließen koͤnnen, die Literatur, wie 
Andere thün, ganz wegzulaffen, und lieber, meine 
ich, ſtehe ein Buch) zu viel da, als eins zu wenig! 

Da diefes Werf mit dem Berfuche einer ſy— 
ftematifh durchgefuͤhrten Gefammrüber- 
fiht über alle Staatswiffenfhaften im 
Sihte unfrer Zeit feinem bis jetzt erfihienenen 
oder angefundigten ahnlihen Werfe in den Weg 
tritt; fo wünfche ic) innig, daß Daffelbe, bis es durch 
ein beſſeres verdrängt wird, richtige und zeitgemäße 
Begriffe über die gefammten Staatswiffenfchaften in 
einem weiten Kreife verbreiten helfen möge, weshalb 
in demfelben — nach dem Vorgange geachteter Män- 
ner in andern Wiffenfchaften — die Verbindung der 
Beſtimmung eines Handbuches und eines afademi- 
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ſchen Lehr buch es verſucht worden iſt. Denn daß 
die Staatswiffenfchaften endlich auch in Teutſchland 
in ihre lang verfannten Rechte allmählig eintreten, 
und daß erleuchtere Negierungen das dringende Be— 
dürfniß fühlen, Fünftige Staafsmänner und Diplo- 
maten, und.alle die, welche ſich den einzelnen Zwei— 
gen der Staatsverwaltung widmen, eben fo forgfäl- 
tig für dieſe Hochwichtige Beftimmung auf den Uni- 
verfitäten vorbereiten zu lafjen, hat die Begründung 
felbftftändiger Sacultäten der Staatswiffenfchaften 
auf den Univerfitäten Tübingen und Würzburg, 
fo wie das, was ſchon langft dafür in Heidelberg 
geſchah, und die auf den öftreichifchen Univerfitaten 
fhon feie mehreren Jahrzehenden beftehende Vorſchrift 
gelehrt, daß namentlich Finanzwiffenfchaft und Po- 
lizeiwiffenfchaft von den Studirenden der Rechte ge: 
hört und belege werden müffen, Eine ähnliche Verord- 
nung ift im Sabre 1822 im Königreihe Hannover 
erfchienen, wornac) alle, welche der Beamtenlaufbahn 
fi) widmen , außer den juridifchen Studien, auch Die 
ftaatswiffenfchaftlichen,, bei ihren Geſuchen, belegen 
muͤſſen. — Nur dann, wenn man fich überzeugt haben 
wird, Daß für den fünftigen innern und äußern 
Staatsdienft eine eben fo beftimmte, forgfältige 
und umfchließende Vorbereitung noͤthig ift, wie für die 
Detreibung der Kaufmannfchaft, und fir die fünftige 
Uebernahme eines Amtes in der Kirche, in der Schule, 
oder in der Öerechtigfeitspflegez; nur dann, wenn man 
ſich überzeugt haben wird, daß unzähligen Verirrun— 
gen kraftvoller, aufftrebender Juͤnglinge am fiherften 
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durch Mittheilung deutlicher und wichtiger 
Begriffe über ven Staat, über feine Beftimmung, 
über feine Anftalten und Bevürfniffe i in dem afademi- 
ſchen Vorleſungen, vorgebeugt werden kann; nur 
dann werden auch die Staatswiſſenſchaften auf unſern 
Hauptſchulen, neben den andern abgeſchloſſenen Krei— 
ſen poſitiver Diſciplinen, als gleichberechtigt 
und gleichgeachtet erſcheinen, und ihr wiffen- 
ſchaftlicher und gründlicher Anbau wird, ſchon nach 
dem erſten Jahrzehend, einen wohlthaͤtigen Einfluß 
auf das ganze Staatsleben aͤußern! Ich kann daher 
dieſes Vorwort gewiß nicht zweckmaͤßiger ſchließen, 
als mit einer Stelle des geiſtvollen Buchholz (in 
fe neuen Monatsſchrift für Teurfhland, 

1822, Auguftheft, S. 493.): „Waͤre das, wor- 
nach das Jahrhundert ſtrebt — die Staa tswif- 
fenfhaft — bereits in einer ſolchen Vollftandig- 
Feit vorhanden, Daß die Organifationsprincipe über 
alle Zweifel erhoben daſtaͤnden; fo würde Darin, 
wenn in irgend etwas, Das fouverainfte Gegen— 
mittel gegen alle Ummälzungen gegeben 
ſeyn. Leider liege diefe Wiffenfchaft noch in der Wiege. 
Und da ihr Werth von denen, die fih Staatsmänner 
nennen, in der Regel am meiften verfannt wird; fo 
ift es nicht wahrfcheinlich, Daß fie in Furzer Zeit die 
Wichtigkeit erhalte, dieihrgebühre Wie 
lange fie aber auch noch verfannt werden möge; her— 
vorarbeiten wird fie fih, weil fie, wenn uns nicht 
alles taufcht, das Kind des Jahrhunderts ift, d. h. 
diejenige Geburt, zu welcher in allen Zweigen menfch- 
licher Erfenneniß alles vorbereitee ift, alles draͤngt!“ 


Leipzig, am.14. Febr. 1823. 
Politz 
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Allgemeine Einleitung 


in die 


geſammten Staatswiſſenſchaften. 


1. 
Begriff der Staatswiſſenſchaften. 


Es⸗ gibt einen Kreis von Wiſſenſchaften, welche 
man — zum Unterſchiede von allen andern wiſſen— 
ſchaftlichen Gebieten — die Staatswiſſenſchaf— 
ten nennt, Das Eigenthuͤmliche derſelben beſteht 
darin, daß die Idee des Staates in jeder 
dieſer Wiſſenſchaften ven Grundbegriff dew 
ſelben bildet, und die Verſchiedenheit der 
einzelnen Staatswiffenfchaften, nach ihrem felbft« 
ftändigen Charafter und nach ihrer gegenfeitigen 
Grenzbeftimmung, zunähft auf der Are und 
Weife beruht, wie der Örundbegriff des Staa- 
tes in dem Mittelpuncte der wiffenfchaftlihen Dar— 
ftellung nach gewiſſen mwefentlichen Beftimmungen er= 
fheint, durch welche die eine Staatswiffenfchaft, in 
Hinſicht auf ihre Begründung, auf ihre Eintheilung, 
auf ihren Umfang und auf ihre foftematifche Durch- 
führung, fi) von jeder andern Staatswiffenfchaft 
unterſcheidet. 
J. 1 
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2 
Zufammenhang der Staatswiffenfchaften 
unter ſich. 


Recht und Wohlfahrt find die beiden höch- 
ften Bedingungen alles Staatslebens; denn in dem 
Staate find vernünftig = finnliche Weſen vermittelft 
des Staatsvertrages zu einer Gefellfchaft zufammen- 
getreten, durch welche der Endzwed der Menfchheit — 
Sittlichkeit und Glückfeligfeit in Harmonie — theils 
von dem einzelnen Menfchen, theils von der gan- 
zen Mechtsgefellfehaft, fo wie nach außen in der 
Wechfelwirfung mit andern Völkern und Staaten, 
erreiche werden fol. So wie aber die geiftige Natur 
des Menfchen höher fteht, als die ſinnliche; fo fteht 
auch unter den beiden Grundbedingungen des Staats- 
lebens das Recht höher, als die Wohlfahrt, und nie 
darf der Wohlfahrt wegen das Recht verlegt oder 
Bintangefegt werden. Denn die Herrfchaft des 
Rechts auf dem ganzen Erdboden ift das 
Seal, welchem theils jede einzelne bürgerliche Ge: 
ſellſchaft, theils die Gefammtheit aller auf dem 
Erpboden neben einander beftehenden Völker und 
Staaten zugebildet werden foll. Diefes deal muß 
daher auch der legte und höchfte Maasftab feyn für 
alles, was in den Staatswiffenfchaften entweder als 
zu verwirflichen gefordert, oder als bereits vorhan— 
den Dargeftellt und nach jenem Maasftabe geprüft 
werden foll, 


gt 
Eintheilung der Staatswiffenfhaften. 
Sind Recht und Wohlfahrt die beiden höchften 
Bedingungen alles Staatslebens; fo folge daraus, 
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daß alles zu dem Kreife der Staatswiffenfhaften 
gehört, was uns lehrte, theils mie dieſe beiden 
höchften Bedingungen des Staatslebens verwirklicht 
werden follen und koͤnnen; fheils wie fie in 
den vormals beftandenen und noch beftehenden Staa- 
ten verwirklicht worden find und verwirklicht wer— 
den; — oder auch wie und wodurch diefe Bedin- 
gungen verfehlt und nicht verwirflicht worden find, 
Der Kreis der Staatswiffenfchaften wird daher, 
nad) feiner allgemeinften Eintheilung, theils philo- 
ſophiſche, theils geſchichtliche Staatswiffen- 
fchaften umfchließen, wovon die erften lehren, wie, 
nad) den ewig gültigen Forderungen der Vernunft, 
Recht und Wohlfahrt verwirklicht werden follen und 
fonnen, und die zweiten durch Thatſachen nach: 
- weifen, ob und wie Recht und Wohlfahrt in den vor- 
mals beftandenen und noch beftehenden Staaten ver- 
wirflicht werden, oder nicht, (So gehören entfchieden 
das Staats- und Staatenrechet zu den philo: 
fophifchen, dagegen die Gefhichte des euro- 
paifhen Staatenfyftems, die Statiftif 
u. a. zu den geſchichtlichen Staatswiffenfchaften.) 


4. 
Sortfegung 


Allein man reicht mit diefer allgemeinften Ein- 
theilung der Staatswiffenfchaften in philofophifche 
und gefchichtliche nicht aus; theils weil in den 
Kreis derfelben zwei Wiffenfchaften gezogen werden 
müffen, in deren Mittelpuncte zwar der Grund» 
begriff des Staates nich e vorherrfcht, ohne welche 
aber die eigentlichen Staatswiffenfchaften ihrer legten 
Begründung ermangeln: das Natur: und Voͤl— 
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kerrecht, und die Volfswirehfhaft (Mational: 
öfonomie); theils weil gewiſſe Staatswiffenfchaf- 
ten nur durch die Verbindung von philofo- 
pbifhen Grundfägen mit geſchichtlichen 
Thatfahen ihre foftematifche Geftaltung und Hal- 
fung gewinnen fonnen, wie „DB. die Staatsfunft 
(Politif), die Staatswirthfehaft und Finanz- 
wiffenfchaft, fo wie die Polizeiwiffenfhaft. 

Wenn man, wie es die Vernunft verlangt, das 
fogenannte Natur- und Volkerrecht von dem 
Staats- und Staatenrechte forgfältig un— 
terſcheidet; ſo enthalt das erftere, nach dem in 
ihm aufgeführten Ideale, Die Darftellung eines 
rechtlichen Vereins noch ohne Ruͤckſicht auf das 
eben im Staate, doch fo, daß jenes deal des 
Natur- und Wölferrehts der böchfte Maasftab 
für die wiffenfchaftlihe Begründung und Durd)- 
führung des Staats- und, Staatenrehts enthält. 
Die foitematifhe Darftellung beider Wiffen- 
fhaften in diefem Werke mag diefes hier ausge— 
fprochene Verhältniß Dderfelben gegen einander be— 
weifen. — Daffelbe gilt von dem VBerhältniffe 
der Volfswirthfohaft zur Staatswirth- 
fhaft, inwiefern die erfte den ganzen Umfang 
der Duellen, Bedingungen, Beſtandtheile und 
Wirkungen des Volfsvermögens, noch unabhän- 
gig von dem Einfluffe des Lebens und der Re— 
gierung im Staate darauf, entwicelt, — 

Daß man aber mit der allgemeinften Einthei- 
lung der Staatswiffenfchaften in philofophifche und 
gefhicheliche nicht ausreiche, fondern auch (im 
guten Sinne,) gemifchte annehmen müffe, in 
welchen die aus der Vernunft für die Verwirk— 
lihung des Staatszweckes ftammenden Grundfäge 
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an Thatfachen der Gefchichte gehalten und durh . 
diefe erläutert und verfinnlicht werden, erhellt aus 
der Politif oder Staatsfunft, fo wie aus 
der Staatswirthſchaft, der Finanzmif: 
fenfhaft und Polizeiwiffenfhaft. Denn 
wenn auch aus reiner Vernunft hervorgeht, daß 
fein Staat ohne Negenten gedacht werden Fann; 
fo kann doch die Frage: welches die befte Regie— 
rungsform fey, nur mit Nückficht auf die Gefchichte 
— und alfo nicht im Staatsrechte, fondern in der 
Staatsfunft — entfchieden werden, Eben fo ver: 
langt die Vernunft im Staatsrechte, daß eine 
Volfsvertretung überhaupt beftehe, Ob aber diefe 
in einer oder in zwei Kammern zufammentreten 
folle; darüber kann blos die Politif entfcheiden, — 
Daffelbe gilt von der Staatswirthfchaft. Die 
Vernunft verlangt, daß jeder Staatsbürger nur 
von feinem reinen Einfommen befteuert werde; 
die Gefchichte aber mweifet nah, ob und mwie dies 
am beiten, durch directe oder indirecte Steuern, 
gefchehen koͤnne? Gleihmäßig Fann über die 
Zwecmäßigfeit oder Unzweckmaͤßigkeit der Be— 
fteuerung im Einzelnen, fo wie über die Güte 
oder Verwerflichfeie der einzelnen Polizetanftalten 
u. ſ. m. nur nach dem Zeugniffe der Erfahrung 
und Gefchichte entfchieden werden, — Daraus 
geht als Ergebniß hervor: daß man die Staats- 
wiffenfchaften weder blos als philofophifche, noch) 
blos als gefchichtlihe Wiffenfchaften varftellen 
koͤnne; daß es zwar reinphiloſophiſche 
Staatswiſſenſchaften gebe (Natur- und Voͤlker— 
recht, Staats- und Staatenrecht, Volkswirth— 
ſchaft), und eben ſo auch reingeſchichtliche 
(Geſchichte des europaͤiſchen Staatenſyſtems, Sta— 
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tiſtik, prackifches europäifches Völkerrecht, Diplo: 
matie u. ſ. w.), daß aber auch einzelne Staats- 
wiffenfhaften gleihmaßig auf philofophifcher 
und gefchichtlicher Unterlage beruhen, wie die 
Staatsfunft, die Staatswirthfchaft, die Finanz: 
und die Polizeiwifjenfchaft. 


5 
Ueberſicht uͤber die geſammten Staats— 
wiſſenſchaften. 


Zu dem Kreiſe der Staatswiſſenſchaften gehoͤren: 


1) Das Natur- und Voͤlkerrecht, oder 
die ſogenannte philoſophiſche Rechtslehre im 
engern Sinne des Wortes. Sie enthaͤlt die wiſſen— 
ſchaftliche Darſtellung des Ideals der Herrſchaft des 
Rechts auf dem ganzen Erdboden, fo daß in dem a: 
turrechte ver einzelne Menfch nach dem Umfange 
feiner gefammten Rechte und rechtlichen Verhaͤltniſſe 
gefchildert wird, wie diefelben in der Matur des 
Menfchen überhaupt urfprünglich begründet find und 
aus dem Ideale des Rechts mit Nothwendigkeit her— 
vorgehen, worauf in dem pbilofophbifhen Voͤl— 
ferrechte die Bedingungen entwicelt werden, unter 
welchen theils in der Mitte des einzelnen Volkes, 
theils in der Verbindung und Wechfelwirfung meh- 
rerer und aller neben einander beftehenden Rechtsge- 
fellfchaften oder Wölker, die Herrfchaft des Rechts 
auf dem ganzen Erdboden verwirklicht werden fol. 

2) Das Staats» und Staatenredt. 
Wenn der Staat, defien Begriff aus der Erfah: 
rung ſtammt, die Beftimmung hat, die Herrfchaft 
des Nechts in der vertragsmäßig begründeten bür- 
gerlichen Gefellfhaft, welche gleihmaßig ſittlich— 
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miündige und unmündige Wefen in fih faßt, zu 
vermwirflichen; fo kann dies nur unter der Bedin— 
gung eines rechtlich geftalteten Zwanges gefcheben. 
Das Staatsrecht enthält daher die wiffenfchaft- 
liche Darftellung der Herrfchaft des Nechts inner- 
halb der bürgerlichen Gefellfhaft, unter der Bedin— 
gung -des rechtlich geftalteten Zwanges, — Weil 
aber auf dem Erdboden eine Mehrheit von bürger- 
fichen Gefellfchaften, die wir Staaten nennen, neben 
einander befteht; fo ſchließt fih das Staatenredt 
an das Staatsrecht als unmittelbare Folge deffelben 
an, und entwickelt wiffenfchaftlih die Grundfäge für 
das rechtliche Nebeneinanderbeftehen aller Staaten des 
Erdbodens, unter der Bedingung des zwifchen ihnen 
rechtlich geftalteten Zwanges nach vorbergegangenen 
Rechtsverletzungen. 

3) Die Staatskunſt (Politik). Jeder 
Staat wird, als ein organiſches Ganzes, in ſeiner 
Ankuͤndigung wahrgenommen nach) feinem innern 
und außern Leben, und nad) dem Zufammenhange 
zwifchen beiden. Die Staatsfunft enthält daher 
die wiffenfchaftliche Darftellung des Zuſammenhan— 
ges zwiſchen dem innern und aͤußern Gtaatsleben, 
nach den Grundfägen des Rechts und der Klug: 
heit. Sie flüge ſich rückwärts auf das im: philo- 
fopbifchen Staatsrechte aufgeftellte Ideal des voll 
fommenen Staates, verbindet aber, in ihrer wiffen- 
fchaftlihen Durchführung, mit dem höchften Zwecke 
des Rechts den Zweck der Wohlfahrt, ſowohl der 
Individuen, als der ganzen Gefellfhaft, und ent- 
lehnte aus der Gefhichte der Vergangenheit und 
Gegenwart die anwendbarften und treffendften Be— 
lege für die theoretiſch ausgefprochenen Grundſaͤtze 
des Rechts und der Klugheit, Sie ift Deshalb eine 
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gemifchte (d. h. eine aus philoſophiſchen Grund- 
fägen und aus gefhichtlihen Thatſachen gleihmaßig 
gebildete) Staatswiffenfchaft. Wollte man fie blos 
auf Negeln, entlehnt aus der Erfahrung und Ge- 
fhichte, zurückführen; fo würde fie nicht blos der— 
jenigen feften Unterlage ermangeln, die zunächft auf 
Grundfägen der Vernunft beruht; fie würde auch 
nicht ohne innere Widerfprüche bleiben, weil man 
aus der Gefchichte nicht felten Belege für die einan— 
der entgegengefegteften politifchen Anfichten und Be— 
haupfungen aufitellen Fann. Sollte aber die Staats- 
funft, welche dem wirflichen $eben der Voͤlker 
und Staaten angehört, einzig aus reiner Vernunft 
abgeleitet werden, ohne dabei die Stimme der Ge: 
fhichte zu hören; fo würde fie zum trockenen Gerippe 
abgezogener Begriffe werden, ohne Anwendbarkeit 
auf die Fraftvolle Anfündigung des Staates als einer 
lebensvollen Drganifation, und ohne Benugung der 
großen Wahrheiten, welche die Gefchichte in einem 
Zeitraume von mehreren Jahrtauſenden darbietet, Es 
muß daher in der Staatsfunft das Zeugniß der 
Gefchichte mit den Forderungen der Vernunft an 
das innere und äußere Leben des Staates verbunden 
werden. 

4) Die Volkswirthſchaft (Mational- 
öfonomie). Kein Staat kann ohne ein Wolf ge: 
dacht werden, das zur Gefellfchaft im Staatsleben 
rechtlich verbunden ift. Der Begriff des Volkes 
geht daher dem Begriffe des Staates voran. Die 
Vernunft denkt fih alfo 1) ein Volfsleben, 
geftügt auf den rechtlichen Verkehr aller zur Ge— 
fellfchaft verbundenen Individuen, fo wie auf ihr 
gemeinfames Streben nah Wohlfahrt und Glüd- 
feligfeit, und 2) ein aus der rechtlichen Thaͤtigkeit 
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und dem regen Streben nah Wohlfahrt hervorge- 
gangenes Bolfsvermögen, unabhängig von dem 
wirflihen eben im Staate und unabhängig von 
dem Einfluffe der Regierung im Staate auf die 
Ankündigung des Volkslebens und auf die Erftres 
bung des Volfsvermögens, — Mad) diefem höch- 
fien Standpuncte für die Ankündigung und Ent- 
wicelung des Wolfslebens enthalte die Volks— 
wirtbfhaft (oder Nationalofonomie) die 
wiffenfchaftliche Darftellung theils der Quellen, Be— 
dingungen, Beftandtheile und Wirfungen des Wohl- 
ftandes und des Vermögens eines Volkes, theils der 
wirffamften Mittel, durch welche jene Quellen ‚Des 
dingungen und Beftandtheile des gefammten Volks— 
vermögens am jwecmäßigften und ficherften für die 
Begründung, Befoͤrderung % Erhaltung und Vers 
mehrung der Wohlfahrt der Individuen und des gan= 
zen Volkes benugt werden koͤnnen. Es wird daher 
in der Volkswirthſchaft die Außere TIhätigfeit der In— 
dividuen und der Gefammtheit des Volkes nach ihrer 
völligen Freiheit und Selbftftändigkeit, unabhängig 
von jedem Einfluffe des Staatslebens und der Regie— 
rung im Staate auf diefe Thätigkfeit, im innern Zu> 
fammenhange entwickelt, und auf diefe Weife das 
lebensvolle Ganze eines, durch die ihm einwohnende 
phyſiſche und geiftige Kraft ſich forebildenden und zur 
möglihft hoͤchſten Wohlfahrt gelangenden, Volkes 
vermittelt. Bei Diefer Unabhängigfeit der Volks— 
wirthſchaft von allen Nückfichten auf die Einrich— 
ungen und Verhältniffe im Staatsleben, behauptet 
fie diefelbe wiffenfchaftliche und idealifhe Stellung 
zur Staatswirthfchaft, wie das Natur- und Völfer- 
recht zum. Staats- und Staatenredhte, Sie ift: 
gleihfam eine Metaphyſik der Staatswirthſchaft, 
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welche das aus der Erfahrung und Gefchichte in der 
Staatswirthfchaft Stammende auf die höchften in der 
Vernunft enthaltenen Bedingungen des Volfswohl- 
ftandes zurückgeführt, und dieſe zum fyftematifchen 
Zufammenhange vereiniget, 


5) Die Staatswirtbfhaft und Fi- 
nanzmwiffenfchaft. Geſtuͤtzt auf die wiffenfchaft- 
lihe Durhführung der Volkswirthſchaft, müffen in 
der Staatswirthſchaft zunaͤchſt die beiden wich- 
tigen Aufgaben befriedigend gelöfet werden: 1) wie 
Das Staatsvermögen, oder das, was der Staat für 
fein Beftehen und feine Erhaltung jährlich dedarf, 
aus dem DVBolfsvermögen gebildet und verwendet 
werde, und 2) ob überhaupt, und welchen recht- 
lihen und wohlthätigen Einfluß die Regierung im 
Staate auf die Leitung der freien Volfsthätigfeit 
und des DVolfsvermögens haben kann und darf. 
Durch die erfchöpfende Beantwortung dieſer Auf: 
gaben ‚enthält zugleih die Staatswirthfhaft den 
hoͤchſten Maasftab ‚für die in der Finanzwiſſenſchaft 
aufzuftellenden Schren. Die Sinanzwiffenfhaft 
ift namlich der Inbegriff der Grundfäge des Rechts 
und der Klugheit, nach welchen die anerfannten Be— 
dürfniffe des Staates für die ununferbrochene Errei- 
hung des Staatszwedes, im Allgemeinen und im 
Einzelnen, gedeckt und befriedigt werden follen, mit- 
bin im engern Sinne die erfhöpfende und in ſich zu— 
fammenhängende Darftellung fammtlicher Einnahmen 
und Ausgaben des Staates. 


6) Die Polizeiwiffenfhafte Sie ent- 
hält die foftematifche Darftellung der Grundfäge, nach 
welchen theils die öffenelihe Sicherheit und Ord— 
nung im Staate vor möglicher Verlegung bewahrt, 
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und die gefchehene Verlegung fogleich erfannt und 
möglichit ausgeglichen, eheils die Kultur und Wohl: 
fahrt der Staatsbürger nad) ihrem ganzen Umfange 
begründet, befördert, erhalten und erhöht werden kann 
und ſoll. Es zerfällt daher, nad) diefer Anſicht, die 
Polizeimiffenfchaft in die beiden Haupttheile: in die 
Sicherbeits- und Drdnungspolizei, und in 
die Rultur- und Wohlfahrtspolizei. (Es 
ift von einigen Lehrern der Polizeiwiffenfchaft nicht 
ohne Grund erinnert worden, daß, nad) dem anges 
gebenen Standpuncte, zwei beinahe fremdartige Theile 
in derfelben Wiffenfchaft zu Einem Ganzen vereiniget 
würden; allein bis jegt hat theils die Mehrheit der 
Theoretifer in der Polizeiwiffenfchaft für diefe Ver— 
bindung entfchieden, theils findet fie ſich auch in der 
Staatspraris mehrerer civilifieter Staaten, Es 
fheint daher nicht rathſam, aus beiden Theilen zwei 
verfchiedene und felbftftändige Staatswiſſenſchaften 
zu bilden, weil wenigftens fo viel ausgemacht bleibt, 
daß das, was unter dem Abfchnitte der Kultur— 
und MWohlfahrespolizei abgehandelt wird, 
weder in dem Kreife der gefammten Staatswiffen- 
fhaften übergangen, noch einer von den übrigen 
Staatswiflenfchaften mit befferm Erfolge, als der 
Polizeimiffenfchaft, eingelegt werden kann. Es bleibt 
daher fein anderer Ausweg übrig, als entweder 
Die Lehre von den Anftalten des Staates für die Kul— 
eur und Wohlfahrt feiner Bürger mit der Polizei- 
wiſſenſchaft zu verbinden, oder fie zu einer befondern 
Staatswiffenfchaft zu erheben, was für die, welche 
das Letztere vorziehen, in der folgenden Darftellung 
der Polizeiwiffenfchaft dadurch erleichtert worden ift, 
daß die Lehre von den Anftalten für die Kultur und 
Wohlfahrt der Staatsbürger einen, von der Sicher- 
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heits « und Ordnungspolizei getrennten und felbftftän- 
digen, Abfchnitt bilder, ) 

7) Die Gefhichte des europäifchen 
Staatenfyftens aus dem Standpuncte 
der Politif, Unter einem Stastenfyfteme 
verftehen wir die bleibende Verbindung und Wechfel- 
wirfung mehrerer felbftftändiger, d. h. politiſch glei- 
cher, und von einander unabhängiger Staaten und 
Neihe, als nothwendige Folge der gleichmäßigen 
geiftigen, religiöfen und bürgerlichen Entwickelung, 
Bildung und Reife der Voͤlker, welche zu diefen 
Staaten und Reichen gehören. Unter dem euro- 
päifchen Staatenfufteme denfen wir daher die Ver- 
bindung und Wechfelwirfung aller einander an Civi— 
lifation und Selbftftändigfeit ähnlichen oder doch ver— 
wandten europäifchen Staaten und Reiche, mit Ein- 
ſchluß Der aus den Kolonieen der Europäer in Ame— 
rika hervorgegangenen felbftftandigen Saaten, Die 
Entftehung derjenigen Verbindung und Wechfelwir- 
fung der europäifchen Völker und Reiche, welche man 
ein Staatenfyftem zu nennen berechtigt ift, fällt aber 
in die Zeit der Entdefung von Amerika, fo daß eine 
Gefchichte des europäifchen Staatenfyftems erft von 
diefer Zeit an gedacht werden fann, Aus dem 
Standpuncte der Politif wird diefe Gefchichte 
gefaßt, fobald bei der Darftellung des europäifchen 
Staatenfuftems die Entwicelung des innern und 
außern Lebens der einzelnen Staaten, und Reiche 
berückfichtige, und der Zuſammenhang dieſes innern 
und außern Lebens bei der Gefammtanfündigung der 
einzelnen Staaten und Reiche in der Mitte des euro— 
päifchen Staatenſyſtems vergegenmwärtigt wird. — 
Die Gefhichte des europäifhen Staaten: 
ſyſtemszaus dem Standpuncte der Poli- 
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tif, wefentlich verfchieden von der allgemeinen Ge- 
fhichte, wie von der europäifchen Staatengefhichte, 
enthält daher die pragmatifche Darftellung des politi= 
ſchen (innern und äußern) Lebens der Geſammtheit der 
europaifchen Staaten und Reiche, mit Einfchluß der 
aus europäifchen Kolonieen hervorgegangenen ameri- 
Eanifchen Staaten, feit dem Ende des funfzehnten 
Sahrhunderts bis auf unfre Zeit, nad) ihrer gegen- 
feitigen völferrechtlichen Verbindung und Wechfel- 
wirfung. 

8) Die Staatenfunde (Statiftif), Wenn 
die Gefchichte aus dem Standpuncte der Politik die 
Anfündigung und Geftaltung der untergegangenen, 
wie der beftehenden Voͤlker, Staaten und Reiche, nad) 
der Wechfelwirfung ihres innern und Außern Lebens, 
im Kreife der Vergangenheit darftellt; fo ift 
Dagegen die Staatenfunde die Wiffenfhaft, 
welche die politifche Geftaltung (den Organismus ) 
der gefammten Staaten und Neiche des Erdbodens, 
zunächft aber des europäifchen Staatenfyftems mit 
Einfhluß der aus europäifchen Kolonieen hervorges 
gangenen felbftftändigen amerifanifihen Staaten, 
nad) der Anfündigung ihres innern und Außern 
Sebens und nach der Wecfelwirfung beider auf 
einander, im Kreife der Gegenwart fdil: 
dert. — Die befondere Staatenfunde 
jedes einzelnen Staates und Reiches zerfällt daher 
in zwei Haupttheile: in die Darftellung des innern 
und des außern Lebens deffelben im Kreife der 
Gegenwart, 

9) Das öffentlihe Staatsreht Sm 
Gegenfage des Privatrechts der einzelnen Völker, 
Staaten und Reiche, verftehen wir unter dem öffent- 
lihen Staatsrechte derfelben im Allgemei— 
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nen bie eigenthümlichen, gegenwärtig gültigen 
Grundgefege, auf welchen ihr politifches Dafeyn 
rechtlich beruht, im Befondern aber die in ge- 
fhriebenen Urkunden enthaltenen Verfaffungen einer 
großen Zahl europäifcher und amerifanifcher Staaten 
der neuern Zeit, als die gegenwärtigen rechtlichen 
Grundbedingungen ihres innern politifchen Lebens, 
(Diefe Staatswiffenfchaft ift, im Ganzen genommen, 
noch) nicht vorhanden, fondern erft neu zu begründen, 
Das Bedürfniß derfelben fühlte Theod. Schmalz, 
und fprach es aus in feinem „Plane zu Vorle— 
fungen über allgemeines pofitives euro- 
paifhes Staatsreht” Berl, 1815. & — 
Theilweife, aber unzureichend, berückfichtigte man die 
hierher gehörenden Gegenftände bisher in der Sta- 
tiftif unter der Rubrik: Werfaffung.) 

410) Das practifhe europaifhe Vol- 
kerrecht. Diefe Staatswiffenfhaft — welche man 
auch minder richtig das po fitive europäifche Voͤlker— 
recht nennt, weil fie auf feinem oder pofitiver Gefege, 
wie das Privatrecht der einzelnen Staaten und Keiche, 
oder auc) wie das (unter N.9 aufgeführte) öffentliche 

Staatsrecht beruht — ift weſentlich von dem philo: 
ſophiſchen Voͤlkerrechte verſchieden, und enthalt Die 
foftematifche Darftellung der zwifchen den. gefitteten 
und hriftlichen europäifchen Völfern und Reichen — 
mit Einfhluß der aus europaifchen Kolonieen hervor: 
gegangenen amerifanifchen Staaten — beſtehenden | 
rechtlichen und politifchen Grundfäge und Formen in 
Hinficht ihres außern gegenfeitigen Verfehrs. (Das 
Herfommen nennt diefe Wiffenfchaft noch immer das 
europaͤiſche Völferrecht, obgleich feit der Selbft- 
ftändigfeit der nordamerifanifchen Freiftaaten, welche 
mit Europa auf gleiche rechtliche und politifche Be: 
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‘ ‚dingungen in Verkehr und MWechfelwirfung getreten 
find, ſtatt diefer befchränfenden Bezeihnung, Die 
allgemeinere des practifhen Voͤlkerrechts 
überhaupt zur wiffenfchaftliche Geltung erhoben wer- 
den follte, ) 

11) Die Diplomatie, Diefe im Werden 
begriffene und noch in feinem befondern Werfe ſyſte— 
matifch durchgebildete Staatswiffenfchaft muß zuerft 
genau von der Diplomatif, einer Hülfswiffenfchaft 
der Gefchichte, unterfchieden (vergl. $. 7.), und dann 
in ihr felbft die Wiffenfhaft von der Kunft ge 
frennt werden. Die Diplomatie als Wiffenfchaft 
enthält den Umfang der Kenntniffe, welche zur poli— 
üfch.-Diplomatifchen Unterhandlung mit auswärtigen 
Staaten gefordert werden, und als Kunft bezeichnet 
fie die, auf die Grundlage jener Kenntniffe erworbene, 
Fertigkeit, mit auswärtigen Staaten zu unterhandeln, 
Ob nun gleich dieſe Kunft, als folche, nicht gelehrt 
werden kann, fondern von den Individuen erworben 
werden muß; fo Fann doch der Umfang theoretifcher 
Kenntniffe, welche die Unterhandlungsfunft voraus- 
ſetzt, wiſſenſchaftlich dargeftelle und ausgeführt, fo 
tie die von den Diplomaten älterer und neuerer Zeit 
geübte Kunſt durch Beifpiele belegte und verfinnlicht 
werden. immer aber fegt fie, ſowohl theoretifc, als 
practifch, eine vertraute Befanntfchaft mit den vor— 
beraufgeführten Staatswiffenfchaften, befonders mit 
der Staatsfunjt, mit der Öefchichte des europaifchen 
Staatenfyfiems, mit der Staatenfunde, mit dem 
öffentlichen Staatsrechte, und mit dem practifchen 
europäifchen Wölferrechte voraus. 

12) Die Staatspraris. Obgleich die bloße 
Koutine feinen Gefchäfts- und Staatsmann zu ſei— 
nem Wirfungsfreife gehörig vorbereiten kann; fo 


— 
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reicht doch auch die bloße fheoretifche Erlernung der 
wiffenfchaftlihen Kenntniffe, welche zum fünftigen 
Staatsdienfte in den innern und auswärtigen Ange- 
legenheiten gehören, nicht aus zur erfchöpfenden Vor: 
bereitung auf den Eintritt in die wirklichen Verhaͤlt— 
niffe des öffentlichen Staatslebens., Es muß daher 
entweder fogleich mit der Erlernung und Aneignung 
der Theorie die theilmeife Voruͤbung in der Praris 
verbunden , und in derfelben allmählig fortgefchritten 
werden, oder diefe Vorbereitung zur Staatspraris muß 
unmittelbar auf die Theorie folgen, bevor der fürm- 
lihe Eintritt in den Stsatsdienft beginnt, — Sm 
Allgemeinen verfteht man unter der Staafsprapis 
die Fertigkeit, alle einzelne Gegenftände des innern 
und äußern Staatslebens mit Sachfenntniß, Be: 
ftimmtheit und Sicherheit, fo wie mit Fefthaltung 
der Volkerfitte und der Formen der Convenienz zu bes 
handeln. Sie zerfällt, bei der wiffenfchaftlichen Dar: 
ftellung, in die beiden Theile: der Praris in den 
innern und in den ausmwärfigen Angelegen- 
beiten. 

Durh diefe zwolf einzelnen Wiffen- 
[haften fcheint der Kreis der gefammten Staats- 
wiffenfchaften erfchöpft zu werden. — Ob nun 
gleih das Natur» und Voͤlkerrecht, nad 
feinem Urfprunge und nad) feinem DVerhältniffe 
zur Pflichtenlehre, auch zu den Wiffenfchaften der 
practifchen Philofophie gehört; fo kann es doch 
auf feinen Fall in der Keihe der Staatswiffen- 
fchaften, als Grundlage aller rechtlichen 
Verhaltniffe im innern und Außern 
Staatsleben, übergangen werden, meil es 
nicht gleichgültig ift, auf welcher naturrechtlichen 
Unterlage das Staatsrecht aufgeführt wird; fo 
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wie namentlich das philofophifche Wölferreche den 
Stuͤtzpunct des practifchen europäifchen Voͤlker— 
rechts bildet, und felbjt von den ausgezeichnetiten 
Fürften und Staatsmännern neuerer Zeit nicht 
felten das Natur- und Voͤlkerrecht als legte 
Inſtanz angezogen worden ift, wo die pofitiven 
Beſtimmungen nicht ausreichten, 


Schwieriger bleibe die Feftftellung der Aufe 
einanderfolge der einzelnen Staatswiffenfhaf 
fen, und daß in einigen (nicht in allen) Staats» 
wiffenfchaften einzelne Wiederhohlungen aus den 
andern nicht ganz vermieden werden fünnen. 
Beides hat feinen Grund in der allmähligen und 
zum Theile fehr zufälligen Ausbildung der eins 
zelnen Staatswiffenfihaften; denn beides würde 
nue dann zu vermeiden gewefen feyn, wenn ſaͤmmt⸗ 
lihe Staatswiffenfhaften gleichzeitig und wie 
aus Einem Guffe entflanden waren, Da aber, 
einige ‚derfelben nach ihren Grundbeftimmungen 
bereits in die Elaffifche Zeit des griechifchen Alter 
thums zurücdreichen, andere erſt feit 10 — 20 
Sahren neu entftanden (z. B. die Bolkswirthe 
fchaft, die Gefhichte des europäifchen Staaten: 
foftems), andere durch neuaufgeftellte Grund» 
lagen völlig umgebildet (3. B. das philoſophiſche 
Kriminalrecht als Theil des Staatsrechts, bie 
Finanzwiffenfchaft, die Polizeiwiflenfchaft, das 
practifche Völkerrecht), und andere erft im Wer- 
den begriffen find (3. B. das vffentliche Staats— 
recht, die Diplomatie); fo darf e8 nicht befrem— 
den, wenn felbft ausgezeichnete Schriftfteflee im 
ftaatswiffenfhaftlihen Fache, fowohl in Hinfiht 
der DBeftimmung des Umfanges und des wefent- 
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lichen Inhalts der einzelnen Staatswiffenfchaften, 
als in Hinficht der Stellung der einzelnen Staats- 
wiffenfchaften nach ihrer Aufeinanderfolge, nicht 
vollig einverftanden find, — Bis nicht das Ge- 
bier diefer Wiſſenſchaften noch erfchöpfender, als 
bis jegt, angebauet feyn wird, muß es daher jedem 
denfenden Kopfe frei ftehen, diejenige Auf- 
einanderfolge der einzelnen Staatswiffenfchaf: 
fen zu wählen, welche ihm, nach firenger Prufung 
ihres Inhalts und nach reiflicher Erwägung des in- 
nern und außern Verhältniffes diefer Wiffenfchaf- 
ten gegen einander, Die zweckmaͤßigſte zu feyn ſcheint. 
Freilich wird fich über diefe Aufeinanderfolge weit 
länger (ohne doch fobald zu einem beftimmten Zwecke 
zu fommen) ftreiten laflen, als darüber: ob wirf- 
lic) die hier genannten zwölf Wiffenfchaften in den 
Kreis der Staatswiffenfchaften gehören, — Bei 
der in Diefem Werke befolgten Ordnung und Auf: 
einanderfolge war der Grundfaß vorberrfchend: 
das rein philvfophifche möglichft voranzu- 
ftellen; fodann diejenigen Wiffenfchaften fol- 
gen zu laffen, in welchen die Vernunft die 
Grundfäge Darbietet, die Gefhichte aber Die: 
felben verfinnlicht, beftätige und erläutert; und 
endlich mit denjenigen Wiffenfchaften zu fehließen, 
welche auf rein geſchichtlicher Unterlage 
beruhen, obgleih die Ihatfachen der Gefchichte 
nach den in den vorausgegangenen Wiſſenſchaf— 
ten bewährten Vernunftgrundfagen ihre wiffen- 
fhaftlihe Stellung und innere Verbindung er- 
halten, — 

Dei einer encyelopadifchen Darftellung der ge= 
ſammten Staatswiffenfchaften bleibt aber die 
Ausmittelung des Plages für die eigentlide 
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Staatsfunft (Politik) die ſchwierigſte Aufgabe. 
Sie, die, nad) Grundfäßgen des Nechts und der 
Klugheit, die gefammten Bedingungen des innern 
und außern Staatslebens und die Wechfelwirfung 
beider auf einander (wie in einem lebensvollen 
fräftigen Organismus) vergegenwärtigen foll, ges 
höret — man koͤnnte fagen: gleihmäßig — 
der Vernunft und der Gefchichte an. In mancher 
Hinſicht follte fie daher, als die Krone des Ganzen, 
am Schluffe aller Staatswiffenfihaften, nad) 
vorausgegangener Durchführung der gefammten 
einzelnen philofophifchen und gefchichtlichen Staats— 
wiffenfchaften, ftehen, Allein durch die ihr zunachft 
zufallende Sehre von der Berfaffung und Ver— 
waltung im wirflidhen Staatsleben, und 
von dem Verfehre mit den auswärtigen Staaten, 
wie er in der Wirflichfeit erfcheine, ſchließt fie fich 
doch an die im Staatsrechte aufgeftellten Vernunft— 
geundfäge über Verfaffung und Verwaltung, und 
über die rechtliche Verbindung und Wechfelwir- 
fung mit dem Auslande fo genau an, daß man — 
wegen der in die Sfaatsfunft gehörenden weitern 
Ausführung diefer hochwichtigen Gegenftände — 
fein Bedenfen fragen fann, fie unmittelbar 
aufdas Staats- und Staatenredt fok 
gen zu laffen, wenn gleich die Charafteriftif 
der einzelnen in der Wirflichkeit jetzt beftehenden 
Staatsverfaffungen dem öffentlichen Staats 
rechte, und die Durchführung der Polizeivers 
waltung und der Finanzverwaltung nad 
allen einzelnen Gegenftänden, den beiden — 
darauf folgenden — felbftftändigen Staatsmwiffen: 
fhaften, der Polizei» und der Finanzwiſſenſchaft, 
angehört, 
2 * 
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6. Be. 
Verfhiedenheit der Staatswiffenfhaf: 
ten von den fogenannten Kameralwiffen- 


ſchaften. 


Wenn der Begriff des Staates in der Grundbe— 
ſtimmung (und Definition) der Wiffenfchaft über die 
Aufnahme derfelben in die Reihe der Staatswiffen- 
fhaften entſcheidet; fo würde es eben fo fehlerhaft 
feyn, wenn man, nach älterer Sitte, Die gefammten 
Staatswiffenfchaften blos als einen Anhang zu.den 
fogenannten KRameralwiffenfchaften betrachten, oder 
wenn man, nach einer andern Anficht, die Kameral- 
wiffenfchaften felbft in den Kreis der Staatswiffen- 
fhaften aufnehmen wollte, Beide müffen, nad) 
dem in neuerer Zeit begonnenen umfchließendern Ans 
baue der Staatswiffenfchaften, fortan forgfältig 
von einander gefhieden werden, fo wie 
man bereits auf mehreren Hochfchulen, geleitet von 
einem richtigen Tacte, neben ven früberbeftandenen 
Sehrftühlen der Kameralwiflenfchaften, eigene und 
felbftftandige Lehrſtuͤhle der Staarswiffenfehaften er⸗ 
richtet hat. 

Der weſentliche und unterſcheidende Charakter 
der Rameralwiffenfchaften von den Staatswiffenfchaf: 
ten beruht aber darauf, daß die Kameralmiffen- 
fhaften die wiffenfhaftlihe Darftellung 
Des gefammten Gebiets der materiel- 
len Thätigfeit der einzelnen Staatsbür- 
ger umſchließen. Nach dieſem Geſichtspuncte wer— 
den die Kameralwiſſenſchaften in drei Haupabthei— 
lungen behandelt: 

1) in der. La udwirthſchaftskunde Oeko⸗ 

nomie im weitern Sinne). Dieſe faßt in ſich: 
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a) die Feldwirthſchaft, mit der Viehzucht, 
— dem Garfen- und Wieſenbaue; 


b) die Forftwiffenfchaft ; 
©) die Bergbaufunde, 


„a 2) in derewerbsfunde (T Technologie), ober 
in der wiffenfchafelichen Darftellung der. auf Erfab- 
rung beruhenden zweckmaͤßigſten Verarbeitung der 
Naturerzeugniſſe durch den menfchlichen Fleiß, ver- 
mittelft der Theilung.der Arbeit. Sie zerfällt, je 
nachdem das Erzeugniß des menſchlichen Fleißes 
“ entweder dur) Hande und Maſchinen, oder durch 
Feuer und Hammer hervorgebracht wird, 


a) indas Manufacturweſen, und 
2 by) in das Fabrikweſen. 


23) in der Handelsfunde, nad) den mannig- 
Gaftigen Gegenftänden und Zweigen des Handels 
in- und ausländifcher Handel; Land- und See— 
"handel, Groß- und Detailhandel; Speditions— 
. Zranjio- Handel u. ſ. w.). 


Es kann nicht verkannt werden, bei der 
——— Darſtellung der Volks⸗ und Staats⸗ 
wirthſchaft, ſo wie der Finanzwiſſenſchaft, eine al: 
An Keintniß der Ramerahwifienfchaften vor: 

usgefegt werden muß, und daß — da entfthieden 
Die, ee eine. bedeutende Stelle in 
der Reihe der vorbereitenden und Hülfswif- 

fenf&aften zu ‚den, Staatswiffenfchaften behaup- 

ten — es fehr weckmaͤßig iſt, wenn wenigſtens eine 
encyklopaͤdiſche Ueberſicht uͤber das Gebiet der Kame— 
ralwiſſenſchaften der Erlernung der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften vorausgeht. 
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Für dieſen Zweck der Vorbereitung auf die 


Staatswiſſenſchaften eignen ſich — mit Uebergehung 
der altern in die Literatur der Kameralwiſſen— 
fhaften gehörenden Werfe — befonvders zen 
Schriften: 


Fr. Bened. Weber, Einleitung in das Studium ber 


Kameralwiffenfchaften. zte Aufl. Berl. 1819. 8. 
(Doc werden von dem Verf. die meiften eigents 
lihen Staatswiffenfchaften in das Gebiet der 
Kameralwiffenfchaften gezogen.) 


eo. Fr. v. Lamprecht, Entwurf einer Encyklos 


pädie und Methodologie der Kameralwiffenfchafs 
ten. Halle, 1785. 8. (enthält: Defonomie, Berg⸗ 
bau, Technologie, Handelsfunde, Haushaltung und 
Staatslehre, d. i. Polizei und Finanz.) 


Sr. Ludw. Walther, Verfuh eines Syſtems der 


a > 4 Theile. Gießen ,„ 1793 ff. 

8 N. X. 1806. (Th. ı Landwirthfchaftz; Th. 3 
Forſtwiſſenſchaft; Ih. 3 Technologie; Ih. 4 Por 
litik.) 


Theod. Schmalz, Encyklopaͤdie der Kameralwiſſen— 


Fr. 


ſchaften. Koͤnigsb. 1797. 8. N. A. 1819. (Sn 
dieſer N. A. hat Thär die Landwirthfchaft, 
Hartig die Forftwiffenfchaft, Roſenſtiel die 
Bergbaufunde, und Hermbſtaͤdt die Technos 
logie revidirt.) J 


. &. ©. Sturm, Grundlinien einer Encyklopaͤdie 


der Kameralwiffenfchaften. Jena, 1807. 8. (Landa 
wirthfchaft, Technologie, Handelskunde, Polizei 
und Finanz.) 

Karl Fulda, Srundfäge ber Stonomifch = politis 
fhen oder Kameralwiffenfhaften. Tüb. 1816. 8. 
N. A. 1819. (Privarötonomie, Kae, 
Staatsökonomie.) 


Die einzelnen Kameralwiffenfhaften find von 


ausgezeichneten Männern trefflic angebaut worden: 
die Landbwirchfhaft von Belmann, 
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cr Thär (Ein. zur Kenntnif der engl. Landwirth> 
fhaft, 4 Th. Rannov, 1806. 8.) und Durger 
(Lehrb. der Landwirthſchaft, 2 Th. Wien, 1819 u. 
21.8); — die $orffwiffenfhaft von 
Burgsdorf, Hartig, Bechſtein, Cotta und 
Pfeil; — die Bergbaukunde von Ver 
ner, Trebra, Charpentier, Freiesleben, 
Lampadius, Mohs; — die Technohbogie 
von Beckmann, Hermbſtaͤdt, Poppe; — 
die Handelskunde von Buͤſch (theoretiſch— 
practiſche Darftellung der Handlung, 2 Th. N. A. 
Hamb. 1799. 8.), Beckmann, Leuds, und 
Sonnleithner (Lehrbud der Handelswiffenfchaft, 
Wien, 1819. 8.) 


7. 


Die VBorbereitungs- und Hülfsmiffen- 
[haften zu den Staatswiffenfhaften. 


Will man den Kreis der vorbereitenden 
(propadeutifchen) und Hulfswiffenfhaften in 
Beziehung auf die Staatswiffenfchaften nicht abficht- 
lich erweitern; fo fünnen, im engern Sinne, nur 
Diejenigen dahin gerechnet werden, welche entweder 
Grundfäge und Lehren enthalten, die in den einzelnen 
Staatswiffenfchaften aus andern Difeiplinen als 
Praͤmiſſen vorausgefegt werden, oder die zur nähern 
Entwidelung, Erflärung und Verfinnlichung der in 
den Staatswiffenfchaften enthaltenen Grundfäge und 
Unterfuhungen dienen. Aus diefem Standpuncte 
fonnen blos folgende als Vorbereitungs- und 
Hulfswiffenfhaften der Staatswiſſenſchaften 
aufgeführt werden: 

1) Die Rameralwiffenfhaffen, nament- 
lich als Vorbereitungsfenneniffe für Volkswirthſchaft, 
Staatswirthſchaft und Finanzwiſſenſchaft; 


| 
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(Leber ihren Begriff, ihre Abgrenzung und 
ihr Verhältniß zu den Staatswiſſenſchaften 
9.6. 


2) Die fogenannte politifhe Geograpbie, 
oder die wiffenfihaftlihe Darftellung der phyſiſchen 
und politifchen Verhältniffe der einzelnen Staaten 
und Neiche des Erdbodens aus dem Standpuncte 
bes örtlichen Mebeneinanderfeyns und der 
örtlihen Aufeinanderfolge der Gegenftande 
(um fie dadurch wefentlih von der GStatiftif zu 
unterfcheiden, und gegen Diefe feharf zu begrenzen, — 
worüber der Dritte Theil dieſes Werkes zu ver- 
gleichen iſt). 

As vorzuͤgliches Handbuch der politiſchen Geos- 
graphie (obgleich in daffelde zu viel aus der Sta— 
tiftie aufgenommen worden iſt) verdient genannt zu 
werden: Ehfin. Gtfr. Dan. Steinsg Dands 
bud der Geographie und Statiftif nad 
ben neueften Anfichten. 3 Theile Ate'verm. 
und verb. Auflage, Lpz. 1819 u. 20. 8. 

As vollfändiges Syſtem der neueften Län 
derfunde, das, nach feiner Beendigung, den veralter 
ten Buͤſching völlig erfeßen wird, gehört ‚hierher 
das: vollfäandige Handbuch der neueften 
Erdbefhreibung von Safyari, Daffel, 
Cannabih und Gutsmuths. Mon diefem 
Werke find bis jetzt in 4 Abtheilungen 15 
Bände erfchienen, wovon die 3 erften. Äbtheiluns 
gen in 11 Bänden Europa, und die Ate Abtheis 
fung in 4 Bänden Aſien (meiftens von Daffel 
bearbeitet) dargejtellt haben. Die drei übrigen Erb» 


theile (Afrika von Ukert N find noch 
zurück, 


3) Die allgemeine: Sefhihre aus dem 
Standpuncte der Politik, Die allgemeine 
(oder Welt) Gefchichte theilt man am zweckmaͤßigſten 


% 
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invier Haupttheile: 1) die Gefhichte der Welt 
des Alterthums, welche mit der Stiftung der 
älteften Staaten beginnt und herabreicht bis zum 
Untergange des römifchen Weftreihes (476 nad) 
Ehrifti Geburt); 2) die Gefhichte des Mittel: 
alters, von der Auflöfung des römifchen Wert: 
reiches bis zur Entdefung des vierten Erdtheiles 
(von 476 — 1492 n. C.); 3) die der neuern 
Zeit, vonder Entdeckung des vierten Erdtheils 
bis zue franzöfifhen Revolution (von 1492 — 
1789); und 4) die der neueften Zeit von der 
feanzöfifhen Revolution bis auf unfre Tage. — Für 
die Behandlung und Darftellung der allgemeinen Ges 
fhichte find feie den legten Jahrhunderten mehrere 
Standpuncte fefigehalten worden. Seit der Kirchen« 
verbefferung berrichte lange die theologifche Ans 
fiht vor, befonders nad) dem fogenannten vier Mo: 
narchieenſyſteme, Das fih auf eine mißverftandene 
Stelle im Propheten Daniel gründete, Dann folgte 
im zweiten Viertheile des achtzehnten Jahrhunderts 
die philologiſche Anfihe, wo geachtete Philolo— 
gen die Gefchichte, befonders die alte, als Huͤlfs— 
mittel zu dem Studium der Elaffifchen Schriftfteller 
des. Alterthums. behandelten, wie gleichzeitig. - die 
Publiciſten Die Gefchichte der Teutſchen als Huͤlfs— 
mittel des teutſchen Reiches zunächft als Kaifer- 
und Meichshiftorie vorkrugen, ohne das im Vor— 
dergrunde der Ereigniffe ftehende teutfche Wolf 
einer höhern Beruͤckſichtigung zu würdigen. — Nur 
erit mit Schlözer begann die Behandlung der 
Geſchichte aus: dem Standpuncte der Politi , worin 
ihm Spittler, Job. Müller, Heeren, Wach— 
ler, Saalfeld, Rotteck, Luden u.a, folgten. 
‚Die Gefhichte, aus Diefem Standpuncte darge- 
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ftelle, vergegenwaͤrtigt nicht allein den innern und 
notbwendigen Zufammenhang der Begebenheiten, 
nach welchen fie fi gegenfeitig als Urfade 
und. Wirkung verhalten (die pragmatifche 
Methode), fondern auch die Anfündigung des in- 
nern und außern $ebens der erlofchenen oder noch 
beftebenden Reiche und Staaten, inwiefern nämlich 
(nach den Grundfägen der Staatsfunft) das in- 
nere Seben der Völker und Staaten zunächft von 
deren Kultur, Religion, Verfaffung, Verwaltung 
und Sitten abhängt, und das äußere Leben der— 
felben,, oder ihre Verbindung und Wechfelwirfung 
mit andern gleichzeitigen Wolfern und Staaten, fo 
wie überhaupt ihre Fräftige oder fhwahe Stellung 
in der Mitte eine seigentlichen Staatenfpftems, zu— 
nacht bedingte wird von der Kraft ihres innern 
Lebens. — Ob nun gleih die Gefhichte des 
europäifhen Staatenfyftems aus dem 
Standpuncte der Politik vom Jahre 1492 
an (6. 5. N.7.) eine felbftftandige Staatswiffen- 
ſchaft bildet, und in die Reihe derfelben gehört; fo 
wird doch, durch die Behandlung der altern und 
neuern Gefchichte aus dem Standpuncte der Po— 
litik, Die richtige Würdigung der Gefchichte der 
neuern und neueften Zeit, wo die Verbindung und 
Wechſelwirkung der europäifchen Staaten und Reiche 
allmahlig die außere Geftalt eines Staaten- 
fyftems gewann, zwedmäßig vorbereitet und 
unterftüßt. Esiftdaher, für das Studium 
der Staatswiffenfihaften, die Behandlung 
der allgemeinen Gefchichte aus dem Standpuncte 
der Politif der fonft gewöhnlichen annaliftifchen 
(hronologifchen), oder ethnographiſchen, oder ſyn— 
chroniſtiſchen Methode vorzuziehen, weil nur bei 
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jener Behandlung die allgemeine Geſchichte als eine 
Worbereitungs - und. Hilfswiffenfchaft: der Staats⸗ 
I gedacht werden kann. 


4) Die Diplomatif * Urkundenlehre— 
Dieſe Wiſſenſchaft, welche zunaͤchſt in den Kreis 
der gefhichtlichen Wiſſenſchaften gehoͤrt, hat 
die Beſtimmung, die geſchichtlichen Urkunden leſen, 
verſtehen und benutzen, ſo wie die Echtheit derſel⸗ 
ben beurtheilen zu lehren. Inwiefern nun eine 
Menge von Urkunden aus den Zeiten des Mittel— 
alters zur Begründung und Bewahrung der Rechte 
der einzelnen Staaten und ihrer Negentenhaufer 
gehören ; infofern hat die Diplomatif für den Staats» 
und Gefchäftsmann, nächft der Kenntniß der allge— 
meinen Geſchichte, unter den übrigen gefchichtlichen 
Wiffenfhaften weinen vorziglihen Werth, Der 
Name Diplomatifer bezeichnete deshalb auch, 
bis er von der fpätern und angemeffenern Benen— 
nung Diplomat verdrängt ward, diejenigen 
Staats» und Gefchäftsmänner, welche aus eigner 
geündliher Kenntniß der Urkunden die rechtlichen 
und politifchen Verhältniffe ihres Staates nicht nur 
überfchauten, fondern die legten auch, nach jener 
erworbenen Kenntniß, im In- und- Auslande bei 
jedem eintretenden ftreitigen Falle leiteten. — Ob 
nun gleich durch Die völlige Umbildung des innern 
Staatslebens der meiften europäifchen Staaten feit 
30 Sahren, fo wie durch die völlig veränderte 
Grundlage der Staatskunſt in den äußern Ver— 
hältniffen, die Diplomatif, unbefchader ihres 
wiſſenſchaftlichen Werthes, fir den Gtaats= und 
Geſchaͤftsmann entbehrlicher und minder wichtig ge 
worden ift, als vormals, und dagegen die Diplo— 
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matie zu einer felbftftändigen — wenn gleich noch 
nicht völlig durchgebildeten — Staatswiſſenſchaft 
ſich erhoben bat; fo muß doch noch immer die 
Diplomatif in den Kreis der Hülfswiffenfchaften 
zu den Staatswiffenfchaften gezogen werden, weil die 
in den Archiven aufbewahrten Urfunden ber Staa- 
ten und Reiche nicht felten, theils wegen der in meh— 

rern Staaten fortdauernden $ehnsverhältniffe im In— 
nern, fheils wegen flreitiger Nechte mit dem Aus— 
lande, nachgefchlagen und nad) ihrem Inhalte aus- 
gemittelt werden müffen. Wenigftens bedarf in unſrer 
Zeit jeder nur etwas bedeutende Staat einiger 
Maͤnner, welche dieſer Wiſſenſchaft in der ie der. 
Archive gewachſen find. f 


Gebildet ward aber bie Dipfomaib, als ge: 
ſchichtliche Wiffenfchaft, ſeit der Mitte des ficben- 
zehnten Jahrhunderts durch die damals beginnenden 
Territorialprozeffe, befonders in Hinſicht auf die 
feie dem eilften SSahrhunderte zahlreich verfertigfen 
falfhen Urkunden, auf welche, namentlich Kloͤ⸗ 
ſter und geiftliche Körperfhaften, große Befigungen, 
Rechte und Anfprüche gründeten. " Dahin gehörte 
befonders Conrings censura diplomatis,  quod 
a Ludovicu Imperatore fert acceptum coenobium 
Lindaviense. Helmst. 1672. 4 "Doch war Pape: 
broch, ein Jeſuit zu Antwerpen , der Erſte, wel: 
cher 4675 die Grundfage der Negeln zur Prüfung 
der Urkunden wiffenfchaftlich zu ordnen verfuchte, 
Durch die Strenge feiner Grundſaͤtze fand fich aber 
befonders der Benedickinerorden beeinträchtigt, aus 
deffen Mitte Joh. Mabillon das gelehrte Werft 
de re diplomatica, libri 6, Lutet. Paris. 1681. 
Fol. fihrieb, weichem 1704 ein Ergänzungs: 
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band folge, — Mach diefer trefflichen Begruͤn— 
dung der neuen Wiffenfchaft ward fie bald in den 
Kreis der afademifchen Vorträge aufgenommen, und | 
von Staatsmännern geachtet. Als Folge dieſer 
Achtung entftand das berühmte Chronicon 
Gottwicense, von welhem aber nur Ein Theil 
zu Tegernfee (1732. Fol.) erfchien, in welchem der 
Unterfchied zwifchen den inneren und Außern Kenn- 
zeichen der alten Urkunden genauer fejtgehalten ward, 
Bald darauf erfchien, als Mufterbuh, und ganz in 
Kupfer geftohen Walthers Lexicon diploma- 
ticum. Goͤtting. 1745. Fol, — Die fyftemati- 
ſche Haltung der Wiffenfchaft erhöhten die beiden 
Benedictiner Touftain und Taffin (feit 1750), 
in einem Werfe von 6 Duartbänden mit 100 Kur 
pfern, welches J. Chſtph. Adelung unter dem 
Titel: neues Sehrgebäude der Diplomatif 
(9 Theile, Erfurt, 1759 ff. 4.) auf teutfchen Bo— 
den verpflanzte, — Gleichzeitig wirkten für das 
Studium der Diplomatif: Heumann in f. 
commentariis de re diplomatica regum et im- 
peratorum germanicorum, Norimb. 1745. 4 — 
Eckhardt in f. introductio in rem diplomaticam, 
praecipue germanicam, Ed. 2%, Jen. 1753. 4 — 
Baring in ſ. clavis diplomatica, Hanov. N. Ed. 
41754. 4 — Soadim in f (trodnen) Eins 
leitung zur teutſchen Diplomatif, 2te Aufl: 
Halle, 1754. 8. — Gregor Gruber in fi Lehr: 
buche einer allgemeinen Diplomatif, vor- 
zuglich für Deftreih und Teutſchland. 2 Ih. Wien, 
1783. & — J. Chſtph. Gatterer, fihon im 
Sabre 1765 durch feine elementa artis diploma- 
ticae, wovon aber nur Ein Quartband zu Göttins 
gen erfhien, und fpäter ducch feinen Abriß der 
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Diplomarif, Gött. 1798. 8., und durch feine 
practifhe Diplomatif, nebft 15 Kupfertafeln. 
Gött: 1799. 8. — Mit vielen neuern Anfichten 
bereicherte die Wiſſenſchaft Schünemann, in f. 
Lehrbuche der allgemeinen, befonders 
altern Diplomatif, 2 Ih. Hamb. 1801. $., 
welchem fein Coder für die practifche Diplo- 
matif, 2 Th. Goͤtting. 1800. 8. vorausgegangen 
war. — Zum Gebrauche für Archivare find 
befonders geeignet: le Moine und Batteney, 
practifche Anmweifung zur Diplomatif und zu einer 
guten Einrichtung der Archive, Aus dem Franzof, 
Nuͤrnb. 1776. 4. und Karl Sr. Bernd. Zinfer- 
nagel, Handbuch für angehende Archivare, Mord: 
lingen, 1800. 4. 


8. 


Literatur der encyflopädifden Be 
handlung der Staatswiffenfhaften. 


Da bei jeder einzelnen Staatswiffenfchaft die 
wichtigere Literatur derfelben mitgerheilt wird; 
fo gehört an das Ende der Einleitung, welche eine 
Furze Meberfiht über das gefammte Gebiet der 
Staatswiffenfhaften — mie daſſelbe in dieſem 
Werke dargeftelle wird — enthalten follte, nur noch 
die Angabe der Schriften , in welchen die Staats» 
wiffenfchaften (freilich je nachdem die Werfaffer 
mehrere oder wenigere dahin rechneten) encyklopaͤ— 
diſch, und zwar mit Ausfhluß der KRameralwiffen- 
fhaften, aufgeftellt wurden. 

Karl Stlo. Röffig, Entwurf einer Encyklopäs 
die und Methodologie der gefammten Staatswiffen: 

fhaften und ihrer Hülfsdifeiplinen. Leipz. 1797. 8: 
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(Bei vieler Zerfplitterung der einzelnen hieher gehoͤ— 
renden Wiffenfchaften in manche Untertheile, hat 
auch der Verf. zu viele pofitive Rechte berück 
fihtigt,, 3. B. das teutfche Staatsreht, und zum 
Theile die Kameralwiffenfchaften, 3. B. Technologie, 
Dergbau u. f. w.) 

Joh. Karı Wild. Nösling, die Wiffenfchaft 
von dem einzig richtigen Staatszwecke; als Grund— 
lage und Einleitung zu allen theoretifhen und 
practifhen Staatswiffenfchaften. Erlang. 1811. 8. 
(mit mehr Fleiß als Geiſt.) 

Alex. Lips, die Staatswiffenfchaftsiehre, oder 
Encyklopädie und Methodologie der Staatswiffens 
fchaft. Erl. u. Lpz. 1813. 8. (Der Berf. nimmt als 
Staatswiffenfhaften an: Juſtiz, Polizei, Nationals 
wirthſchaft, Nationalerziehung, Staatsconftitutiongs 
wiffenfhaft, Finanz.) — Eine kleine Schrift von 
24 Seiten war diefer vorausgegangen: Darftellung 
eines vollftändigen, aus der Natur der Menfchheit 
und des Denkens gefchöpften Syftems des Staats 
und feiner Wiffenfchaft. Münden, 1812. 8. Cent» 
behrlich geworden durch die oben genannte fpätere 
Schrift.) 

v. Jakob, Einleitung in das Studium der 
Staatswiffenfchaften. Halle, 1819. 8. (Der Verf. 
verbreitet fih zunächft über Politit, Nationaloͤko— 
nomie, Polizeiwiffenfchaft und Finanzwiffenfchaft.) 

Freih. v. Kronburg, Encyflopädie und Me: 
thodologie der practifhen Staatslehre nach den 
neueften Anfichten der berühmteften Schriftfteller 
dargeftellt und ergänzt. Dresden, 1821. 8. (meis 
ftens Compilation.) 


* * 

Wilh. Butte, Generaltabelle der Staatswiſſen— 
ſchaft und der Landeswiſſenſchaft. Landsh. 1808. 
Fol. — Dazu gehoͤrt: Entwurf ſeines ſyſtemati— 
ſchen Lehrkurſus auf der Grundlage feiner Generals: 
tabelle. Landsh. 1808. 8. (So viel ſich gegen des 
Verf. Elaffification und Benennung der Staats: 
wiffenfchaften einwenden ließe; fo hat er doch den 
hohen Werth derfelben hervorgehoben, und die 
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Selbfiftändigkeit des Kreiſes allee Gegenftände, 
welhe dahin gehören, bemerkbar gemadt.) Spaͤ— 
ter erfchien von ihm folgendes Werk: Ueber das 
organifirende Princip im Staate, ır Theil. Berl. 
1822. 8. (Sn diefem befinde fih ©. 127 ff. aud) 
eine Eintheilung der Staatswiffenfchaften, welche 
vor der in der Generaltabelle enthaltenen den Vor—⸗ 
zug verdient.) 


* 
* * 


Zuden materiellen Encyclopädieen der Staats» 
wiffenfchaften fann auch gerechnet werden: 

Die Staatskunſt; oder vollfiändige und gruͤnd⸗ 
liche Anleitung zu Bildung fluger Regenten, geſchick— 
ter Staatsmänner und rechtfchaffener Bürger. Aus 
dem Franzöf. des Herrn von Real, überf. von 
Joh. Phil. Schulin. 6 Theile. Frankf. u. Leipz. 
1762 — 67.8. (Th. ı u. 2 enthalten einen allgem. 
Srundriß der Staatskunſt, größtentheils gefchicht: 
lihe Darftellung der Verfaffung älterer und neuerer 
Staaten; Ih.3 das Naturrecht; Th. 4 das Staats; 
recht; Ih. 5 das Voͤlkerrecht; Ih. 6 die Politik.) 


“4 Ba 
Natur und Völkerrecht. 


Einleitung. 





1. 
Vorbereitende Begriffe 


—9* ſelbſtſtaͤndige Wiſſenſchaft unterſcheidet ſich 
dadurch von allen andern Gebieten der wiſſenſchaft— 
lichen (d. h. der ſyſtematiſchen, in ſich zuſammen— 
haͤngenden) Erkenntniß, daß ihr ein eigenthuͤmlicher 
Begriff und Zweck zukommt, und von dieſem 
eigenthuͤmlichen Begriffe und Zwecke theils der Um— 
fang der ganzen Wiſſenſchaft, theils ihre innere 
ſyſte matiſche Anordnung und Haltung, theils 
ihre Verſchiedenheit von allen andern, beſonders 
von den verwandten Wiffenfchaften , theils der höhere 
oder niedere Standpunck, aus welchem ver 
Anbau der Wiffenfchaft in verfchiedenen Zeiten ver⸗ 
fuht worden ift, mit Mothwendigfeit abhängt. 
Gilt dies von allen felbftftändigen Wiffenfchaften; 
fo muß es auch von der philofophifhen Rechts— 
lehre gelten. Die Einleitung in diefelbe iſt daher 
3 
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dazu beſtimmt, den eigenthümlichen Begriff und 
Zweck diefer Wiffenfchaft auszumitteln, und jene 
Folgerungen daraus abzuleiten, 


2 


Begriff und Zwed der pbilofopbifhen 
Rechtslehre. 


Der Begriff des Rechts, ſo wie der letzte Grund 
deſſelben, kann nicht aus der aͤußern ſinnlichen Welt, 
nicht aus dem Kreiſe der Erfahrung und Geſchichte, 
und eben ſo wenig aus einem poſitiven, d. h. aus 
einem zu einer gewiſſen Zeit und fuͤr die Beduͤrfniſſe 
eines gewiſſen Volkes gegebenen (mithin blos ge— 
ſchichtlich erkennbaren und geltenden) Rechte der 
Hindus, oder der Hebraͤer, der Griechen, der Roͤmer, 
der Langobarden, oder der roͤmiſchen Biſchoͤffe ftam- 
men. Was ewig als Recht für den Menfchen gelten 
und zugleich den höchften Maasjtab für die Ausmitte- 
lung der Bollfommenbeit oder Unvollfommenbeit jedes 
pofitiven Rechts des Alterthums oder der neuern Zeit 
enthalten foll, muß über alle Gefchichte und über jede 
pofitive Gefeggebung binausreichen, und in der ur— 
fprünglichen Gefegmäßigfeit des menfchlichen Geiftes 
begründet feyn, wenn anders das Recht alle We- 
fen unfrer Gattung ohne Ausnahme, wenn es alle 
Voͤlker und alle Zeiten umfchließen, wenn der 
Urbegriff des Rechts auf alles, was in der Erfahrung 
und Gefchichte. als Hecht fich anfündige, als hachfter 
Maasftab angewandt, überhaupt wenn der Zweck 
aller aͤußern gefellfchaftlichen Verbindung zwiſchen 
Wefen unfrer Gattung, das erhabene deal 
der Herrfchaft des Rechts auf dem ganzen 
Erdboden, allmählig verwirklicht werden fol. 
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Ableitung des Begriffes des Rechts aus 
der urfprünglidhen Gefeßmäßigfeit des 
menfhlihen Wefens, 


Die urfprüngliche Gefesmäßigfeit des menfch- 
lichen Wefens beruht auf den drei unmittelbaren That- 
fachen: des Dafeyns, des Verfchiedenfeyns von allen 
andern Dingen (der Sndividualicät) ‚ und der Per— 
fönlichfeit und Freiheit, Diefe unmittelbaren 
Thatfachen find in einem: Urfelbftgefühle verbürge, 
welches wir das Bewußtſeyn nennen, und diefes 
Bewußtſeyn ift das einzige DBleibende und Unver— 
Anderliche in unferm Weſen, über welches wir mit 
unfrer Erfenntniß nicht hinaus koͤnnen, und in wel: 
chem jeder einzelne Zuftand als mittelbare Ihat- 
fahe, deren wir uns bewußt werden, von uns wahr- 
genommen wird. Ob nun gleich das Bewußtſeyn 
nach ſeinem letzten uͤberſinnlichen Grunde auf ſeiner 
voͤlligen Unerklaͤrbarkeit beruht; ſo unterſcheiden wir 
doch in demſelben zwei Hauptgattungen menſchlicher 
Zuſtaͤnde: die Zuſtaͤnde des Seyns und des Han— 
delns. Das menſchliche Seyn kuͤndigt ſich naͤm— 
lich unmittelbar im Bewußtſeyn an als die innigſte 
und unaufloͤslichſte Verbindung einer ſinnlichen und 
einer geiſtigen Natur zu dem Ganzen Einer Perſon. 
Es iſt daher die Aufgabe der theoretiſchen Philo— 
ſophie, den Menſchen nach dem, was er iſt, nach 
der Geſammtheit und dem gegenſeitigen Verhaͤltniſſe 
aller in der urſpruͤnglichen Geſetzmaͤßigkeit ſeines We— 
ſens enthaltenen Vermoͤgen und Kraͤfte darzuſtellen. 

Mit dem Kreiſe des menſchlichen Seyns ſteht 
aber der Kreis des menſchlichen Handelns, oder 
der außern Ankündigung der menfhlichen Thätigfeit, 

3 “ 
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in Angemeffenheit zu einer vorausgegangenen innern 
Gefinnung und Triebfeder bei jeder einzelnen Hand: 
lung, in der genaueften Verbindung ; denn jede äußere 
Thatigfeit fest einen von dem handelnden Wefen ge- 
dachten Zweck voraus, der Durch) die äußere Thätig- 
feit erreicht werden ſoll. Die wiffenfchaftlihe Dar- 
ftellung der Gefammtbeit aller innern Triebfedern und 
Zwecke menfchlicher Handlungen, fo wie der aus die— 
fen Triebfedern entfpringenden Handlungen in’ Ange: 
meffenheit zu den beabfichtigten Zwecken, ift daher die 
Aufgabe der practifchen Philofophie. — Es kann 
aber nur ein freies: Weſen der innern Triebfedern, 
nach welchen es handelt, des Zweckes, welchen es 
beabfichtigt, und der Handlungen ſich bewußt werden, 
welche es in Angemeffenheit zu diefen Triebfedern 
vollbringe. Ob nun gleich die theoretiſche Philofophie 
in der Metaphyfif die Freiheit des Willens als die 
urfprüngliche Selbftbeftimmung des Menfchen bei fei- 
nen Handlungen, mithin als das höchfte practifche 
Vermögen vernünftig - finnlicher Wefen und als den 
unterfcheidenden Charakter der Menfchheit von allen 
andern Gefchöpfen aufftellt; fo ift es doch zunaͤchſt die 
practifche Philofopbie , welche der Freiheit in der un- 
bedingt gebietenden Gefeßgebung der Vernunft das 
unermeßliche Ziel vorhält, nad) welchem fie ſtreben, 
und das fie verwirklichen foll, 


4. 
Das practifhe Ideal. 

Die Vernunft kennt nämlich feine hoͤhere Idee, 
als die Idee des Sittlih-Öuten, d. db. die 
Ausübung des Guten um des Guten felbft 
willen, ohne irgend eine Rücdficht auf die daraus 
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hervorgehenden Folgen. Diefe dee des Sitelich- 
Guten ift unabhängig von An Naturgeſetzen, weil 
fie aus dem innern Heiligthume des menschlichen Gei— 
ſtes und aus der reinſten Thaͤtigkeit ſeines hoͤchſten 
Vermoͤgens, der Vernunft, hervorgehet. Sie ſtellt 
den End zweck des menſchlichen Daſeyns auf, weil 
alle andere Zwecke unter demſelben enthalten ſind, und 
ſich auf dieſen hoͤchſten und letzten Zweck beziehen. 
Dieſe Idee ſoll aber nicht blos als Erkenntniß in dem 
Vorſtellungsvermoͤgen des Menſchen enthalten ſeyn, 
fondern zugleich das hoͤchſte Ideal für alle feine 
Handlungen vermitteln, inmiefern: das deal der 
Sittlihfeit, als ein aus der Vernunftidee des Sitt- 
lih-Guten ffammendes, wegen feiner Unermeßlich- 
feit aber in dem irdifchen Leben nie völlig zu verwirk— 
lihendes Urbild, der würdigfte und höchfte Gegen- 
ftand aller Beftrebungen des freien Willens werden, 
und die unbedingt (d. b. ohne Ausnahme und Ein- 
ſchraͤnkung) gebotene Annäherung an diefes Ideal die 
große Aufgabe für alle vernünftig - finnlihe Wefen, 
fo wie der Inbegriff der gefammten Zwede ihrer Thaͤ— 
tigkeit, in allen Zeiträumen ihres — ſeyn und 
bleiben foll, 


5 
Die beiden Haupttheile des prackifchen 
Ideals, Das Ideal der Pflihe und des 
Rechts, 


Das deal der Sitelichkeit, welches durch den 
freien Willen des Menfchen verwirklicht werden foll, 
zerfällt, nach) der urfprünglich gefegmaßigen Einrich- 
ung unfers Wefens, in das Ideal für deninnern, 
und in das "deal für ven außern freien Wirkungs— 
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freis. Denn weil jede im Kreife menfchlicher Thätig- 
keit erfcheinende aͤußere freie Handlung in genauefter 
Angemeſſenheit zu einer innern Triebfeder erfolgt, 

weshalb ihre Güte oder Verwerflichkeit nur nach der 
Güte oder Verwerflichkeit diefer innern Triebfeder 
beurtheilt und dem Handelnden (fubjectiv im Gewiffen, 
objectiv im Urtheile der Menfchen) zugerechnet 
werden kann; fo ift auch nur diejenige äußere Hand: 
lung dem Ideale der Sittlichfeit angemeffen, welche 
aus einer innern reinfitlichen Triebfeder hervorgebt; 
oder nach der philofophifchen Kunſtſprache: die Lega— 
liceac der Handlung, die außere erkennbare Wahr- 
nehmung ihrer Angemeffenheit zu dem Sittengefege, 
foll die unmittelbare Folge der Moralität derfelben 
feyn. Das Ideal für dveninnern freien Wirfungs- 
kreis umſchließt daher die rein fittliche Güte der 
Triebfeder der menfhlichen Handlungen, oder die, 
unbedingte Verbindlichkeit zu einer Thaͤtigkeit für 
ſittliche Zwecke; das deal für den außern freien 
Wirkungskreis hingegen die völlige Angemeffenbeit 
der äußern freien Handlung zur innern fittlichen Güte 
der Triebfever, oder die Verwirklichung fietlicher 
Zwede in der Verbindung und Wechfelwirfung mit 
Weſen unfrer Art, Jenes deal ift das deal der 
Pflicht, viefes das Seal des Nehts, Denn 
unter Pflicht verftehen. wir die fubjective Verbind— 
lichkeit zu freien Handlungen, welche dem Sittenge— 
fege angemeffen find, und bezeichnen diefe Verbind— 
lichfeie mit dem Ausdrude des Sollens; unter 
Hecht verftehen wir aber die in unferm außern Wir- 
fungsfreife enthaltene Möglichkeit, firtliche Zwecke zu 
erreichen, und in der Wechfelwirfung mit. Andern 
geltend zu machen, Wir bezeichnen diefe außere Mög- 
lichkeit der Erreichung fitelicher Zwecke mit dem Aus- 
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drucke des Dürfens. (Es darf gefchehen.) *) Das 
Recht befteht daher in dem, wasnad ſittlichen 
Zwecken moͤglich ift *); fo daß in dem Syſteme 
der gefammten practifchen Philofophie, nach diefer 
Begriffsbeſtimmung, unter dem Rechte die durch die 
Freiheit des Willens begründete und verbürgte Mög: 
lichkeit der Anfündigung und Verwirklichung des 

Sittlich-Guten in der Gemeinfchaft und Wechfelwir- 
fung vernünftig - finnlicher Wefen nach ihrem außern 
Wirfungskfreife verftanden wird, 

. Es ftammen alfo beide Ideale, der Pflicht und 
des Rechts, gleihmäßig und urfprünglicd) aus dem 
Ideale der Sittlichfeit, for wie dieſes deal aus der 
höchften Vernunftidee, der Idee des Sittlich - Guten. 
Beide Ideale ftehen unter fich in nothwendiger und 
ungerfrennlicher Verbindung, und eben fo die bei- 
den Wiffenfchaften der practifchen Philofophie: Die 
Pflihten- und die Rechtslehre. 


— 
Folgerungen aus dem Unterſchiede zwi— 


ſchen Recht und Pflicht. 


Aus dieſer Begriffsbeſtimmung folgt: | 
41) daß das Recht, wie. die Pflihe, aus 
dem Sittengefege ffamme, und alles, was 


*) Sn der phyfifchen Welt ſteht dem Dürfen das Kön 
nen als phnfifhe Möglichkeit, und dem Sollen 
Müffen als phyfifhe Nothwendigkeit gegen 

er. 

“”) Möglich ift an fih viel (z. D. daß ich dem Nach— 
bar das Haus anzände); recht aber nur das, was 
nad fittlihen Zwecken möglid iſt. 
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gegen das Sittengeſetz verftößt, nie Recht feyn und 
werden kann, mithin Pfliht und Recht gleihmaßig 
auf die Freiheit fich gründen, und jede außere Hand» 
lung ein Wiederfchein der innern Freiheit ift 9); - 

2) daß, da es für die Freiheit einen innern 
und Außern freien Wirfungsfreis gibt, der außere 
freie Wirfungsfreis zunachft duch den innern be— 
dinge (d. h. duch das Vergegenwärtigen eines 
Zwedes beftimmt) wird; 


3) daß das Recht von der Pflicht zunäachft durch 
die äußere Ankündigung **) ſich unterfcheidet, waͤh— 
rend die Pflicht zunachft die innere Angemeffenbeit der 
Triebfeder zu dem Sittengefege enthalt, obgleich auch 


*) Die Freiheit ift zwar an fih ein Noumenon, 
und gehört zur überfinnlichen (tranfcendentalen — 
nicht tranfcendenten) Welt in ung; für die Rechts⸗ 
fphäre ift aber die Freiheit ein Phänomenon, ein 
in wirflihen Handlungen Erfheinendes und Er; 
kennbares. 

**) Das Recht iſt, wie die Pflicht, gleichmäßig in dem 
innern Wefen des Menfchen, d. h. in feiner Ver: 
nunft (die nur Eine und diefelbe ift) und in feiner 
Sittlichkeit begründet; dies erhellt fhon daraus, 
weil das Recht das nach fittliben Zweden 
Mögliche umfchließt, während die Pflicht das 
nach fittlihen Zweden Nothwendige ge 
bietet. Allein jede Aeußerung eines Rechts, es fey 
die Ankündigung und das Behaupten des eigenen 
Rechts, oder die Anerfennung der Rechte Andrer, 
verlangt durchaus einen äußern freien Wirkungss 
freis, d. 5. einen Kreis, worin eine — in Ange: 
meffenheit zu einer innern Triebfeder erfolgende — 
Handlung wahrgenommen wird und werden fann, 
alfo eine Verbindung, Gemeinfchaft und Wechfels 
wirkung mit Wefen unfrer Art. 
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die einzelnen Pflichten, bei ihrer Ausübung, in außern 
Ankuͤndigungen als Handlungen wahrgenommen 
werden; ’ 
4) daß die Ankündigung und Verwirklichung 
des Rechts nur in der Verbindung und Wed- 
felwirfung vernünftig - finnliher Wefen möglich, 
mithin der Kreis der Pflichten weiter ift, als der 
Kreis der Rechte, weil den Rechten nur Diejeni- 
gen Pflidten entfprechen, die blos in der Ver— 
bindung mit Andern verwirflicht werden koͤnnen, 
während der Kreis der Pflichten auch die Berpflich- 
tungen gegen fich felbft,, gegen Gott, und ſogar gegen 
die ehierifche Schöpfung umſchließt; fo wie die Pflich- 
ten gleichmäßig für den völlig iſolirt, wie für den 
in der Gefellfchaft lebenden Menfchen gelten; 
5) daß alfo der Kreis der Rechte fo groß ift, 
als der Kreis aller Verhältniffe, welche in der. außern 
Verbindung freier Werfen eintreten Eönnen; 

6) daß aber, ungeachtet ver innigen Verwandt— 
haft zwifchen den Pflichten und Rechten, der Kreis 
der Pflichten, felbft in Hinſicht der Pflihten 
gegen Andere, weiter ift, als der Kreis der Nechte, 
weil von den Pflichten gegen Andere nur die Pfli —* 
ten der Gerechtigkeit (officia perfecta), nicht 
aber die Pflichten der Güte (oflicia imper- 
fecta) in der äußern Verbindung und Wechfelwirfung 
freier Wefen erwarter und gefordert werden Fünnen *). 
Obgleich nach) ihrer Abftammung und Ableitung aus 


*) Man bat auch die Nechte, wie die Pflichten, in 
volltommene und unvollfommene eintheis 
len wollen; allein unvollfommene — ſind 
nicht denkbar. 
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Einer und derfelben Vernunft und aus Einer und der- 
felben Freiheit, mithin nach ihrem fittlihen Werthe und 
nach der fubjectiven Verpflichtung des handelnden We- 
fens zu denfelben, beide, die Pflichten der Gerechtigkeit 
und der Güte, in gleichem Range ftehen; fo unter- 
Heiden fich beide doch, theils nach ihrem Inhalte, 
inwiefern das Recht das nach fittlichen Gefegen Moͤg— 
liche, die Pflicht das nach fittlichen Gefegen Not h— 
wendige fordert; theils nach ihrem Wirfungs- 
Freife, wo das Recht durchaus das Zufammenleben 
(die Eoeriftenz) mit andern fittlichen Wefen verlangt, 
während die Pflicht au) das von der menfchlichen 
Gefellfchaft getrennte Individuum verbindet; theils 
nach ihrer Ausdehnung, wo (mie gezeigt ward) 
der Kreis der Pflichten ungleich weiter ift, als der 
Kreis der Nechte; theils nach ihrer Triebfeder, 
inwiefern zwar — nach dem Ideale der Sittlichfeit 
gedacht — wie bei der Pflicht, fo auch beim Rechte, 
nur und einzig die reinfittliche Triebfeder 
der gleichmäßige Grund aller Rechte und Pflichten feyn 
foll, (und dies auch in dem auf ein deal gegründe- 
ten Maturrechte nicht anders gelehrt werden kann,) 
inder Wirklichkeit aber (welche wiffenfchaftlich 
in dem Staatsrechte beruͤckſichtigt wird) zu der innern 
Triebfeder noch eine äußere (d.i. der Zwang) hin— 
zufommt, welche für alle diejenigen Mitglieder des buͤr— 
gerlichen Vereins von Wichtigkeit ift und bleibt, die 
weder aus reiner innerer Triebfeder Die Rechte Andrer 
anerfennen noch nach) derfelben ihre eignen Rechte im 
äußern freien Wirfungsfreife geltend machen, Allein 
weil für alle beffere Menfchen, welche ftreng der 
Vernunft angemeffen handeln, diefe außereTrieb- 
feder des Zwanges binwegfällt und durchaus auf 
ihre Willensbeftimmung feinen Einfluß behauptet; fo 
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darf fie auch nicht im Ideal des Naturrechts mit der 
reinen innern Triebfeder des Handelns auf 
gleiche Linie geftellt werden; fie wird vielmehr ins 
Staatsrecht aufgenommen, weil überhaupt nur 
im Staate der Zwang, mit Ausſchließung der Selbft- 
huͤlfe, rechtlich geſtaltet iſt. 

So genau auch wiſſenſchaftlich zwiſchen Pflich— 
ten= und Rechtslehre unterſchieden werden muß; 
ſo habe ich doch, ſeit ich uͤber das Naturrecht 
ſchrieb, die urſpruͤngliche Identitaͤt bei- 

der in der practiſchen Vernunft und in der Frei— 
heit des Willens feftgehalten, und beide mwiffen- 
fhaftlih nach einem Ideale dargeftellt. Denn 
fo wenig irgend ein Menfch das hohe deal der 
Pflichtenlehre erreicht, nach welchem jede einzelne 
Handlung blos und einzig aus der innern 
reinen Triebfeder hervorgehen foll; fo wenig 
wird auch von der einzelnen bürgerlichen Gefell- 
[haft das deal der philofophifchen Rechtslehre, 
die unbedingte Herrfhaft des Rechts 
aufdem ganzen Erdboden erreicht, Diefer 
Gegenfag der Wirflichfeit gegen das deal hebt 
aber das Ideal felbft nicht auf. Zwar find alle 
diejenigen Schwärmer,, welche das Seal in der 
wirflihen Welt durchfegen wollen; allein nie wird 
es fich die Vernunft verkuͤmmern laffen, in ihrer 
Idee das Höchfte auszubilden, was der legte Maas- 
ftab der Beurtheilung für alles Wirflihe, und 
das Ziel bleibt, dem alles Vorhandene allmäb- 
Lig zugeführt werden foll. Deshalb erfcheine bei 
mir das Naturrecht eben fo idealifch durchgefuͤhrt, 
wie die Pflichtenlehre, und erft im Staats: 
rechte behauptet der Zwang die ihm in 
der äußern Rechtsgeſellſchaft, wie fie in 
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der Wirklichkeit erfcheint, gebührende 
* Stelle, Man vergleiche meine frühern Auffäge: 
das Maturrecht, als deal aller Rechtswiffenfchaf- 
ten in den neuen Beiträgen zur Eritifchen Philof. 
von Grohmann und Polis, (Berl. 1798.) 
Th. 1, ©. 223 fr — Ueber das Ideal der 
Rechtslehre, in meinen Fragmenten zur Philof. 
des Lebens (Chemnig, 1802), S. 170 ff., und 
ebendafelbft (S.189 ff. u. ©. 223 ff.) die aus dem 
Standpuncte diefes deals aufgeftellten Grundfäge 
des Naturrechts und Völferrechts. — Damals, 
in dem Zeitpuncte der Wiedergeburt der philofophi- 
fhen Nechtslehre durch die Männer, welche dem 
fritifchen Syfteme folgten, erflarte fih Reinhold 
in fr Necenfion von Kants Schrift: zum ewi— 
gen Frieden, auf gleihe Weife (wenn gleich 
Kant felbft in ſ. fpäter erfchienenen metaphyſi— 
fhen Anfangsgründender Nedtslehre, 
den ältern, feit Gundling vorherrfchenden, Anfich- 
ten folgend, den Zwang ins Naturrecht wieder 
aufnahm). Reinhold ſagt von jener Schrift: 
„Ungeachtet der ganze Entwurf von laufer auf 
Sittlichkeit gegründeten Verhaͤltniſſen einzelner 
Menfchen und unabhängiger Völker handelt; fo 
ift doch in demfelben nihe die Rede vom 
Rechte zu zwingen, und man Fann daher 
von dem, feinen Gegenftand zu erfchöpfen gewohn— 
ten, Derfaffer vermufben, Daß er den Zwang 
für einen unwefentliben fremden Zu- 
faß des Natur- und Völferrehts an- 
fieht, der nur als ungemwiffes phy- 
fifhes Hulfsmittel gegen die bösartige 
Neigung, feine Verbindlichkeit nicht zu /erfüllen, 
verfucht wird. Setzt man die feltene Pflicht zu 
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zwingen bei Seite; fo Fann das Recht zu 
zwingen blos dem zufommen, der ausdrücklich 
dazu bevollmächtige ift, und es Deuter daffelbe 
allezeit auf ein ungleiches Verhältniß, in 
welches die Menfchen, ohne ihre Perſoͤnlichkeit 
aufzuheben, nur im Staate gerathen Fünnen, 
wo das Oberhaupt Auftrag bekommt, die un— 
-geftörte Ausübung der einzelnen Nechte zu er— 
zwingen, wo alfo der Berechtigte nur das Recht, 
und der Staat nur den modum coercendi hat.’ 
— Faft auf diefelbe Weife Außerte fich der Rec. 
von Tieftrunfs Grundriß der Gitten- 
Lehre, inden Marb, Annalen 1805, Beil, 
zu N.20, © 417: „Es kann der guten Sache 
nicht forderlich feyn, wenn man die Nechtslehre 
von der Moral mühfam fcheidet; fie follten in der - 
Iheorie und Praris verbunden bleiben, Der mo- 
ralifche Begriff ift der primitive, das Princip 
des Rechtsbegriffes; denn diefes ſtammt aus 
der Vernunft und ihre Producte find moralifch, 
Es bleibt gewiß für Staaten ſowohl, als für jedes 
Individuum die wichtigfte Aufgabe innere und 
äußere Geſetzgebung in beglücende Harmonie; zu 
bringen. ' Das äußere Recht ftreitet Feinesweges 
mit moralifchen Beftimmungsgründen; vielmehr 
gewinnt e8 durch Ddiefelben Kraft, Stärfe und 
Adel. — Sin der damaligen erften Zeit des 
Einfluffes der Fritifchen Philofophie auf die philo- 
fophifche Rechtslehre gründeten Mehrere das Nechts- 
prineip auf die Moral überhaupt; ſo Schmalz, 
Jakob, Shaumann, Abicht u a. auf die 
Pflicht des Berechtigten felbft, un» Heydenreich 
und Hoffbauer auf die Pflihe Andrer. Won 
diefen trennten fih aber Kant, Fichte, Feuer: 
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bach u. a., welche zwar Rechts - und Pflichkenlehre 
als integrirende Theile der prackifchen Philofophie 
überhaupt aufitellten, allein zwifchen Legalität und 
Moralitat eine ſcharfe Grenzlinie zogen, Viele 
der folgenden Schriftfteller des Naturrechts fchlof- 
fen ſich mehr oder weniger an diefe an, bis Schulze 
(in feinem Leitfaden) und Bouterwek (inf. 

Lehrbuche der philoſ Wiffenfhaften Th. 

2) wieder zu der in der Vernunft felbft begründeten 
Identitaͤt der Rechts- und Pflichtenlehre zurücd- 
kehrten. — Baft auf gleihe Weife erklärt ſich 
Krug darüber (Handb. der Philoſ. Th. 2, 
©. 118 — 121. 2te Aufl. ). 

Diefer Excurs war hier deshalb nöchig ‚ weil 
unter denen, welche in neuerer Zeit das Naturrecht 
aus dem philofophifchen (nicht juriftifchen ) Stand- 
punete darftellen, nur die zwei Hauptanfichten 
vorherrfchen koͤnnen: entweder. Identitaͤt der 
Kechts- und Pflichtenlehre, oder ftrenge Son- 
derung beider, obgleich beide zur practifchen Phi- 
loſophie gehoͤrig. Von der groͤßten Wichtigkeit iſt 
aber die Feſthaltung der einen oder der andern An— 
fiht im Staats- und Strafrechte, weil 
davon die Begruͤndung der Lehre vom Zwange 
abhaͤngt, und z. B. bei Feuerbach und allen, 
die ihm folgen, die ſogenannte Abſchreckungs— 
theorie im Strafrechte eine nothwendige Folge 
ſeiner Grundanſicht vom Naturrechte iſt. 

7. | 
Höhfter Grundfaß der philoſophiſchen 
Rechtslehre. 


Das Ideal des Rechts, das zugleich mit 
dem Ideale der Pflicht aus dem Ideale der Sittlich— 
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feit hervorgehef, verlangt von dem Menſchen, daß 
er das nad fittlihen Zweden Mögliche in 
feinem äußern freien Wirfungsfreife,d.b, 
in der Verbindung und Wechfelwirfung mit andern 
Weſen feiner Gattung, verwirflihe. Dem 
Ideale des Rechts Fann daher nur ein folcher Verein 
freier Wefen entfprechen, in welchem die außere Frei- 
beit des Einzelnen mit der äußern Freiheit aller, an— 
dern fietlichen Wefen im Gleihgewichte ftebet, 
wo alfo die äußere Freiheit des Einzelnen (die Sphäre 
feiner. Rechte) vereinbar ift mit der Freiheit aller An- 
dern, und nur durch die außere Freiheit aller mit ihm 
zue Gefellfchaft vereinigten Weſen befehränft wird, 
Der höchfte Grundfaß der philofophifchen! Rechts- 
lehre ift daher; Befördere das vollendete Gleichgewicht 
zwifchen deinem außern freien Wirfungsfreife und 
dem äußern freien Wirfungsfreife aller mit dir zur 
Gefellfchaft vereinigten Weſen; oder: Du darfſt jedes 
in den Anlagen, Vermögen und Kräften deines 
Weſens enthaltenes und begründetes Necht geltend 
machen, durch deffen Verwirklichung du Fein Recht 
irgend eines vernünftig = finnlichen Wefens binderft 
oder verletzeſt. Gleichmaͤßig dürfen alle mit dir zur 
Gefellfhaft verbundene ſittliche Wefen in ihrem 
äußern freien Wirfungsfreife fammteliche in den An- 
lagen, Vermögen und Kräften ihrer Natur enthal- 
tene und begründete Nechte geltend machen, durch 
deren Verwirklichung Feines deiner Rechte beeinträch- 
tigt und verlegt wird, Da nun diefem hoͤchſten 
Kechtsgrundfage für alle Wefen unfrer Gattung, 
wegen der urfprünglichen Gleichheit der fittlichen Ge— 
fesgebung der Vernunft, gleiche Gültigfeit zu— 
fommt; fo wird auch durch diefen Grundfag das 
Ideal der Herrfchaft des Rechts auf der ganzen Erde 
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zum Ideale der philofophifhen Nechtsiehre erhoben 
und als folches ausgefprochen. Demnad) ift die phiz 
loſophiſche Rechtslehre die Wiſſenſch aft, welche 
lehrt; wie innerhalb des aͤußern Freien 
Wirfungsfreifes, in der Gemeinfhaft 
und Wehfelwirfung vernünftig: finnli- 
her Wefen, das Ideal der Herrfhaft des 
Rechts auf. der Erde verwirklicht werden 
fann und fol, 


% 


Umfang und Eintheilung der bitoſeybt 
ſchen Rechtslehre. 


Die philoſophiſche Rechtslehre behauptet, —* 
dem ihr eigenthuͤmlichen Grundbegriffe des Rechts, 
und nach dem ihr ausſchließend zukommenden Zwecke 
und Ideale der Herrſchaft des Rechts auf dem 
Erdboden, den Rang und die Würde einer ſelbſt— 
ftändigen Wiffenfchaft. Ahr Werth brauche nicht 
erwiefen zu werden; denn er fteht und fällt mit der 
Vernunft felbft, aus deren Heiligehume jener Begriff 
und dieſer Zweck ſtammt. Herabwürdigung würde 
es feyn, fie nach ihrem Mus en empfehlen zu wollen. 
Ihre Nochwendigkeit aber beruht auf der that⸗ 
fahlichen Wechſelwirkung „, in welcher die Menfchen 
feit ihrem Eintritte ing Leben gegen einander ſtehen; 
eine Wechfelwirfung, die nicht dem Zufalle überlaffen 
bleiben darf, fondern durch die Vernunft geordnet, 
und in der Wiffenfchaft nach ihrem innern noth- 
wendigen Zufammenbange dargeftellt werden muß. 
Ihr Umfang endlich wird wiſſenſchaftlich durch 
zwei Theile erfchöpfer Durch das fogenannte De a⸗ 
turrecht, und durch das Voͤlkerrecht. 
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Die philofophifche Rechtslehre entwickelt namlich 
in dem Naturrechte (auch pbilofopbifhes 
Privatrecht, im Gegenfage des öffentliden 
Rechts, genannt, weil es den einzelnen Men 
ſchen nach dem Kreife feiner gefammten Rechte fchil- 
dert,) alle einzelne, in der Natur des Menfchen 
enthaltene und aus dem Ideale des Nechts hervors 
gehende, Nechte und rechtliche Verhältniffe des ver: 
nünftig =finnlihen Wefens in feinem äußern freien 
Wirfungsfreife, — und in dem Voͤlkerrecht die 
Bedingungen, unter welchen fowohl in der Mitte des 
einzelnen Volfes, als in der Verbindung und Wech— 
felwirfung mehrerer und aller neben einander be- 
ftehenden Voͤlker, die Herrfchaft des Nechts auf dem 
ganzen Erdboden vermwirflicht werden fol, 

Durch diefe beiden Theile wird die philofophifche 
Rechtslehre im engern Sinne erfchöpft, weil fie die 
Gefammtbeit aller Rechte der Individuen und der ein- 
zelnen verfragsmäßig begründeten Nechtsgefellfchaft, 
die wir Wolf nennen, eben fo, mie die Nechte aller 
auf dem Erdboden neben einander beftehenden Volker 
— ohne Rückfiche auf den aus der Erfahrung ftam- 
menden Begriff des Staates, — aus dem Ideale des 
Rechts unmittelbar ableitet und lückenlos durchführt. 
| Die feit Jahrhunderten gewöhnliche Benen- 

nung: Naturrecht, ift beizubehalten, fobald man 
darunter nicht eine auf Maturgefege gegründete, 
oder den blos finnlich-thierifchen Naturzuftand ent- 
wickelnde, Wiffenfchaft, fondern diejenige fufte- 
matifhe Darftellung _verfteht, welche fih auf 
die urfprüngliche. Geſetzmaͤßigkeit der 
menfhlihen Natur gründet, und, in Ange: 
mefjenbeit zu dem Grundcharafter der Menfchheit, 
ein Ideal gefellfchaftlicher Verbindung und Wech- 
J. 4 
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felwirfung freier Wefen aufitelle, wie daffelbe aus 

der Unermeßlichfeit der gefammten Anlagen, 

Vermögen und Kräfte des Menfchen hervorgehet, 
wenn gleich diefes Ideal höher liegt, als die 
bürgerliche Gefellfchaft, und in feinem legten 
Puncte — wie jedes deal — nie erreicht wer: 
den kann. (Faft daffelbe.faget Bauerin ſ. Lehr- 
buche des Naturrehts ©, 17: „Der Na- 
turftand ift der Inbegriff aller der Rechtsverhaͤlt— 
niffe, welche dem Menfchen ohne Voraus- 
fegung des Staates zukommen. Man denft 
fih bei diefem Begriffe den Menfchen, wie er 
außer dem Staate unter der Herrfchaft der Ver— 
nunft feyn ſollte.“) 


0. 
Sortfegung. 
Rechtslehre im weitern Sinne, 


Sm weitern Sinne fann aber aud) das phi- 
lofophifhe Staats- (jus publicum universale) 
und Staatenrecht (jus civitatum)) zur philoſo— 
phifchen Rechtslehre gezogen werden. Denn obgleic) 
der Begriff des Staates, als einer bürgerlichen 
Gefellfchaft, blos aus der Erfahrung ſtammt und 
nicht aus reiner Vernunft hervorgehet; fo Fann doc) 
der Zwec des Staates, fo wie der Inhalt und 
Umfang des Staats- und Staatenrechts nur Durd) 
die Anwendung der unmandelbaren und aus der Ver— 
nunft felbit ſtammenden Grundfäge des Natur - und 
Voͤlkerrechts auf daſſelbe wiffenfchaftlih begründet 
und erfchöpfend durchgeführt werden, weil theils 
der ganze Umfang der Bedingungen, unter welchen 


Natur: und Voͤlkerrecht. 51 


das Recht innerhalb des buͤrgerlichen Vereins zur 
Herrſchaft erhoben werden ſoll (der Vereinigungs-, 
Verfaſſungs- und Unterwerfungsvertrag, durch welche 
die Theilung der Gewalten im Staate, ſo wie die 
Verfaſſung des Ganzen und mit derſelben die Rechte 
und Pflichten des Regenten und der Unterthanen be— 
ſtimmt werden), theils die rechtliche Geſtaltung des 
Zwanges im Staate nach angedrohten, verfuchten 
oder vollzogenen Nechtsverlegungen, nur aus den 
‚wiffenfchaftlich durchgeführten Grundfägen des Natur- 
rechts, — fo wie im Umfange des Staatenrechts, 
das rechtliche Nebeneinanderbeftehen und die rechtliche 
Wechſelwirkung der einzelnen Staaten auf einander, 
mit dem zwifchen den Staaten eintretenden rechtlichen 
Zmwange, nur aus den ſyſtematiſch entwicelten Grund- 
fägen des Völferrechts befriedigend abgeleitet werden 
fann, Es bilden daher das Natur- und Völkerrecht‘ 
die mwiffenfchaftliche Alnterlage des Staats - und Staa- 
tenrechts, und je nachdem jene philofophifch oder nicht 
pbilofophifch begründet und durchgeführt werden, muß 
auc der wiffenfchaftliche Charakter des Staats- und 
Staatenrechts ſich geſtalten. 


10. 
Die philoſophiſche Rechtslehre nach ihrer 
Stellung zu den geſammten Staatswiſ— 
ſenſchaften, und zu den poſitiven Rechten. 


/ 

Allein nicht blos auf die wiffenfchaftiche Be— 
gründung und Durchführung des Staats - und Staa- 
tenrechts behauptet der Geift, in welchen das Natur- 
und Völkerrecht behandelt wird, einen wefentlichen 
Einfluß; die Wirkungen der philofophifchen oder 
nicht philofophifchen, der vernunftgemäßen oder myflis 

4 se 
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ſchen Behandlung des Natur» und Voͤlkerrechts ver— 
breiten fich zugleih über das gefammte Ge 
biet der Staatsmwiffenfhaften, und felbft 
über die Bearbeitung der poſitiven Rechtswiſſen— 
fhaften. Denn in allen einzelnen pbilofopbifchen 
Staatswiffenfchaften ift die Herrfchaft des Rechts der 
höchfte Zweck und Standpunet, aus welchem der Geift 
der Wiffenfchaft gefaßt und beurtheilt werden muß, 
weil jede Ruͤckſicht auf Wohlfahrt und Glückfeligfeit, 
und jede Maasregel der Klugheit durch den Begriff 
des ewig heiligen Nechts bedingt bleibt. Gleich— 
mäßig muß in den geſchichtlichen Staatswiffen- 
ſchaften die wiffenfchaftliche Würdigung der einzelnen 
gefchichtlichen Ereigniffe, fo wie der Geſammtheit der- 
felben nach ihrem Einfluffe auf den einzelnen Staat 
oder auf das ganze europaifche Staatenſyſtem, ruͤck— 
waͤrts auf die ewig guͤltigen Grundſaͤtze des Staats- 
und Staatenrechts fi) ſtuͤtzen. Dadurch ift denn der 
Zufammenhang des Staatsrehts mit den übrigen 
Staatswiffenfchaften,, mit der Staatsfunft (Politif), 
mie der Volkswirthſchaft, Staatswirthfchaft und 
Finanzwiffenfchaft, mit der Polizeiwiffenfchaft, mit 
der Gefchichte des europaifchen Staatenfyftems, mit 
der Staatenfunde (Statiftif), mit dem öffentlichen 
Staatsrechte, mit dem practifchen europaifchen Voͤl— 
ferrechte, mit der Diplomatie, und mit der Staats- 
praris (der Sehre von den Staatsgefchäften) er— 
wiefen. 

Daffelbe gilt aber auch von dem Verhaͤltniſſe 
des Natur» und Volferrechts, fo wie des Staats— 
und Staafenrechts, zu allen‘ pofitiven Rechts— 
wiffenfhaften. Jedes poſitive Recht ift namlich 
zu einer gewiffen Zeit, für ein beftimmtes Volk, und 
unser gewiſſen zeitgemäßen und örtlichen Berhältniffen 
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befannt gemacht worden und in Gültigfeit getreten, 
Es gehört daher der allgemeinen Rechtsge— 
ſchichte an, die Völker und Staaten, welche pofi- 
tive Geſetze erhielten, fo wie die Zeitpuncte, und Die 
zeitgemäßen und örtlichen Verhältniffe, mit allen 
ihren Veränderungen und Verzweigungen, nachzus 
weiſen, wo jene Rechte ins Leben traten, oder wo fie 
als pofitive Formen untergingen; die philofopbifche 
Rechtslehre hingegen, enthält in ſich den legten und 
höchften Maasftab für die Prüfung und Beftimmung 
des Innern vernunftgemäaßen Werthes eines 
jeden pofitiven, entweder erlofchenen, oder noch be- 
ftehenden, Rechts, fo wie die philofophifche Neli- 
gionslehre den höchften Maasftab fur die Beurtbei- 
lung aller pofitiven Religionen in fich trägt. Je mehr 
Yebereinftimmung mit den ewigen und unveränder- 
lihen Gefegen der Vernunft in einer pofitiven Gefeg- 
gebung angetroffen wird ; defto höher fteige ihr inne= 
ver Werth, Se mehr philofophifcher, d. h. innerer 
und nothwendiger Zufammenhang zwifchen den ein- 
zelnen Grundfägen und Lehren eines pofifiven Nechts 
fi) finder; deſto größer ift deffen wiffenfhaft- 
liher Gehalt. Je mehr aber Entfremdung und 
Widerſpruch zwifchen dem Maturrechte und irgend 
einem pofitiven Rechte angetroffen. wird; deſto tiefer 
fteht der Werth des pofitiven Rechts; — und je we— 
niger philofophifche Begründung, Drdnung, Hal: 
fung, nothmwendige Folge und Gleichmäßigfeit der 
Theile in dem wiffenfchaftlichen Baue eines pofitiven 
Rechts fihtbar wird; defto geringer ift deffen wiffen- 
fchaftliher Gehalt. So lange alfo die Vernunft das 
höchfte Vermögen im Menfchen bleibt; fo lange wird 
auch in ihr der Maasftab für alles Pofitive und in 
der Wirklichkeit Beftandene und Beſtehende enthal- 
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ten ſeyn Y. Doch bedarf es einer völlig ausge 
bildeten und durch vielfache Uebung gereiften 
Vernunft, um fi) zu diefer Höhe, ohne Verirrung 
und Yuctoritätsglauben, zu erheben. Deshalb find 
auch in allen Zeitaltern die philofophifchen Forfcher 
des Rechts ungleich feltener,, als die pofitiven Rechts— 
gelehrten gewefen, obgleich durch jene Die gefammte 
Nechtswiffenfchaft vorwärts geführt und zu nd 
hoͤhern Reife gebracht worden ift, 


Sp gewiß das aus der Vernunft me 
Recht höher fteht, ‚als das pofitive; fo darf doch 
nicht verfannt werden, daß auch Der Rechts— 
pbilofoph aus der Kenntniß der, pofiti- 
ven Nechte (3. B. des mofaifchen, des athenien- 
fifhen, des römifchen, Des canonifchen , des. eng— 
liſchen, des neufranzöfifchen,, des preußifchen Land— 
rechts ꝛc.) über die örtlihen und Zeitbedürfniffe 
der Völker und Staaten, fo wie über das 
in der Wirflihfeit Anwendbare und 
AHusführbare reihe Belehrung ſchoͤpfen 
fann, — Allein für die wiffenfchaftlihe Bes 
handlung des Naturrechts felbft bleibe der philofo- 
phifche Weg der einzig zweckmaͤßige;  theils weil 
daduch ein Standpunct ausgemittelt wird, der 
über allem pofitiven Nechte ſtehet, und nad) 
welchem jedes pofitive Recht beurtheilt werden 
nuß; theils weil nur Dadurch der philofophifche 
Geift geweckt werden kann, um felbft zu forſchen, 


*) Dauer inf. Lehrb. des Naturr. fagt ©. 14 f: 
„das Naturrecht kann durch Feine pofitiven Geſetze 
aufgehoben werden, indem feine Willkuͤhr das, was 
unrecht iſt, für recht erklären Fann. “ 
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und zu allen Gebieten des pofitiven Rechts ein felbft- 
ftändiges philofophifches Urtheil mit zu bringen. -) 
Eine Philofopbiedespofitiven Rechts 
ift etwas ganz anders, als das Naturrecht, Sie 
enthält die foftematifche Darftellung der Ergebniffe, 
welche aus der Prüfung der Nechtmäßigfeit und 
Zweckmaͤßigkeit irgend eines pofitiven Rechts ber- 
vorgehen, und wozu das Naturrecht den böchften 
Maasftab darbietet. (Sp enthalten z.B. Mi- 
haelis mofaifches Recht, Montesquieu’s 
"und Filangieri's befannte Werfe Philofo- 
phieen des pofitiven Rechts.) 


11. 
Biffenfhaftlider Standpunct für die 
Ä pbilofopbifhe Rechtslehre. 

Wenn die fyfteniatifch durchgeführte Ableitung 
der philofophifchen Nechtslehre aus der Vernunft, fo 
wie die Begründung der gefammten Staatswiffen- 
fhaften durch diefelbe, und eben fo das ausgeſprochene 
Verhaͤltniß aller einzelnen pofitiven Nechtswiffenfchaf- 
ten zu dem Maturrechte wahr und richtig ift; fo ift 
dadurch zugleich wiffenfchaftlich entfchieden, daß das 
Natur - und Völferreht nicht in die Reihe der 
pofitiven, fondern in den Kreis der pbi- 
loſophiſchen Wiffenfhaften, und zugleid) 
andie Spiße der gefammten Staatsmwif 
fenfhaften gehört, weil es in feinem Zwede, in 
feinen Grundfäßen und in feinen Lehren den legten 
und höchften Maasftab für alle von ihm abhaͤngende 
Staatswiſſenſchaften und fuͤr alle in verſchiedenen 
Zeitaltern und unter den verſchiedenſten Voͤlkern ent— 
ſtandene poſitive Geſetzgebungen und DOREEN 
enthält. 
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Doch nicht immer iſt die philoſophiſche Rechts— 
lehre aus dieſem einzig richtigen Standpuncte gefaßt 
und dargeſtellt worden; denn aus der Ueberſicht 
über die Geſchichte dieſer Wiſſenſchaft ($. 12.) er— 
hellt, daß es zunaͤchſt zwei Hauptformen der 
wiſſenſchaftlichen Behandlung des Naturrechts gab 
und zum Theile noch gibt, von welchen die eine von 
dem in der Wirflichfeit beftehenden Rechte, befonders 
von dem römifchen, ausgeht, und über daffelbe zu 
pbilofophifchen verfucht (wo denn das pofitive Recht 
das Erfte, und die fogenannte Philofophie darüber 
das Zweite iſt); Die andere aber von allem in der 
Gefhichte und Erfahrung beftandenen und beftehenden 
pofitiven Rechte abfieht, zu den höchften und legten 
Gründen alles Rechts in der urfprünglichen Gefes- 
mäßigfeit des menfchlichen Geiftes, und alfo in fei« 
ner Bernunft fich erhebt, und alles wirfliche und 


pofitive Recht als allmählig und in Angemeffenheit 


zu den jedesmaligen befondern und örtlichen Bedürf: 
niffen gewiffer Völker und Reiche entftanden, betrach— 
tet, weshalb jedes pofitive Necht, fobald man deſſen 
innern Gehalt und wiflenfchaftlihen Werth beftimmen 
will, unter die felbfiftandige, aus der Vernunft uns 
mittelbar abgeleitete, von allen. befondern und oͤrt— 
lichen Verhältniffen unabhängige, an ſich hoͤchſt ein- 
fahe, und über alle pofitive Formen erhabene philo— 
fophifche Nechtslehre gebracht werden muß, 

Diefe zwei Hauptflaffen in der Behandlung des 
Naturrechts heilen fich aber wieder in mehrere 
Untergattungenund Arten, inwiefern namlic) 
die erfte Klaffe bald mehr, bald weniger philofophi- 
fhen Geift und Tact zu ihrer fogenannten Philoſophie 
des pofitiven Nechts mitbrachte, und die zweite 
bald von dem göttlichen Urfprunge des Naturrechts 
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in dem Decalogus (Oldendorp, Selden u. a.), 
bald von der urfprünglichen Beſtimmng des Menfchen 
zur Gefellfchaftlichfeie (Pufendorf), bald von der: 
Annahme, eines mehr oder weniger finnlich dargeftell: 
ten fogenannten Naturzuftandes (Hobbes, Rouf: 
feau u. a.), bald von der fcharfen Sonderung des 
Rechts von der Pflichtenlebre (Thomafius u.a), 
bald von fogenannten Naturtrieben, oder von der 
Pflicht der Selbfterhaltung und der Selbſtbegluͤckung, 
wie mehrere Efleftifer und Eudämoniften, 
bald von der Identitaͤt des Nechts und der Pflicht, 
bald von der ftrengen Trennung beider, bald fogar 
von der Naturphiloſophie und dem aus ders 
felben ſtammenden Myfticismus ausging. 


12. 


Umriß der Gefhichte des Naturrechts 
nad) einzelnen Schulen, 


Nach ihrer foftematifchen Geftalt gehört zwar 
die philofophifhe Nechtslehre in die Reihe der jüns 
gern Wiffenfchaften; allein fie ward fihneller, als 
viele andere, zu einer vollfommenen Form ausgeprägt. 
Denn obgleich die Ideen von Recht und Pflicht, von 
perfönlicher Sreiheit, Eigenthum, Gefeggebung und 
bürgerlicher Verfaffung bereits von den Philofophen 
des Alterthums im Einzelnen entwidelt, die Be: 
griffe eines Vertrages zwifchen vem Res 
genten und dem Volke ſchon feit der Geſetzge— 
bung auf Sinai in dem theofratifchen Staate der 
Hebräaer, ſo wie bei der Einführung des Chriſten— 
thums als Stiftung eines neuen Bundes (Ver— 
trages) zwiſchen Gott und den Menfchen in religiöfer 
und politifher Hinficht feftgehalten und, beider Ber: 
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breitung des Chriftenehums über das jüngere Europa, 
auch auf die Sicherftellung der rechtlichen Verhaͤlt— 
niffe im Staatsleben (3. B. in der den Regenten 
Teutfchlands vorgelegten Wahlcapitulation, in den 
pactis conventis der Könige Polens, in den Wahl: 
acten der Könige Ungarns, Böhmens, Schwedens, 
Dänemarfs u, a.) übergefragen wurden; fo erhielten 
diefe Grundfäge und Lehren doch erft im 16ten Jahr: 
hunderte, theils durch die neue Geftaltung des euro— 
paͤiſchen Staatenfyftems, theils durch die weitere Ver— 
breitung der Kirchenverbefferung, die erften allgemein- 
ften Grundlagen einer felbftitändigen wiffenfchaftlichen 
Form *), indem fie damals mit dem Decalogus und 
der Sittenlehre des Chriftenthums in Verbindung ge 
bracht wurden **). 





*) Vergl. Arn. Herem. Ludw. Heeren, über die 
Entftehung, die Ausbildung und den practifchen Ein» 
fluß der politifhen Theorieen und die Erhaltung des 
monarchifchen Princips in dem neuern Europa; 
zuerft inf. El. Hifforifhen Schriften, dann 
mit Fortfeß. in f. Hiftorifhen Werten Goͤtt. 
1821, 8.) Th. ı, ©. 365 ff. 

**) Jo. Oldendorp (Prof. zu Marburg), isagoge 
seu elementaria introductio juris naturae, gentium 
et civilis. Col. 1539. 8. (Er definirte das Naturs 
recht; „est voluntas Dei per sanam rationem 
cognita et deinde in Decalogo promulgata,** 

Nicol. Hemming (zu Kopenhagen), de lege 
naturae apodictica methodus, Viteb, 1564. 8. (Das 
Buch ift nicht paginirt; es kann alfo die Seitenzahl 
nicht angegeben werden von folgender Stelle, welche 
die damalige Anſicht der phil. Nechtslehre deutlich 
ausfpricht: „ Haec naturae lex variis nominibus 
(quae ad ejus vim intelligendam faciunt) a Phi- 
losophis appellatur. Cicero eam vocat, nune jus 
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Allein der eigentliche Begründer der wiſſen— 
ſchaftlichen Geftalt des Volkerrechts (meniger des 
Naturrechts) ward Hugo Grotius *), als er am 
Ende des erften Viertheils des 17ten Jahrhunderts 
die Grundfäße fir das rechtliche Nebeneinanderbeftehen 
der Völker des Erdbodens (zunächft aber mehr in 
gefhichrtlich - pofitiver, als in rheinphiloſophi— 
ſcher Hinfihe, zu einer foftematifhen Form erhob, 


naturae, propterea quod humanis mentibus 
naturaliter impressa sit; nunc jus gentium, 
quia omnibus hominibus late per orbem sparsis, 
. eadem est. Nam non ut oratio, ita ratio apud 

homines variat: Nunc jus divinum, eo quod 
Deus hujus legis sit autor; quam ob causam 
Paulus etiam naturae legem vocat veritatem et 
jus Dei; interdum jus aeternum, idque ea de 
causa, quod ejus norma sit constans et perpetua, 
de qua re idem auctor in oratione pro Milone in 
hunc modum loquitur: Est enim haec (inquit) 
non scripta, sed nata lex, quam non didicimus, 
accepimus, legimus: verum ex natura ipsa arri- 
pvimus, hausimus, expressimus, ad quam non 
docti, sed facti, non instituti, sed imbuti sumus,“ 

Jo. Seldenus, de jure naturae et gentium 
juxta disciplinam Ebraeorum. Lond. 1640. 8. 
Valent. Alberti, compendium juris naturae 
orthodoxae theologiae conformatum. Lips. 1676. 
8. (lehrte, daß der Stand der Unfchuld und des 
göttl. Ebenbildes Grundlage des Naturrechts fey.) 

Geo. Beyer, delineatio juris divini, naturalis 
et positivi universalis, Lips. 1726. 4. 


*) Hugo Grotius, de jure belli et pacis libri 3, 
Parisiis, 1625. Fol. (erfhien in vielen Ausgaben 
und Weberfegungen, wurde häufig commentirt ıc. 
Vergl. Geift des Grotius, von Gtlo. Aug. Tittel. 
Zuͤrich, 1789. 8.) 
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während Hobbes *) bald darauf, mit vieler Folge: 
richfigfeit, den ftrengften Despotismus lehrte, 

Mit mehr philoſophiſchem Geifte, als beide, ver- 
fuchte furgdarauf Sam. Pufendorf**) die vernunft- 
gemäße Begründung der allgemeinen Rechtsverhält- 
niffe aus dem urfprünglichen Gefellfchaftsbedürfniffe 
freier Wefen, Er ward der eigentliche Begründer 
einer felbftftändigen philofophifchen Rechtslehre, die er 
aber in genauer Verbindung mit der Pflichten- und 
Tugendlehre, ſelbſt mit der chriſtlichen, darſtellte. — 
Nach ihm begann Thomaſius ***), welcher An— 
fangs dem Pufendorf ſich angefchloffen hatte, Die 
Nechtslehre von der Pflichtenlehre zu trennen, indem 
er in der erftern vorzüglich das entwicelte, was der 


*) Hobbes, der Erzieher des damals in Holland 
lebenden Prinzen Stuart, der in der Folge als 
Karl 2 (1660) den brittifchen Thron beftieg, gehört 
nach feinen Schriften zunähft ins Staatsrecht, 
wo er aufgeführt wird. 

**) Sam, de Pufendorf, elementa jurispruden- 
tiae universalis. Lugd. Bat. 1660. 8. N. Ed, 
Francf, et Jen. 1680. 8. — De jure naturae et 
gentium, Lond, Scand, 1672. 4. (fein Hauptwerk; 
vielfach bearbeitet; am gründlichfien: cum notis 
Hertii et Barbeyracii novam editionem cu- 
ravit Mascovius. 2 T. Franc, et Lips. 1744. 
4. —) Größtentheils aus diefem Pufendorfifhen 
Merke war ein Auszug feine Schrift: de oflicio 
hominis et civis. Lond, Scand. 1673. 8. — 


***) Christ. Thomasius, institutiones jurispruden- 
tiae divinae libri 3. Lips. 1688. 4. N. Ed. 1717 
(nah Pufendorf). — Einer andern Anſicht folgte 
er in nachffehender Schrift: Fundamenta juris na- 
turae ac gentium. Hal. ı705. 4. N. Ed. ı71%. 
(beide Schriften erfchienen auch teutfd.) 
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Menfh in Hinfiht feiner Rechte durch Zwang 
geltend machen darf, Zunaͤchſt in dieſer Anficht 
folgte ihm Gundling *), ein Mann, ohne phi— 
loſophiſchen Geift, aber von gründlichen gefhichtlichen 
und pofitiven juridifchen Kenntniffen, der, nebſt fei- 
nen Anhängern, theils durch) die ftrenge Aufnahme 
des in dem pofitiven Rechte pofitiv ausgefpro- 
chenen Zwanges in die Örundlehren des Natur = und 
Staatsrechts, (ohne doch den Begriff des Zwanges 
und mit ihm das darauf berudende Strafrecht pbilo- 
fophifch zu ergründen, ) £heils durch die Einmifchung 
vieler blos dem pofitiven und namentlich dem roͤmi— 
fhen Rechte angehörenden Säge und Meinungen in 
die philofophifche Rechtslehre, Die legtere zwar bei 
den Machthabern der Gewalt und bei den pofitiven 
Juriſten beliebter machte, vorzüglich aber auch) den 
höhern philofophifchen Standpunck, welchen die phi- 
lofophifcheRechtslehre bereits durch Pufendorf erreiche 
hatte, wieder herabfegte und verdunfelte, 

Ob nun gleich dieſe einfeitige, und den philo- 
fophifhen Charafter der Wiffenfchaft völlig vernich- 
tende, fogenannte juriftifche Behandlung 
des Naturrechts, welche von Gundling und fei- 
nen Nachfolgern ausging, felbft bis jest noch nicht 
ganz verfchwunden ift, da fie in Hugo *) und eini« 


*) Nic. Hieron. Gundling, jus naturae et gentium, 
Hal. ı714. g. Ed. Ztia 1746. — Edit. noviss. 
1769. (Ihm folgte unter den Spätern befonders 
5%. Gtfr. Sammet, der über Gundlings Compens 
dium las. Sammet’s VBorlefungen über das ges 
fammte Naturrecht gab Fr. Gtlo. Born £pz. 1799. 
8. heraus.) 

**) Es mögen hier fogleich diejenigen aus den- Neuern 
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gen Zöglingen feiner Schule Vertheidiger gefunden 
hat; fo wandte doc, bereits bald nad) Gundling, 
Glafey *) gefhichtliche Beifpiele auf die von ihm 
aufgeftellten Grundfäge an, und kurz darauf beftimmte 
der philofophifche Forfcher Ehriftian Wolff **) dem 


fiehen, welche das Naturreht zunächft als Aggregat 
des pofitiven Nechts anbaueten oder noch anbauen: 

Seo. Nicl. Brehm, über das Wefen des Naturs 
rechts, als eine Achte juriftifche Grundwiffenfchaft 
betrachtet. Freyb. 1789. 8. 

Geo. HuUgo, Lehrbuch des Naturrehts, als einer 
Philoſophie des pofitiven Rechts. Berl. 1798. 8. — 
4te fehr veränderte Ausgabe. Berl. 1819. 8. 

Theod. Mar. Zahariä (in Marburg), philofo: 
phifhe Rechtslehre, oder ır Theil des Lehrbuchs 
eines civiliftifchen Curſus. Lpz. 1810. 8. — Philos 
fophifhe Rechtslehre, oder Naturreht und Staates 
lehre. Bresl. 1820. 8. 

Theod. Marezoll, Lehrbuh des Naturrechts. 
Gießen, 1819. 8. 

8. A. Warnkönig, Verſuch einer Begründung 
des Rechts durch eine DVernunftidee. Bonn, 1819. 
8. (Er geht von Naturgefeßen, nicht von Ge: 
fegen der Freiheit, aus, und lehrt: „das Necht 
fey, feiner Natur nah, einem beftändigen 
Wechſel unterworfen.‘‘) 


*) Adam Fr. Slafey, Vernunft: und Voͤlkerrecht. 
Frkf. u. Lpz. 1723. 4. 3te Aufl. 1746. (Sn diefer 
Aufl. ließ er dag Völkerrecht hinweg, und gab es 
1752 befonders heraus.) ’ 

**) Christ. de Wolff, jus naturae, methodo scien- 
tiica pertractatum,. 9 Tom. Hal. 1740 — 49. 4. 
(Th. 1— 7 jus naturae; Th. 8 jus eivitatum; Th.g 
jus gentium.) Ejusdem institutiones juris natu- 
rae et gentium. Hal. 1750. 8 Teutfch: Grund» 
fäße des Natur: und Voͤlkerrechts. Kalle, 1754. 
8 — Den Srundfäßen Wolff folgten mehr oder 
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Maturrechte von neuem feinen Platz in der Reihe der 
Wiffenfchaften ver practifchen Philofophie, und 
verfuchte daffelbe, nach gleicher mathematifcher Me- 
thode, wie die übrigen philoſophiſchen Wiſſenſchaften, 
durchzuführen. 

Alein neben diefer philofophifchen Form des 
Naturrechts bei den Befennern des Leibnitz-Wolffi— 
fhen Syftems, und neben der von einigen Nachfol— 
gern Gundlings (Heinr, und Sam, Cocceji, Net 
telbladt, Sammer u.a.) fortgefegten juriftifchen 
Behandlung deffelben, wirkte Rouffeau’s *) Lehre 
von einem uefprünglich finnlich - vollfommnen Naturs 
zuftande mehr auf das Gebiet der philofophifchen 
Rechtslehre ein, als diefe einfeitige Anfiche verdiente, 
Gleichzeitig ftand die Wiffenfchaft in Gefahr, durch 
die Behandlung der efleftifch- eudämoniftifchen Philo⸗ 
ſophen **) oberflächlich und der ne Begründung 


weniger: Aler. Se. Baumgarten, Ge. Fr. 
Meier, Dollmann, Darjes, Gtfr. Adhens 
wall, VBattel, und viele andere. 

*) Jean Jacques Rousseau, du contrat social, ou 
principes du droit politique. Amst. 1760. 8. 
Teutſch von Shramm. Düffeld. 1800. 8. (Das 
Werk gehört mehr zum Frans als zum Natur: 
rechte.) 

**) Unter den Eklektikern waren die wichtigſten: 

S. Geo. Heinr. Feder, Unterſuchungen über den 
menfhlihen Willen. 4 Theile. Sött. 1779 ff. 8. 
(im 2ten Theile.) 

Ludw. Zul. Fr. Höpfner, Naturrecht der eins 
zelnen Menſchen, der Gefellfchaften und der Völker, 
Siegen, 1780. 8. — 6te Aufl. 1795. 8. 

S. Aug. Schlettwein, Redte der Menfchheit. 
Gießen, 1784. 8. 

(Außerdem: Sredersdorf;v. Eggersu.a.) 
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entzogen zu werben, fo wie, feit dem legten Jahr— 
zehend des achtzehnten Jahrhunderts, die neue Ge: 
ftaltung des innern Volfslebens in mehrern weft- und 
füdeuropaifchen Neichen und Staaten auch) auf die 
veränderte wiffenfchaftlihe Form der philofophifchen 
Rechtslehre nicht ohne Einfluß blieb, — Doch 
mehr noch, als dieſe Außern Vorgänge, wirfte die 
Verbreitung des Fritifhen Syftems in der 
gefammten Philofophie auf die völlige Umbildung 
des Maturrechts mächtig ein *), wenn gleih, in 


— — e — — 


*) Noch bevor Kant feldft die Rechtslehre bearbeitete, 
wandten Männer, die feinem Spyfteme folgten, 
daffelbe aufs Naturrecht an: 

Stli. HAufeland, Verſuch über den Grundfaß 
des Naturrechts. Leipz. 1785. 8. — Lehrſaͤtze des 
Naturrehts und der damit verbundenen Wiffenfchaf: 
ten. Jena, 1790: 8.90... 1708: 

J. Chſtn. Stli. Shaumann, wiffenfchaftliches 
Naturrecht. Halle, 1792. 8 — Verſuch eines 
neuen Syſtems des natürl. Rechte. Halle, 1796. 8. 

K. Leonh. Reinhold, Ehrenrettung des Natur: 
rechts; im teutfhen Merkur, 1791. St. 1. — 
Einige Bemerkungen über die in Kants Nechtsiehre 
aufgeftellten Begriffe von der Freiheit des Willens, 
in f. vermifchten Schriften, Ih. 2, ©. 361 ff. — 
Aphorismen über das äußere Necht überhaupt, und 
insbefondere das Staatsreht. Ebend. ©. 401 ff. 

Iheod. Schmalz, das Recht der Natur. Königsb. 
1790. 8. 2te Aufl. in 3 Th. Königsb. 1795. 8. — 
Handb. der Nechtsphilofophie. Kalle, 1807. 8. — 
Jus naturale, Berol. ıgı2. 8. 

J. Chſtph. Hoffbauer, NMaturreht, aus dem 
Degriffe des Nechts entwickelt. Kalle, 1793. 8. Zte 
Aufl. 1814. — Unterfuhungen über die wichtigften 
Segenftände des Naturrehts. Halle, 1795. 8. 

Karl Heinr. Heydenreich, Syfiem des Natur: 
rechts nad) Eritifhen Principien. 2 Th. Lpz. 1794 f. 8. 
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Hinſicht der Begründung der Wiffenfchaft, bald unter 
den Nachfolgern Kants die wefentliche Trennung ficht- 


Karl Ludw. Poͤrſchke, Vorbereitungen zu einem 
populären Naturrechte. Königsb. 1795. 8. 

Karl Ehfin. Erd. Schmid, Grundriß des Na: 
turrehts. Jena, 1795. 8. 

Ludw. Heinr. Jakob, philof. NRechtslehre, oder 
Maturrecht. Halle, 1795. 8. N. A. 1802. — Aus: 
zug daraus, 1796. 8. 

J. Heine. Ab icht, furze Darftellung des Natur: 
und Völferrechts. Bayreuth, 1795. 8. 

Smman. Kant, metaphyfiihe Anfangsgrände 


| der Rechtslehre. Koͤnigsb. 1797. 8. N. A. 1798. 


J. Gtli. Fichte, Grundlage des Noaturrechts 
nach Grundſaͤtzen der Wiſſenſchaftslehre. 2 Th. Jena, 
1796 f. 8. 

Paul Hof. Anf. Feuerbah, Kritik des natürs 
lichen Rechts. Altona, 1796. 8. 

J. Heiner. Tieftrunf, philof. Unterfuhungen 
über das Privat: und oͤffentliche Recht, zur Er: 
läuterung und Beurtheilung der metaphyf. Anfangss 
gründe der Nechtsiehre von Kant. 2 Th, Halle, 
1797. 8 

Heine. Stephani, Grundlinien der Rechts: 
wiffenfhaft oder des fogenannten Naturrechts. Ertl, 
1797. 8- 

Karl Keine. Gros, Lehrb. der philof. Rechts: 
wiffenfchaft oder des Naturrechts. Tüb. 1802. 8. — 
Ste ganz umgearb. Aufl. 1815. 4te Aufl. 1822. 

Laz. Bendavid, Verfuh einer Nechtslehre. 
Berl. 1802. 8 

Jakob Fries, philofophifche Regtslehre und Kri— 
tik aller poſitiven Geſetzgebung. Jena, 1803. 8. 

Karl Sal. Zachariaͤ, Anfangsgruͤnde des philoſ. 
Privatrechts. Lpz. 1804. 8. 

J. Gebh. Ehrenr. Maaß, Grundriß des Natur 
— Halle, 1808. 8. 

Ant. Dauer, Lehrbuch des a Marb. 

1808. 8 — ate Aufl. 1816. 
> 
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bar ward, nach welcher der eine Theil, wie ſchon von 
Thomaſius und ſeiner Schule geſchehen war, die 


Leonh. Dreſch, ſyſtematiſche Entwickelung der 
Grundbegriffe und Grundprincipien des geſammten 
Privatrechts, des Staatsrechts und des Voͤlkerrechts. 
Heidelb. 1810. 8. — Naturrecht. Tüb. 1822. 8. 

Seo. Henrici, Ideen zu einer wiſſenſchaftlichen 
Begründung der Rechtslehre. 2 Th. Hannover, 
1810. 8. NM. A. 1822. (enthält: Verſuch 
einer Geſch. des Nechtsbegriffes von. den früheften 
Zeiten bis Pufendorf; 2) fyftematifhe Darftellung 
der bisherigen Deduction des reinen Rechts; 3) 
Verſuch einer eigenen Deduction des reinen Rechts.) 

Karl Theod. Welcker, die lebten Gründe von 
Recht, Staat und Strafe, philofophifh und nad) 
den Gefeken der merfwärdigften Völker vechtshifto: 
rifch entwickelt. Gießen, 1813. 8. 

Gtlo. Ernft Schulze, Leitfaden der Entwicke— 
fung der phil. Principien des bürgerlichen und peins 
lihen Rechts. Sött. 1813. 8. 

Wild. Trgt. Krug, philofoph. Rechtslehre (auch 
Th. 1 f. Syftems der pract. Philof.) Koͤnigsb. 
1817. 8. — Schon früher: Aphorismen zur Phi: 
lofophie des Nechts. ır Band. Jena, 1800. 8. — 
Naturrechtlihe Abhandlungen. Lpz. 1811. 8. 

SF. Nepom. Borfti, über das Naturrecht und 
deffen Uebereinffimmung mit der Moral. im hönften 
DVernunftgefege. Nürnb. 1818. 8. 

Fr. Köppen, Rechtslehre nach platoitifchen Grund: 
fäßen. 29}. 1819. 8. (Familienrecht; bürgerliches 
Recht; öffentlihes Recht; Voͤlkerrecht.) 

C.A.Eſchenmayer, Normalrecht. 2Th. Stuttg. 
u. Tüb. 1819 u. 20. 8. 

Sr. Bouterwek, Lehrbuch der philofophifchen 
Wiſſenſchaften, 2r Theil. ete Aufl. 1820. 8. (be 
fonders vgl. Vorrede S. IV—IX und ©. 169 — 
196.) 

Jac. Sigism. Bed, Lehrbuh des Naturredts. 
Sjena, 1820. 8. 





Natur » nd Völkerrecht, 67 


Rechtslehre von der Pflichtenlehre ab— 
ſonderte, und in derſelben darſtellte, was in 
dem aͤußern Rechtskreiſe erzwingbar iſt, der andere 
Theil aber ſie mit der Pflichtenlehre aus 
Einer gemeinſamen Quelle ableitete. Bei 
den vielen geiſtvollen und ſcharfſinnigen Forſchern 
auf beiden Seiten konnte es nicht befremden, daß 
mehrere derſelben, ungeachtet der weſentlichen Ver— 
ſchiedenheit der Grundanſichten, einander doch mehr 
oder weniger ſich naͤherten, und daß die Wiſſen— 
ſchaft felbft im Ganzen durch den vielfeitigern und 
reichern Anbau gewann. Doch müffen von den Den- 
fern, welche zunächft vom kritiſchen Syſteme aus- 
gingen, wenn fie gleich von den Lehren und Anfichten 
feines Stifters ſich wefentlich entfernten, die Natur— 
pbilofopben und Myſtiker *) der neueften 
Zeit beim Anbau der philoſophiſchen Rechtslehre 
unterſchieden werden. 


*) Schelling, neue Deduction des Naturrechts; im 
philoſ. Ne, von Fichte und Nietdammer, 
1796, Heft 4, ©.278 ff. Fortſ. 1797 im Aten Hefte. 

Son. Ihanner, Verſuch einer wiffenfchaftlichen 
Darftellung des Naturrehts. Landsh. 1901. 8. 
Joh. Baptift Nibler, der Staat aus dem De: 
griffe des Univerfums entiwicelt. Landeh. 1805. 8. 
Troxler, philof. Rechtslehre der Natur und deg 
Geſetzes, mit Nückfiht auf die Irrlehren der Libera— 
lität und Legitimität. Zürich, 1820. 8. 
Seo. Wild. Sr. Hegel, Grundlinien der Phi: 
lofophie des Rechts. Berl. 1821. 8. 
A 
Zur Literar-Geſchichte der philoſophiſchen 
Rechtslehre: 
J. Franc. Buddei historia — naturalis. Hal. 
1695. 8. | 
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A) Das Naturredt, 
oder der philofophifhen Rechtslehre erfter Theil, 





13» 
Begriff des Naturrechts. 


Das Naturrecht ift die ſyſtematiſche Darftellung 
aller aus der dee der Herrfchaft des Rechts hervor- 
gehenden urfprängtichh und erworbenen Rechte und 
rechtlichen Verhaͤltniſſe ſittlicher Wefen in ihrem 
Außern freien Wirfungsfreife. Das reine. (oder 
abfolute) Naturrecht ftelle die urfprünglichen, 


Jac. Fr. Ludovici, delineatio historiae juris di- 
vini, naturalis et positivi universalis. Hal. 
1701. 4 

Paulo plenior historia juris naturalis, in usum 
Auditorii Thomasiani. Hal. 1719. 4 

Adam Fr. Glafey, vollftändige Gefchichte des Rechts 
der Vernunft. Lpz. 1739. 4. N. A. in 2 Th. 
Sranff. 1746. 

Christ. Fr. Geo. Meister, bibliotheca juris na- 
turae et gentium. 3 Part. Gött. 1749 sqq- 8. 
Geo. Chr. Gebauer, nova juris naturalis historia, 

Edidit Klevesahl. Wetzlar. 1774. 8. 

Dietr. Heine. Ludw. Freih. v. Ompteda, Literatur 
des gefammten fowohl natürlichen als pofitiven 
Voͤlkerrechts. 2 Th. Negensb. 1785. 8. — Der 
dritte Theil (auch mit dem bef. Titel: neue 
Literatur des Völkerrehts feit dem Jahre 1784) 
von Karl Alb. v. Kamptz. Berl, 1817. 8. 

Car. Henr. Lud. Pölitz, de mutationibus, quas 
systema juris naturae ac gentium a Grotii 
temporibus hucusque expertum fuerit. Viteb, 


1805. 4. 


| 
| 
| 
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aus der vernünftig finnlihen Natur des Menfchen 
unmittelbar hervorgehenden, Rechte jedes einzelnen 
ſittlichen Wefens auf; das angewandte (oder 
hypothetiſche) Naturrecht bingegen entwickelt die 
erworbenen Rechte des Menſcheu, und zeigt die 
Art und Weiſe, wie in der aͤußern Rechtsgeſellſchaft 
Rechte auf Perſonen und Sachen durch Vertraͤge er— 
worben werden, woraus das perfönliche und das 
Saden- (oder das dingliche) Recht entfpringt. 


‘ Alle aus der Natur des Menfchen felbft hervor- 
gehende Rechte nennen wir urfprünglicde 
Rechte; hingegen diegenigen Rechte, welche wir 
nur durch freie Vebereinftimmung mit andern We: 
fen unfrer Art, mithin durch Vertrag, auf 
Perfonen und Sachen außer uns erwerben, wer- 
den erworbene Nechte genannt, Daraus er- 
helle, daß die erworbenen Rechte die urfprünglichen 
vorausfegen, und daß alfo das angewandte 
Naturrecht, welches die erworbenen Nechte im 
Einzelnen entwickelt, auf das reine Naturrecht 
fich gruͤndet. Weil aber theils die Nechte auf die 
Perfon eines Andern, theils die Rechte auf Sachen 

in einer abgefchloffenen NRechtsgefellfchaft, wo feine 
berrenlofen Dinge gedacht werden koͤnnen, nad) 

den Forderungen der Vernunft, nur durch die freie 
Mebereinftimmung zweier oder mehrerer fittlicher 
Weſen erworben werden dürfen; fo folgt daraus, 
daß jede Erwerbung von Rechten auf Perfonen und 
Sachen, nad) den Grundfägen der Vernunft, auf 
Dertrag beruht, und alfo das angewandte 
Maturreht die Haupfgattungen derje- 
nigen VBerträgeenthält, durch welche Rechte 
auf Perfonen und Sachen erworben werden. 
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ae | 
Urrecht der Menſchheit. 


Der Menſch iſt Zweck an ſich, weil er ein 
ſittliches — ein mit Vernunft und Freiheit ausge— 
ſtattetes — Weſen iſt. Er darf daher nie ſich 
ſelbſt blos als Mittel behandeln, noch ſich 
vonandern als Mittel fürihre beliebigen 
Zwecke behandeln laffen. Es ift das Urrecht 
der Menfchheit, Zweck an- fih zu feyn, während 
alles in der fichtbaren Natur dem Menfchen als Mit- 
tel für feine Zwecke dient, Diefes Ürrecht beruht auf 
dem unvertilgbaren Charakter der menfhlihen Na- 
fur, den wir Per ſoͤnlich keit nennen, und der auf 
der, für die Dauer eines irdifchen Lebens unzertrenn- 
lihen, Vereinigung eines vernünftigen Geiftes mit 
einem finnlihen Körper beruht. Urfprünglide 
Rechte der menfhlichen Natur find daher folche, 
welche unmittelbar aus diefem Grundcharafter des 
Menfchen, aus der Perfünlichfeit, und aus dem, auf 
diefer Perfönlichfeie ruhenden, Selbſtzwecke des Men- 
ſchen, als dem Urrechte feines Weſens, hervorgehen. 


Durch den Charafter der Perfönlichfeit des Men- 
ſchen wird aber beſtimmt: 


1) fein rechtliches Verhaͤltniß zu feinem 
eigenen Wefen, inwiefern feine gefammten phy— 
fifhen und geiftigen Kräfte des Beſtehens und der 
Fortdauer in ihrem urfprünglichen und naturgemäßen 
Zuftande, und namentlich feine geiftigen Vermögen 
zugleich einer grenzenlofen Veredlung und Vervoll- 
fonımnung fähig und bedürftig find, (Man kann 
daher nicht blos Pflichten gegen fich verlegen, fondern 
auch Rechte; z. B. das Recht auf fortfchreitende gei- 
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ſtige Bildung, das Recht auf Förperliche Geſundheit 
u. ſ. w.) 

x 2) fein rechtliches Verhaͤltniß zu andern 
Weſen feiner Art, inwiefern er alle aus dem 
Selbftzwecde der Menfchheit fließende Nechte an. 
Andern anerkennen ſoll, diefe Anerkennung aber auch) 
für fich von allen Andern erwarten und fordern darf; 

3) fein rechtliches Verhältniß zu den nicht 
perfönlihen Dingen, inwiefern er berechtigt ift, 
aller leblofen und belebten Gegenftände der Natur: 
welt (d. i. derjenigen Dinge, die der Vernunft und. 
Freiheit ermangeln,) als Mittel für feine Zwecke fich 
zu bedienen, fobald er diefelben rechtlich erworben hat, 


15. 
a) Reined Naturredt. 
Momenclatur der urfprünglichen Rechte, 


Die urfprünglichen Nechte des Menſchen, in- 
wiefern fie im Urrechte der Menfchheit enthalten find, 
find im Einzelnen folgende: 

41) das Recht auf äußere Freiheit; 
2) das Recht auf äußere Gleichheit; 
3) Das Recht auf Freiheit der Sprache, der: 

* Preſſe und des Gewiſſens; 

4) das Recht auf perfönliche Würde und guten 

Namen; 
5) das Recht auf Eigenthum; 

6) das Recht auf öffentliche Sicherheit ; 

7) das Recht auf Abfchliegung und Haltung 

der Verträge, 
Daran ſchließt fich die Lehre von der Billigkeit 
und dem Nothrechte an, 
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16. 
1) Das Recht auf äußere Freiheit, 


Die äußere Freiheit befteht in der. unbefchränf- 
ten Selbftitändigfeit und Unabhängigfeit des aͤußern 
freien Wirfungsfreifes von jedem andern Wefen un— 
frer Gattung. Sie ift die nothwendige und unerläß- 
lihe Bedingung, Daß der Menfch alle feine phyſiſchen 
und geiftigen Vermögen und Kräfte, nad) ihrer natur- 
gemäßen Beftimmung und nad) den von ihm fich vor- 
gehaltenen Zwecen gebrauche, befonders aber daß er 
durch feine Handlungen dem Endzwecke feines Da— 
feyns möglichft ſich nähere, und alles in Hinficht auf 
feine eigene Sittlichfeit und Glüdfeligfeit, fo wie in 
Hinfihe auf die Sittlichkeit und Gluͤckſeligkeit der mit 
ihm zur Gefellfchaft vereinigten Wefen feiner Gattung 
volldringe, was das Ideal der Sittlichfeit von jedem 
freien Wefen verlangt. — Denn nur, wer perfon- 
lich frei ift,, fteht im Befige und. Gebrauche aller der 
Mittel, durch welche die menfchlihe Beftimmung im 
weiten Kreiſe fammtlicher Rechte und Pflichten auf 
Erden erreicht werden foll und darf, Die Vernunft 
erklärt daher die Sflaverei und Leibeigenfchaft, nad) 
allen ihren Formen und Abftufungen, für widerrecht- 
lich , weil durch fie die Grundbedingung alles Rechts, 
der äußere freie Wirkungskreis, aufgehoben wird, 


| 17. | 
2) Das Recht auf äußere Gleichheit, 


Die unbedingte Forderung des Sittengeſetzes 
und die allgemeine Gültigfeit deffelben für alle Weſen 
unfrer Gattung fege die urfprüngliche natitrliche Gleich— 
heit aller diefer Wefen als Grundbedingung mit Noth— 
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wendigkeit voraus; denn ein gemeinfames durch die 
Vernunft gebotenes Ziel kann für Alle nur unter der 
Vorausfegung der urfprünglichen Gleichheit Aller gel= 
ten. Diefe natürliche Gleichheit beruht aber darauf, 
daß Diefelben phyſiſchen und geiftigen Anlagen, Ver— 
mögen und Kräfte in allen Wefen unfrer Gattung zu 
dem Charakter der Perfonlichkeit uefprüßglich verbun- 
den, und Dadurch alle vernünftig = finnliche Wefen zu 
einem und demfelben Endzwede ihres Dafeyns, fo 
wie zur Gleichheit des Außern Rechts in ihrer 'gegen= 
feitigen Verbindung , berufen find. — Allein diefe 
urfprüngliche Gleichheit ift weder eine Gleichheit des 
Grades der Stärfe, mit welchem die einzelnen phyfi- 
fchen ‚und geiftigen Kräfte bei den menfchlichen Indi— 
viduen fih anfündigen ; noch Gleichheit der Richtung 
der Thätigfeit dieſer Kräfte auf einerlei Befchaftiguing 
im teben (wodurch) die fraurigfte Einfürmigfeit in das 
gefellfchaftliche Leben fommen würde); noch Gleichheit 
des Eigenthums , weil Seder in einem rechtlichen Zu— 
ftande nur das und nur fo viel befigen kann, als er 
fih rechtmäßig erwirbt. Sie befteht vielmehr darin, 
daß jeder Menfch in dem andern ein Weſen mit völlig 
gleihen Rechten anerkennt, und ihn nie als bloßes 
Mittel für feine Zwecke, fondern als Selbſtzweck be= 
handelt; daß jeder in der Gefellfchaft,, ohne Ruͤckſicht 
auf Geburt, Abftammung oder Stand, nad) feiner 
phyfifhen und geiftigen Brauchbarfeit und nad) fei- 
nem fittlichen Werthe für die Zwede des Ganzen an, 
geftellt wird; daß viefelben Gefege, über welche die 
Gefellfchaft ſich vereiniger hat, gleihmäfig für Alle, 
fo wie ſaͤmmtliche öffentliche Laften und Befchwerden 
in der Gefellfchaft ebenfalls für Alle ohne Ausnahme 
und Einfchränfung gelten; daß endlich die Geſammt— 
beit der Individuen in der Gefellfhaft durch freige: 
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wählte Abgeordnete, tn Hinſicht ihrer allgemeinen 
Rechte ſo wie ihrer beſondern Beduͤrfniſſe, bei der 
Regierung vertreten wird. 
(Wir ſind, nach der Religion, gleich vor 
Gott, und ſollten nicht vor dem irdiſchen Geſetze 
gleich ſeyn?) 


18. 


3) Das Recht auf Freiheit der Sprache, 
der Preffe und des Gewiſſens. 


Weſen, mit Vernunft und Freiheit ausgeftattet, 
und nad) ihren vervollfommnungsfähigen Anlagen 
und Vermögen zu einem grenzenlofen Fortſchritte in 
der Erfenntniß der Wahrheit und in der Ausübung 
des Guten beftimmt, befisen,, nach) jenen Vermögen 
und nach diefer Beftimmung ihrer Natur, das ur- 
fprüngliche Recht, Durch Sprache und Schrift ihre 
Meinungen, Grundfägße und Ueberzeugungen der gan— 
zen übrigen Gefellfchaft mittyeilen, und fie der freien, 
Prüfung derfelben unterwerfen zu dürfen, Die reis 
heit der Sprache, der Preffe und des Gewiſſens, in= 
wiefern jenes urfprüngliche Recht aud) auf die Grund: 
füge für das rechtliche Beftehen und die Wohlfahrt der 
ganzen Gefellfchaft, fo wie auf die religiöfen Anfichten 
und Meberzeugungen fich bezieht, ift Daher die wefent- 
lihe Bedingung der geifligen, befonders aber ver 
fieelichen Fortbildung des Sndividuums und des gan— 


zen menfchlichen Gefchlechts, und ein unveraußerliches 


Recht, deffen Grenzen und rechtliche Be— 
fhränfungen nur nad der Verlegung An: 
derer durch Sprade und Preffe, d.h. durch 
Verlaumdungen, unerwiefene Befchuldigungen und 
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Beſchimpfungen gegen Individuen und Regierungen, 
ſo wie durch Angriffe auf die ſittlichen Grundpfeiler 
aller Religionen und aller beſtehenden Rechtsgeſell— 
fchaften, beftimme werden fünnen. Denn aus dem 
Grundbegriffe des Gleichgewichts der Rechte im 
äußern freien Wirfungsfreife geht nothwendig hervor, 
daß wie jede Nechtsverlegung überhaupt, fo aud) die 
Verlegung der Rechte Anderer durch Sprache und 
Preffe, in jeder feftbegründeten Nechtsgefellfchaft 
durch Gefege näher beftimme und durch Strafen ges 
ahndet werden muͤſſe. 


Eine unbedingte Preßfreiheit, nach welcher 
die durch die Preſſe geſchehenen Rechtsverletzungen 
ungeahndet bleiben ſollen, waͤhrend in jeder zweck— 
mäßig geſtalteten und feſtbegruͤndeten Rechtsgeſell— 
ſchaft keine Verletzung ſelbſt des kleinſten Rechts 
ungeſtraft bleiben darf, wenn anders die Rede von 

einem Gleichgewichte des Rechts ſeyn ſoll, ift 
durchaus gegen die Vernunft, und alſo 
ſelbſt widerrechtlich. — Allein daraus folgt eben— 
falls mit Beſtimmtheit: 1) daß nur anerkannte 
Rechtsverletzungen durch Sprache und Preſſe der 
Ahndung unterworfen werden koͤnnen, und 2) 
daß, weil das Naturrecht das Ideal einer voll— 
kommenen Rechtsgeſellſchaft aufſtellt, das in der 
Wirklichkeit nirgends angetroffen wird, die naͤhern 
Beſtimmungen, wie Rechtsverletzungen durch 
Sprache und Preſſe geahndet werden muͤſſen, nach 
ihrer rehtlichen Seite dem Staatsrechte, und 
nach ihrer politiſchen Seite der Staatskunſt 
angehoͤren. 
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19. 
4) Das — * — Wuͤrde und 
guten Namen. 


Die perſoͤnliche Würde des Individuums beruht 
auf der Angemeſſenheit aller ſeiner Handlungen und 
aller ſeiner Ankuͤndigungen in der Rechtsgeſellſchaft, 
deren Mitglied er iſt, zu dem Sittengeſetze, mithin 
auf ſeiner von Allen anerkannten Annaͤherung an das 
Ideal der Sittlichkeit. Dieſe perſoͤnliche Wuͤrde aller 
ihrer Individuen iſt aber die wichtigſte Stuͤtze der 
Rechtsgeſellſchaft, weil nur derjenige Verein dauer— 
haft ſeyn kann, der auf gegenſeitiger perfönlicher Ach— 
tung beruht. — Da nun der Name das Wort, 
oder das ſinnliche Merkmal iſt, wodurch wir die In— 
dividualitaͤt der mit uns zur Rechtsgeſellſchaft vrrbun— 
denen Weſen bezeichnen, und damit den Begriff ihres 
ſittlichen Werthes oder Unwerthes, ſo wie ihrer 
Brauchbarkeit oder Unbrauchbarfeit für die Geſell— 
fchaft, und überhaupt den Begriff ihrer gefammeen 
aͤußern Anfindigung verbinden (man vergegenmwärfige 
fih nur die Namen von Sofrates, Attila, Luther, 
Napoleon u.a.); fo kann es feinem Individuum 
gleichgültig feyn, welche Eigenfchaften die öffentliche 
Meinung diefem Namen beilegt, weil fein. Einfluß 
auf die Gefellfhaft, feine Ehre in derfelben, das 
Zufrauen, das Andere zu ihm haben follen, und der 
Theil feiner Zufriedenheit und Ruhe, der von der 
Meinung und dem Urtheile Andrer über ihn abhängt, 
ganz dadurch beftimmt wird, — Wenn aber der 
Menfch das Recht auf perfonlihe Würde und gufen 
Namen durch die unbedingee Angemeffenheit feiner 
äußern Thätigfeit zu der innern Güte feiner Gefin- 
nung fi) erwirbt; fo Fann er auch fordern, daß jeder 
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ihm diefe Ehre erweife, bis feine Handlungen das 
Gegentheil bezeugen. Diefes Recht auf Ehre und 
guten Namen gilt zugleich für alle Ybwefende aus 
der Geſellſchaft, und felbft für die Erhaltung und 
Rettung des guten Namens der Berftorbenen, 





4 


20. 
5) Das Recht auf Eigenthum. 


Wir nennen alle Gegenſtaͤnde der Naturwelt, 
die nicht Perſoͤnlichkeit beſitzen, Sachen, weil fie 
der Vernunft und Freiheit ermangeln. Sie ſtehen in 
einem gewiſſen Preiſe, und koͤnnen durch Schenkung, 
Abtretung, Tauſch und Verkauf erworben werden. 
Deshalb ſind ſie nie Zwecke ſelbſt, ſondern nur Mit— 
tel zu Zwecken. Dies gilt eben ſowohl von den ein— 
zelnen Theilen der Oberflaͤche des Erdbodens, wie von 
den Erzeugniſſen und Thieren deſſelben; nur mit der 
rechtlichen Einſchraͤnkung, daß wir uns blos in den 
Beſitz von ſolchen Sachen ſetzen duͤrfen, die entweder 
noch Keinem gehoͤren (res nullius), oder die uns der 
freie Wille eines Andern auf rechtmaͤßige Weiſe, d. i. 
durch Vertrag, uͤberlaͤßt. Die rechtmaͤßige Erwer— 
bung eines aͤußern Gegenſtandes, welche mit der 
aͤußern Freiheit aller andern vernuͤnftigen Weſen ver— 
einbar iſt, heißt Beſitznehmung, und die durch 
die rechtliche Beſitznehmung erworbenen aͤußern Ge— 
genſtaͤnde nennen wir unſer Eigenthum. 

Jeder Eigenthuͤmer einer Sache hat aber das 
Recht des ausſchließenden Beſitzes und der 
erfennbaren Bezeihnung derſelben als feines 
Eigenthbums; doch kann es auch ein Gefammteigen- 
thum für mehrere gemeinfchaftliche Befiger einer und 
derfelben Sache geben, welches aber nur durch Ver— 
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frag erworben und nad) feinen rechtlichen Verhaͤlt— 
niffen zwifchen den Miteigenthümern feftgefegt werden 
kann. — Eben fo gehört der Zumachs (accessio) 
des Eigenthums, der entweder durch die Natur oder 
durch Einfiht, Fleiß und Kunft bewirkt wird, dem . 
Befiger des Eigent ums, fobald durch dieſen Zu- 
wachs fein Recht eines Dritten beinträchtigt wird. — 
Durch Verlaſſung fann aber aud) ein freies Wefen 
auf ein erworbenes Recht verzichten, wodurch, wenn es 
ein Gegenftand des Eigenthums war, diefer zur her- 
renlofen Sache wird. Hingegen fann die zufällige 
Unterlaffung der Ausübung eines Rechts nicht als 
DVerzichtleiftung auf ein erworbenes Recht, und eben 
fo wenig der unrechtliche Gebrauch) eines Gegenftan- 
des als ein Nechtstitel der Erwerbung angefehen wer- 
den, meil es nach dem Vernunftrechte Feine Ver- 
jahrung gibt, | 
(Verjährung kann, weil es nüßlich ift, eine 
Zeit über den Befisftand zu beftimmen, nur im 
pofitiven Rechte vorfommen, ) 


21. x 
6) Das Recht auf öffentlide Sicherheit. 


Jede beftehende Gefellfhaft von Menfchen 
nimmt einen Theil des Erdbodens ein, über welchen 
fie fih mit ihrem Eigenthume und ihren Wohnungen 
ausbreitet. In dem Umkreiſe diefes der Gefellfchaft 
rechtlich zugehörenden Gebietes full die größte öffent: 
liche Sicherheit herrſchen. Diefe Sicherheit betrifft 
aber theils die Perfonen felbft, ihr Leben, ihre Frei— 
beit, und die Unverlegtheit ihres Körpers, theils alle 
ihnen zugehörende Sachen, fie mögen in unbemweg- 
lihem oder beweglichem Eigenthbume beftehen. In 
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dem gefellfchaftlichen Vereine des Naturrechts ift die 
geiſtige und fittlihe Neife, fo wie die Rechtlichkeit 
aller Mitglieder veffelben der gemiffefte Bürge der 
öffentlichen Sicherheit, weil diefe Nechtlichfeit und 
Reife felbft die Webereilungen und Unvorfichtigfeiten 
möglichft verhuͤtet, durch welche_nicht felten, aud) 
ohne boͤſe Abfichten, die öffentliche Sicherheit gefähr- 
det wird, 


” 


f 22: . 
7) Das Recht auf Abſchließung und Hal- 
tung der Verträge 


So gewiß, nach dem Urrechte der Perfönlich- 
feit, jedes ſittliche Wefen frei über die Anwendung 
feiner Kräfte und feines Eigenthums verfügen Fann, 
fobald dadurch der äußere freie Wirfungsfreis Feines 
Andern beeinträchtigt wird; fo gewiß fteht ihm auch 
das Recht zu, durch freie gegenfeitige Vebereinfunft 
mit andern Weſen ſeiner Art, vermittelſt eines Ver— 
ſprechens und eines Gegenverſprechens, den Kreis 
feiner perfönlichen und dinglichen Rechte entweder zu 
erweitern, oder zu befhranfen. Die äußere 
Handlung, wodurch dies geſchieht, nennen wir Ver— 
trag, indem derſelbe auf einer gegenſeitigen 
Willenserklärung beruht, in welcher von dem 
einen Theile ein Berfprehen, d. h. die Erflä- 
rung gegeben wird, zu einer gewiflen Leiftung verbun- 
den zu feyn, und von dem andern Theile die An— 
nahme, d.h. die Erflärung erfolgt, daß man die 
von dem Andern beftimmte Leiftung zu fordern bered)- 
tigt feyn wolle. Durch beides wird der Vertrag 
vollendet; der Vertrag beruht daher auf einem ange- 
nommenen Verſprechen. Die beiden confrabirenden 
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Theile, der Promittent und der Promiffer, 
beißen die Paciscenten, 

Verträge darf aber jedes fittliche Weſen fchlie- 
Ben, weil es zu den urſpruͤnglichen Rechten des 
Menfchen gehört, daß er feinen Außern unabhängigen 
Wirfungsfreis Andern eben fo gut eröffnen, als ver- 
fhliegen darf, Der Menſch erweitert feinen 
außern Wirfungsfreis, wenn er durch Vertrag Rechte 
auf die geiftigen oder phyſiſchen Kräfte, oder auf 
Sachen (auf Theile des bisherigen Eigenlhums) An⸗ 
drer erwirbt; er beſchraͤnkt hingegen ſeinen aͤußern 
Wirkungskreis, wenn er durch Vertrag Andern ein 
Recht auf ſeine geiſtigen oder phyſiſchen Kraͤfte, oder 
auf Theile ſeines Eigenthums zugeſteht. Denn ſelbſt 
feine Perſonlichkeit darf der Menſch (z. B. im Dienft- 
vertrage) einer fremden Beſtimmung unterwerfen, 
nur nicht mit Verlegung oder Vernichtung Des Urs 
vechts der Perfonlidhfeit, 

So lange übrigens die Annahme des Ver— 
fprechens von dem andern Theile nicht erfolge ift, 
fann das Derfprechen widerrufen und zuruͤckgenom— 
men werden, 


23 * 
Bedingungen der Guͤltigkeit der Ver— 
traͤge. 


Jeder Vertrag iſt rechtlich und guͤltig: 

1) ſobald ſein Gegenſtand an ſich moͤglich iſt; 
(unguͤltig iſt er, ſobald der Gegenſtand durch menſch— 
liche Kräfte nicht ausgeführt werden kann — ad 
impossibilia nemo obligatur —; doc) muß in die— 
fem Falle die Unmöglichfeit nachgemwiefen, und wenig- 
ftens das, was möglich ift, geleiftee werden; ) 
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2) fobald durch ihn Fein Zweck der Vernunft, 
und namentlich nicht das Sittengefeg verlegt wird 
(ad turpia nemo obligatur — fein Vertrag kann 
einen Vater zur KRaftration feiner Kinder verpflichten) ; 

3) fobald die contrahirenden Theile dabei das 
völlige Bewußtfeyn ihrer Vernunft und Freiheit hat: 
ten (ohne Beraufhung, Wahnfinn ꝛc.); 

4) fobald die contrahirenden Theile ausdrüc- 
lich und beftimme ihre Einwilligung erklärten ; 

5) fobald die durch den Vertrag zu erwerben> 
den Rechte blos perfönliche und Dingliche Rechte, und 
nicht Die ganze. oder fheilweife Aufhebung eines ur— 
fprünglichen Rechts betrafen (z.B. Verpflichtung zur 
Seibeigenfchaft, oder zur muhamedanifchen Religion 
gegen die Gewiſſensfreiheit ꝛc.); 

6) fobald von dem einen contrahirenden Theile 
dabei Fein abfichelicher Betrug geübt ward ; | 

7) fobald der eine contrahirende Theil nicht 
über den Gegenftand des Vertrages in einem vollig 
unvermeidlichen Irrthume fich befand ; 

8) fobald nicht durch phufifche Gewalt, oder 
Veberliftung, die Einwilligung des einen contrahiren- 
den Theiles erzwungen ward; 

9) fobald nicht die Rechte eines Dritten, ohne 
Vorwiſſen und Einwilligung deffelben, durch einen 
abgefchloffenen Vertrag befchränft und verlegt werden, 

Geht aber der Andere den Vertrag ein unter einer 
angedrohten Gefahr, Die er beftimme erfannte, oder 
unter Verhältniffen, die er fich deutlich vergegenwär- 
tigte; fo ift er fietlich verpflichtet, den Vertrag zu 
erfüllen. Selbft die Unfunde defjen, was der Pro— 
mittent zu leiften hat, entbindet denfelben keinesweges 
von feiner durch den Vertrag übernommenen Ver: 
pfliheung; eben fo wenig entzieht diefe Unfunde dem 

I. Ö 
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andern Theile das Recht, auf die Erfuͤllung des Ver— 
trages zu dringen, weil bei einem vernuͤnftigen Weſen 
vorausgeſetzt wird, daß es, bei dem Eingehen des 
Vertrages, die Natur und Beſchaffenheit der uͤber— 
nommenen Verpflichtung eingeſehen und erkannt habe. 

Da aber der Vertrag auf die freie Uebertragung 

eines perſoͤnlichen Rechts, oder einer Sache an einen 
Andern, mithin auf die Vebergabe oder Abtretung 
von der einen, und auf die Annahme von der andern 
Seite ſich gründet; fo folgt, daß durch die freiwil- 
lige Verlaſſung von der einen Seite ein Anderer an 
fi eben fo wenig ein Recht erhält, die verlaffene 
Sache zu feinem Eigenthume zu machen, wie dur) 
die einfeitige Verzichkleiftung des einen Theils auf 
irgend einen Gegenftand, ohne die rechtliche Ueber— 
nahme defjelben von dem andern Theile. Doch fteht 
jedem das Recht zu, die Sachen, die zu feinem Eigen- 
genthume gehören, oder auch gewiffe perfonliche Rechte 
(nur nicht feine Perfönlichkeie felbft,) dem Andern 
zum Austauſche anzubieten, dafür einen Preis feft- 
zufegen, und fie um diefen Preis wegzugeben, fo wie 
auch diefen Preis ganz zu erlaffen, und die Sache zu 
verfchenfen. 

Ale aus Verträgen bervorgehende Pflihten 
und alle durch Vertrag erworbene Rechte find Feine 
unbedingten, fondern nur bedingte Pflid)- 
ten und Rechte, 


24. 


Real: und Derbal-Vertrage; unbedingte 
und bedingte, ftillfhweigende Verträge, 


Beſteht der Vertrag in der wirflichen Leiftung 
des Gegenftandes felbit, mithin in einer Thatſache; 
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fo heißt er ein Nealvertrag. Dagegen beruht der 
DBerbalvertrag auf der wortlichen Zuficherung der 
vertragsmäßigen Leiſtung. 

Die Verträge find entweder unbedingte oder 
bedingte, inwiefern bei den unbedingten auf feinen 
eintretenden denkbaren Fall in der gegenfeitigen Ueber: 
einfunft Nuckfiche genommen, bei den bedingten aber 
der Eintritt gewiſſer Fünftiger Umftande im Voraus 
berückfichtigt wird, 

Unter einem ftillfhweigenden Vertrage 
endlich verfteht man einen ſolchen, wo über einen per= 
fonlichen oder dinglichen Gegenftand, der in der Wirf- 
lichkeit befteht, Feine befondere Uebereinkunft zwifchen 
jweien oder mehrern Perſonen abgefchloffen worden 
ift, fein Theil aber dem Gegenftande des ſtillſchwei— 
genden Vertrages widerfprochen bat, fo daß durch die 
Fortdauer des Verhältniffes und die gegenfeitige An— 
erfennung defjelben ein wirflich pofitiver, Charafter 
des Vertrages fich gebildet hat *). (Dahin gehört 
das rechtliche Verhaͤltniß zwifchen Aeltern und Kin- 
dern; zwifchen dem Negenten und dem Wolfe, wo 
fein fehriftliches Grundgeſetz ihre gegenfeitigen Rechte 
und Pflichten beſtimmt; und darauf beruht, im pra— 
ctiſchen europaͤiſchen Voͤlkerrechte, die Voͤlkerſitte und 
das Herkommen in der Verbindung und Wechſelwir— 
kung der civiliſirten und chriſtlichen europaͤiſchen Voͤl— 
ker, Staaten und Reiche.) 


*) Zu den ſtillſchweigenden Vertraͤgen kann nicht ge— 
rechnet werden, wenn z. B. der eine fuͤr den andern 
deſſen Amtsgefchäfte betreiben wollte ohne deſſen 
Zuffimmung. Nur ein beftehendes (factifches) Ver: 
haͤltniß kann als Grundlage eines DFG GEBEN 
Vertrages gedacht werden. 

6 * 
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Ein Nebenvertrag (pactum accessorium) 
ift ein Vertrag, der zu den Beftimmungen eines 
vorausgegangenen Vertrages efwas hinzufegt, und 
dieſe Beftimmungen entweder unter gewiffen Ver- 
hältniffen erweitert oder befchränft, 


25. 


Peränderung und Aufhebung der Ver: 
träge, 


Veraͤndert und aufgehoben werden abgefchloffene 
Verträge: 

4) durch jeden neuen Vertrag, der fpäter 
über denfelben Gegenftand von denfelben contrahiren» 
den Theilen eingegangen wird; 

2) durch Erlaffung, wenn der eine Theil 
felbft fein durch den Vertrag erworbenes Recht ganz 
oder theilweiſe aufgibt; 

3) duch gegenfeitige Neue, wenn beide 
confrabirende Theile ihre Verfprechen zurücknehmen, 
und gegenfeitig von der feftgefegten Leiftung fich ent- 
binden; 

4) duch Vergleich, wenn ein aus einem 
Vertrage ftreitiges Necht durch freiwillige Ueberein- 
kunft beider Theile, obne richterliche Entfcheidung, 
beendigt wird; 

5) durch Geffion, wenn der eine Pacifeent, 
mit Genehmigung des Andern, feine Rechte oder feine 
übernommenen Verpflichtungen einem Dritten über- 
trägt; 

6) durh Affignation, wenn der eine Pa- 
cifcenf einen Dritten, ohne deffen vorhergegangene 
Einwilligung, auf ein Recht anweiſet, das ihm durd) 
Vertrag zufteher; 
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6) duch Delegation, wenn der eine Pacif- 
cent einen Dritten, mit deſſen völliger Zuftimmung, 
zur Hebernahme und Behauptung eines ihm vertrags- 
mäßig zuftehenden Rechtes anweiſet. 


| 26. 
Bon der Billigkeit und vom Nothredte. 


Alle urfprüngliche und erworbene Nechte find, 
ihrer Natur und ihrer Form nach), allgemein und ge- 
wiß; nur bei der Unterordnung einzelner Falle unter 
das ewige Rechtsgefeg Fann bisweilen ein Zweifel oder 
auch ein Fehler entſtehen. Eine wirkliche Colliſion 
zwiſchen zwei Rechten gibt es ſo wenig, als eine wirk— 
liche Colliſion zwiſchen zwei Pflichten, weil da, wo eine 
Eollifion ſcheinbar einzutreten ſcheint, das höhere 
Recht, wie die höhere Pflicht, im Gegenfaße Des nie⸗ 
dern, von der Vernunft felbft beftimme ausgefprochen 
wird, 

Unter die zweifelhaften Nechte hat man das 
Recht auf Billigkeit und das Nothrecht ge- 
bracht, Mit mehr Wis, als Wahrheit, hat man 
das erfte ein Recht ohne Zwang, und das legte einen 
Zwang ohne Recht genannt. Es kann aber Fein 
Recht auf Billigfeit geben, weil der Begriff 
der Billigfeit zunaͤchſt in die flichten und nicht 
in die Rechtslehre gehoͤrt, und ſich lediglich auf die 
Pflichten der Guͤte, nie Auf die Pflichten der Gerech- 
tigkeit bezieht. Die Billigfeit *), als Pflicht gedacht, 


*) Berl, Hufelands Lehrfäße des Naturrechts ıc. 
©. 59. (2te Aufl.) — Durhaus den Gegenftand 
nicht erfchöpfend ift die Monographie: Karl Gthe. 
Drofe, über Recht und ——— im NEN 
Goͤtt. 1821. 8. 
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beſteht naͤmlich in der Anerkennung der unvollkomm⸗ 
nen Rechte Andrer, und in der freiwilligen Befchraͤn—⸗ 
fung feiner eignen vollflommnen Rechte durch jene 
Anerkennung. (Wenn ich 5. B. einem, der in Ver: 
legenheit wegen der Zinfen eines erborgten Capitals 
ift, diefe ganz erlaffe, oder Auffhub bemillige.) Sie 
Fann daher blos als Gewiſſens ſache geübt, und 
nie von dem Andern erwartet und verlangt, geſchweige 
im bürgerlichen Seben durch Zwang bewirkt werden. 

Unter dem fogenannten Nothrechte (casus 
extremae necessitatis) verftehen einige Naturrechts— 
lehrer die Befugniß, in dem Nothfalle einer drin- 
genden Lebensgefahr fich felbft: zu erhalten durch Ver— 
legung der Rechte eines Andern, der fein Unrecht 
gethanhat. (Dahin gehört der von Manchen mit 
Vorliebe ausgemahlte Fall, wo zwei Perfonen Schiff 
bruch erlitten haben, auf Einem Brete figen, und fich 
überzeugen, daß nur Einer auf diefem DBrete fich ret- 
ten Fann. Darf er den Andern in die Wellen ftoßen ?) 
Weil aber das Urrecht der Perfonlichkeit, nach wel- 
chem nie ein anderes Wefen von ung als bloßes Mit- 
el für feine Zwecke behandelt werden darf, durch Feine 
fcheinbare Colliſion der Rechte aufgehoben wird; meil 
ferner feine Noth, als ein phufifches Uebel, fo mad): 
tig wirken Fann, daß durch fie der Gebrauch der Ver— 
nunft vollig vernichtet und der Menfch mit dem Thiere 
auf gleiche Linie der bloßen finnlichen Selbfterhaltung 
geftelle wird; fo folgt, daß das fogenannte Nothrecht 
der fittlichen Geſetzgebung der Vernunft widerftreitet, 
weil die Vernunft Feinen Zuftand des Menfchen den- 
Fen fann, wo er entbunden wäre-von der ewigen Gül- 
figfeit des Sittengefeges *), (Der Menfch muß eher 





— — 


*) Es gehoͤrt zu den ſonderbaren Erſcheinungen in der 
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verhungern, als ftehlen; und das Sprüchmwort: Noth 
kennt fein Gebot, fann weder durch die Pflichten, 
noch Durch die Rechtslehre entfehuldiget, geſchweige 
begründet werden. ) 


27 
-b) Angewandtes Naturreht. 
Begriff und Umfang deffelben. 


Das angewandte Naturrecht enthält die wif- 
fenfchaftlihe Darftellung der erworbenen Nechte des 
Menfchen, welche, je nachdem fie entweder Perfonen 
oder Sachen betreffen, perfonliche oder dingliche 
Rechte heißen. Weil aber in einer, auf das deal des 
Rechts gegründeten, gefellfchaftlichen Verbindung per- 
fonlihe und dingliche echte blos durch gegenfeitige 
freie Uebereinfunft, und alfo nur durh Vertrag 
erworben werden koͤnnen; fo enthält das angewandte 
Naturrecht zunachft die wiffenfchaftlihe Darftellung 
der einzelnen Hauptgattungen und Arten 
von Verträgen, und der aus diefen Verträgen 
bervorgehenden rechtlichen Verhältniffe zwifchen freien 
Wefen. 

Es ift nicht möglich, jeden einzelnen denfbaren 

Vertrag in die Wiffenfchaft aufzunehmen, Allein 


Wiffenfchaft, daß über das Nothrecht feldft die fharf: 
finnigften und folgerichtigften Denker unter den Nach— 
folgern Kants, welche übrigens von rein fittlihen 
Grundſaͤtzen ausgehen, 'getheilter Meinung find. So 
z. B. während Heydenreic ganz gegen das Moth: 
recht fih ausfpricht, lehrt Gros: „der Menfch fey 
in der Noth entbunden von dem Rechtsgeſetze“; 
und fo viele Andere. 
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die foftematifche Darftellung der Verträge muß we- 
nigftens diejenigen Haupfgattungen und Arten von 
Verträgen entwideln, unter welche der einzelne 
Vertrag fogleich gebracht werden fann, 


28 
Nomenclatur der widhtigften Verträge, 


Die wichtigften einzelnen Verträge, durch welche 
gegenfeitig perfünliche Nechte oder Sachen erworben 
werden, find: 

4) der Gefellfchaftsvertrag abech⸗me 
2) der eheliche Vertrag; | 
3) das daraus hervorgehende Aelternrecht; 
4) der Dienftvertrag; 
(Die Verträge —4 bilden das ſoge⸗ 
nannte Familienrecht.) 
5) der Arbeits- und Miethsvertrag; 
6) der Schenkungs-, Tauſch- und Kaufver— 
trag; 
7) der Leih-, Darlehns- und Pfandvertrag; 
8) der Aufbewaͤhrungs- und Bevollmaͤchti— 
gungsvertrag, mit Einfhluß der Bürg- 
haft; 
9) der Vertrag auf den Fall des Todes; 
10) der Verfaffungs= und Negierungsvertrag 
der Gefellfchaft ; 
41) der. kirchliche Werfaffungsvertrag (Sehre 
von dem natürlichen Kirchenrechte ) ; 
12) das allgemeine Gefellfchaftsrecht. 
An die Darftellung diefer Verträge wird die Lehre 
von den Rechten der Wahnfinnigen in der Gefellfchaft 
angefchloffen, 
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; Do | 
8* Der — — uͤberhaupt. 


Der Geſellſchaftsvertrag uͤberhaupt iſt von dem 
urſpruͤnglichen Zuſammenleben der Menſchen 
im natuͤrlichen Zuſtande dadurch verſchieden, daß 
nach demſelben mehrere (wenigſtens aber zwei) Per— 
ſonen ſich gegenfeitig verſprechen, einen be ſtimmten 
Zweck gemeinſchaftlich zu befordern und zu verwirk— 
lihen, So mannigfaltig. verfhieden diefe Zwecke 
feyn Fonnen; fo mannigfaltig fonnen auch die Deshalb 
abgefehloffenen Verträge und die auf dieſen Ver⸗ 
traͤgen beruhenden Geſellſchaften ſeyn. Im All— 
gemeinen gibt es aber fuͤr die Beurtheilung des 
Zweckes einer Geſellſchaft nur zwei Grundſaͤtze: 


4) dieſer Zweck darf nicht gegen das Sitten— 
gefes feyn; 

2) und darf nicht die Mechte eines Dritten 
(nicht, zur Gefellfchaft Gehörenden) be: 
fhränfen oder. verlegen. 

Jede nach dieſen Grundfäßen zu einem beſon— 
dern Zwede vereinigte Gefellfchaft muß, als folche, 
wegen der Nechtlichfeit und Einheit ihres Zweckes, 
als eine mor aliſche und juridifche Perſon (nad) 
ihrem innern, dem Sittengefege entfprechenden,, Wes 
fen, und nach) ihrer außern felbftftändigen Ankuͤndi— 
gung) anerkannt werden, welcher fanmtliche Nechte 
der Derfonlichkeit in ihrem ganzen Umfange zukom— 
men. Die Form der Gefellfchaft aber, über welche 
ſich die vertragsmäßig verbundenen Individuen, in 
Beziehung auf ihren eigenthimlichen Zweck, vereini- 
gen , heißt: die Verfaſſung derfelben. 
i Nach diefen Grundbegriffen über den Gefell- 
ſchaftsvertrag überhaupt muß eben fo die 
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Nechtlichfeit des Ehevertrags, des Dienftvertrags 
und des Staatsvertragg — mie Die einer Tanz- 
gefellfhaft, eines Mönchordens, einer Raͤuber— 
bande u. f. w. beurtheilt werden. 

Für das Sta atsrecht kommt zu diefer nafur- 
rechtlichen Lehre die wefentliche Beftimmung hin— 
zu: daß innerhalb des Staates nur Diejenige 
Gefellfchaft als rechtlich beftehend gedacht werden 
Fann, deren Zweck der Negierung des Staates 
befannt, und deren VBerfaffung, aus diefem 
Zwecke hervorgehend, von der Regierung anerfannt 
und beſtaͤtigt worden ift, 


30. 
2) Der ebelihe Vertrag. 


Die Ehe ift ein freier (weder erzwungner, noch 
durch Liſt bewirfter) Vertrag zweier Perfonen beider- 
lei Gefchlechts zur gemeinfchaftlichen und mit dem 
Sittengefege übereinftimmenden Befriedigung des 
Gefchlechtstriebes. Soll der eheliche Vertrag dieſem 
Begriffe entfprechen; fo verlangt er von beiden Thei- 
len einen gemwiffen bereits erreichten Grad von 
geiftiger und fittliher Keife, und ein Fort 
fchreiten in derfelben,, um dem Endzwecke des menfch- 
lichen Dafeyns fich gemeinfchaftlich zu nähern, weil 
die Erreichung diefes Endzwedes in der Ehe nicht 
gehindert, fondern befördert und erleichtert werden 
foll, und weil beide Theile, wegen der gemeinfchaft- 
lichen Annäherung an denfelben, fich gegenfeitig achten, 
fo wie wegen der dadurch) gewonnenen perfonlichen 
Vorzüge fich lieben follen. — Der ehel iche Vertrag 
verlangt ferner einen gefunden, für den Zwed der 
Fortpflanzung völlig entwickelten und ausgebildeten, 


| 
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und durch Eeinevorhergegangenen  Ausfchweifungen 
gefhwächten, Körper, fo wie ein angemeffenes 
Berhältniß in den Lebensjahren beider zur 
ehelichen Gefellfchaft fich vereinigenden Perfonen, Er 
verlange weiter, daß in der Ehe, als einer freien 
Gefeltfchafe, Feine Herrfchaft des einen, und Feine 
Unterordnung des andern Theiles ſtatt finde. Er ver: 
wirft zugleich jede außereheliche Befriedi- 
gung des Gefchlechtstriebes als gegen das Sittenge— 
feg , gegen die Nechte des Ehegatten, und gegen die 
demfelben gelobte ausfchliegliche Treue, Er made 
aber auch die Ernährung und forgfaltige Er- 
ziehung der erzeugten Kinder bis zur erreich- 
ten Muͤndigkeit zur heiligen Pflicht beider Gatten, 
weil von der Förperlichen , geiftigen'und fittlichen Bil- 
dung derfelben das Beftehen und die Veredlung des 
heranwachſenden Menfchengefchlechts abhängt. Er ift 
endlich ein Vertrag auf Lebenszeit, fobald nicht 
der eine Theil duch felbftverfchuldere, oder vor 
der Ehe verfihwiegene, unheilbare förperliche Uebel 
in phyſiſcher Hinficht vollig unfähig zur ehelichen Ge— 
meinfchaft und zur Befriedigung des Gefchlechtstrie- 
bes geworden ift, oder Durch den böfen Willen des 
einen Gatten die Sicherheit und das Leben des andern 
gefährder, oder durch Ehebruch der eheliche Vertrag 
vernichtet, oder durch ein Verbrechen in der Gefell- 
[haft das Recht des außern freien Wirfungsfreifes in 
derfelben verloren wird. Kintretende unerwartete 
Unglüdsfälle aber, felbft wenn fie die Befriedigung 
des Gefchlechtstriebes unmöglich machen follten, be— 
rechtigen den andern Gatten nicht zur Auflöfung 
der Ehe; vielmehr Fann in folchen Fällen das fünf: 
tige Verhältniß von beiden Gatten nur nach den 
Pflichten der Billigfeit und Güte beftimme werden, 
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1: 


den Fann (wie z.B, durch die Kaftratenebe und 


Verbindungen zweier Perfonembeiderlei Ge- 
fihlehts, Durch welche. entweder der: Zweck der 
Gefchlechtsgemeinfchaft durchaus nicht erfüllt wer— 


durch die Ehe zwiſchen Perſonen von ganz unglei— 


chem Lebensalter), oder wo die Verbindung des 


Geſchlechtstriebes nur auf eine gewiſſe Zeit (wie 
im Concubinate) und nicht fir die ganze Dauer 
des Lebens beſtehen ſoll, oder wodurch die Gleichheit 
des Rechts zwiſchen den Verbundenen aufgehoben 
wird (z. B. in der Ehe zur linken Hand), 
koͤnnen wohl, nach poſitiven Geſetzen, im Staatsleben 
verftattee und geduldet werden, nicht aber im Ver« 


nunftrechte den heiligen Namen der Ehe führen. 


In Hinfihe der Blutsverwandtfchaft aber 
erflart die Vernunft fih nur zunachft gegen die Ehe 
zwifchen Aeltern, Kindern und Gefchwiftern ; die 
entferntern VBerwandtfchaftsgrade enthalten feinen 
Verſtoß gegen das Sittengefeg und das Recht; 
doch koͤnnen ſie aus phyfifhen und politi- 
fhen Gründen die Beruͤckſichtigung der pofitiven 
Geſetzgebung verdienen. 

ſaturgeſchichte und Vernunft ſprechen gleich ſtark 
für vie einfache Ehe (Monogamie), mit Aus— 
fhluß der Vielweiberei und Vielmaͤnnerei. Selbft 
in der Ehe verlange die Vernunft eine gemäßigte 
Befriedigung des Gefchlechtstriebesz‘ denn die 
Ehe ift ‚Fein Sreibeitsbrief für ‚die wilden Aus- 
brüche thierifcher Sinnlichkeit. Die Vernunft fagt 
zugleih, daß die vollig ungetheilte und innigfte 
Siebe nur Eine Perfon des andern Gefihlehts zu 
erregen und zu, erhalten vermag; fo wie Die älter- 
liche Zärtlichfeit und die zweckmaͤßige Erziehung 


der Kinder, von welcher die Fortbildung dee menfch= 
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lichen Gefellfchaft abhängt, im Allgemeinen nur 
der einfachen Ehe angehört. Die Gefchichte end- 
lich lehrt, daß alle polygamifche Völfer in Hinficht 
auf ihre Kultur und Verfaffung früher fanfen, als 

die, bei welchen die einfache Ehe beftand; daß 
mit der WVielweiberei gewöhnlich eine entehrende 
Behandlung und Herabwürdigung des weiblichen 
Gefchlechts verbunden ift, und daß felbft die Freu- 
den der Öefelligfeit nur da am reinften genoffen wer= 
den, wo beide Gefchlechter gleiche Rechte beſitzen. 
(Man vgl. die im trefflichen Geifte gefchriebene 
Schrift von Chſtn. Wild. Hufeland: uber die 
Gleichzahl der Gefchlechter. Berl. 1820. 8. und 
halte dagegen die grobfinnliche Anfihe in Hugo’s 
Naturrechte. ) 

3, Sm häuslichen Leben findet an fih feine Ober— 
herrſchaft ftattz es follen vielmehr die Gefchäfte 
des häuslichen Sebens unter beide Gatten verhält: 
nigmäßig gleich vertheilt feyn, doch fo, daß Die 
Gattin, wegen der mit der Schwangerfchaft und 
mit der Wartung und Pflege der Kinder verbun- 
denen Befchwerden, das Neche hat, zu verlangen, 
daß der Mann fie ernähre, 

4. Ale einzelne Beftimmungen über das Vermögen 
und Eigenthum der Gatten, es beftehe in liegen- 
den Gründen, oder im Gelde u. ſ. w., gehören dem 
pofitiven Rechte an, 

5. Ehebrud if, im weitern Sinne, jede Be— 
gehungs- oder Unterlaffungshandlung, welche dem 
Dertrage widerfpricht, uber welchen die Ehegatten 
fich vereiniger haben; im engern Sinne aber der 
Beifchlaf mit einer Perfon des andern Gefchlechts 
während der Dauer des ehelichen Vertrags. So 
gewiß der beleidigte Gatte das Recht hat, den. 
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Ehebruch des Gatten durch Zivang zu verhindern; 
fo gewiß wird auch durch den Ehebrud) der eheliche 
Vertrag aufgelöfet, und es hängt blos von dem 
Willen des in feinen Nechten gefranften Gatten ab, 
ob er dennoch die Ehe nicht aufgehoben wiſſen will. 


31. 


3) Das aus dem ehelihen Bertrage ber- 
vorgehende Aelternrecht. 


Zwifchen eltern und Kindern befieht Fein be- 
fonderer Vertrag, wohl aber ein vehtliches Ver— 
haͤltniß, das unmittelbar aus dem ehelichen Vertrage 
hervorgehet. Denn Kinder haben, als Wefen, die 
mit dem Vermögen der Vernunft und Freiheit aus- 
geftattet, in der menfchlichen Geſellſchaft erfcheinen, 
das urfprüngliche Recht auf die Ernährung, Be— 
fhüsung, Erziehung und Bildung von den Xeltern, 
bis fie im Stande find, ſich felbft zu erhalten, und 
ſelbſtſtaͤndige Mitglieder der Rechtsgeſellſchaft zu wer— 
den, Die Erziehung foll daher ihren Körper vor Ver— 
lesung bewahren, und die Entwidelung ihrer finn- 
lichen und geiftigen Anlagen für die Geſammtheit der 


Zwecke derfelben fortführen bis zum Zeitalter der phy— 


fifchen und ſittlichen Muͤndigkeit. 

Die Xeltern haben dafür das Recht auf den 
Gehorfam der Kinder, fo lange fie die Stelle der 
noch unmündigen und nicht zur Selbſtthaͤtigkeit ges 
veiften Vernunft der Kinder vertreten; allein Fein 
Recht auf ihre Danfbarfeit, weil diefe zwar Pflicht 
von Seiten der Kinder ift, zu welcher ein fiecliches 





Weſen durch die innere Güte feiner Gefinnung be- | 


ftimmt werden foll, die aber nicht als Recht verlange 
werden kann. 
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Da ferner Kinder Perfonen, d.h. Weſen 
mit Vernunft und Freiheit find; fo dürfen fie nie als 
Sache, oder als das Eigenthum der eltern ange- 
fehen werden, das fie Durch irgend einen Vertrag ver- 
Außern und Andern überlaffen koͤnnen, ob es gleich 
den eltern zufteht, zweckmaͤßige beffernde 
Strafen in Beziehung auf die fich verirrenden Kräfte 
ihrer Kinder feftzufegen und zu vollziehen. — Aus 
demfelben Urrechte der Perfonlichfeit folge zugleich, 
‚daß Xeltern von verfchiedenem Firchlichen Befenntniffe 
fein Rechte haben, in ihrem Ehevertrage über die 
kuͤnftige veligiöfe Ueberzeugung und über das Firchliche 
Bekenntniß der Kinder im Voraus zu entfcheiden. 
Eben fo wenig hängt es von der Willführ der Aeltern 
ab, welche Erziehung und Richtung fie den Kindern 
in Hinficht eines Fünftigen öffentlichen Berufs erthei- 
len wollen; vielmehr müffen fie überhaupt die in den— 
felben fehlummernden Anlagen zu entwickeln und diefe 
Entwicelung weife zu befördern fuchen, damit Die 
eigene Neigung des Kindes, fo wie deffen Ueber— 
zeugung in reifern Jahren, diejenige Befchäftigung 
im öffentlichen Leben erwahle, welche feinen koͤrper— 
lichen und geiftigen Kräften und feiner beftimmt an— 
gefündigten Richtung in Beziehung auf äußere Thä- 
tigfeit entfpricht. In Diefer wichtigen Angelegenheit 
koͤnnen eltern blos die vathenden Freunde ihrer Kin- 
der feyn, und find, als folche, verpflichtee, denſelben 
mit Unpartheilichfeit die Rechte und Pflichten, fo wie 
die vortheilhaften Seiten und die Laften und Schwie— 
rigfeiten jedes öffentlichen Berufes zu ſchildern, zu 
welchem die Kinder Talente und Neigung zeigen. 

Kinder werden endlih, ohne vorhergegangene 
Auffündigung, der bisherigen Abhängigkeit von ihren 
eltern und ihrer Familie entbunden, fobald ihre 
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Vernunft zur Mündigkeit, d. h. zu der Selbſtſtaͤn— 
digfeit gelangt ift, daß fie theils den individuellen 
Zweck ihres Lebens duch eigne Thaͤtigkeit verwirk— 
lichen, theils nach ihrer Eorperlichen Reife in die che- 
lihen Verhältniffe eintreten, und durch ihre erlangte 
Brauchbarfeit und Fertigkeit in irgend einem recht: 
lihen Gefchäfte und Berufe eine Familie ernähren 
fonnen, wodurch zugleich alle diejenigen Verhaͤlt— 
niffe aufhören, welche aus dem Aelterneechte ent: 
fpringen. 


32. 
4) Der Dienftverctrag. 


Nächft dem ehelichen Vertrage und dem Xeltern- 
rechte gehört auch der Vertrag zwifchen Herrn und 
Diener zum fogenannten Bamilienrehte. Diefer 
Vertrag ſchließt, fehon nach dem Grundbegriffe eines 
Vertrages, alle Verhältniffe der Sklaverei, der Leib— 
eigenfchaft, der Eigenhörigfeit und des Dienſtzwan— 
ges von fich aus, und darf den Diener nicht der Mog- | 
lichfeit berauben, die Bedingungen des menfhlichen | 
Dafeyns zu erfüllen, d. h. in feiner fitelichen Ausbil- | 
dung. fortzufchreiten und Glücfeligfeit zu genießen, | 
Selbſt wenn der Diener freiwillig (entweder aus Un= | 
Funde der Größe des Gutes, oder aus Danfbarfeit in | 
einzelnen Fallen) diefer Nechte fich begeben wollte, | 
darf es der Herr nicht annehmen, weil er dadurd) ein | 
vernünftiges Wefen, das die Größe feines Opfers | 
aus Unwiſſenheit oder im Augenblicke der Weberra- 
ſchung des Gefühls nicht zu berechnen weiß, abhalten | 
würde, für die Zukunft den Zwecken feines Dafeyns 
fich zu nahern. Der Vertrag zwifchen Herrn und Die- | 
ner beruht aber von Seiten des Herren aufder 
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Bereitwilligkeit, einem Weſen ſeiner Gattung die 
Erreichung: der Zwecke ſeines irdiſchen Daſeyns, 
gegen: gewiſſe von: demſelben zu leiſtende Dienſte, zu 
erleichtern, und von Seiten des Dieners auf der 
freiwilligen Werzichtleiftung auf einzelne, im Ver— 
trage beſtimmte Verhaͤltniſſe ‚feines. aͤußern ( freien 
MWirfungsfreifes während einer im Vertrage  feftge- 
ſetzten Zeit, um fuͤr gewiſſe feſtgeſetzte Dienſtleiſtun— 
gen in Besiehung auf. die dringendſten Beduͤrfniſſe 
des Lebens gefichert zu feyns · Von Seiten des Herrn 
Darf daher nichts verlange, ‚und von’ Seiten des Die- 
ners nichts übernommen oder gethan werden, was 
mit den urfprünglichen Rechten der Menfchheit unver: 
einbar ift, oder was außerhalb der a des 
abgefchlofjenen Vertrages liegt, >. .. 
9. 
5) Der Arbeits: und Miethsvertrag. 


Der Arbeitsvertrag ift dem Dienftvertrage 
in einzelnen Berhältniffen ähnlich, nur daß der, wel- 
‚her blos für den Andern vertragsmäßig arbeitet, nicht 
‚in den Kreis des Samilienlebens und Familienrechts 
gehört. In dem Arbeitsvertrage verfpricht der Pro- 
mittent dem Promiffar, gewiſſe Kräfte. des Körpers 
oder des Geiftes zu einem von dem Promiffar be— 
ſtimmt bezeichneten Zwecke zu verwenden, wogegen 
dieſer eine ebenfalls im Vertrage genau beſtimmte 
Entſchaͤdigung leiſtet. Der Promiſſar bekommt da⸗ 
durch Das Recht, die Arbeit fo zu fordern, wierfie 
der Vertrag feftfege „ und der Promittent die dafür 
ausgemittelte Entfhädigung. 
Durch den Miethsvertrag mwird das Recht 
entweder auf den Gebraud) einer Sache, oder auf 
er 7 
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die Leiftung gewiſſer Dienfte erworben, wofür eine 
Vergeltung zwifchen beiden contrahirenden Theilen 
feftgefegt wird. Bei der Mierhe von Sachen heißt 
diefe Vergeltung: der Mieths zins (locarium); bei 
dem Mierhsvertrage zur Leiftung gewiſſer Dienfte: 
der Miethslohn (merces). Die Miethe berech- 
“tigt aber nur zu dem Gebrauche ver Sache, wofür 
fie gemiethet iſt; auc träge der Miether nie den 
Schaden, weichen die gemiethete Sache aus natür- 
lichen Urfachen oder durch Zufall erleidet; doch muß 
“er den Mierhszins entrichten, felbft wenn er die ge- 
miethete Sache nicht gebraucht haben follte, 


— IRENTN N 2 — 
6) Der Schenfungs-, Tauſch- und Kauf: 
verfrag. 


Die Schenfung befteht in der unentgeldlichen 
Mebertragung einer Sache an einen Andern, der in 
die Annahme derfelben einmwillige, In dem Schen- 
fungsverfrage wird Daher eine Leiftung verſprochen, 
"und der Gegenftand derfelben dem Andern übergeben, 
ohne daß der Promittent von dem Promiffar, außer 
der Annahme des Gegenftandes, eine Gegenleiftung 
fih) bedingt. Der Promittent darf aber die Schen- 
fung nicht einfeitig aus Neue, oder wegen veränder- 
ter Verhaͤltniſſe widerrufen; denn felbft der Wider- 
ruf wegen Undanfbarfeit, oder, bei der Größe des 
Gutes, wegen des Schadens, den der Schenfende 
durch die Weggabe des Gegenftandes erleiden dürfte, 
iſt nach dem Vernunftrechte ungültig. 


Der Tauſchvertrag beruht auf ber Zufage | 


einer gegenfeitigen Veraͤußerung der Pacifcen- 


ten,"und auf dem erfolgten Austaufche der Gegen-⸗ 
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ſtaͤnde des Vertrags, wodurch der eine Paciſcent das 
Eigenthum eines Gegenftandes von dem,andern Pas 
cifcenten, gegen das ihm überlaffene Eigenthum eines 
andern Gegenftandes, erwirbt, 

Der Kaufvertrag überläßt das Eigenthum 
einer gewiffen werthvollen Sache an einen Andern fir 
‚eine Summe (den Kaufpreis), über welche fich beide 
Theile vereinigt Haben. Durch Erlegung des Kauf: 
preifes geht das Eigenthum der erfauften Sache von 
dem bisherigen Befiger auf den Andern über, meil 
dieſe Erlegung die Bedingung der. rechtlichen Erwer— 
bung iſt; auch uͤbernimmt der Kaͤufer die Gefahr der 
Beſchaͤdigung oder des Untergangs der Sache durch 
Zufall von dem Augenblicke an wo er Eigenthuͤmer 
wird. 


N 


7) Der Leih-, Darlehns— und Pfandver- 
frag. 


Der Leihvertrag beruht auf der Ueberlaffung 
einer uns zugehörenden Sache zum Gebrauche (nicht 
Verbrauche) an einen Andern, entweder. auf eine 
beftimmte Zeit, zu einem beftimmten Zwede, und 
unter gewiflen Bedingungen, oder ohne diefelben. 
Im erftern Falle trägt der Empfänger nur die Sorge 
und die Koften für die Erhaltung Des Gegenftandes ; 
für den zufälligen Schaden aber an demfelben ift er 
nicht verantwortlich (casum sentit dominus).- Die- 
fer Vertrag heißt precarium, wenn nichts in An— 
fehung der Dauer beſtimmt worden ift, weshalb der 
Verleiher des Gegenftandes ihn.zu jeder Zeit (felbft 
noch vor beendigtem Gebrauche der Sache) wider: 
rufen Fann. 


7 * 
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Ron dein Leihvertrage iſt der D arlehnsver— 
trag dadurch verſchieden, daß in dem letztern eine 
zum Ver brauche (d. i. zur Conſumtion) geeignete 
und beſtimmte Sache dem Andern unter der Bedin- 
“gung eigenthümlich überlaffen wird, daß derfelbe eine 
" qudere von gleicher Befchaffenpeit zurück zu 
“erftatten verfpricht. Im engern Sinne heißt, nach 
Öbiefem DVertrage, der, welcher die Sache übergibt, 
— Gläubiger, und. der Empfänger der Schuld— 

r, fobald für die Zeit zwifhen dem Gebrauche und 
* Zurücderftattung eine gewiſſe Geldſumme, oder 
"ein andrer werthvoller Gegenftand, als Enefchädigung 
"für den Gebrauch feftgefegt worden ift. Doc kann 
es auch Darlehen geben ohne Zinfen. 

Nach dem Naturrechte fteht es dem Darleiher 
frei, die Zinfen fo hoch-feftzufegen, als es feine 
Dernunft billige, und der Schuldner fie eingeht. 
Mach den“ pofitiven Gefegen aber befteht ein be= 
ſtimmter Zinsfuß ‚über welchen hinaus die mwill- 

kuͤhrliche Zinserhoͤhung Wucher heißt und der 
richterlichen Ahndung unterliegt. 

Der Pfandvertrag beſteht in dem Rechte, 
welches der Schuldner ſeinem Glaͤubiger uͤbertraͤgt, 
Ain Fate der Michtleiftung einer eingegangenen Ber- 
“ bindlichfeit, durch Zurücbehaltung oder Veräußerung 
eines am Werthe gleichen Gegenftandes, d. i. des 
Pfandes, für diefe Nichtleiftung ſich zu entfchädi- 
gen. Wird das Pfand dem Gläubiger übergeben; 
fo ift dies der Pfandvertrag im engern Sinne, 
Wird das Pfand dem Gläubiger nur verfchrieben ; 
ſo heiße die Berpfandung Hypothek. Das Pfand- 
recht beruht daher im Allgemeinen auf einer im 
Voraus geleifteren Sicherheit wegen der Erfülz 
lung einer durch Vertrag feftgefegten Beftimmung; 
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doch berechtigt die Mebernahme des‘ Pfandes zu keinem 
Gebrauche deſſelben, ſobald dieſer Gebrauch im. ers, 
—* rag —* RB worden wi lan 

27 4013573 ARE —— —* 3 66 J mon 
9 Der EIERN ng8> und: Booli⸗ 
magtigungsnertrag: — Die Birgfhaft: 


Der Aufbewa h rungs— (an Niederlegungs- * 
Vertrag beruht auf dem, einem Andern uͤbertragenen, 
Rechte, eine Sache, aufzubewahren, und in dem Ver⸗ 
fprechen des Andern-, fuͤr diefe übertragene Sad ; zw 
haften, und, wenn der Verluſt derfelben durch, feine; 
Schuld entficht, Schadenerfaß zu leiften, Die bei— 
den tontrahirenden Theile heißen der deponens und, 
der depositarius. Iſt eine beſtimmte Zeit der. Auf— 
bewahrung feftgefegt; fo darf der Depofitarius. Die, 
Sache vor dem Abläufe diefer Zeit. nicht zuruͤckgeben 
wenn ihm dieſelbe auch laͤſtig werden ſolltez eben ſo 
darf ſie der Deponent nicht fruͤher zuruͤck verlangen. 
Nur phyſiſche Ohnmoͤglichkeit, fie: länger aufzuber 
wahren , oder die rechtliche Aufhebung des Vertrags, 
kann den Depoſitar davon entbinden. — Der Des 
pofitar. befomms „aber duch die Übernommene, Aufbes 
wahrung ‚eben. fo wenig das Recht, Die; deponirte 

Sache zu gebrauchen, ſobald dies im ertrage ihm 
nicht ausdruͤcklich zugeſtanden worden iſt, als er an 
fi für die Aufbewahrung eine Enefhädigung for: 
dern Fann, wenn dieſe nicht gleichfalls durch vorher⸗ 
gegangene Uebereintunft feſtgeſetzt ward. 

Sn dem Bevollmaͤchtigungsvertrage 
übernimmt der Bevollmächtigten (mandäthrius)) die 
Führung eines Gefchäfts an der Stelle des; Bevoll- 
mächtigenden (mandans), und. ‚wird dadurch der 
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Stellvertreter deffelben. "Doch muß der Bevollmädh;- 
tigende feine Vollmacht mit Beftimmeheit geben, 
weil der Bevöflmächtigte verpflichter ift, das über- 
nommene Gefchaft der Vollmacht gemäß zu führen, 
und felbft für die vernachlaffigte Erfültung deffelben 


Entfchadigung zu leiften,, befondersimenn der Nach⸗ 
theil aus der Ueberfehreitung der Grenzen der erhaltes. 


nen Vollmacht entfpringt. Dagegen fteht aber aud) 
dem Bevollmächtigten das Recht zu, die Anerkennung 
und Beftätigung feiner Handlung nad) vollbrachtem 
Gefchäfte von dem Bevollmächtigenden zu verlangen, 
Hat übrigens: der Bevollmächtigte eine ihm be— 
dingt erth eilte Vollmacht uͤberſchritten; ſo iſt der 
— ———— nicht verpflichtet, die eingegang— 
nen Bedingungen’ zu beſtaͤtigen. Endlich darf der 
Bevollmaͤchtigte die erhaltene Vollmacht, ohne aus: 
drücliche Einwilligung des Bevollmächtigenden R wor 
feinen Dritten übertragen, 

Durh Guffagung und Verbürgung fann 
ein Dritter an dem Vertrage Andrer Antheil erhalten, 
und gewiſſe ihn bindende Verpflichtungen uͤberneh⸗ 
men, entweder aim dem Verſprechen des einen Theils 
inehr Nachdruck zu geben, oder um die Sicherheit ver 
Leiſtung in Hinſicht der Bedingungen des Vertrags 
überhaupt zu garantiren, Die Verpflichtung des 


Buͤrgen erlifcht aber mit der Vollendung des Ver⸗ 


trags; dagegen tritt die Leiſtung des Bürgen ein, fo- 
bald der Vertrag nicht zur rechten Zeit und unter den 
feſtgeſetzten —— A wird, | 


ir Be | 
® Der Mockang. auf den; Batı des Todes, 


Wenn gleich die Teſtamente, nach ihrem Weſen 
und nach ihrer Form, ausſchließend dem poſitiven 
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Rechte angehören, und ein Teſtament im civiliftifchen 
Sinnedem Naturrechte fremd iſt; fo folge doch ſchon 
aus dem urfprünglichen Rechte auf erworbenes Eigen: 
thum, fo wie aus dem Rechte des Vertrags über- 
haupt, daß jeder), Theilnehmer der Nechtsgefellfchaft 
über fein Eigenthum auch) auf den Fall des To- 
Des verfügen, und eben fo, wie eg einen Schenfungs- 
vertrag unter Sebenden gibt, fein Eigenthum gleich- 
falls einem Andern im Voraus auf den Fall des 
Todes verfragsmäßig entweder ganz oder £heilmeife 
beftimmen Fann, ohne daß die Kechtsgefellfchaft, 
deren Mitglieder ift, berechtigt ware, das durch fei- 
nen Tod erledigte, Eigenthum für herrenlos zu erflä- 
ven, und der willführlichen Ergreifung eines Dritten 
zu. überlaffen. ‚Der Gegenſtand diefes Vertrages 
umſchließt daher den vechtlihen Nachlaß eines Ver: 
ſtorbenen, und der in Kraft diefes Vertrages eintre- 
tende Befiger des Nachlaffes heißt der Erbe, 
Sobald aber fein folcher Vertrag vorhanden ift, 
kann einnatürliches Erbfolgerecht, nad Ver: 
nunftgeundfägen, nur aus dem natürlichen Fami- 
lienrechte nach der Gemeinfchaftlichfeit des 
Eigenthums zwifchen Familiengliedern abgeleitet 
werden , und nur fo weit reichen, als das Familien= 
vecht reiht. Das natürliche Erbfolgerecht kann da: 
her nur zwiſchen Perfonen , die durch, die Bande der 
Natur oder eines fürmlichen Vertrags zum häuslichen 
und ehelichen geben vereinigt find, alfo zwifchen Gat— 
ten, Xeltern, Kindern und Gefchwiftern nach dem 
DVernunftrechte gedacht werden, weil zwifchen dieſen 
die gegenfeitige Verpflichtung der, Ernährung und 
Unterftügung, und das Recht des ‚gemeinfchaftlichen‘ 
Eigenthums und Befises ſtatt findet. — ,, Enrferns, 
tere. Verwandte, wo Diefe beiden, Verhaͤltniſſe weg⸗ 
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fallen, koͤnnen nur, wie jede andere Perſon, durch 
einen formlichen Vertrag auf den —* des Todes‘ zu 
Erben beſtimmt werden, 


Krug (Handb, der phil. zb. IT 145 f” 


2te Aufl.) erkläre ſich —— für ben oe 
verfrag. 


38 | 


verfrag der Berka 


Wenn überhaupt jede Verbindung von- Men⸗ 


ſchen zu einem beſtimmten Zwecke nur durch Vertrag 
eine rechtliche Form, di. eine Verfaſſung ($:29,), 
und dadurch erft den Charafter einer abgefchloffenen 
Gefellfchaft erhält; fo kann auch die rechtliche 
Form der gefellfhaftlihen Verbindung 


eines ganzen Volkes nur unter der Bedingung’ 


eines Verfaffungsvertrages' gedacht werden. 
Denn die Vernunft denft unter einem Wolfe die 
Maſſe von Sndividuen, die für die Verwirklichung 
des Zweckes der Jerrfhaft des Rechts durch 
einen freien Vertrag zu Einer Rechtsgeſellſchaft ver— 
bunden find. — In dem Verfaſſungsvertrage ver— 
einige fih aber der Gefammtwille'des Volkes theils 
über den Zweck der Verbindung, theils über die 
aus der Eigenthümlichfeit und den befondern Ver— 
haltniffen jedes einzelnen Volkes hervorgehenden 
Mittel, diefen Zwed zu erreichen. Es müflen da— 
her, bevor nach den Örundfägen der Staatsfunft 
olitik) die befondern Verhaͤltniſſe des einzelnen, 
in der Erfahrung erfcheinenden , Volkes bei der Auf- 
ftellung der Verfaſſung deſſelben beruͤckſichtigt wer⸗ 
den koͤnnen, im Natur rechte dieiven der Vernunft 


* — 
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unnachläßtich\ogebotenen allgemeinen: Grund: 
lagen jeveswehtlihem Vereins (welche alfo. 
auch die Grundlagen der rechtlichen Verfaſſung eines 
jeden Volkes bilden), in. ihrer Einfachheit ausgefpro= 
chen werden, >» Diefe Grundlagen beftehen aber: in 
den (9.15 ff.) aufgeftellten urfprunglihen Reſch— 
ten des Menfchen, welche in’ der Verfaffung ‚als. 
einem durch den Geſammtwillen abgeſchloſſenen Ver— 


frage, unter der Form von Gefegen — als Vor— 
fhriften für ven Willen aller durch den Vertrag ver- 
bundenen Individuen —  erfcheinen, So verfchie- 


den daher auch sim Einzelnen die Beftimmungen in 
der Verfaffung eines gegebenen Volkes, nad) oͤrt— 
lien nr geſchichtlichen Verhältniffen *) , feyn 


} * Das — behandelt den Verfaſſungsvertrag 
in abstracto; das Staatsrecht denfelben mit 
Hinſicht auf den, das Beftehen der Nechtsgefellfchaft 
ſichernden, rechtlich geftalteten Zwang; die Staat 
kunſt aber mit Beziehung auf Öörtlihe und ges 
ſchichtliche Verhältnife. Welche Verfaſſung 3. Bd. 
fuͤr Portugal, Norwegen u. ſ. w. — inwies 
fern dieſe als gegebene d. h. als wirklich exiſtirende 
Staaten erfcheinen — die befte fey; fann nicht nach) 
dem Maturrechte und nad) dem Staatsrechte ent: 
fchieden werden. Das Naturrecht verlangt blos, 
daß die im $. aufgejtellten Grundlagen einer jeden 
rechtlihen Berfaffung in den Derfaffungen Portus 
gals, Norwegens u. f.w. nicht fehlen, und das 
Staatsrecht fiellt diefe Grundlagen, auf den 
Fall möglicher Verlegung, unter die Garantie 
des” rechtlich geftalteten Zwanges. Was aber in 
gefhihtliher Hinſicht (d.h. aus den feit Jahr⸗ 
hunderten beftehenden rechtlichen und gefeglichen 
Formen des öffentlihen Staats ebens in Por: 
tugal Morwegen u. a.) "mit jenen allgemeinen nas 
turrechtlichen Grundlagen einer jeden rechtlichen Vers 
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mögen; fo verlange. die Vernunft doch als allgemeine 
Grundlagen einer jeden Werfaffung: die perfönliche 
Freiheit, mit ewiger Vernichtung «aller Sklaverei 
und Leibeigenfchaft (und da, wo fie gefhihtlid 
noch beftehen, mitsrehtliher Ausgleichung 
der aus dem Lehnsſyſteme hervorgegangenen perſoͤn— 
lichen und dinglichen Berhältniffe) ; die äußere Gleich- 
heit vor dem Gefege in Hinficht aller in ver Geſellſchaft 
geltend zu machenden Nechte und aller in derſelben 
zu übernehmenden Pflichten , befonders in Betreff der 
öffentlichen Leiftungen (doch ohne Aufhebung der ges 
fehichtlih begründeten per ſoͤnlichen Standesver— 
haͤltniſſe); die Freiheit der Sprache, der Preſſe und 
des Gewiſſens (doch ohne irgend eine dadurch ge— 
ſchehene Rechtsverletzung ungeahndet zu laſſen); die 
perſoͤnliche Ehre aller Individuen des Volkes; die 
rechtliche Erwerbung des Eigenthums; die indivi- 
duelle und allgemeine Sicherheit, und die unver- 
brüchliche Gültigkeit aller Verträge, welche die zur 
Gefellfhaft verbundenen »Sndividuen-auf rechtliche 
Weiſe gegenfeitig abfchließen. 

Da aber diefe höchften Güter des Lebens, ohne 
welche Feine Herrfchaft des Rechts gedenfbar ift, theils 


faffung verbunden werden, ftehen bleiben und den 
Uebergang aus der-alten Zeit in die neue vermits 
teln, was ferner aus örtiichen Rüdfichten und aus 
allgemein in Portugal, Norwegen ꝛc. gefühlten Be: 
dürfniffen in die -Berfaffung aufgenommen werden 
fol; das fann blos durch die auf einen gegebenen 
Staat angewandten Grundfäße der Staatsfunft ent: 
fhieden werden. — Nur durch die Berwechslung 
dDiefer Beſtimmungen fonnten die ungeheuern Mißs 
verftändniffe bei und nach. der. Bildung neuer Vers 
faffungen feit 30: Jahren entſtehen. 
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nach) ihrem ganzen Umfange, fheils für alle Zeiten 
in der Gefellfchaft gefichere werden follen, weil eben, 
nach) der Vernunft, an die Stelle desGeſammt— 
willensder Maffe, die moralifhe und juri- 
dvifhe Einheit des Ganzen £reten foll; fo ver— 
langt auch die Vernunft, daß das Wolf, welches, 
als Maffe, feine Rechte ohne Anarchie nicht ausüben 
kann und darf, fogleich in dem Verfaffungsvertrage 
die Anwendung und Leitung der Gefammt- 
macht der ganzen Gefellfchaft einem Oberhaupte, dem 
Regenten, fo wie die forfdauernde Bewahrung 
und Behauptung der Nechte des Wolfes einer be— 
fimmten Zahl aus feiner Mitte freige- 
wählter Stellvertreter übertrage, fo daß, 
mit dem Kintritte der rechtlihen Verfaſſung ins 
öffentliche Leben, die Anfündigung der Gefammt- 
macht des Volkes durch das Volk felbft für immer 
aufhört, dem Regenten aber ausfchließend die 
vollziehbende Gewalt, und gemeinfhaftlid 
mit den Stellvertretern des Volks (nach) gewiſſen in 
der Verfaſſung genau gezogenen Grenzen) die gefe$- 
gebende Gewalt zufommt, fo wie dierihterliche 
Gewalt, durch welche jede einzelne ftreitige Handlung 
der Mitglieder der Rechtsgefellfchaft unter die be— 
ftehenden Gefege gebracht und nach) denfelben beur- 
fheilt wird, von einem unabhängigen richterlichen 
Derfonale geübt werden muß. 

Mad) diefen, aus dem Urrechte der Menfchheit 
felbft abgeleiteten, Grundlagen gehört die Lehre von 
der rechtlichen Begründung einer Verfaffung, und 
von der in derfelben ausgefprochnen Theilung (nicht 
Trennung) der höchften Gewalt in die gefeßgebende, 
vollziehende und richterliche,, in das Naturrecht, wo⸗ 
durch. zugleich der. Verfaffungsvertrag den Regie: 
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rungsverfrag in ſich einſchließt, weil feine 


rechtliche und bleibende Geſtaltung eines Volkes ohne 
Regierung gedacht werden kann. Das Verhaͤltniß 


aber, das zwiſchen dem Regenten und den Regierten 
vertragsmaͤßig beſteht, iſt das Verhaͤltniß zweier 
ſittlicher Perſonen, welche gegenfeitig Pflichten 
und Rechte gegen einander haben. 


Das Nähere über die rehrtlihe Bildung der 


Verfaſſung unter der gefeglichen Begründung des 
Zwanges, fo wie über die gegenfeitigen Rechte und 
Pflichten des Regenten und der Unterthanen, wird 
im Staatsredhte entwickelt. Dagegen gehört 
die Erörterung der Frage: ob bei einem gegebenen 
Volke die Regierung einer einzigen Perfon , oder 
einer Mehrzahl von Individuen, ob erblich oder 
wechfelnd, ob lebenslänglic oder auf eine be— 
ftimmte Reihe von Jahren, fo wie unter welchen 
Titeln und außern Formen übertragen werden foll, 
der Staatsfunft an, weil diefe durchgehends 


die Erfahrungen der Gefhihte und das bei: 


jedem gegebenen Volke bis jegt rechtlich Bes 
ſtehende beruͤckſichtigt. 


39. 
11) Der kirchliche Berta 


Keine vertragsmäßig verbundene Gefellfhaft 
von Menfchen Fann ohne ‚öffentliche Religionsübung 
gedacht werden, weil jedem vernünftigen Weſen die 
Beziehung auf das Ueberfinnliche und: Ewige fchon 
in und mit feiner geiftigen Natur gegeben ift: Naͤchſt 
dem Berfaffungsvertrage, welcher die (allgemeine 
rechtliche Grundlage des Vereins einer beſtimmten 
Maffe von Individuen zu einem Volke bildet, muß 
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"daher in jeder Rechtsgeſellſchaft vernünftiger Wefen 
ein Vertrag beftehen, durch welchen diefelben zum 
gemeinfchaftlichen öffentlichen Befenntniffe ihrer reli- 
giöfen Ueberzeugung, zur Befeftigung, Belebung und 
Fortbildung in derfelbeu, fo wie zur gemeinfchaftlichen 
Verehrung Gottes vermittelſt eines -außern Kultus 
fih vereinigen. Naͤchſt diefen wefentlichen Be— 
flimmungen des Firchlichen DVerfaffungsvertrags foll 
derfelbe zugleich Die Zeit, den Dre, die Formen und 
die außern Symbole diefer Verehrung enthalten, fo 
wie die Bedingungen, unter welchen die Seitung des 
öffentlichen religiöfen Unterrichts und Kultus gewiffen 
Sndividuen übertragen wird, welche durch zweck— 
- mäßige wiffenfchaftliche Vorbereitung und practifche 
Hebung eben fo, wie durch die Sittlichfeie ihrer Ge— 
finnung und ihres Wandels, am meiften dazu geeignet 
find, die innere und äußere Geftaltung einer Kirche 
nach ihrer Verfaffung, nach ihrer Verwaltung 
und nach ihrem Kultus aufrechte zu erhalten, zu 
leiten und zeitgemäß fortzubilden. Denn der Zwed 
der Firchlichen Verbindung beruht, weil fie fittliche 
und zur grenzenlofen Vervollkommnung beftimmte 
Weſen umfchließt, auf der fittlich -veligiöfen Fortbil— 
dung aller vertragsmäßig zufammengetretenen Indi— 
viduen, theils in Hinficht der Begründung und Bewah- 
rung der Durch freie Selbftthätigfeit erreichten Ueber— 
zeugung von Den Gegenftänden des religiöfen Glau— 
bens, theils in Hinficht der öffentlihen Anfundigung 
des veligiofen Lebens durch firtlich gute — auf Die 
großen Ideen der fittlichen Freiheit, der firtlichen 
Weltordnung, der Unfterblichfeit und des Dafeyns 
Gottes gegründete — Handlungen. Die Kirche, 
im nafurrechtlichen Sinne, ift daher eine Gefellfchaft 
von Menfchen, die fich zum öffentlichen Befenntniffe 
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und zur Ausübung der Religion vermittelt eines 
gemeinfchaftlihen aͤußern Gottesdienftes vertrags- 
mäßig verbunden haben, 


f 40. 
412) Das allgemeine Geſellſchaftsrecht. 


Das allgemeine Gefellfchaftsreht umfchließe 
theils das Verhältniß des Individuums zu der gan— 
zen Rechtsgeſellſchaft, mit welcher daffelbe durch) 
Vertrag verbunden iſt; theils das Verhältniß diefer 
Gefellfehafe zum Individuum; theils das Verhält- 
niß der einzelnen vertragsmäßig begründeten Nechts- 
gefellfchaft zu andern Rechtsgefellfchaften, die neben 
derfelben auf dem Erdboden beftehen, oder des einen 
Volkes zu den andern Völkern. 

Das Verhältniß des Individuums 
zur Geſellſchaft beruht darauf: daß es feinen 
perfonlichen Zweck jedesmal in den innigften Zufam- 
menhang mit den Zweden der ganzen Gefellfchaft 
bringe; daß es diefen Zweck blos durch rechtliche 
Mittel zu verwirklichen ſuche; daß es alle öffentliche 
Beſchwerden und Laften der ganzen Gefellfchaft eben 
fo gemeinfchaftlich frage, wie es an allen Vortheilen 
der Gefellfchaft rechtmäßigen Antheil nimmt; und 
daß es, wenn es das DBeftehen und die Wohlfahrt 
des Ganzen verlangt, bereit fey, feine individuelle 
Wohlfahrt dem Zwecke des Ganzen willig aufzuopfern. 

Das Verbältniß der Gefellfhaft zu 
dem Sndividuum beruht darauf: daß Fein Mit- 
glied der Gefellfchaft blos als Mittel, fondern in jedem 
einzelnen Falle als Selbftzwec behandelt werde ; 
daß der äußere freie Wirfungsfreis des Individuums 
nie befchränfe werde, als entweder mic deffen eigner 
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Zuſtimmung, fobald es das Beftehen und die Wohl: 
“fahre des Ganzen verlangt, oder fobald durch die 
Handlungen des Individuums die Rechte Andrer be- 
droht und verlegt werden; und daß die ganze Ge- 
ſellſchaft durch alle ihre öffentlichen und gemeinfchaft- 
lichen Anftalten und Einrichtungen, fo wie durd) die 
zeitgemäße Fortbildung derfelben, den ununterbroche- 
nen Fortſchritt aller zur Gefellfchaft verbundenen 
Individuen zur größern Wohlfahrt und zur höhern 
geiftigen Thaͤtigkeit befördere. 

Das Verhältniß der einzelnen ver- 
tragsmäßig begründeten Nedhtsgefell- 
[haft zu andern vertragsmäßig abge- 
fhloffenen Rechtsvereinen, oder des einen 
Volkes zu den andern, welche mit und neben ihm 
auf dem Erdboden beftehen, beruht auf der: Meber- 
fragung des Gleichgewichts des äußern freien Wir- 
Eungsfreifes innerhalb der einzelnen Rechtsgefellfchafe 
auf die Verbindung und Wechfelwirfung aller neben 
einander beftehenden Völfer, damit das Recht, wie 
es auf einem beftimmten Theile des Erdbodens inner- 
halb des einzelnen Volkes herrſchen ſoll, auch auf 
dem ganzen Erdboden herrfche, und im ganzen Reiche 
fieelicher Wefen, nad) ihrer äußern Anfündigung, 
nichts herefche, als das Rechte. So entſteht durch 
die Ermeiterung des Maturrechts auf die ganze 
Menfchheit das philofopbifhe Voͤlkerrecht. 


41. 
Alban 
Von den Rechten ver Wahnfinnigen. 


In jeder größern Gefellfchaft freier Wefen wer: 
den Individuen getroffen, welche wahnfinnig d.h. 
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auf eine gewiſſe Zeit oder fir immer des Gebrauchs 
ihrer Vernunft und ihres freien Willens beraubt find. 
Sr Beziehung auf-diefe unglücklichen, Wefen unſrer 
° Gattung — über deren Selbjtverfchuldung ihres Zu- 
ftandes der Außern Rechtsgefellfchaft kein Urtheil zu— 
ftehe — verlangt die Vernunft, daß, weil fie, durch 
ihren Eintritt und durch ihre Aufnahme indie Gefell- 
ſchaft nach der Geſammtheit ihrer urfprünglichen und 
erworbenen. Rechte anerfannt worden find, fie auch 
während der Zeit ihres Wahnfinns nad) dieſem 
Maasftabe behandelt werden muͤſſen. Zunaͤchſt fteht 
- aber dem Dberhaupfe: der. Familie, zu welcher fie 
gehören, oder wenn fie in öffeneliche Anſtalten auf: 
genommen worden find, den Borftehermderfelben die 
Pflicht zu, uͤber ihre Perfoneniund ihre Rechte zu 
wachen, damit theils ihre individuelle Sicherheit, 
ihr Eigentum, ihr guter Name, und ihre abge- 
ſchloſſenen Verträge nicht beeinträchtigt oder verlegt, 
theils die Unglüclichen ſelbſt mie möglichfter Umſicht 
und Schonung behandelt werden, um fie entweder 
wieder zur Genefung zu bringen, oder doch zu ver- 
hüten,» daß fie im Zuſtande des Wahnfinns niche 
fich felbft und den: übrigen Mitgliedern der Rechts— 
geſellſchaft gefährlich werden. * 


| 
' 
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B) Das philofophifche Völkerrecht, 
oder der philofopbifchen Nechtslehre zweiter Theil. 


42. 


Vebergang vom Naturredhte zum Völfer- 
rechte, 


Wenn das Naturrecht, als der erfte Theil der 
philofophifchen Rechtslehre, das Ideal darftellt, wie 
das Recht in dem äußern freien Wirkungskreiſe der 
vertragsmäßig zu einer Gefellfchaft verbundenen In— 
Dividuen zur Herrfchaft gelangen kann und foll, und 
deshalb aus dem, jedem Individuum zuftehenden, 
Urrechte der PerfönlichFfeic deſſen urfprüngliche Nechte, 
fo wie die gefammten Bedingungen alles rechtlichen 
Zufammenlebens in der Ehe, in der Familie, in der 
öffentlichen Verbindung eines ganzen Volfes, und in 
der Kirche entwickelt; fo umſchließt das philofophi- 
ſche Voͤlkerrecht, als der zweite Theil der phi- 
lofophifchen NRechtslehre, das Ideal der Herr: 
[haft des Rechts auf dem ganzen Erdbo- 
den, nach der Verbindung und Wechfelwirfung der 
auf der Erde neben einander beftehenden größern oder 
kleinern in ſich vertragsmäßig abgefchloffenen recht— 
lichen Bereine, die wir Bolfer nennen. Denn ab- 
gefehben von der großen WVerfchiedenheit der in der 
Wirklichkeit bejtehenden Voͤlker, theils nach ihrer 
pbyfifhen Beſchaffenheit; teils nach den Einflüffen 
des Klima, des Bodens, der Befchäftigungen, der 
Religionen, der Verfaffungen und Regierungen auf 
die Entwidelung und Ausbildung derfelben; theils 
nach den mannigfaltigen Stufen der geiftigen kuͤnſt— 

I. 3 
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lerifchen und fietlichen Kultur, auf welchen fie ftehen, 
gibt es doch, nach) der Vernunft, ein gemeinfames 
Band für fie alle in ihrer äußern Verbindung und 
Wechfelwirfung: das ewig gültige und heilige 
Recht. 

Wie aber innerhalb dieſer gegenſeitigen Verbin⸗ 
dung und Wechſelwirkung aller Voͤlker des Erdbodens 
das Recht zur Herrſchaft gelangen ſoll, lehrt das phi- 
lofopbifche Volferrecht, So entfteht, durch die Er- 
mweiterung der Lehren des Maturrechts auf die ganze, 
in mannigfaltig verfchiedene Voͤlker getheilte, Menfch- 
heit die Wiffenfchaft des Voͤlkerrechts. Allein fo wie 
das Naturrecht wefentlich verfchieden von dem Staats: 
rechte, und, als idealifcher Maasftab für alle Rechts» 
verhältniffe, weit erhaben ift über alle in der Wirf- 
lichfeit beftehende pofitive Nechte, Geſetzgebungen und 
Verfaſſungen; eben fo ift auch das pbilofophifche Voͤl⸗ 
kerrecht von dem Staatenrechte, mit dem in dem— 
ſelben die gegenſeitigen Rechte der Staaten fhüsen- 
den und ahndenden Zwange, und von dem practi- 
fhen europaifchen Bölkerredre in wiſſen— 
fchaftlicher Hinficht wefentlich verfchieden, ob es gleich 
für die Begründung beider, fo wie für alle darin auf- 
geftellte Grundfäge und Sehren, den höchften Maas- 
ftab enthält. Das philoſophiſche Voͤlkerrecht 
ift daher die wiffenfhaftlihe Darftellung 
des deals der Herrſchaft des Rechts auf 
dem ganzen Erdboden in der Verbindung 
und Wechfelwirfungaller nebeneinander 
beftebenden Voͤlker. 

Das philofophifhe Voͤlkerrecht, welches, wie 
das Maturrecht, auf ein deal fich gründet, das 
in der Wirflichfeit nie ganz erreicht werden kann, 
fchließt, wegen diefes Ideals, den Zwang in 
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dem Verfehre der einzelnen Völker von fih aus, 
weil diefer ein fremdartiger Beftandrheil in 
der idealifch gedachten Wechfelwirfung der Völker 
ift. Allein das Staatenrecht fann fo wenig, mie 
das Staatsrecht, des rechtlich begründeten Zwan— 
ges entbehren, weil er im wirklichen Verkehre 
der Staaten die Bedingung ift, daß die Herrfchaft 
des Nechts erhalten, und das verlegte Recht geahn- 
det werde, 

Eben fo genau muß das philofophifche Völker: 
recht von dem practiſchen europäifchen 
Voͤlkerrechte unterfchieden werden, welches 
jenes vorausfest und auf daſſelbe fich gründee, 
Denn das practifche europäifche Wölferrecht (mie 
es im vierten Theile diefer Staatswiffenfchaften 
ſyſtematiſch dargeftelle werden wird, ) beruht zu= 
nachft auf den zwifchen den einzelnen Volfern und 
Staaten abgefchloffenen und beftehenden VBerträ- 
gen, fo wie auf der Volferfitte, dem Herfommen 
und der Analogie. — 

In Hinfihe des gefhihtlihen Anbaues 
des Völferrechts muß erinnert werden, daß die 
Altern Bearbeiter deffelben von Hugo Grotius 
an bis auf Vattel und Mofer, durchaus Fein 
reinpbilofopbifches Voͤlkerrecht, fondern ein 
gemifchtes aufftellten, worin zwar die Zuruͤck— 
führung der aufgeftellten Lehren auf Bernunftgrund: 
fage nicht zu verfennen ift, wo aber doch die Ent 
widelung des in derWirklichkeit Beſtehen— 
den vorherrſchte, ſo daß die dahin gehoͤrenden Werke 
in der Literatur des practiſchen europaͤiſchen Voͤl— 
kerrechts aufgefuͤhrt werden ſollen. Erſt ſeit den 
Schriften von Guͤnther, Martens und andern 
uͤber das practiſche europaͤiſche Voͤlkerrecht ward 

* 
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das letztere in wiffenfchaftlicher Hinſicht forgfältig 
von dem philoſophiſchen Wolferrechte gefchieden ; 
fo wie dann auch die philofophifchen Schriftſteller 
über das Naturrecht, befonders feit der Verbrei- 
tung des kritiſchen Syſtems, das philofopbi- 
fhe Voͤlkerrecht, nad) feinem Zufammenhange 
mit dem Maturrechte, fogleih in Verbindung mit 
demfelben behandelten, und alles von dem philofo- 
phifchen Voͤlkerrechte ausfchloffen, was blos in 
den Kreis des practifchen europaifchen Voͤlker— 
rechts, als einer ſelbſtſtaͤndigen Wiffenfchaft, 
gehört. — 


43. 


Zweck des Nebeneinanderbeſtehens der 
Voͤlker. 


Wenn das einzelne Volk, nach der Vernunft, 
aus einer Mehrzahl von Individuen beſteht ($. 38. 
und 40.), welche, zur Verwirklichung des gemein: 
ſchaftlichen Zweckes der Herrfchaft des Rechts, durch 
einen freien Vertrag zu Einer Gefellfhaft fich ver- 
bunden haben; fo denft fich die Vernunft die Voͤl— 
ker als abgefchloffene gefellfchaftliche Vereine fietlicher 
Weſen, die nach dem Gefege der Außern Freiheit 
rechtlich neben einander befteben, die ihre 
rechtlichen Verhaͤltniſſe gegenfeitig anerkennen, und 
diefelben einander, durch die ftrengrechtliche Grund- 
lage ihres wechfelfeitigen Verkehrs, gewaͤhrleiſten 
(garantiren), Die Vernunft denkt fih namlich unter 
dem menfchlichen Gefchlechte das ganze unermeßliche 
Reich fieelicher Wefen auf dem Erdboden, getheilt in 
eine große Anzahl einzelner Voͤlker, deren allge: 
meiner Verkehr unmittelbar auf der Vernunftidee 
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der unbedingten Herrfchaft des Nechts beruht, deren 
befondere Nechrsverhältniffe gegen einander aber 
durch einzelne Verträge feftgefegt werden, 
doch fo, Daß alle befondere Bedingungen diefer Ver: 
trage (wie alles Befondere dem Allgemeinen unterge- 
ordnet ift,) ebenfalls dem legten und höchften Zwecke 
der Herrfchaft des Nechts auf den Erdboden unter- 
geordnet find, weil diefer Zweck in der dee der 
Menfchheit felbit enthalten ift, und weil durch deffen 
Berwirflihung alle Wölfer des -Erdbodens zur An— 
naͤherung an das Ziel der Menfchheit raftlos fort: 
fehreiten und unter fich zu einem unauftöslichen Ganz 
zen verbunden werden follen. Denn derfelbe End» 
zweck der Sittlichkeit, welcher Pflicht und Recht un— 
zertreunlich in ſich faße und welchen die Vernunft 
dem Individuum als die große Aufgabe feines Da- 
feyns vorhaͤlt, gilt auch, unter erweiterten Beziehun— 
gen, fündie öffentlihe Anfündigung jedes 
einzelnen Volfes, und, in feiner hoͤchſten Stei— 
gerung, felbft für Die ganze Menſchheit, in- 
wiefern dieſe aus der Geſammtheit aller auf dem 
Erdboden neben einander beftehenden Voͤlker gebilder 
wird, 


44 | 
Das Urrecht im Voͤlkerrechte. 


Enthält das philofophifche Völkerrecht — nad) 
feiner wiffenfchaftlihen WBerfchiedenpeit -von dem 
Staatenrechte und dem practifchen europäifchen Voͤl— 
Ferrechte — in fi) die Erweiterung der Lehren und 
Grundfäge des Naturrechts auf die ganze Menfchbeit; 
fo muß aud) nad) demfelben Maasftabe, nach welchem 
am Eingange des Naturrechts das Recht der Perſoͤn⸗ 
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lichfeit als Urrecht des Individuums ſtand, 
aus welchem die urſpruͤnglichen Rechte unmittelbar 
und die erworbenen Rechte mittelbar hervorgingen, 
im philoſophiſchen Voͤlkerrechte ein Urrecht als 
Grundlage des ganzen Voͤlkerrechts aufgeſtellt werden, 
aus welchem alle einzelne urfprüngliche und er— 
worbene Rechte der Voͤlker mit Nothwendigkeit 
hervorgehen, 


So wie nun das Recht der Perfünlichkeit das Ur- 
recht im Maturrechte ift; fo ift die Selbftftändig- 
feit und Integrität der Völker das Urrecht 
im Völferrechte. Denn jedes Wolf bilder, als ein 
nach feiner Verfaffung vertragsmäßig abgefchloffenes 
Ganzes ($. 38.), nah der Vernunft die Einheit 
einer moralifchen und juridifchen Perfon, 
in welcher alle Individuen des Volkes eben fo als die 
einzelnen Theile des Ganzen nah ihrem Verhaͤlt— 
niffe zudem Ganzen beftehen, wie die einzelnen 
Glieder einer Organiſation. Die Selbftftandig- 
keit eines Volkes beruht aber darauf, 


a) daß ihm ein Gebiet als Eigenthbum zu— 
kommt, von welchem weder ein Theil einem andern 
Volke gehört, noch auf irgend einen Theil deffelben 
ein anderes Volk einen rechtlichen Anfpruch hat; 

b) daß feine Bevolferung, nad) den In— 
dividuen und nach ihrer Gefammtheit, vollig un- 
abhängig ift von jedem andern Wolfe und deffen 
Regierung; 

c) daß einem ſolchen unabhängigen Volke, zum 
Unterfchiede von allen andern Völfern, ein eigen- 
thuͤmlicher Name, eine eigenthümliche VWerfaf: 
fung und eine eigenthümliche Regierung zu— 
kommt. | 
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Naͤchſt ver Selbftftändigfeie ift die Integrität 
die zweite Bedingung des Urrechts eines jeden Vol— 
kes, und dieſe Integrität beruht auf der Unverleß- 
barfeit feiner Bevölferung, feines Gebiets, das es 
rechtmäßig befißt, feiner Verfaſſung, Durch deren 
einzelne Beftimmungen es fih von jedem andern 
Volke unterſcheidet, und feiner Regierung, deren Ober- 
haupt blos diefem, und feinem andern Volke angehört. 

Db nun gleich, nach der Gefchichte, Die Ver— 
legung der Integrität eines Volkes mit Nettung fei- 
ner Selbftftändigkeit (3.3. bei durchgeführten Theis 
lungen von Sändern und Neichen), nie aber der 
Untergang feiner Selbftftändigfeie mit Beibehaltung 
feiner Integritaͤt gedenfbar ift; fo verlangt doch Die 
Vernunft unnachlaßlich Die Anerfennung und das 
Beitehen beider im Urrechte der Volker wefentlich 
verbundenen Beftandtheile: der Selbftftändigfeit und 
Integritaͤt. Die rechtliche Fortdauer feiner 
Selbſtſtaͤndigkeit und Integritaͤt, d. h. die 
Unverletztheit aller ſeiner Mitglieder und deren unauf— 
loͤsliche Einheit in der Geſammtheit des unter einem 
eigenthuͤmlichen Namen ſich ankuͤndigenden Volkes, 
die Heiligkeit ſeines Beſitzthums, und die Bewah— 
rung ſeiner beſondern Verfaſſung und Regierung 
gegen jeden fremden Angriff, iſt daher der hoͤchſte 
undlegte Zwed eines Volfes; ein Zwed , der 
um feinen Preis aufgegeben werden darf, und der 
duch alle Mittel des Nechts und der Klugheit erhal: 
ten und gefichere werden muß. 


45. 
Holgerungen daraus, 


Aus dieſem Urrechte der Selbftftändigfeit und 
Integrität der Völker folge mit Nothwendigkeit: 
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a) daß jedes Volk Zweck an fid if, und 
nie Mittel für andere Völfer; 

b) daß jedem Volke das Recht zufteht, fei- 
nen ihm eigenthümlichen — in deffen Verfaffung - 
beſtimmt ausgefprochenen — Zweck durch alle 
Mittelzuvermwirflichen, welche ihren Grund 
in der Verfaffung haben, von der Negierung des 
Volkes als die zwecfmäßigften anerfannt, und 
durch welche die Rechte andrer Völker 
nicht bedroht oder verlegt werden; und 

) daß jeder Angriff eines auswärtigen Volkes 
auf die Selbftftändigfeit und Integritaͤt eines an» 
dern Volkes, nach der Vernunft widerrechtlich 
ift,, weil die Vernunft feinen Fall kennt, mo irgend 
ein Volk berechtige wäre, ein anderes Volk als 
Mittel für feine Zwecke zu behandeln, indem mit 
dem Verluſte der Selbftftandigfeie und Integrität 
felbft des (dem Beſitzthume und der Bevölferung 
nach) Fleinften rechtlich geftalteten Wolfes das all: 
gemeine Band des Rechts zwifchen allen Voͤlkern 
zerriffen, die Herrfchaft des Rechts auf dem Erd— 
boden gehindert und zerftört, und der Zweck der 
Vorſehung felbft bei der eigenthümlichen freien 
Enewicelung des menfchlichen Gefchlechts unter den 
Taufenden, oder unter den Millionen fittlicher We— 
fen vernichtet werden würde, welche zu dem Um— 
fange eines Volkes gehören. 

Was der Mord (die perfonliche Vernichtung) des 
Individuums in der einzelnen Rechtsgeſellſchaft ift; 
das ift Die Zerftörung der Selbftftändigfeit eines Vol— 
fes in dem Voͤlkerſyſteme, aus welchem die ganze 
Menfchheit beftehe. 

(Das philofophifhe Voͤlkerrecht fann 
von Diefen unmittelbar aus der Vernunft ber: 
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vorgebenden Grundfägen nicht abweichen. Im 
Staatenrehte wird aber gelehrt, in welchen 
Sällen und bis wie weit der Zwang’ (als Retor— 
fion, Repreffalie oder Krieg) zwifchen den einzel= 
nen Staaten rechtlich ſey; fo wie das practiſche 
europäifhe Voͤlkerrecht theils geſchicht— 
lid nachweifee, wann und wie einzelne Staaten 
entweder blos in Die innern Angelegenheiten andrer 
ſich eingemifcht, oder deren Integrität durch Thei- 
lungen vermindert, oder fogar, durch völlige Auf- 
loͤſung eines beftehenden Staates, deſſen Selbft- 
ftändigfeie vernichtet haben; heils die poſitiven 
Vertraͤge auffuͤhrt, nach welchen die Einmiſchung 
in die innern Angelegenheiten andrer Staaten er⸗ 
folgte; theils in politifcher Hinfiche die für eine 
folhe Einmifhung aufgeftellten Maasregeln des 
Rechts und der Klugheit nach dem im $..sub b 
enthaltenen Maasftabe prüft, ob und bis wie weit 
nämlich von einem Volke die Nechte Andrer , vor 
der Einmifchung derfelben, bedroht oder verlegt wor- 
den find. — Daraus erhellt, daß die Beantwor- 
tung der hoͤchſt ſchwierigen Frage über die wir 
liche (factifche) Einmifchung eines Staates in die 
inneren Angelegenheiten eines andern vom philoſo— 
phifchen Völferrechte, als blos gefchichelih und 
politiſch, ausgefchloffen werden muß, und zunächft 
dem practifchen europäifchen Voͤlkerrechte angehört, 
das aber, nad) feinen legten rechtlichen Gründen, 
auf Dem pbitofopdifchen. Voͤlkerrechte beruht.) 


46. 
Schluß dieſer Folgerungen. 
Es bleibt übrigens gedenkbar, cheils, daß, bei 
dem fteigenden Anwachfe der Menfchenzapl eines Vol⸗ 
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kes, ein Theil diefer Bevölkerung, nach gegenfeitiger 


Aufhebung des bisher beftandenen Vertrages, felbft- 
ftandig zu einem befondern Volke zufammentrete, oder 
aus eigenem Antriebe auswandere und auf einem noch 
unangebauten Boden als felbftftändiges Volk durch 
freien Vertrag, fo wie durch eigenthümliche Verfaf- 
fung und Regierung, fich bilde; cheils, daß ein 
feloftftandiges Wolf, Durch freie Lebereinftimmung 
feiner Mitglieder, es zweckmaͤßig finde, und es offent- 
lich) erkläre, mit einem andern Volke, welches daffelbe 
aufnehmen will, für immer fi zu verbinden, und 
durch dieſe Verbindung mit demfelben zu Einem 
Ganzen, unter einer gemeinfchaftlichen Verfaſſung 
und Regierung, zu verfchmelzen. 


47. 
Urfprünglihe und erworbene Rechte der 
Voͤlker. 


So wie im Naturrecht die Rechte der Indivi— 
duervin urfprüngliche und erworbene Rechte zerfallen ; 
fo auch im Völferrechte die Rechte der einzelnen Vol- 
fer in urfprüngliche und erworbene, - Zu den 
urfprünglichen gehören alle aus dem Begriffe der 
Seibftftändigfeit und Integrität mit Nothwendigkeit 
hervyorgehende Nechte, welche, auch ohne fürmliche 
zwi ſchen den Völkern abgefchloffene Verträge, von 
der Vernunft als Die Grundbedingungen: der gegen- 
feitigen Verbindung und des rechtlichen Verkehrs 
zwi ſchen allen Voͤlkern unnachlaßlich gefordert wer— 
den, deren gegenſeitige Anerkennung alſo in der Wech— 
ſelrvirkung der Völker auf ſtillſchweigendem 
DV,ertrage ($. 24.) beruht. Dagegen werden unter 
den erworbenen Rechten der Volker alle diejenigen 
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verftanden, welche aus den zwifchen den Voͤlkern ab- 
gefchloffenen einzelnen Verträgen entſpringen. Diefe 
erworbenen Rechte fonnen Daher fo vielfach und ver: 
fehieden feyn, als die Gegenftände der Verträge felbft 
zwifchen den Völkern mannigfaltig und verfchieden 
find, und muͤſſen wiffenfchafelich nach der Aehnlichkeit 
der Verträge im Naturrechte beurtheilt und behandelt 
werden. 

Weil aber alle durch gegenfeitigen Vertrag ers 
worbene (wirkliche und pofitive) Nechte zwifchen 
den Völkern (z.B. Bündniffe, KHandelsverträge, 
Schiffahrtsverträge, Friedensfchlüffe ꝛc.) als Ge— 
genftände der Erfahrung und Geſchichte 
erfcheinen, und, als folche, zu dem practifchen euro- 
päifchen Völferrechte gehören; fo werden im philofo- 
pbifchen Voͤlkerrechte, das unabhangig von-der Ges 
ſchichte auf reiner Vernunft beruht, zunachft nur die 
urſpruͤnglichen (aus dem lrrechte des Voͤlker— 
vechts hervorgehenden) Rechte aller Voͤlker aufgeftellt, 
welche aufwärts auf dem Urrechte der Selbſtſtaͤn— 
digkeit und Integrität beruhen, und abwärts (für 
das practifche europäifche Völkerrecht) Die Grundlage 
aller erworbenen Rechte bilden, inwiefern fie in fich 
den Maasftab enthalten, nach welchem fanmtliche zwi— 
fhen Völkern und Staaten wirflich abgefchloffene 
und beftehende Verträge in Hinfiche ihrer Rechtlichkeit 
und Gültigkeit beurtheilt werden müffen. 


NR 
Nomenclatur der urfprünglihen Rechte 
Nr der Volfer. — 


Die urſpruͤnglichen Rechte der Voͤlker ſind: 
4) die individuelle Freiheit eines jeden Volkes; 
2) die rechtliche Gleichheit. deffelben mit andern ; 
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3) die gegenfeitige Deffenelichkeit (Publicitär) 
der Voͤlker; 

4) der Kredit der Völker; » 

5) der rechtliche Eigenthums— und Gebiotsbefig 
der Völfer; 

6) die äußere Sicherheit der Voͤlker; 

7) das Recht der Vertraͤge zwiſchen den einzel⸗ 
nen Voͤlkern; 

8) das Recht der Vertretung des einen Volkes 

bei dem andern, oder das Öefandten« 


recht. 


1) Das Rede der individuellen Freiheit 
eines jeden Volkes. 


Die unbefchränfte Freiheit und Unabhängigkeit 
des einen Volfes von dem andern ift die erfte Bedin— 
gung und die Grundlage ihres rechtlichen Nebenein= 
anderbeftehens, ihrer Fortſchritte in allen einzelnen 
Zweigen der finnliden, technifchen, geiftigen und 
firelihen Kultur, und der Erweiterung, Vermehrung 
und Vervollfommnung der Mittel, durch welche jene 
Fortfchritte bewirkt werden koͤnnen. Kein Volk darf 
alfo das andere überfallen, das rechtliche Dafeyn, vder 
die Selbſtſtaͤndigkeit deflelben auflöfen, und Theile 
deflelben, oder auch das Ganze felbft, wider deſſen 
Willen fih einverleiben, fo wie die in ihm lebenden 
Individuen zur Knechtfchaft und Sklaverei bringen... 

Wie bei den Individuen die Knechtfchaft und 

Seibeigenfchaft mit der perfünlihen Selbftftandig- 
keit unvereinbar ift, die geiftige Entwicfelung und 
jeden Fortſchritt in der Kenntniß und Sittlichfeie | 
laͤhmt (man denke an die Wirfungen der Unter: 
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jochung der Völfer, 3. DB. der alten Griechen durch 
die Nomer, der Meugriehen durch die Türfen, 
und an die Folgen des Megerhandels); fo auch bei 
den Völkern. 


50. 
2) Die rehelihe Gleichheit der Voͤlker. 


Die Gleichheit eines Volkes mit dem andern 
beſteht nicht darin, daß jedes Volk eine gleiche Maſſe 
von Quadratmeilen auf dem Erdboden beſitze, oder 
eine gleiche Zahl der Bevoͤlkerung in ſich faſſe, oder 
dieſelben Erzeugniſſe der Natur, des Gewerbsfleißes 
und der Kunſt hervorbringe, oder auf gleicher Stufe 
der geiſtigen Bildung und Reife mit andern ſtehe; ſie 
beruht vielmehr darauf, daß alle Voͤlker ohne Aus— 
nahme durch die Vernunft zur Verwirklichung des 
Rechts berufen, und, nach diefem Endzwecke des 
öffentlichen Volfslebens, in ihrem äußern freien Wir- 
fungsfreife, zurvollig gleichmäßigen gegen- 
feitigen Behandlung, fo wie zur gegenfeitigen 
unbedingten Anerfennung ihrer Selbſtſtaͤndigkeit und 
Integritaͤt verpflichtet und berechtigt find. Dieſes 
Recht der Gleichheit der Voͤlker fchließt daher in fich: 
daß fein Volk nach einem Webergewichte über das 
andere ftrebe; daß Fein nach feiner Bevölkerung 
‚zahleeicheres und mächtigeres Volk das minder jahl- 
reiche und minder mächtige drücke oder beeinträchtige; 
Feines fich in die innern und aͤußern Verhaͤltniſſe des 
andern mifche, dafern nicht feine anerfannten Rechte 
‚bedroht find, und überhaupt Feine Forderung an ein 
anderes Volk fich erlaube, die mit den Rechten freier 
und felbitftandiger Volker unvereinbar if. — Nur 
durch dieſe vechtliche Gleichheit der Völker Fann zwi— 
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fehen ihnen ein Gleihgewicht der fittlihen 
‚ und pbyfifhen Macht hervorgebracht werden, 
das eine ungleich feftere Grundlage ihres gegenfeitigen 
Verkehrs bildet, als das in der Wirklichkeit beftehende 
(und in dem practifchen europäifchen Voͤlkerrecht nach 
feinen Grundlagen darzuftellende) fogenannte politi= 
fhe Gleichgewicht. 


51. 


3) Die gegenfeitige Oeffentlichkeit (Pu- 
blicität) der Voͤlker. 


Sollen Völfer unter rechtlichen Verhältniffen 
neben einander beftehen, und die wechfelfeitigen Wer: 
bindungen des Handels und des übrigen Verkehrs 
durch ihr gegenfeitiges Zutrauen begründer, erleich- 
fert und gefichere werden; fo muß jedes Volf willen, 
wie es mit dem andern daran iſt. Dies fann aber 
nur durch gegenfeitige Deffentlichfeit bewirfe werden, 
Diefe Deffentlichfeit beruht theils aufdem urfprüng- 
lihen Nechte der Freiheit der Nede und der Preſſe 
($. 18.), doch mit rechtlicher Ahndung jedes durch 
den Mißbrauch derfelben verlegten Rechts; theils 
auf den allen andern VBolfern befannten Bedingungen 
feines äußern Verkehrs, welche nie verheimlicht,, fon- 
dern offen und beftimme ausgefprochen, aus Grund: 
faß feftgehalten, und nur unter höchftöringenden 
Verhaͤltniſſen verändert werden dürfen, Bei diefer 
Deffentlichfeit gewinnt jedes andere Volk die Ueber— 
zeugung, daß es in dem Verkehre mit einem Volke, 
deſſen öffentliche Anfundigung auf dem Grundfage 
der Deffentlichfeie beruht, nie gefährdet werden Fönne, 
daß vielmehr ihre Wechfelmirfung beiden vortheil- 
haft feyn muͤſſe. Aus diefem Rechte der gegenfeiti- 


ee 
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gen Deffentlichfeit folgt von felbft, daß es den Indi— 
viduen eines jeden Volfes rechtlich frei ftehe, die in- 
nern und außern Verhaͤltniſſe der andern Voͤlker 
öffentlich durch Rede und Schrift zu beurtheil en und 
zu prüfen, ‚doch innerhalb der Grenzen, welche bereits 
im Naturrechte für das Recht der Freiheit der Rede 
und der Preſſe aufgeftelle wurden. Sobald diefe 
Grenzen überfchritten werden; fobald hat a.uch vie 
Regierung des beleidigten Volkes das Necht, Genug: 
thuung von der Negierung desjenigen Volfes zu ver- 
langen, von deffen Mitte der Mißbrauch der: Preffe 
ausging. 


5% 
4) Der Kredit der Völker, 


Was der gute Name für das Individuum ift; 
das ift der Kredit für ein Volk. Gebildet wird die- 
fer Kredit eines Volkes durch die offenrlich e Mei- 
nung aller andern Volker über die erreichte Kultur 
deffelben, und über die Art und Weife, wie bei einem 
Wolfe das innere und äußere eben deffelben, fo- 
wohl einzeln, als nah der Wechfelwirfung 
beider auf einander, ſich anfündigen, wodurch zugleich 
deſſen eigenthümliche Stellung und. Geltung in dem 
gefammten Voͤlkerſyſteme vermittelt wird. — jedes 
Wolf hat aber das urfprüngliche Recht, zu verlangen, 
daß fein Kredit öffentlich von dem andern anerfannt 
und ihr gegenfeitiger Verkehr darnach eingjerichtee 
werde, Diefer Kredit des einzelnen Volkes beruht 
4) nad) dem innern Seben deflelben: theils auf 
den Fortfihritten oder Nückfchritten der finnlichen, 
technifchen,, geiftigen und fittlichen Kultur der großen 
Mehrzahl der Individuen des Volkes; theils auf 
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der Rechtlichkeit, Güte und zeitgemäßen Geftaltung 
feiner Verfaſſung und Regierung; theils auf der 
Einfahheit, Zwedmäßigfeit und Feftigfeit feiner 
Verwaltung, in Hinficht der Gerechtigfeitspflege, der 
Polizei für die öffentliche Drdnung, Sicherheit, Wohl- 
fahrt und Kultur, der Vertheidigungsanftalten, und 
der Finanzen, befonders nad) der verfaffungsmäßigen 
Beftimmung, gleihmaßigen Bertheilung, zweckmaͤßi— 
gen Erhebung und zur öffentlichen Kunde gebrachten 
Verwendung der allgemeinen Abgaben von dem 
Volksvermoͤgen für die Zwede des Ganzen; — und 
2) nach dem aufßern Leben, oder in Hinficht der 
Wechfelwirfung mit allen andern Bolfern, theils 


auf der Nechtlichfeit der angenommenen Grundfäse 


für den Verkehr mit dem Auslande überhaupt; theils 
auf der Gemwiffenhaftigfeit und Treue in der Erfüllung 
der mit andern Volfern eingegangenen Verträge; 
theils auf der Kraft und Stärfe in der Behauptung 
feiner mit andern abgefchloffenen befondern Buͤnd— 


niffe. 


8 
5) Der rechtliche Eigenthums- und Ge— 
bietsbeſitz der Voͤlker. 


Jedes Volk hat das Recht auf die Behauptung 
ſeines Geſammtgebiets und des auf demſelben enthal— 
tenen und rechtlich erworbenen Eigenthums aller ſei— 
ner Mitglieder. Zum Eigenthume eines Volkes ge— 
hoͤren aber ſein Boden, ſeine Fluͤſſe, ſeine Waͤlder 
und Berge, ſeine unmittelbaren und mittelbaren Er— 
zeugniſſe, ſein natuͤrlicher und erworbener Reichthum, 
feine Kolonieen u.f.w. Daraus folgt von ſelbſt, daß 
jedes Volk auch bei allen andern neben ihm beftehen- 
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den Völkern den rechtlihen Befiß ihres Gefammtge» 
bietes und des geſammten Privateigenthbums ihrer 
Bewohner anerfennen müffe, weil davon das Urrecht 
der Völker, ihre Selbftftändigfeie und Integritaͤt, 
abhängt, ohne welche Feine Herrfchaft des Rechts auf 
dem Erdboden gedenfbar ift. Dabei ſteht jedem Wolfe 
das Recht zu, Fremde, welche den Verfaffungsver: 
trag anerfennen, in feiner Mitte aufzunehmen, feine 
Grenzen zu befeftigen , und in der innern Befchaffen- 
heit feines Gebiets Veränderungen (Anlegung von 
Kanälen, Straßen, Abgaben, Polizeianftalten ꝛc.) 
vorzunehmen, ohne deshalb andere Voͤlker Darüber 
zu befragen, Zugleich bat jedes Wolf das Recht, 
von einem andern Volfe auf rechtliche Weife, d. h. 
durch freien Vertrag, Sändergebiet und Eigenthum 
zu erwerben, fo wie unter |ndividuen Eigenthum 
und Befis durch Vertrag erworben wird. 

Nicht minder fommt jedem Wolfe das Necht zu, 
Kolonieen in Eröftrichen zu begründen, ‚die 
entweder noch unbewohnt find, oder wo das zu be- 
feßende Gebiet von den-Eigenthümern rechtlich erwor— 
ben wird, oder wo die Landfchaft bereits zu dem Ge— 
biete des Volkes gehörte, bisher aber. noch nicht an— 
gebauet worden war. Mach diefen Verhaltniffen ge— 
ftaltet fich auch die Verbindung und die Abhängigkeit 
der Kolonie vom Mutterlande. Denn binder fein 
feierlicher und beftimmter Vertrag die Kolonie an das 
Mutterland; hat das legtere Fein Necht auf das im 
Defig genommene Gebiet, und hat es um die Be— 
gründung der Kolonie Feine Verdienfte fich erworben ; 
fo £riet die neue Pflanzung fogleich als ein unabhän- 
giges und felbitftandiges Wolf in die Reihe der übri- 
gen Völker, = 
Was endlih die Freiheit der Meere und 


I. 9 
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das Recht des Eigenthums uͤber dieſelben 
betrifft; ſo kann nur derjenige Theil eines Meeres als 
das Eigenthum eines Volkes angeſehen werden, wel— 
cher deſſen Kuͤſten beruͤhrt, und zwar bis in die Ent— 
fernung, welche noͤthig iſt, dieſe Kuͤſten zu ſichern, 
und das freie Ein- und Auslaufen der Flotten zu be— 
foͤrdern. Dagegen iſt jede Herrſchaft uͤber ein ganzes 
Meer oder ſogar uͤber den Ocean mit der urſpruͤng— 
lichen rechtlichen Gleichheit der Voͤlker und mit der 
von der Vernunft gebotenen allgemeinen Freiheit des 
Handels nicht zu vereinigen; denn ein Meer koͤnnte 
nur dann als das Eigenthum Eines Volkes (und 
als ſogenanntes mare clausum in der Sprache des 
practifchen Völferrechts ) betrachtet werden, wenn 
fammtliche an den Ufern deſſelben liegende Sander 
zu dem Gebiete diefes Volkes gehörten, 


5% 
6) Die Außere Sicherheit der Voͤlker. 


Jedes Wolf wird von der Vernunft als der 
Garant der Selbitftandigfeit, Unabhängigfeit und 
Integritaͤt jedes andern Volfes gedacht, und auf die— 
fer durch die Vernunft gebotenen Garantie beruht 
Die außere Sicherheit der Volker. Allein dieſe 
Sicherheit im außern Volfsverfehre fegt die Sicher— 
heit im innern Volksleben infofern voraus, inwie— 
fern fein in feinem Innern veraltetes, oder nad) feiner 
Verfaffung und Verwaltung fehlerhaft geftaltetes, 
und in feiner Entwicelung und Reife ftillftehendes 
Volk irgend einem andern Wolfe die Gewähr für def- 
fen äußere Sicherheit leiften Fann, Im innern Volks— 
leben wird aber die, die außere Sicherheit der Voͤlker 
bedingende, Sicherheit erfannt theils an der Ein- 
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heit und Feftigfeit, welche in dem durch die Verfaf- 
fung beftimmten Berhältniffe der geſetzgebenden, volls 
ziehenden und richterlichen Gewalt gegen einander, 
und in allen Beziehungen der Negierung zu dem Volke 
und defien Vertretern, fo wie des Volfes und feiner 
Vertreter zu der Regierung fich ankuͤndigt; eheils 
im Einzelnen an dem Vorhandenfeyn aller der Be— 
dingungen und Anftalten zur Sicherheit für das Leben, 
die perfönliche Freiheit, das Eigenthum, für den 
gegenfeitigen Verkehr und für die Bequemlichkeit und 
den Genuß des Lebens aller Kinheimifchen, fo wie 
aller Fremden, welche auf längere oder Fürzere Zeit 
in der Mitte des Volfes verweilen. — Diefe Sicher: 
heit im innern Volfsleben ift zugleich die weſentliche 
Bedingung und der zuverlaͤſſigſte Buͤrge der äußern 
Sicherheit der andern Volfer. Denn diefe beruht 
im Allgemein auf der, von dem Grundfage der Gleich: 
heit der Nechte abhängenden, außern Stellung 
des einen Volfes gegen alle andere, befonders aber 
auf der Treue und Gemwiffenhaftigfeit, womit die 
zwifchen denfelben abgefchloffenen Verbindungen und 
Verträge erfüllt werden, wodurch namentlich die nach 
der Bevölkerungszahl ſchwaͤchern Voͤlker mit denje- 
nigen ftärfern für ihre Sicherheit zufammentreten, 
deren Verfaſſung, Regierung und oͤffentliche Ankuͤn— 
digung im Verkehre mit andern Voͤlkern es verbuͤrgt, 
daß ſie jeden oͤffe helichen oder geheimen Angriff auf 
die Selbftftändigfeie, Integritaͤt und Verfaffung an: 
drer Volker für unrechtlic) und unter ihrer Würde 
betrachten, und bei folhen Angriffen die mit ihnen 
verbündeten Voͤlker Fraftvoll unterflügen werden. 
Dazu kommt, daß je einfacher und rechtlicher die 
äußern Verbindungen der Voͤlker find, auch ihre 
äußere Sicherheit weit weniger gefährdet iſt, als 
9* 
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wenn, durch eine fehlerhafte Staatskunft, Die aus- 
waͤrtigen DVerhältniffe vielfach in die fremdartigften 
und einander mwiderfprechenden Intereſſen verwickelt 
werden, 

Die Fremden endlih, welche in der Mitte 
eines Volfes leben, werden zwar, in Hinficht des 
öffentlichen Rechts und der gefellfchaftlichen Pflichten, 
den Individuen des einheimifchen Volfes vollig gleich- 
gehalten und behandelt, in einzelnen zweifelhaften 
Fällen aber nach ihren eigenthümlichen Sitten, Rech— 
ten und Gebrauchen beurtheilt, 


55» 


7) Das Nehe der Vertrage zwifhen den 
einzelnen Voͤlkern. 


So wie jede rechtliche Verbindung zwifchen den 
Individuen auf Vertrag beruht; fo auch zwifchen den 
Völkern, Voͤllig für fih, und abgefondert von den 
übrigen, kann fein Volk des Erdbodens leben; ein 
völlig gefchloffener Dandelsftaat ift daher 
weder gefchichtlich denfbar, noch mit der Forderung 
der Vernunft für die Herrfchaft des Nechts auf dem 
ganzen Erdboden vereinbar. Mur durch eine Ver- 
bindung mit andern Voͤlkern, die auf freien Gedan— 
ken- und Handelsverfehr gegründet ift, gewinne die 
Thaͤtigkeit und Kultur aller einzelnen Voͤlker eben fo 
an innerer Kraft, wie an der weiteften Verbreitung 
nach außen, Weil aber diefe Verbindung mit andern 
Völkern in rechtlicher Hinficht auf Verträgen be= . 
ruht; fo muß in denfelben der Gegenftand, der Um— 
fang, die nähere Beftimmung und die Dauer der 
vertragsmäßigen Verbindlichkeit feftgefeget werden. 
Bon der Heiligkeit diefer Verträge und der pünct- 
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lichen und gewiffenhaften Erfüllung aller daraus her⸗ 
vorgehenden Verpflichtungen haͤngt eben ſo der Kredit 
eines Volkes im Auslande, wie ſeine aͤußere Ruhe 
und Sicherheit, und fein "Höher fteigender Wohl⸗ 
* ab. | 

Dieſe Verträge eöüneii; nach ihren Gegenftä- 
den und nach ihrer’ Form, eben fo mannigfaltig und 
verfchieden feyn, als die Verträge des Naturrechts. 
Es gelten daher unter den Volfern, wie unter den’ 
Individuen, der Schenfungs-, der Tauſch- und 
Kauf-, der Leih-, Darlehns-, Pfand - und Bevoll- 
mächtigungs- Xertrag, fo wie die Gutfagung und 
Verbürgung des einen Volfes fir das andere. Allein 
nachft diefen allgemeinen Verträgen gibt es zwiſchen 
den Völkern Bundniffe im engern Sinne, als 
befondere Verträge zweier oder mehrerer Volker 
zur gemeinfchaftlichen und gegenfeitigen AUfrrORgBE 
fung ihrer Nechte, fo wie die Garantieen. 
| Solde rechtlich abgefchloffene Verträge find 
aber fir. das ganze Wolf, entweder für immer, 
wenn fie ohne Befchränfung auf eine gewiſſe Zeit 
abgeſchloſſen wurden, oder für die im Vertrage feftz - 
gefegte Zeit, verbindlich. Die erften erlöfchen nicht 
mie dem Tode des Regenten, der fie ſchloß, fondern 
nur mit dem Untergange des einen Volkes, oder mit 
derjenigen Umbildung feiner Verfaſſung ‘ mit welcher 
die Gültigkeit des Vertrages nicht langer vereinbar 
ift. Dagegen haben WVölferverträge, welche gegen 
das Urrecht der Selbftftändigfeir und Integrität ver- 
ftoßen, nad) dem philoſophiſchen Voͤlkerrechte eben ſo 
wenig Guͤltigkeit, als diejenigen Verträge des Pri— 
vatrechts, wodurch ein menfchliches Individuum Ro 
Urrecht der Perſoͤnlichkeit verliert. 

Je aͤngſtlicher endlich ein Volk in Hinſicht des 
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äußern Verkehrs ſich auf ſich felbft zuruͤckzieht; je 
mehr es duch laͤſtige Beſtimmungen, durch druͤcken— 
des Eingreifen in den Voͤlkerhandel, durch felbftfüch- 
tige Sperrung feiner Grenzen, dur) erhöhte Abgaben 
und Zölle für Einfuhr und Durchfuhr, das Ausland 
ſich entfremdet und gegen ſich erbittert; deſto be⸗ 
ſchraͤnkter wird ſeine Verbindung mit andern Voͤl—⸗ 
fern; deſto einſeitiger allmaͤhlig der Gang feiner Ent⸗ 
wicelung und Ausbildung, und defto mehr werden 
die Quellen feines eignen Wohlftandes, befonders 
durch den geftörten freien und fchnellen Umlauf des 
Geldes, vermindert, Je größer und bedeutender 
hingegen die. Verbindungen der Volker werden; je 
weiter ein Volk feine Natur- und Kunfterzeugniffe 
außerhalb feiner Grenzen felbft verführt, und andere 
Dagegen eintaufcht und zuruͤckbringt; je mebr es die 
Eigenthuͤmlichkeiten der. verfchiedenen Volker in deren 
Heimath kennen lernt; defto mannigfaltiger werden 
auch Die Berührungspunete der, Völker, und defto 
höher ſteigt bei ihnen die Ueberzeugung von ihrer 
gegenfeitigen Unentbehrlichkeit zum hoͤhern Wohl- 
Hande und zur reifenden Vollkommenheit Aller. 


J 56. 54 
8) Das Recht der Vertretung des einen 
Bi ee bei den andern, oder das Ge 

fandtenredt. 


Jedes Volk iſt berechtigt, von den andern Vols 
fern eine fortdauernde Gerwäpeleiftung und Sicher⸗ 
ſtellung ſeiner Selbſtſtaͤndigkeit und Integritaͤt, und 
ihres gegenſeitigen rechtlichen Verkehrs zu verlangen. 
Zugleich ift jedes Volk verpflichtee, diefelbe Gewähr: 
leiftung aud) den andern Voͤlkern öffenelich zu geben. 
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Auf jenes Recht und auf diefe gegenfeitige Pflicht 
gründee fich das Geſandtenrecht, inwiefern die 
Gefandten die Mittelsperfonen zweier oder mehrerer 
Völker in allen eintretenden Fallen find, wo über die 
rechtlichen Verhältniffe diefer Völker überhaupt, und 
namentlich über Verträge und Buͤndniſſe, uͤber die 
Angelegenheiten des Handels, ſo wie uͤber eingettetene 
Colliſionen und Mißverftändniff e entweder” zwiſchen 
gewiffen Individuen zweier Völker, oder zwifchen den 
Intereſſen der ga felbft bald ene[chieden werben 
muß. J 
Der Geſand te aber, deſſen Rechte ine Pflich- 
ten auf den: Grundſaͤtzen des Bevollmaͤchtigungsver⸗ 
trages beruhen, und der ein ganzes Volk im Aus— 
lande vertritt, wie er in deſſen Namen — nach | der 
ihm von feinem Regenten ertheilten Anweiſung (In— 
ſtruction) — ſpricht und unterhandelt, iſt perfon- 
lich unverleglich, nachdem er, als Vertreter ſeines 
Volkes, im Auslande in Hinfiche auffein Beglau: 
bigu Has fhreiben Creditiv) und feine überreichte 
Vollmacht entweder zur Ausführung eines befon- 
dern Gefchäfts, oder zur allgemeinen Vertretung 
ſeines Volkes anerkannt worden iſt; ſo wie die Re— 
gierung feines Volkes alle diejenigen Handlungen def: 
felben anerkennen und beftatigen (ratificiren) muß, 
welche unmittelbar aus der ihm —— Anweiſung 
und Vollmacht hervorgehen. 

Verſtoͤßt der Geſandte aber gegen die Rechte 
desjenigen Volkes, bei welchem er ſich aufhaͤlt; 
ſo kann, wegen ſeiner Unverfeglichfeit, ‚diefer Verftoß 
niche perfönlich an ihm geahndet werden; doch kann 
das in feinen Rechten beleidigre Wolf auf deffen Zu: 
ruͤckberufung dringen. 

(Alle naͤhere, aus der Gefchichte und Völker- 
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fitte entfpringende, Verhaͤltniſſe der Gefandten 
gehören dem practifhen europäifhen Vol 
kerrechte an, und werden im SuCrCHM Theile 
dieſes Werkes behandelt. ) 

(Bon KRetorfionen, ——————— 
Krieg und Frieden kann nicht im philoſo— 
phiſchen Voͤlkerrechte, das auf einem Ideale be— 
ruht, gehandelt werden, ſondern im Staatenrechte, 
welches, geſtuͤtzt auf die dem Staatsrechte eigen— 
thuͤmliche Lehre vom rechtlich geſtalteten Zwange, 
die Anwendung des rechtlichen Zwanges zwiſchen 
Staaten und Staaten, nach den verſchiedenen 
Formen der Retorſionen, Repreſſalien und des 
Krieges, in ſich aufnimmt.) 


57 
Das Weltbuͤrgerrecht. 


Wenn, nach den bisher aufgeſtellten Grund— 
ſaͤtzen, jedes einzelne Volk in allen ihm eigenthuͤm⸗ 
lichen innern Einrichtungen und Anſtalten, ſo wie 
in allen feinen Beziehungen zum Auslande, die Ver- - 
wirflihung der Herrfchaft des Rechts als, den Ende 
zweck feiner gefammten öffentlichen Ankündigung feft- 
halt; fo erfcheint es vor der Vernunft und. vor ‚allen 
rechtlich geftalteten Völkern als ein dem Ideale der 
Menfchheit felbit entgegenftrebender Verein freier 
und, nad) der Mehrheit feiner Mitglieder; ſittlich— 
mündiger Weſen. 

Sobald. daher die. Idee der Herrſchaft des 
Rechts auf alle auf dem Erdboden neben einander 
beſtehende Voͤlker, theils nach der feſten Geſtaltung 
ihres innern Lebens, theils nad) ihrer Außern Ver— 
bindung ‚mit andern Voͤlkern übergefragen wird; fü- 
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bald denkt ſich auch die, Vernunft die gefammite 
Menfchheit, in der Idee, als vereinigt zu Einem 
großen Bunde des Rechts. Durch dieſe Steigerung 
veredelt ſich das Voͤlkerrecht zum Weltbuͤrger— 
rech te nach welchem jedes menſchliche Individuum 
nicht blos nach ſeiner naͤchſten Stellung zu ſeinem 
einzelnen Wolfe, ſondern zugleich aus dem uner-⸗—— 
meßlichen Standpuncte ſeines Verhaͤltniſſes zur gan— 
zen Menſchheit ſich betrachtet, und an der Fortbil— 
dung der Menſchheit, als Gattung, zu dem gren— 
zenlofen Ziele ihrer Erziehung auf der Erde durch die 
ewige Weltregierung , nach-feiner ganzen Thätigfeit 
Antheil nimmt, Die Menſchheit felbft wird dadurch, 
in der dee, ein großes — Durch die unauflösliche 
Verbindung der Pflicht und des Rechts — unzer- 
frennlich vereinigtes und feft in fich zufammenhän- 
gendes Ganzes, deſſen Theile die einzelnen Voͤlker 
bilden. 

„ Aus diefer höchften Idee der Vernunft für die 
ganze auf dem Erdboden lebende Menfchheit gebt 
aber das Ide al des ewigen Friedens hervor, 
welches die Philofophen auf die unbedingte Gefegge- 
bung der fitelichen Vernunft, und auf die Verwirk— 
lichung der Sittlichkeit in den einander gleichgeord- 
neten Kreifen der Pflicht und des Rechts gründen, 
die Dichter Hingegen unter den Bildern des goldenen 
MWeltalters ſchildern. So weit nun auch diefes deal 
noch von der WirflichFeie entfernt feyn mag; fo ift 
doch, bei der Vervollfommnungsfähigfeit der menſch— 
lihen Natur, bei der gefegmäßigen Entwidelung 
der unermeßlichen in der Menfchheit enthaltenen 
Kräfte, und bei den unaufhaltbaren Fortfihritten 
des Volfslebens zur geiftigen Mündigfeit, befonders 
aber zur fietlichen, die allmahlige Annäherung 
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andiefes Ziel gedenkbar. Es bleibe daher dieſe 
Annäherung, fie werde nun in den Sahrbüchern der 
Geſchichte nah Sahrhunderten oder Kahrtaufenden 
berechnet, die große Aufgabe für alle beftehende, oder 
fih in Zufunfe bildende, rechtliche Verbindungen der 
Völker des Erdbodens, 


| | anni —J 
Staats⸗ und Staatenrcht. 





ET 





Vorbereitende Begriffe. nu 


Die BVenanfe kennt fuͤr den aͤußern freien Wirs; 
kungskreis vernünftig = finnlicher Weſen Feine, hoͤhere 
Aufgabe, als die unbedingte Herrſchaft des 
Rechts. Dieſe Herrfchaft des Rechts in der Ver— 
bindung und Wechfelwirfung mit Wefen unfrer Arc 
foll eben ſo in der einfachen häuslichen , wie in der 
groͤßern vertragsmaͤßig abgefchloffenen Gefellfchaft, 
gelten, die wir ein Vohk nennen, und gleihmaßig, 
wie dieſe Herrfchaft: des Rechts die Aufgabe fir das 
rechtliche Beftehen des einzelnen Volkes bleibe, 

ift fie auch Die unnachläßliche Bedingung für die recht 
liche Verbindung und Wechſelwirkung aller auf 
dem Erdboden neben einander beftehenden Voͤlker. 
Denn die Herrfchaft des Nechts auf dem ganzen Erd— 
boden iſt das erhabene Id eal der philoſophiſchen 
Rechtslehre „ wie es, nach ſeiner Reinheit, nad) ſei— 
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nem Inhalte und Umfange, in dem Natur» und Völ- 
Ferrechte dargeſtellt wird. 

Betrachten wir aber das — Geſchlecht 
in der Wirklichkeit nach ſeinem Verhaͤltniſſe zu 
jener unbedingten Forderung der Vernunft; ſo dringt 
ſich uns die Wahrnehmung des großen Abſtandes der 
Wirklichkeit von dem Ideale der unbedingten Herr— 
ſchaft des Rechts auf. Denn ‚das e6 Ge⸗ 
ſchlecht; nach feiner Anfiindigung im Kteife der Er: 
fahrung, bildet keinen Verein von Wefen, die ſaͤmmt— 
lih zur Selbſtthaͤtigkeit und Selbfiftändigfeit der 
Vernunft und zur Ausübung des, Guten um feiner 
ſelbſt willen, mithin zur ſittlichen Muͤndigkeit 
gelangt waͤren. Das menſchliche Geſchlecht im Kreiſe 
der Erfahrung bildet vielmehr eine gemiſchte Ge— 
ſellſchaft von ſittlich-muüͤndigen uud ſittlich— 
unmuͤndigen Weſen.Die letztern erſcheinen aber 
theils als phyſiſch Unmuͤndige, wozu alle ins 
irdifche geben eintretende Wefen unfrer Gattung gehos 
ven, welche während der Zeitraume der Kindheit und 
Jugend zur ſittlichen Muͤndigkeit erzogen werden ſol— 
leu; theils als firelih Unmündige, die, obgleich 
u den Fahren der phnfifchen Neife gelangt, dennoch) 
bald wegen fehlerhafter Erziehung ‚bald wegen geifti- 
ger Schwäche, bald wegen aufwogender Leidenſchaf⸗ 
ten, bald wegen angenommener Verdorbenheit und 
Bosheif, eben ſo die Herrſchaft des Rechts in der 
ganzen Sefellfchaft, wie die Rechte der Einzelnen, 
durch ihre Handlungen bedrohen und verlegen, | 

Sertfesung. 

Es muß daher, im Gegenfaße des Maturftandes, 

in derjenigen außern Verbindung der Menſchen, die 
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wir inder Erfahrung wahrnehmen, und die wir 
den Staat, oder die bürgerliche Gefeltfchaft 
nennen, eine Anftalt beftehen und rechtlich geftaltee 
ſeyn, nach welcher, um die Herrſchaft des Rechts für 
immer zu fihern, der finnlichen Mache des ſittlich— 
unmündigen und verdorbenen Willens ein Gegen- 
gewicht entgegengeftelle wird, durch welches jedes 
rechtswidrige Wollen und Handeln erfannt , bedroht, 
geahndet, und dadurch der allgemeine Zweck des 
Staates aufrecht erhalten wird, — Damit alfo die 
Herrfchaft des Rechts nie auf Die Dauer gefährdet 
und erfchittert werde, fondern jede Verlegung der— 
felben auf den DVerlegenden felbft zurücfalle, und 
jedes rechtwidrige Wollen fich felbft vernichte, beftehe 
in der bürgerlichen Gefellfhaft ein rechtlich ge— 
ftaltetes Gegengewicht gegen die entweder nur 
beabfichtigte, oder mwirflich erfolgte Verlegung des 
Rechts, und Diefes Gegengewicht ift der Zwang, 
der — aus dieſem Berhältniffe betrachtet — nicht 
feiner felbft wegen, fondern wegen der 
Herrſchaft des Nechrs innerhalb des Staa- 
tes vorhanden iſt; der. niche felbft Zweck iſt, fondern 
blos Mittel zum Zwede; der alfo, nad) feiner An 
fündigung und Wirfung, aus dem Zwecke des Staa- 
tes abgeleitet werden und diefem Zwecke entfprechen, 
der aber auch deshalb vollig rechtlich. geftaltet feyn, 
nach allen denkbaren Nechtsverlegungen im Voraus 
berechnet und alle eingetretene Nechsverlegungen mit 
unveränderlicher durch das Strafgefeß ausgefproche- 
ner Strenge, ohne Anfehen der Perfon, an- den 
Sndividuen abnden muß, welche Die Derrfchaft des 
Rechts verhindert und geftort haben, 

So entfteht, geftust auf die im Ideale des Na— 
turrechts gebotene unbedingte Herrfchaft des Rechts, 
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in der erfahrungsmäßig beftehenden äußern Nechts- 
geſellſchaft, durch die Aufnahme des rechtlich geftalte: 
ten Zwanges für die Aufrechthaltung und Sicherftel- 
fung der perfönlichen und öffentlichen Rechte, Die 
bifrgerlihe Gefellfhaft, oder der Staat. 
Denn alle Mitglieder diefer, für die Herrſchaft des 
Mechts begründeten und den rechtlich geftalteten 
Zwang in fih handhabenden, Gefellfchaft heißen, als 
folhe, Bürger des Staates, meil fie, theils 
unter dem allgemeinen Gefellfchaftszwede der Herr- 
[haft des Rechts, eheils unter dem Zwange ſtehen, 
der diefe Herrfchaft für immer fihern fol, — Es 
muß daher früher, als der Staat, ein Volk vorhanden 
ſeyn, das im Staate durch freien Vertre ; zu Einem 
Ganzen vereiniget wird, und fi) dem Zwange unter- 
wirft, Damit die Herrfchaft des Rechts begründet und 
erhalten werde, 

So wenig aber der Zwang im Staate für Die fitt- 
fich-mündigen Wefen nöthig ift, welche das Recht üben, 
weil es das Neche ift; fo gewiß darf auch das Gleich— 
gewicht der äußern Freiheit Aller, d. h. die Herrſchaft 
des Rechts, im Staate von allen denen, welche die— 
felbe ftören wollen , oder bereits unterbrochen haben, 
erzwungen werden, ohne doc), weil von fitt- 
lichen Wefen die Rede iſt, die Freiheit felbft 
aufzuheben. Der Zwang muß alfo im Staate 
in einer Einrichtung beftehen, wodurch das rechtliche 
Wollen der Staatsbürger den unbefchränfteften Spiel- 
raum für feine Thätigkeit behalt, und niche die ge- 
ringfte Einfchranfung bei allen Handlungen erleidek, 
wodurch die Herrfchaft des Rechts nicht gefährdet 
wird, der böfe Wille hingegen ununterbrochen beob- 
achtet, durch das Geſetz im Voraus bedroht, in der 
Ausführung feiner Abfichten gehindert, in feine Gren— 
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zen zurückgeführt, und, nad) vollbrachter That, für 
die Störung des Gleichgewichts der allgemeinen bür- 
gerlichen Freiheit beftraft wird, 


DerNaturftand, inwiefern er als der bürger- 
lichen Gefellfchaft vorausgehend und entgegengefegt 
angenommen wird, ift Fein Zuftand des Rechts; 
er muß alfo aufhören und dem Leben 
im Staate weihen, mo das Recht gilt und 
gefichert wird. Allein der Begriff des Staa: 
tes felbft, inwiefern er einen in der Erfahrung 
beftehenden Verein freier Wefen bezeichnet, ift Fein 
Begriff a priori; er ſtammt vielmehr aus 
der Erfahrung; denn fo weit die Geſchichte zu= 
ruͤckreicht, entſtanden Staaten urfprünglich zunaͤchſt 
für die Sicherung der Rechte der zu einer Geſell— 
fhaft vereinigten Wefen. — Allein der blos der 
Erfahrung angehörende und als aͤußere Gefellfchaft 
beftehende Staat ift deshalb noch Fein rechrliches 
Ganzes. Dies wird er erft dadurch), daß Grund— 
füge der Vernunft, wie fie aus dem Ideale des 
Naturrechts hervorgehen, auf die rechtliche Geftal- 
fung des Staates angewandt. werden. Ob nun 
alfo gleich der Begriff des Staates, oder der bür- 
gerlichen Gefellfchaft (denn dieſe beiden Begriffe 
find idventifh), an fih aus der Erfahrung 
ſtammt, und die Vernunft fein Staatsrecht als 
Wiſſenſchaft aufitellen koͤnnte, wenn ihr nicht der 
Begriff des Staates durch die Erfahrung zugeführt 
worden wäre; fo kann doch das allgemeine 
Staatsrecht felbft als Wiffenfhaft nur durch 
die Thätigfeitder Vernunft entftehen, in- 
mwiefern daffelbe jedem pofitiven Staatsrechte 
gegenüber geftelle wird. 
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3 3 
Begriff und Zwed des Staates, 


Wir verftehen, nach diefen vorbereitenden Be— 
griffen, unter vem Staate diejenige verfragsmäßig 
gejtiftete Gefellfchaft freier Wefen, in welcher die 
Herrfchaft des Rechts unter der Bedingung des recht— 
lich geftalteten Zwanges begründet, erhalten und ge- 
fihert wird, ! 

Der Zw ed des Stastes ift daher: Die unbe- 
Dingte Derrfhaft des Rechts unter der 
Bedingungdesredhtlid geftalteten Zwan- 
ges zu verwirflihen. Das deal der Herr- 
fchaft des Rechts, wie es im Maturrechte entwicelt 
wird, bleibe im Staatsrechte daffelbe; nur daß die 
Verwirklichung diefes höchften, von der Vernunft 
gebotenen, Zwedes jeder vertragsmäßig begründeten 
Gefellfchaft freier Wefen, wegen der Mifchung fittlich- 
mündiger und fittlich »unmündiger Individuen, unter 
die Bedingung des-rechtlich geftalteten Zwanges ge= 
bracht wird, 

Aus diefem Zwecke des Staates folgt von felbft: 

4) daß, nach) der Vernunft, nur das geben . 
im Staateeinenredtlihen Zuftandbils- 
det, und jeder Zuftand des Menfchen außerhalb 
des Staates ein vechtlofer Zuftand ift (wodurch 
der fogenannte, in der Metapolitik nicht felten 
fehr verfchiedenartig gefchilderte, Naturftand *) 
von felbft ausgefchloffen wird) ; 


*) Sehr wahr fagt Neinhold in f. Aphorismen 
über das äußere Recht überhaupt und 
insbefondere Das Staatsrecht, inf. Aus 
wahlverm Schriften (Sena, 1797.) Th. 2, 
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2) daß der Staat, wegen der erfahrungsmäßi« 
gen immermwährenden Sorfdauer und Fortpflanzung 
des menſchlichen Gefchlehts auf der Erde, eine 
ewige Gefellfchaft bilder, weil, fo (ange das 
menfchliche Gefchlecht auf dem Erdboden beſteht, 
für die einzelnen Theile deſſelben, die wir Voͤlker 
nennen, nur im Staate ein rechtlicher Zuftand 
denkbar ift, obgleich die einzelnen Formen im in- 
nern und äußern Staatsleben, unter den Einflüffen 
der Zeitverhältniffe und der Fortfchritte des menfch- 
lihen Geſchlechts in allen Verzweigungen der finn= 
lichen, geiftigen und fieelichen Sul ſich bedeu⸗ 
tend verändern fonnen ); 


3) daß weder die bloße außere Sicher 
heit, noch die Beförderung der allgemei- 
nen Glücfeligfeit, als Zweck des Staates 
ausreichen ; weil die Sicherheit der Rechte zwar 
eine wefentliche, aber nicht die hoͤch ſte Be— 
Dingung des Staatslebens ift, und weil die Gluͤck— 
feligfeit, die blog den Aned des finnliden 
Theiles der menfchlichen Natur ausmacht, weder 
der höchfte Zweck des Menfchen,, noch der höchfte 
Zwed des Staates feyn, und überhaupt, als ein 
Gegenftand der Erfahrung, nur nach ganz indivi- 
duellen Bedürfniffen und DVerhältniffen erftrebe 
und genoffen werden Fann; 


&. 407: „Der Zuftand der Perſon, in welchem 
jede ihr Recht von ihrem. phyfifhen Vermögen ab» 
hängen laffen muß, der fogenannte Naturftand, 
ift ein widerrehtlidher Zuftand. ‘ 
*) Der Staat bat nicht die Beſtimmung, wie Einige 
wollten, fih ſelbſt entbehrlich zu maden. 
T. 10 
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4) daß zur Errichtung und zum Beſtehen eines 
Staates zwei wefentliche Beftandtheile, nad) der 
Vernunft, gehören: Land und Wolf, d.h. ein 
Theil der Erde (ein Gebiet, Territorium) , wel- 
cher dem darauf in einer abgefchloffenen Rechts— 
gefellfchaft lebenden Wolfe als Eigenthum zu: 
ſteht; und eine Zahl von Menfchen, welche zu 
einem felbftftändigen Wolfe auf diefem Theile des 
Erdbodens rechtlich fich vereinigee haben, 


4 
Erweiterung des Staatszweds. 


Allein die Wefen, welche im Staate zum Buͤr— 
gerthume fich vereinen, bringen in diefe Nechtsge- 
ſellſchaft nicht nur die Geſammtheit ihrer finnlich » 
vernünftigen Anlagen, Vermögen und Kräfte mit, 
fondern auch den allgemeinen Endzweck des menſch— 
lichen Dafeyns: die Verwirklichung der Sittlich— 
feit und Wohlfahrt ininnigfter Harmonie, 
Es darf mithin der Zweck des Staates dem Endzwecke 
der Menfchheit nicht entgegen wirfen; vielmehr muß 
der Zwed des Staates, nad) feiner Eigenthuͤmlichkeit 
— das Gleihgewicht zwifchen der Außern Freiheit 
Aller zu vermitteln — die Verwirklichung des End» 
zwecks der Menfchheit erleichtern und befördern, Dies 
gefchieht aber dadurch, daß, weil der Endzweck der 
Menfchheit nur durch außere freie Handlun— 
gen, in Angemeffenheit zu der innern reinen fittlichen 
Triebfeder der Handlung, verwirfliche werden Fann, 
der Zweck des Staates das Gleichgewicht des außern 
freien Wirfungsfreifes aller Staatsbürger begründet, 
aufrecht erhalt und ſichert. Iſt alfo gleich der Zwed 
des Staates nicht ein und derfelbe mit dem Endzwede 
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der Menſchheit; fo.hange er doch the ils von dieſem 
ab, inwiefern der Menſch fruͤher iſt, als der 
Buͤrger, und der Menſch nie in den Staat treten 
wuͤrde und, nach der Vernunft, treten duͤrfte, wenn 
er den Endzweck der Menſchheit ſelbſt im Staate auf— 
geben muͤßte, oder nur einſeitig und zufaͤllig erreichen 
koͤnnte; theils iſt fuͤr die aͤußere Thaͤtigkeit vernuͤnf— 
tigsfinnlicher Weſen in Hinſicht auf die Annaͤherung 
an den Endzweck der Menfchheie feine Anſtalt 
angemeffener und entfprechender, als der 
Staat, fobald der Zwed deſſelben nicht in die bloße 
Sicherung der Rechte, oder in die Beforderung der 
individuellen Vollkommenheit und Gluͤckſeligkeit ſon⸗ 
dern in die unbedingte Herrſchaft des Rechts, in das 
Gleichgewicht der aͤußern Freiheit aller Bürger, ge= 
fest wird, In Diefem Sinne kann man daher von 
einer Erziehung des Menſchengeſchlechts 
durch den Staat reden; nicht als ob es die un— 
mittelbare Aufgabe des Staates wäre, die in ihm 
zu Einem Ganzen vereinigten Bürger im Einzelnen 
für den Endzweck der Menschheit zu erziehen, fondern 
weil der eigenthümliche Zweck des Staates die Ent: 
wicelung und Ausbildung des Menfhenthums, 
neben der Erreichung des Buͤrgerthums, nicht nur 
nicht hindert, ſondern durch eine Menge von Anſtalten, 
die in ſeiner Mitte fuͤr Bildung, Wohlfahrt und Gluͤck— 
ſeligkeitsgenuß beſtehen, unterſtuͤtzt und befoͤrdert. 
Es kann alſo, in diefer Beziehung, der Zweck des 
Staates in die freiefte Annäherung aller fei- 
ner Bürger an den Endzweck der Menfd- 
heit unter der unbedingten Herrſchaft des 

Rechts gefegt werden. 
(Hierher gehört die geiſtvolle Schrift von Karl 
Sal. Zachariaͤruͤber die Erziehuns des 

10° 
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Menfhengefhlehts durch den Staat. 
Leipz. 1802. 8., und eine Stelle aus Krugs 
Handb. der Phil. TH 2. (MA) 182 f.: 

„Der nähfte und unmittelbare Zwed des 
Staates ift die Verwirflihung der Rechtsidee 
ſelbſt, durch Stiftung des Buͤrgerthums als einer 
Ordnung der Dinge, in welcher die practiſche Guͤl— 
tigkeit jener dee oͤffentlich anerkannt und gehand— 
habt wird. Weil aber die Glieder einer ſolchen 
Rechtsgeſellſchaft ſinnlich-vernuͤnftige Weſen ſind, 
deren jedes in ſeinem eigenthuͤmlichen Freiheits— 
kreiſe nach Vollkommenheit und Gluͤckſeligkeit 
ſtrebt; fo muß der Staat in dem Gefammtfreife 
feiner Wirffamfeit nach demfelben Ziele ftreben. 
Der entfernte und mittelbare Zwed des 
Staates ift daher die Erhaltung des finn- 
lich— vernuͤnftigen Lebens aller Einzelnen 
in ſeiner Kraft und Fuͤlle unter der Ber 


fhaft des RE 


5 
Begriff und Theile des Staatsredhts. 


Das philofophbifhe Staatsrecht (jus 
publicum universale — jns civitatis) entfteht als 
Wiſſenſchaft, fobald die Grundfäge der Vernunft 
für Die Verwirklichung der unbedingten Herrfchaft 
des Rechts in. der Mitte eines Volkes, unter der 
Bedingung des rechtlich geftalteten Zwanges, ſyſte⸗ 
matiſch dargeſtellt und erſchoͤpfend durchgeführt wer⸗ 
den. Das philoſophiſche Staatsrecht iſt daher die 
ſyſtematiſche Darſtellung der Grundſaͤtze, 
nach welchen die unbedingte Herrſchaft 
des Rechts, oder das Gleichgewicht zwifchen der 
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äußern Freiheit aller zur bürgerlichen Gefellfchaft vers 
einigten Wefen, unter der Bedingung des 
rechtlich geſtaͤlteten Zwanges innerhalb 
des Staates begruͤndet, erhalten und ge— 
ſichert wird, ſo daß zugleich, durch die Verwirk⸗ 
lichung diefes Zwedkes des Staates, die Annäherung 
aller einzelnen Staatsbürger an den Endzweck der 
Menfchheit felbft vermittelt und befordert werden 
fann und foll, 

Durch) die Feftfegung diefes Begriffs wird zus 
gleich die Eintheilung des Staatsrechts in feine 
einzelnen: wiffenfchaftlihen Theile ausgefprochen. 
Denn aus jenem Begriffe des Staatsrechts als Wif- 
fenfchaft gehen unmittelbar die beiden Untertheile 
deffelben hervor: 

4) Darftellung aller Bedingungen für die Ges 
ftaltung des Staates, als einer bürgerlichen Geſell— 
fchaft, in welcher der Zweck der unbedingten Herr: 
fchaft des Nechts verwirflicht werden foll (das 
reine Staatsredt); 

2) Darftellung der Bedingungen des rechtlich 
geftalteten Zwanges im Staate (allgemeines — 
oder philofopbifches Strafredt). 


6. 
Verhaͤltniß des Staatsrehts zu den an 
dern Staatswiffenfhaften. 


Nah feinem Werhältniffe zu den andern 
Staatswiſſenſchaften fügt ſich das Staatsrecht ruͤck⸗ 
waͤrts auf das Naturrecht, deſſen Ideal der unbe— 
dingten Herrſchaft des Rechts, wie es aus der ewigen 
und unveraͤnderlichen Geſetzgebung der Vernunft her⸗ 
vorgeht, im Staatsrechte der Wirklichkeit um einen 
Schritt naͤher geruͤckt wird, weil der Begriff des 
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Staates aus der Erfahrung ſtammt, mithin jenes 
Ideal im Staatsrechte angewandt wird auf Die Ge- 
fammtzahl der Individuen eines Volfes, wie fie, nach 
der erfahrungsmäßigen Anfundigung, aus einer 
Mifhung von fittlich - mündigen und fittlich - un- 
miündigen Weſen ‚beftehen. Ob nun alfo gleich das 
allgemeine Staatsrecht infofern eine philoſophi— 
ſche Wiffenfchaft bildet, inwiefern feine Grundſaͤtze 
aus der Vernunft hervorgehen, und fein Staat in 
der Wirflichfeie, fo wie fein pofitives Staatsrecht 
den Forderungen ganz entfpricht, welche das Staats- 
recht aufitellt; fo fteht Doch das philofophifche Staats— 
recht ver Wirklichkeit naͤher, als das reinidea- 
liſche Naturrecht, weil es theils die Menfchen 
nimmt, wie fie fich als fietlich-mundige und als fittlich- 
unmuͤndige Wefen anfündigen, und weil esnamentlich 
in Beziehung auf die außere Anfündigung der legtern 
den rechtlich geftalteten Zwang wiffenfchaftlich begrüns 
det; theils weil es, nach diefer feiner Annäherung an 
Die Wirkt ichfeit, zugleich i in fih den wiffenfchaft- 
lihen Maasftab für vie Vollfommenbeit 
oder Unvollfommenbeit jedes pofitiven 
öffentlihen und Privat-Rechts enthält, das 
entweder bei erlofchenen Voͤlkern und Reichen beftand, 
oder noch in der Mitte vorhandener Staaten und Voͤl— 
fer befteht. — Aus diefem Verhältniffe der Abhän- 
gigfeit des Staatsrechts von dem Maturrechte ergibt 
fich zugleich, daß — bei Folgerichtigfeit des fyfte- 
matifchen Denfers — jedesmal das Staatsrecht fo 
erfcheinen muß, wie fih das Naturrecht wifjenfchaft- 
lich ankuͤndigt *). 
*) Wird z. B. in dem Naturrechte gelaͤugnet, daß jede 
rechtliche Geſellſchaft unter freien Weſen auf Vertrag 
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Zur Staatsfunft (Politik) wird aber das 
Verhältniß des Staatsrechts darauf beruhen, daß, 
wenn im Staatsrechte ausfchließend das, was recht 
ift, aufgeftelle wird, one dabei die ehren der Ges 
ſchichte und Erfahrung, und die aus denfelben abge— 
leiteten Regeln der Klugheit zu berücfichtigen , die 
Staatsfunft die Forderungen der Bernunft mit 
den Ausfagen der Gefchichteverbindert, und neben 
den Forderungen des Rechts die Regeln der Erfah: 
rung und Klugheit — doc) jedesmal unter der Bes 
dingung ihrer Nechtlichfeit — für die Verwirklichung 
des Staatszweckes aufftelle, wo alfo der aus der finn= 
lichen Natur des Menfchen hervorgehende Zwed der 
Gluͤckſeligkeit und Wohlfahrt der Indivi— 
duen und des Ganzen gleihmäßig, mit dem Zwecke 
des Rechts, beruͤckſichtigt und feftgehalten wird. 

Ein ähnliches Verhältniß bezeichnet die wiſſen— 
fchaftliche Stellung des Staatsrehts zu der Volks— 
und Staatswirthſchaft. Deremig aultige Zweck 
der Herrſchaft des Rechts, welchen das Staatsrecht 
nach allen auf die Wirklichkeit anwendbaren Grund— 
ſaͤtzen aufſtellt, kann und darf in der Volks- und 
Staatswirthfcehaft nicht gebeugt oder befchranft wer: 
den. Mlein wenn diefer Zwed in der Volkswirth— 
fhaft auf alle Quellen, Bedingungen und Ankuͤn— 
digungen des Volkswohlſtandes und Volksvermoͤgens 


beruht; fo kann auch im Staatsrechte nicht von 
einem Gefellfhaftsvertrage die Nede feyn. Stuͤtzt 
man das Naturrecht auf den veralteten, blos nega— 
‚tiven,  Grundfaß: neminem Jaede, ‘oder: suuın 
evique tribue u. f. w.; fo. wird auch der Staat 
in einem ſolchen Staatsrechte blos eine Sicherheitse 
anftalt mit willtührliher Anwentung (ohne 
rechtliche Geſtaltung) des Zwanges feyn. 
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bezogen wird; fo erfcheint er in. der Staatswirth- 
{haft nad feiner Anwendung auf die Ausmittelung 
und Dedfung des Staatsbedarfs aus dem Volksver— 
mögen, und nach dem rechtlichen Einfluffe der Re— 
gierung im Staate auf die Leitung des Volfslebens 
und Volfsvermögens, 

Fur die gefhihtlihen Staatswiffenfhaften 
endlih (Geſchichte Des europaifhen Staas 
tenfyftiems, öffentlihes Staatsrecht, 
practifches europaifhes Volkerrecht, Di- 
plomatie u. ſ. mw.) bleibe der im Staatsrechte auf: 
geftellte Zweck der Herrfchaft des Rechts, fo wie die 
Bedingung des rechtlich geftalteten Zwanges in der 
Miete der in der Wirklichfeit beftandenen und noch 
beftehenden Staaten, der hoͤchſte Maasftab für die 
Würdigung und Beurtheilung aller Ankuͤndigungen 
des innern und Außern Gtaatslebens, 


7» 
Begriff und Inhalt des Staatenrechts. 


Da, nach der Vernunft, der Zwed des Staates 
unfer der Bedingung des rechtlich geftalteten Zwanges 
überhaupt, und ohne Einfchränfung, für alle auf dem 
Erdboden neben einander beftehende bürgerliche 
Gefellfhaften, die wir Staaten nennen, gilt; 
fo entfteht auch dag Sta atenrecht, oder die wif- 
ſenſchaftliche Darftellung der allgemei- 
nen Grundfäße des rehelihen Nebenein- 
anderbeftehbens aller Staaten des Erdbo- 
dens, unter der Bedingung des zmwifchen ih» 
nen rechtlich geftalteten Zwanges nad vor- 
hbergegangenen Rechtsverletzungen, eben“ 
fo durch die Erweiterung des Staatsrechts auf alle 


Staats» und Staatenredht. 153 


neben einander beftehende bürgerliche Gefellfchaften , 
wie das Völferrecht durch die Erweiterung des Na— 
turrechts auf die in der Vernunftidee neben einander 
beftehenden Völker gebildet wird, 


— 8. 
Literatur des Staatsrechts. 


Bei der Auffuͤhrung der hierher gehoͤrigen Schrif— 
ten muß bemerkt werden, daß theils das Staats— 
recht von Vielen ſogleich in Verbindung mit dem 
Naturrechte behandelt worden ift, deren Werfe 
bei der Literatur des Maturrechts bereits (vergl. 
$. 12. des Naturrechts) aufgeführt wurden‘, und 
bier nicht wiederhohlt werden; £heils daß eine 
bedeutende Zahl — befonders älterer Schriftitel: 
ler — Staatsrecht und Staatsfunft bei ihren 
Unterfuchungen nicht genau von einander ge- 
fhieden, und Gegenftände, welche zunachft der 
Staatsfunft angehören (z. B. über die verfchiedenen 
Regierungsformen, über die einzelnen Zweige der 
Verwaltung ꝛc.), fogleich ins Staatsrecht gezogen 
haben, Die Schriften diefer legtern, wiewohl fie 
auch der Staatsfunft angehören, werden, weil fie 
nur einmal aufgeführte werden‘ koͤnnen, fügleich 
unfer der Literatur des Staatsrechts genannt, nad 
demfelben Maasftabe, wie beim Naturrechte diejeni- 
gen Schriften aufgenommen wurden, welche Natur: 
und Staatsrecht gemeinfchaftlich behandeln. 


* 
* * 


8. Fr. Dauli, Gedanken von dem-Begriffe und 
den Grenzen der Staatsfenntniß. Halle, 1750. 4. 

Joh. Tod, Wagner, Entwurf einer Staats 
bibliothek. Frkf. u. Lpz. 1725 8 
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Meterfen (unter dem Namen: So. Wild. Plas 
cidus), Literatur der Staatslehre. Erſte Abtheil.- 
Strasb. 1798. 8. (ward nicht fortgefekt.) 


* 


* * 

Plato, de republica, s. de justo, libri X. 
(Zeutfh: Plato's Nepublif, v. Ir. Karl Wolf. 
2 Th. Altona, 1799. 8: — aud von Stfr. Fähfe. 
2 Th. £pz. 1800. 8.) — Politicus, s. de regno. — 
De legibus, s. de legum institutione, libri XII. 
(Car. Morgenstern, de. Platonis republica 
commentationes tres. Hal. 1794. 8.) 

Aristoteles, politicorum s. de republica li- 
bri VIII (nicht vollftändig erhalten); mit lat. Ueber: 
fegung, Einleitung und Berbefferungen beraüsgeg. 
von Herm. Conrina. Helmſtaͤdt, 1656. 4. — 
(Teutſch, von Öarve, herausgeg. mit Anmerf. 
und Abhandlungen von Fülleborn. 2 Th. Brest. 
1799 u. 1802.8. — XriftotelesPolitif und 
Fragment der Defonomif, aus dem Gries 
hifhen überfest und mit Anmerkungen und einer 
Analpfe des Textes verfehen von J. Gen. Sch lo ſ⸗ 
fer. 3 Th. Lübee u. %pz. 1798. 8.) 

Cicero, de legibus libri III. (Teutfd mit 
krit. Einleitung und Anmerkungen von Fr. Huͤlſe— 
mann. Lpz. 1782. 8.) — Bon Eicero’s ſechs 
Büchern de republica haben fih nur einige, minder 


bedeutende, Bruchſtuͤcke erhalten: 


* 
* * 


Nic. Machiavelli, il principe. In Venezia, 
1515. 4; latine, cum animadvers. politicis Herm, 
Conringii. Helmst. 1660. 4. N. E. 1686. — 
(Teutſch, mit Anmerk. und Zufäsen von Reh⸗ 
berg. Sannover, 1800. 8. — aud von $. N 
Daur, NRudolftadt, 1805. 8.) 

Die wichtigſten Gegenſchriften find: 

(Friedrihe — nod als Kronprinz, Vf. des) 
Antimachiavel, ou essai de Critique sur le prince 
de Machiavel, publie par Voltaire, a Goett. 1741. 
8. (Teutſch, Bött. 1741. 8) 
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Ludw. Heinr. Jakob, Antimachiavel, oder 
über die Grenzen des bürgerlichen Gehorfams. Zus 
erft Halle, 1794. 8. anonym; dann 2te Aufl. 
1796 mit des Dfs. Namen. 
Thom. Morus, de optimo reipublicae statu, 

deque nova insula Utopia. Erfchien zuerfi 1517. 
Col. 1655. 8. (überhaupt in vielen Auflagen.) Frans 
zoͤſiſch, à Paris 1751. Teutfch, ref. und Lpz. 
1753. 

EN Languet), Vindiciae contra tyran- 
nos, s. de principis in populum, populique in 
prineipem legitima potestate; Stephano Junio 
Bruto, Celta, auctore. Soloduri, 1569. 

Jo. Bodinus, de ıepublica Jibri VI. (Erſchien 
zuerſt franyöfifch, 1576; — von ihm felbft aber 
verbefert u. vermehrt, lateinifch) Paris, 1584. 4. 

Just. Lipsius, politicorum s. civilis doctrinae 
libri VI, Lugd. Bat, 1590. 8. Antw. 1596. 8. — 
Teutfh, Amberg, 1599. 

Melh. v. Offa, prudentia regnativa, d. i. ein 
nüglihes Bedenken, ein Regiment fowohl in Krieges 
als Friedenszeiten recht zu beftellen, zu verbeffern 
und zu erhalten. 1555 befhrieben. — Die befte 
Ausgabe unter dem Titel: D. M. v. Oſſa Teftas 
ment gegen Herzog Augufto Churfürften von Sachſen. 
Halle, 1717. 4 

Jo. Casus, sphaera civitatis, s. politicorum 
libri g. Francf. 1589. 4- 

Jo. Mariana, de rege et regis institutione 
libri 3, ad Philippum III. Hispaniae regem. Ed, 2. 
s. 1. 1611. & 

Chstph. Besold, opus politicum, Ed. nova 
reipublicae naturam et constitutionem, ejusque 
in omnibus partibus gubernstionem libellis ı2 
absolvens, Argent. 1641. 4. erſchien zuerfi 1614. 

Henning. Arnisaeus, de republica, s. lectio- 
nes politicae, J. 2. Francf. 1615. 4. 

Jo. Loccenius, de ordiuanda republica, li- 
ber 4. Amstel. 1637. ı2. 

Theod. Graswinkel, de jure majestatis. 
Hagae, 164% 4. 
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Rob. Filmer, Patriarcha ‚ or the natural 


. power of kings; fteht in feinen political discour- 


ses. Loond. 1682. 

Thom. Hobbes, de cive; iſt der dritte Ab» 
ſchnitt in f. elementis philosophicis. Paris. 1642. 
4. — Weiter ausgeführt in f. Leviathan, s. de 
materia, forma et potestate civitatis. (Erſchien 
zuerſt englifh, zu London, 1651. Fol. — Lateis 
niſch) Amst. 1668. 4 (Die lat. Ueberfegung foll 
nit vom Hobbes feyn.) Teutſch, 2 Th. Kalle, 
1794 f- 8. 
Dagegen: 

Paul. Soh. Anfelm. Feuerbach, Antihobbes, 
oder über die Grenzen der hoͤchſten Gewalt. ır Th. 
Erf. 1798. 8. 

(Buchholhtz,) Antileviarthan, oder über das 
Berhältniß der Moral zum äußern Rechte und zur 
Politik. Gött. 1807. 8. 

Herm. Conring, de civili prudentia. Helmst, 
1662. 4. — Propolitica, s. brevis introductio in 
civilem philosophiam. Helınst. 1663. 

Ulr. Huber, de jure civitatis libri 3. Franc. 
1672. 4. — Ed. nov. c. commentar, Chr, T ho- 
masiiet N. Lynkeri, cura J. Ch. Fischeri. 


.Francf, et Lips. 1752. 4. 


Casp. Ziegler, de juribus majestatis., Vit. 
2682. 4. (nahm viele willführlihe Gefeße auf.) 

Rud. God. Knichen, opus politicum, lib:i 3. 
Francf. ı682. Fol. 

Algernon Sidney, on government. Lond. 
169g. Fol. — Neue und verm. Aufl. 1763. — 
Franzöfifh, in 4 Theilen, Von Samfon, Haag, 
1755. 8 — Teutfd, in 2Theilen, mit Anmerf. 
und Abhandlungen von Chr. Dan. Erhard. Lpz. 
1793. 8. — Ein Auszug daraus von Ludw. Heinr. 
Sakob. Eıf. 1795. 8- 

Bened. de Spinoza, tractatus theologico-poli- 
ticus; in deffen opp. posth. und in den Werfen 
von Paulus herausgegeben, Th. 1. 
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John Locke, two treatiseh of government. 
Lond, 1690. g. — Teutfd, Sena, 1716. 8. 


* 
* * 


Die erſte Trennung des Rechtlichen von dem Po: 
litiſchen verfuchte: 

J. Nic. Hertius, paedia juris publici univer- 
salis. Gielsae, 1694. 4. Diss. 

Just, Henning Böhmer, introductio in jus 
publicum universale, Hal. 1709. 8. Ed. 4ta, 1773. 

Ephraim Gerhard, — — zur Staatslehre. 
Sena, 1713. — N. A. 1716. 

France, Schmier, jarisprudentia publica uni- 
versalis. Salisb. ı722. Fol. 

God, Ern, Fritsch, jus publicum universale. 
Jenae, 17334. 8. 

Sofeph Fr. Laguemac, allgemeines gefellfchafts 
lihes Recht, nebft der Politik. Berl. 1745. 8. 

Chr. L. B. de Wolff, de imperio publico, 
s. jure civitatis, in quo omne jus publicum uni- 
versale demonstratur et verioris politicae incon- 
cussa fundamenta ponuntur. Hal. 1748. 4. (aud) 
der fiebente Theil f. jus naturae — „Finis 
eivitatis sunt vitae suflicientia, tranquillitas et 
securitas. **) 

J. Jacq. Rousseau, discours sur l’origine et 
les fondemens de l'inégalite parmi les hommes. 
Amst, 1755. Teutſch, Berl. 1756. 8. — Du 
contrat social, ou principes du droit politique. 
Amst. 1762. ı2. Teutfh, vn Schramm — 
Düffeld. 1800. 8. — Eine andere Ueberfekung, 
anonym, Frkf. am M. 1800. $. 

(Aume’s und Kouffeau’s Abhandlungen 
über den Urvertrag, nebſt einem Anhange über die 
Leibeigenfchaft, von G. Merkel; 2 Th. Leipzig, 
1797. 8.) 

v. Neal, die Staatstunft; aus dem Franz. 
von J. phil. Scchulin. 6 Th. Frankf. u. Leipz. 
1762 ff. 8. (Der vierte Theil enthält das dffents 
liche Recht. 1766.) 

S. Ehrfin, Förfter, Einleitung in die Staates 
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lehre, nah den Grundſaͤtzen des Herrn von Mons 
tesquieu, Halle, 1765. 8. 

Herm. Fr. Kahrel, jus publicum universale, 
Gielsae, 1765. 8. 

Car. Ant. de Martini, positiones de jure 
civitatis. Vindob. 1768. 8. Ed. 2. 1773. — Als 
. gemeines Necht der Staaten. Wien, 1797. 8. 

Heinr. Gtfr. Scheidemantel, das Staats— 
recht nad der Vernunft und. den Sitten der vor: 
nehmften Völker betrachtet. 3 Thle. Gens, 1770 — 
73:8 — Das allgenieine Staatsreht und nad 
m Negierungsform. Sena, 1775. 8. 

Sufti, Natur und Wefen der —— als 
bie. Quelle der Iegierungswiffenfchaften und Gefeke, 
herausgeg. v. Scheidemantel, Mitau, 1771. 8. 

J. Det. Miller, Grundſaͤtze eines blühenden 
chriftlihen Staates. Lpz. 1775. 8. 

Heinr. Home, Unterfuhung über die moralifchen 
Gefege der Gefellfihaft. A. d. Engl. Lpz. 1778. 8. 

J. F. L. Schrodt, systema juris —— uni- 
versalis. Bamb. 1780. 8. (erſchien zuerſt 1765 zu 
Drag in 4 als Diſputation des Grafen Karl von 
Kauniß.) 

Geo, Fr. v. Lamprecht, Verfuch eines voll 
ftändigen Syſtems der Staatslehre. ır Th. Berl. 
178% 8 

Syſtem der bürgerlichen Gefellfehaft, oder natür: 
libe Srundfäge der Sittenlehre und Staatskunſt. 
2 Th. Aus dem Franzoͤſ. Brest. 1788: 8. 

(E U. D.v. Eggers), Verſuch eines ſyſte⸗ 
matiſchen Lehrbuchs des natürlichen Staatsrechts. 
Altona, 1790. 8. — Institutiones juris civitatis 
publici et gentium universalis. Hafn, ı796. 8. 
(Das erfte Werk erfchien anonym; das zweite mit 
des Vfs. Namen.) 

Aug. Ludw. Schloͤzer, allgemeines Staatsreht 
und Staatsverfaffungslehre. Gött. 1795. 8. 

Freih. v. Mofer und Schlözer über die oberfte 
Gewalt im Staate, mit Anmerkungen eines Un— 
partheiifchen. Meißen, 1794. 8. — Etwas vom 
Staatsvertrage. Ein Nachtrag zu der Schrift: 
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Mofer ns Schläger ze. "Meißen, 1795. 8. — Weber 
das Sittengefeß, in. Beziehung auf den Staat. 
Meißen, 1795: 8. 

Karl J. Wedekind, kurze, fyftematifche Darftels 
fung des allgemeinen Staatsredts. Frkf. und Lpz. 
1794- 8» 

Vom Staate und den wefentlichen Rechten der 
hoͤchſten Gewalt. Gött. 1794. 8. 

8. Heint. Heydenreich, Grundſaͤtze des natürs 
lihen Staatsrehts und feiner Anwendung. 2 Thle. 
Lpz. 1795. 8. — Ueber die Heiligkeit des Staates 
und die Moralität der Nevolurionen. Lpz. 1794. 8. 

Theod. Schmalz, natürlihes Staatsrecht (ift 
der 2te Th. f. Rechte der Natur). N. A. Königs. 
1795. & 

J. C. C. Rüdiger, Anfangsgründe der allge 
meinen Staatslehre. Halle, 1795. 8. 

Chſtn. Dan. Voß, Handbuch der allgemeinen 
Staatswiffenfchaft nah Echlözers Grundriffe. 4 Thle. 
(Das Staats recht wird im erften Theile behan⸗ 
beit.) Lpz. 1796 ff. 8. : 

J. Chſtph. Hoffbauer, allgemeines Staats⸗ 
recht. ur Th. Halle, 1797. 8. 

Heint. Benſen, Verſuch eines fyftemat. Grunds 
riffes der reinen und angewandten Staatslehre. 5 
Theile. Erl. 1798 ff. 8. — Von der zweiten verm. 
und verb. Auflage gab der Vf. nur noch Th. ı, vor 
feinem Tode, unter dem Titel heraus: Syſtem der 
reinen und angewandten Staatslehre. Erf. 1804. 8. 

8. Iheod. Gutjahr, populäre Darftellung des 
Staatsrehts. Lpz. 1901. 8. 

Wild. Fof. Behr, Syftem der allgemeinen Staats» 
lehre. ır Th. Bamb. u. Wuͤrzb. 1804. 8. — Neuer 
Abrip der Staatswiffenfchaftsiehre. Bamb. u. Wuͤrz⸗ 
burg, 1816. 8. 

Sof. Mich. Bine. Burkhardt, Urgefeße des 
Staates und feiner nothwendigen Majeftätsrechte. 
ır Th. in 2 Haͤlften. Erl. 1806 f. g. 

Der Staat in der Idee, und die Gültigkeit des 
Geſetzes in demfelben. Hof, 1806. 8. (geht von 
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Schellingiſcher Philoſophie aus, wie der bei der Lit. 
des Naturrechts angefuͤhrte Kib ler.) 

=. 03 > Leisler, natuͤrliches Staatsrecht. 
Frankf. a. M., 1806. 8. | 

Karl Ludw. v. Haller, über die Nothwendigkeit 
einer andern oberften Begründung des allgemeinen 
Staatsrehts. Bern, 1807. 8. — Reitauration der 
Staatswiffenfhaft. 4 Theile. Winterthur, 1816 — 
1820. 8. 
Segen diefes Werk: 


Wild. Trang. Krug, die — im 
Reſtaurationsprozeſſe. Lpz. 1317.8.— 


K. Heinr. Ludw. Poͤlitz, die Staatslehre. 
2 Theile. Lpz. 1808. 8. 

J. Jac. Wagner, der Staat. Waͤrzb. 1815. 8. 

3. hie; Grundzüge der Politif. Aus dem 
Engl: v. Hegewiſch. 3 Th. Lpz. 1816. 8. 

Sul. Schmelzing, ©rundlinien der Phyfios 
logie des Staates, oder die fogenannte Staats: 
wiffenfchaft und Politik. Nürnb. 1817. 8. 

Ad. Müller, von der Mothwendigfeit einer 
theologifhen Grundlage der gefammten ©taats: 
wiſſenſchaften, und der Staatswirthſchaft insbe 
fondere. 2pz. 1819. 8. - 

Karl Sal. Zahariä, Vierzig Bücher vom 
Staate. 2 Th. Stuttg. u. Tüb. 1820. 8. (bis jest 
nur 20 Bücher.) 

Sr. Ancillon, über die Staatswiffenfchaft. 
Derl. 1820. 8. 

S. Gtli. Fichte, die Staatslehre, oder über 
das Verhaͤltniß des Urftaats zum VBernunftreiche. 
Derl. 1820. 8. (Schon früher hatte er in den 
„Örundzügen des gegenwärtigen Zeit: 
alters” Berl. 1806. 8. ©. 312 ff. die „dee 
und das Materiale des abfoluten Staates aufs 


geftellt.) 
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A) Das reine Staatsrecht. 


9. 
Inhalt und Theile des reinen Staats— 
rechts. 


Die Vernunft kann den Menſchen in der Wirk— 
lichkeit nicht anders denken, als im Staate (nicht 
im ſogenannten Naturſtande), weil der Staat die 
einzig rechtliche Bedingung iſt, dem Ideale 
der Herrſchaft des Rechts ſich zu naͤhern. 

Daraus folgt, theils daß das Leben im Staate, 
von welchem durch die Aufhebung des Naturftandes 
alle Selbfthülfe ausgefchloffen wird, der einzige recht- 
lihe Zuftand fir die Behauptung der perfonlichen 
und dinglichen Nechte ift; theils, daß durch den 
Zwed des Staates der Endzwed der Menfchheit felbft 
nicht nur nicht gehindert, fondern befördert und unter- 
ftüge werden foll ($.2 — 4), weil nur auf die Be— 
dingung, dieſem Endzwecke ununterbrochen fich zu 
naͤhern, der Menfh in die im Staate nothwendige 
Beſchraͤnkung gewifler einzelner Nechte, mit voller 
Zuftimmung feiner Vernunft, einwilligen kann. Nicht 
alfo blos äußere Sicherheit, nicht blos individuelle 
oder allgemeine Glückfeligfeie, und eben fo wenig blos 
der leidende Gehorfam von Millionen fieelicher, zum 
grenzenlofen Fortfchreiten von Gore beftimmter, We- 
fen, fondern die gefeglich begründere, und 
vermittelft des rechtlich geftalteten Zwan— 
ges fuͤr immer geſicherte, Freiheit aller 
Staatsbürger Durch eine vertragsmäßig 
gebildete öffentlihbe Macht, welche die all— 
mählige Annäherungaller Mitglieder der 
bürgerlihen Gefellfhaftanden Endzweck 

T. n 11 
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ihres gefammeten menſchlichen Dafeyns 
durch die Verwirflihung der Herrfchaft 
des Rechts innerhalb des Staates als die 
hoͤchſte Aufgabe ihrer Thaͤtigkeit betrad- 
tet, ift das Ziel, welchem der Staat in allen feinen 
Einrichtungen und Anftalten zuftreben fol, — Das 
Staatsrecht muß daher, als Wiſſenſchaft, die Mit: 
tel aufitellen, wodurch der Zweck des Staates, Die 
allgemeine Herrſchaft des Rechts, vernunftgemäß 
erreicht werden fann. Da aber der Staat feine leb- 
lofe Mafchine, Fein bloßer Naturorganis- 
mus mit Ausfhluß der Gefege der Vernunft und 
Freiheit, feine Aufbewahrungs- und Zuchtanftale für 
ehierifche Gefchöpfe , fondern ein Verein freier Wefen 
iftz fo muß auch allen Mitteln, welche zur Der: 
wirflichung des Staatszweckes im Staatsrechte auf- 
geftellt werden, der Begriff zum Grunde liegen, daß 
die bürgerliche Gefellfhaft ein freies, lebensvolles, 
ein in allen feinen Theilen innigft zufammenbängen- 
des, und, nad) dem Grundcharafter der Menfchheit, 
ein zur höheren Vollkommenheit beftimmtes und der- 
felben fich näherndes Ganzes bilde. Daraus ergibt 
fih, daß unter der rehtlihen Form des Staa- 
tes nur der gefammete Umfang aller der Mittel und 
Bedingungen verftanden werden kann, durch welche 
der Staat als ein in allen feinen Theilen rechtlich) 
geftaltetes, lebensvolles und fortfchreitendes Ganzes 
erfcheint, und als folches in der Wirklichkeit wahr- 
genommen wird, 


Aus dieſem Standpuncte gefaßt, gehören zu den 
Bedingungen der rechtlichen Form des Staates: 


a) dieirverfräge, auf welchen der Staat 
als Rechtsgefellfchaft beruht; 
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b) die hoͤchſte Gewalt im Staatenad 
ihren einzelnen Tbeilen; 

c) die aus den Urverträgen und der Theilung 

der höchften Gewalt hervorgehende rechtliche Form 

. ber Berfaffung und Regierung des Staates, 


10. 
a) Lehre von den Urvertraͤgen des Staates. 


Die Vernunft kann nur diejenige buͤrgerliche 
Geſellſchaft als rechtmaͤßig anerkennen, welche auf 
Vertrag beruht, weil (Naturr. $. 22.) fein Ver— 
haltniß in dem äußern freien Wirfungskreife fietlicher 
Weſen, und namentlich Feine Befchränfung oder Er: 
weiterung Diefes Kreifes, anders, als durch freie 
Zuftimmung und Bereinigung der confrahirenden 
Theile, gedacht werden kann. 

Unter den ÜUrverträgen des Staates, 
mögen diefelben nun bei ver Entftehung der Rechts 
geſellſchaft förmlich abgeſchloſſen worden ſeyn, oder 
nach der Natur ſtillſchweigender Verträge (Na: 
fuer. $. 24.) gelten, werden daher diejenigen verftan- 
den, duch welche — als Rechtsgeſellſchaft 
begruͤndet, und deſſen Form vernunftgemaͤß wird, 
ſo daß vermitteiſt dieſer Urvertraͤge die Staatsbürger 
fi) vereinigen über den Zweck des Staates, über 
die Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes, und über 
die Art und Weife, wie diefe Mittel ſtheils zur 
Erreichung, theils zur bleibenden Sicherſtellung des 
Staatszweckes angewandt werden ſollen. Dieſe Ur— 
vertraͤge ſind: der Vereinigungs-, der Ver— 
faſſungs- und der Unterwerfungs vertrag. 
Sie zufammen bilden den Staatsgrundver- 
trag, inwiefern nur in der Wiflenfchaft, nicht bei 

71” 
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der gefchichtlichen Entftehung des Staates, zwifchen 
den Begriffen beftimme unterfchieden wird, weld;e 
jeden diefer drei einzelnen Verträge begründen. 

Ob gleih Grotius, Lode, Kant und die 
ausgezeichnetften Forfcher alter und neuer Zeit 
— felbft Hobbes und Rouffeau, nur beide 
nach ganz verfchiedenen Anfichten — das Wefen 
des bürgerlichen Vereins auf eine vertragsmäßige 
Begründung zurückführen, und fogar thatſach— 
liche vertragsmäßige Begründungen der Nechts- 
verhaltniffe innerhalb des Staates in der Geſchichte 
vieler Reiche und Staaten der alten, mittlern und 
neuern Zeit (bei ven Hebraern, bei der Wahl Di- 
pins, Hugo Capets, in den Wahlcapitulationen 
der Könige Teutſchlands, Polens u. f. w.) unver- 
kennbar vorliegen; fo haben doch Einige in neuern 
Zeiten die Lehre vom Staatsgrundvertrage beftritten 
und fie felbft als bedenklich und gefährlich darge- 
ſtellt. Allein der Urvertrag des Staates 
ift, nach der dee der Vernunft, Feine Ueberein- 
kunft in der Zeit abgefchloffen, fondern das ewige, 
aus der Vernunft mit Nothwendigkeit hervor- 
gehende, Nechtsgefes, das jedem Vereine, mit: 
bin auch dem hͤch ſten Ind wichtigften, dem 
bürgerlihen, feine rechtliche Unterlage gibe, 
und die gefammten Rechte und Pflichten derer be- 
ſtimmt, die innerhalb des Vereins leben, Indem 
der Staatsgrundvertrag, in diefem Sinne, alle 
Volksgewalt und alle Willführ ausfchliege, gruͤndet 
er das bürgerliche Verhältniß auf das fefte und un- 
veranderliche Gefeg der Sittlichkeit, und 
gewährt Dadurch beiden, den Negenten und den 
Völkern, eine Garantie, Die, entfprungen aus 
der ſittlichen Natur des Menſchen, auf einem 
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unzerftörbaren Grunde beruht, mit welchem die 
Rechtstieel der Eroberung, der phufifchen Gewalt, 
der Willführ u. f. w. weder nach ihrem innern 
Werthe, noch nach ihrem außern Gewichte vergli- 
chen werden fonnen. Denn fo wie mit der Idee 
Diefes Vertrages von Seiten des Regenten aller 
Defpotismus unvereinbar iſt; fo ift diefer Ver— 
trag gleichmäßig auch von Seiten der Voͤlker Die 
ftärffte Schugwehr gegen Anarchie, weil er 
aus denfelben Gründen, nach welchen er den 
leidenden Gehorfam im Neiche fittlicher Weſen ver: 
wirft, jeden Widerftand gegen die vertragsmäßig 
beftehende— mithin rechtlich geftaltere — Staate- 
gewalt als widerrechtlich verdammt, und für im— 
mer ausfchließt, — Uebrigens ift diefer Staats: 
grundvertrag, eben weil er auf einer ewigen dee 
der Vernunft beruht, ein ewiger Vertrag und 
der Staat eine ewige Gefellfchaft ($. 3.), fo daß 
man nur aus Mißverftand meinen kann, derfelbe 
fey willführlich gefchloffen, und koͤnne willführlich 
aufgehoben werden. Denn weil er nicht erft in der 
Zeit abgefchloffen zu werden braucht, fondern auf 
der Idee der Menfchheit felbft — d. h. auf der Idee 
des, in dem aͤußern freien Wirfungsfreife aller 
gefellfehaftlih verbundenen fittlihen Wefen be— 
jtehenden, Gleichgewicht der Rechte — beruht, 

ift er unveränderlich,, ewig und über jede Willkuͤht 
der Regenten, wie der Voͤlker erhoben. 

Die Mißverftändniffe über den Grundvertrag 
des Staates, welche feldft Forfcher, wie Koͤppen, 
Ancillen u.a. bewogen, die Annahme deffel= 
ben zu verwerfen, koͤnnen, bei folhen Männern, 
ihren Grund nicht in der Abneigung gegen eine 
firtliche und deshalb ewige Grundlage 
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der bürgerlichen Geſellſchaft, fondern nur 
in der Verwechfelung des geſchichtlichen Ur— 
fprunges der Staaten mit der vernunft- 
gemäßen Geftaltung derfelben haben. 
Denn allerdings zeige Die Gefchichte der alten und 
neuen Zeit, daß unzählige Staaten nicht duch) 
Vertrag, fondern durch zufälliges Zufammentre- 
ten einzelner Familien und Stämme, durch Erobe- 
rung, duch Unterwerfung u. ſ. w. entftanden find, 
obgleich von der andern Seite feine Fleine Zahl 
von gefchichtlichen Thatſachen beigebracht werden 
kann, daß Staaten fich durch einen abgefchloffenen 
Grundvertrag bildeten (z. B., in neuerer Zeit: der 
Freiftaat der Niederlande durch den Uerechter Ver: 
frag von 1579; der nordamerifanifche Staat durch 
den Vertrag von 1776 u. ſ. w.). Allein im ph i- 
lofopbifhen Staatsredhte, das auf ewigen 
Ideen der Vernunft beruht, kommt es nicht darauf 
an, ob etwas gefchichtlich Beftehendes und erfab- 
rungsmäßig Vorhandenes nah DBernunftideen 
entftanden fey, fondern darauf, daß alles, was 
in demfelben gelehrt wird, feinen legten 
Grundinder Vernunft habe, der Wurde 
ſittlicher Weſen angemeffen fey, undin 
der Wiffenfchaft vollftäandig durchgefuhrt, in fich 
zufammenhängend, und den Gegenftand vollig er- 
fhöpfend erfcheine. Der Lehrer des philofophifchen 
Staatsrechts will nicht die Entftehung der einzel- 
nen Staaten in der wirklichen Welt er- 
flären; dies ift die Aufgabe des Hiftorifers; 
vielmehr will er aus Grundfägen der Vernunft 
beftimmen, welches die einzig rechtliche Form des 
Staates fey, weil die Vernunft allen Zufall, alle 
phyſiſche Ueberwaͤltigung, und allen leidenden Ge- 
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horſam von einer bürgerlichen Gefellfchaft aus- 

ſchließt, in welher das Recht herrſchen foll. 

Deshalb gründee die Vernunft den Staat auf 
Vertrag, weil blos bei der Annahme eines | 
Staatsgrundvertrages die ſaͤmmtlichen ein: 

zelnen Verträge im bürgerlichen Vereine als 

rvehelich begründet, und fir ewige Zeiten 

geſichert erfcheinen koͤnnen. (So meint es auch 

Reinhold in ſ. Auswahl vermifcter 

Schriften, %h. 2, S. 408: ,‚Die. Begrün- 

dung des Staates durch das Nechtsgefeg laßt fich 

nur unfer der dee eines allgemeinen Willens, der 

die Möglichkeit eines rechtlichen Zwanges zur Ver: 

theidigung Der Rechte eines \eden zum Gegenftande 

bat, — und unter der Idee des urfprüngs. 
lihen Vertrages denfen, der einerfeits aus 
dem Entfchluffe Aller, die Freiheit eines Jeden 
Durch die Macht Aller auf die Verträglichfeit mit 
der Freiheit eines Jeden einzufchranfen,, andrer: 
feits aus dem Entſchluſſe eines Jeden, alles zu 
hun und zu laffen, was zur Wirflichfeit und 
Wirkſamkeit diefer Anftalt nothwendig ift, befteht, 
— Ein für jeden wirflih und außerlich gelten— 
der Vertrag ift nur durch den Staat und im 
Staate möglih. Der urfprüngliche Vertrag ift 
daher durch Vernunft ſchlechthin nothwen— 
dig, folglich zwar durch eine bloße, aber pra— 
ctifch nothwendige “dee aufgeftellt.‘) 

v. Daller nimmt in feiner Reftauration 
der Staatswiffenfhaft eine Theorie des ge— 
feltfhaftlichen Zuftandes an, nach welcher die Herr- 
fhaft über die Menfchen von dem göttlihen Willen 
abgeleitet, die Gelangung aber zur Herrfchaft 
und Die Rechtmäßigkeit derfelben erfannt wird 
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an der natürlichen Meberlegenheit ver Macht. — 
Von felbft folge aus dem zweiten Grundbegriffe 
diefer Theorie, Daß, wo blos phyſiſche Macht den 
Staat begründet, das ſittliche Verhältniß (felbft 
das religiöfe) ausgefchloffen wird; daß, wenn die 
Bemaͤchtigung der Gewalt über die Rechtmäßigkeit 
derfelben entſcheidet, Attila, Dfbhingisfan, 
Tamerlan, Cromwell und Robespierre 
legitime Negenten waren; und daß — nad) firen- 
ger Folgerichtigfeit — wenn der Staat, Die Ge— 
fammeheit der Gefellfchaft, nicht auf Vertrag 
beruht, es blos eine Sache der Willführ und der 
Convenienz ift, ob und wie lange ein Privat: 
vertrag (3. B. der Ehe, des Eigenthums u, f. w.) 
in dem Staate beftehen foll? 


11. 
. Der Vereinigungspvertrag. 


Der Vereinigungsvertrag ift der erfte Be— 
ſtandtheil des Staatsgrundvertrages. Durch den- 
felben wird der Zweck des Staates als Grundlage 
der gemeinfchaftlichen bürgerlichen Verbindung offent- 
lich ausgefprochen und unmiderruflich feftgefegt; Denn 
die fittlihen Wefen, Die zu einer Nechtsgefellfchaft 
fich verbinden, vereinigen fich über die Herrfchaft des 
Rechts vermittelft des vertragsmäßig begründeten und 
für immer geficherten Gleichgewichts der außern Frei— 
heit Aller, Dies aber ift der höchfte Zweck des 
Staates, Alle Mitglieder des Vereins , mithin alle 
Bürger des Staates, geben, vermittelft diefes Ver— 
frages, einander gegenfeitig das DBerfprechen, daß 
die Freiheit ihres aͤußern Wirkungskreiſes vor aller 
Verlegung durch die Freiheit Andrer gefichere feyn ſoll. 
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12. 
Der Verfaffungsvertrag. 


Der Verfaffungsvertrag ift der zweite Be— 
ftandtheil des Staatsgrundvertrages. Er beftimmt 
die Mittel und Bedingungen, durch welche der 
‘allgemeine Zwed des Staates innerhalb der bürger- 
lichen Gefellfchaft erreicht werden foll. Die Geſammt— 
heit dieſer Mittel und Bedingungen zur Verwirf- 
lihung des Staatszwedes heiße die Verfaffung 
(Eonftieution) des Staates, Die Verfaffung des 
Staates umfchließt daher den gefammten Umfang der 
Grundbeftimmungen, vermittelft welcher die Herr- 
fhaft des Rechts innerhalb des Staates begründet 
werden und beftehen foll, Damit der Staat als ein 
orgenifches, in allen feinen Theilen innigft zuſam— 
menhängendes, Ganzes erfcheine. Deshalb heißen 
auch alle Gefege, welche entweder in der Verfaffung 
felbft ausdrücklich ausgefprochen find, oder aus den 
Beftimmungen verfelben mit Nothwendigkeit hervor: 
gehen, organifche Gefeße (z. B. Eintheilung Des 
Staatsgebietes, Vertretung des Volkes in einer oder 
zwei Kammern u. f. w.), im ÖGegenfaße gegen die 
aus den organifchen Gefegen abgeleiteten Gefege 
(3. B. über Volljährigfeie, über Eigenthumser— 
werb ꝛc.), welche die ins Einzelne des Privatlebens 
eingreifenden ‘Beftimmungen für die Aufrechthaltung 
der Herrſchaft des Rechts umfchließen. 


13» 
Der Unterwerfungsvertrag. 


Allein weder durch die Vereinigung der Ge- 
fammth.it der Staatsbürger uber den Zweck des 
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Stastes, noch durch die Aufftellung der Mittel und 
Bedingungen, durch welche jener Zweck erreicht wer: 
den foll, find jener Zweck und diefe Mittel für ewige 
Zeiten gefichert, wenn nicht in dem Unterwerfungs- 
verfrage, als dem dritten Beftandtheile des 
Staatsgrundvertrages, die Art und Weife näher 
beftiimmt wird, wie innerhalb des Staates der Zwed 
deffelben Durch die in dem Verfaffungsvertrage ent- 
haltenen Mittel erreicht und für immer gefichert wer- 
den kann und foll. Dies fann blos dadurch gefchehen, 
daß die Geſammtmacht des Staates, doch nur 
für die Aufrechthaltung des Staatszwedes und für 
die Anwendung des rechtlich geftalteten Zwanges, wie 
beide in der Verfaffung nach allen ihren Beziehun— 
gen beſtimmt find, dem Oberhaupte des Staates 
übertragen werden, wodurch theils alle Staatsbürger 
auf die Selbfihülfe für immer verzichten, theils der 
verfaffungsmäßigen Anwendung der Geſammtmacht 
des Staates durch) den Negenten unbedingt fich unter— 
werfen. In diefem Sinne beruht der Unterwerfungs— 
vertrag auf. der freimilligen . Anerfennung aller 
Staatsbürger der im Staate rechtlich be- 
gründeten und mit unwiderſtehlicher 
Macht befleideten höhften Gewalt, welde 
dem Dberhaupte des Staates für immer übertragen 
wird, Diefe Anerfennung der hoͤchſten Gewalt im 
Staate wird aber von der Vernunft, fogleich in 
in ihrer dee des Staatsgrundvertrages, von allen 
Staatsbürgern mit derfelben Nothwendigkeit ver- 
langt, mit welcher fie die Herrfchaft des Rechts als 
den hachften Zweck des Staates, und die Verfaflung 
veffelben als den vertragsmäßig feftaefesten Umfang 
aller rechtlichen Mittel und Bedingungen für die Ber- 
wirklichung des Staatszweckes aufſtellt. 
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Daraus folge: 


4) Urfprünglih ruht die Geſammtmacht des 

Staates — nad) allen Eorperlichen und geiftigen 
Kräften, fo wie nad) dem Eigenthume und Ver: 
mögen der Individuen, und nad) allen Eigenfchaf: 
ten, Erzeugniffen, Gefchöpfen und Reichthuͤmern 
des Grundes und Bodens — indem Volke 
(doch ift es irrig, diefe Gefammemacht in ihrem 
urfprünglichen Zuftande „Souveraine— 
taͤt“ zu nennen, weil diefer aus der Gefchichte 
und Erfahrung ftammende Begriff erſt aus den 
poſitiven Staatsverhaͤltniſſen auf das philoſo— 
phiſche Staatsrecht uͤbergetragen worden iſt, und 
in dieſem blos in der Lehre von der Ankuͤn— 
digung der Regentengewalt vorkommen 
kann). 

2) Von dem Augenblicke an, wo der Staat entſteht, 
kann diefe Geſammtmacht niht mehr vondem 
Volke (fo wenig wie die Selbfihülfe von dem 
Individuum) geübte werden; denn der Staat ent- 
fteht rechtlich, nach Wernunftideen, nur dur 
den Grundverfrag, und Diefer Grundvertrag 
fhließt, als dritten wefentlihen Beftandtheil, 
die Webertragung der Geſammtmacht des Volkes 
auf den Regenten in ſich ein. 


3) Von dem Augenblicke der Entſtehung des Staa⸗ 
tes an iſt die Anwendung der Geſammtmacht deſ— 
ſelben nur durch den Regenten rechtlich; 
jede Aeußerung der Volkskraft gegen den Willen 
des Regenten iſt ſchlechthin widerrechtlich. 

4) Der Regent aber, der ſelbſt ein ſittliches Weſen 
iſt und welchem ſittliche Weſen — blos fuͤr die Ver— 
wirklichung des Staatszweckes — ſich unterworfen 
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haben, darf die Geſammtkraft des Staates, nur 

fuͤr den in der Verfaſſung beſtimmt aufgeſtellten 
Zweck des Staates und in Beziehung auf die in 
derſelben Verfaſſung enthaltenen Mittel und Be— 
dingungen fuͤr die Verwirklichung dieſes Zweckes 
anwenden, ſobald dieſe Anwendung rechtlich 
(d. h. dem ewigen Rechtsgeſetze der Vernunft, und 
der unerſchuͤtterlichen Heiligkeit des Staatsgrund- 
vertrages angemeffen) feyn foll. Denn das Ver— 
haltniß des Regenten zu der Geſammtheit des Vol— 
fes beruht auf einem Vertrage, in welchem beide 
contrahirende Theile gegenfeitig Rechte und 
Pflichten übernehmen. 


(Nach diefer Darftellung wird eben fo der un- 
beftimmte und fo oft gemißbrauchte Begriff der 
Volfsfouverainetät, mit Einfhluß Der 
Rouffeau’fhen Lehre, daß die Negentenwürde 
blos ein Staats amt fen, beſeitigt, wie, von der 
andern Seite, in diefer Darftellun wie hoͤchſte 
Gewalt im Slaate als eine ſitt liche Kraft, be— 
ſtimmt fuͤr die Leitung ſittlicher Weſen, und Lecht⸗ 
lich begruͤndet durch die einzig rechtliche Form 
der Verbindung unter firtlichen Weſen — durd) 
Vertrag — erſcheint. Höher Fann zugleich das 
Staatsoberhaupt nicht geftelle werden, als daß ſich 
ihm freiwillig die Gefammtheit aller firtlichen We— 
fen im Volfe unterwirft, und ihm für immer — 
unter der einzigen Bedingung der rechtlichen 
Handhabung — die Anwendung und Leitung 
der Geſammtmacht des Volfes und Staates über- 
trägt.) 
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Unterfchied der bürgerlichen und politi- 
| then (öffentlichen) Freiheit. 


Die Vernunft, wie fie im Naturrechte die 
äußere Rechesgefellfchaft aufſtellt, betrachtet alle We⸗ 
fen der menſchlichen Gattung als Fieelich-m undig, 
wie diefe nach; den Gefegen der Vernunft feyn follen, 
und im Fichte des deals der Sittlichkeit erſcheinen. 
Deshalb Fann auch im Naturrechte weder von einem 
Unterfchiede zwifchen fieelich -mündigen und fittlich- 
unmündigen Wefen, noch von einem Unterfchiede zwi— 
ſchen bürgerlicher und politifcher Freiheit die Rede 
feyn; die individuelle und öffentliche Freiheit ift viel= 
mehr im Maturrechte identifch, und der Zwang 
würde ein fremdartiger Beftandtheil in einer Rechts— 
geſellſchaft ſeyn, welche unbedingt und ohne Aus— 
nahme dem Ideale des Rechts enfgegenftrebt, 

Allein anders verhält fih dies im Staats- 
rechte. Indem fchon der Begriff des Staates aus 
der Erfahrung ſtammt; fo Fündigen fich auch die Men— 
fhen ($. 1.2.) inder Wirklichkeit als fietlich- 
miündige und als fittlihb-unmündigean, und 
der Staatsvertrag wird Deshalb gefchloffen, daß 
die ſittlich- mündigen Mitglieder der bürgerlichen Ge— 
fellfchaft für immer — gegen den fehlerhaften oder 
verdorbenen Willen der fittlich zunmündigen Mitglie= 
der — in Hinfiche der beabfichtigten Herrfchaft des 
Rechts gefichert find, weshalb auch der Zwang in 
dem Staate als das rechtlich geftaltere Mittel erfcheint, 
die ſittlich-unmuͤndigen Wefen bei der, Verirrung 
ihrer Freiheit im äußern Wirfungsfreife zu bedrohen, 
zu befchränfen und zu beftrafen. 

Db nun gleich vor ihrer fehlerhaften und boͤs⸗ 
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artigen Ankuͤndigung im äußern Kreiſe der bürger- 
lichen Verdältniffe die fittli -unmündigen Wefen, 
nach der Vernunfiidee der Gefammtheit des Volkes, 
als rechtlich gefinnte und rechtlich handelnde Wefen 
gedacht werden müffen (quilibet praesumitur bonus, 
donec probetur contrarium); fo £ritt doch fogleich 
nach jener fehlerhaften und bösartigen Ankündigung 
der fieelich -unmündigen Wefen nicht. nur der that- 
fachlich (factiſch) erwiefeneinterfchied zwifchen ſitt⸗ 
lih-mündigen und ſittlich unmündigen Wefen,, fon- 
dern auch die eigenthuͤmliche Stellung des 
Staates gegen die fittlich -unmündigen Wefen ein, 

Zwar behalten die fittlich-unmündigen Weſen 
im Staate, fie mögen nun (wie die Unerwachfenen) 
im unverfcehuldeten, oder (wie die Verdorbenen) 
im verfhuldeten Zuftande der bürgerlichen Un- 
muͤndigkeit fich befinden, alle urfprüngliche, aus 
dem Urrechte der Perfönlichfeit (Naturr. $. 14.) her— 
vorgehende individuelle, Nechte, denn der Charafter 
der Menfchheit ift an fich unvertilgbar (character 
indelebilis); allein in Hinfiht des öffenetlihen 
Gebrauches diefer Rechte (d. h. in Hinſicht der foge- 
nannten politifchen Freiheit) tritt das Verhaͤlt— 
niß ein, daß wur die fierlich -»mündigen im 
DBefige und im Gebrauche der politifchen 
Sreiheitftehen, d.h. an der Seifung der Staats- 
gefchäfte Antheil nehmen dürfen. Nur fie ftehen 
im Defige richtiger Kenntniffe über das Wefen und 
die innern Verbältniffe der bürgerlichen Gefellfchaft ; 
nur fie haben fich, durch geiftige und ſittliche Kraft 
und Muͤndigkeit, zur Selbftftändigfeit des Urtheils 
und der That erhoben; nur fie vermögen die Bedürf- 
niffe des Staates richtig aufzufaffen und nach dem ih- 
nen zugewiefenen Theile (als Volksvertreter, oder als 
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Staatsbeamte) zu leiten, und nur ihrer Fann das 
Staatsoberhaupt ſich bedienen, um den allgemeinen 
Zweck des Staates, fo wie Die Daraus hervorgehenden 
unfergeordneten Zwede, zu verwirflichen. Die Haupt: 
aufgabe im Staate bleibt daher: daß nur die ſittlich— 
mündigen im vollen unverkuͤmmerten Genuffe der öf- 
fentlihen (politifchen) Freiheit, alle Staats: 
bürger aber im Genuffe der bürgerlichen Freiheit 
ftehen, fobald nicht ihr verdorbener Wille es noͤthig 
macht, daß der im Staate rechtlich geftaltete Zwang 
fie auch der bürgerlichen Freiheit auf längere oder kuͤr— 
jere Zeit beraube, 

Abgerechnet von dem darin verfteckten Defpoti- 
fhen Sinne, hatte im Allgemeinen Napoleon 
fehe recht, wenn er ſprach: „es muß alles für 
das Volk, nichts durch das. Wolf geſchehen.“ 
Weder die Maffe, als Maffe, noch aus der Maffe 
des Volkes die fittlih-unmündigen dürfen das öffent- 
liche Staatsleben leiten. Deshalb müffen in repra- 
fentativen Staaten die fogenannten Urverfamm- 
lungen, an welchen ſittlich-muͤndige und ſittlich— 
unmündige ohne Unterfchied Antheil nehmen, eben 
fo zur Volkswillkuͤhr und Anarchie führen, wie 
eine von oben anbefohlene oder doch bevormundete 
Wahl der Volfsvertreter von der andern Seite das 
ganze repräfentative Syftem in eine leere Ceremo- 
nie verwandelt. Die Mitte zwiſchen den Er- 
tremen führt zum Ziele; der Staat veraltet 
und finft eben fo durch Defpotie, wie durch Anar- 
hie; denn in beiden ftehe das fittliche Werhaͤltniß 
des Oberhaupts und der Negierfen ohne alle Ge- 
wahr! — 

Mit den im $. aufgeftellten Sägen ftimmt zu- 
fammen, was das Journal des debaıs im Sabre 


176 Staats» und Staatenrecht. 


41822 (wahrfcheinlich als Regierungsgrundfäge des 
Minifterialprafidenten des Grafen Billele) aus- 
ſprach: „Wir wollen die bürgerliche, die re— 
ligiöfe, die Gewerbefreiheit für Alle 
‚und $ede, wie fie das Gefeg für Alle gleich- 
maßig beftimme hatz wie wollen feine Privilegien, 
als ſolche, die von der Staatsverfaffung ausgehen, 
und zu welchen ein jeder durch Werdienft und Ta- 
lent gelangen kann. Wir wollen als conftitutionelle 
und unverlegbare Öarantieen der bürgerlichen Frei- 
heit die Geſchwornengerichte in allen Pro- 
zeffen, wo der Einzelne gegen die gefellfchaftliche 
Gewalt anzufämpfen bat; wir wollen die Preß— 
freiheit, theils um allen Handlungen der Staats- 
behörden und allen Befchwerden, welche dieſe 
Handlungen veranlaffen koͤnnen, Deffentlichfeit zu 
geben, theils um die Volfsintereffen und Die öffent- 
lihen Angelegenheiten zu berathen; wir wollen 
Gemeindeeinrihtungen, nah Maasgabe 
der Dertlichfeit verfihieden organifirt, aber ſaͤmmt— 
lich dazu beſtimmt, daß die bürgerliche Frei— 
beit aufrecht erhalten werde, die Maffe des 
Volkes bei der Erhaltung der Ordnung ihr In— 
tevefje finde, und Verbefferungen in der Verwal— 
‘ fung angeregt und zu Stande gebracht werden, 
worüber die Bureaus der Centralverwaltung nur 
das Recht der Controlle haben dürfen. — Wir 
wollen aber die politifche Freiheit nicht für 
Alle und Jede, fondern nur für'diejenigen 
Klaffen, denen die Staatsverfaflung das Recht 
gibe, Antheil daran zu nehmen. Die politifche 
Freiheit ift die Theilnahme an-der fou- 
verainen Gewalt, an der Leitung der 
Staatsgefhäfte Nicht alle und jede befigen 
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die erforderliche Unabhängigkeit, die erforderlichen 
Eigenfchaften, Tugenden, Geiftesfräfte und Ta— 
lente, um einen felbft nur beſchraͤnkten Theil diefer 
Gewalt auszuüben. Daher muß die Conſtitution 
einen Kreis zeichnen, der die Mafle des Volkes 
von einer ausgefuchten Zahl Staatsbürger, die 
materielle Nation von der politifhen 
Mation, krenne. Diefem Kerne muß die 
politifhe Freiheit allerubrigen anver- 
frauf werden. Die (franzöfifche) Charte ver- 
theile dieſe politifyen Rechte unter die Pairs, 
die Depufirten und die Wahlherren. Allen 
übrigen Staatsbürgern hat fie nur das Recht ein- 
‚geraumt, ihre Meinungen, felbft die politifchen, 
Doch bei Vermeidung der Strafgefege, befannt zu 
machen. Diefes Recht ift eine Art von gut— 
ahtender (confultativer) Stimme in Sachen der 
Politik, wogegen die Pairs, die Deputirten und 
die Wahlberren berathende (deliberative) Stim- 
men haben, — Bei diefer Concentration der 
politifchen Freiheit gewinnt das Ganze; denn fie 
wird von jenen aufgeflärten und anabhängigen 
Männern mit mehr Weisheit und GefchidlichFeie 
gehandhabt, und iſt auch weit ftärfer und mäch- 
tiger, als wenn fie in kleine Abfchnitte gerheilt 
wird,’ | 


| 15: 
b) Lehre von den einzelnen Theilen der 
hoͤchſten Gewalt im Staate. 


Der Staat beruht, nach der Idee der Vernunft, 
auf einem Grundvertrage, welcher als einzelne Theile 
ben Bereinigungs-, den VBerfaffungs- und 

I. 12 
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4 
den Unterwerfungsverfrag umſchließt. Auf 
gleiche Weife verhält es fih mit der hoͤchſten Ge- 
walt im Staate. Sie fann, nach der dee der 
Vernunft, nur Eine feynz allein jede Idee laͤßt 
fich in ihre einzelnen Beftandtheile auflöfen und nach 
ihren Merkmalen zergliedern, Die höchfte Gewalt 
im Staate ift Feine blinde und mechanifche Kraft; 
denn fie gebieter zwar. über die phyfifchen Kräfte 
aller Staatsbürger, dieſe Kräfte aber find Kräfte 
organifirter Gefchöpfe, mithin wirffam nad) 
rganifchen — nicht mechanifchen — Gefegen, und 
wirffam für die Erftrebung eines gewiffen Zweckes. 
Die höchite Gewalt im Staate gebietet zugleich über 
die gefammten geiftigen und fittlichen Kräfte 
aller Staatsbürger, und deshalb muß von ihr alle 
Laune und alle Willführ, als den fittlichen Zweden 
geradezu entgegen, ausgefchloffen werden. Die hoͤchſte 
Gewalt im Staate ift endlich, ihrem Wefen und ihrer 
Anfündigung nach, frei und felbftftandig; allein ihre 
Wirffamfeit, als die Wirffamfeit einer vereinig- 
ten pbyfifhen, geiftigen und ſittlichen 
Kraft, if an die Verwirflihung Des 
Staatsjmedes gebunden. 

So wie daherder Geſammtwille aller Staats» 
bürger zufammenetrifft in der Beftimmung der redht- 
lihen Form des Staates vermittelft des Urverfrags 
nach feinen drei wefentlichen Beftandtbeilen; fo wird 
auch die Geſammtmacht des Öanzen, doch nur für 
die, Aufrechthaltung und Behauptung des Staats- 
zweckes, unaufloslich vereinigt und dem Ober- 
haupte des Staates übertragen, der nach feiner Per- 
fönlichfeit als Repräfentant derfelben erfcheint. Allein 
die hoͤchſte Gewalt wird im Begriffe unterfchie- 
den nach) ihren beiden wefentlihen Theilen als 
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gefeßgebende und vollziehende Gewalt *), 

Daraus folge, daß die Vernunft zwar im Staate 
eine Thei (una der hoͤchſten Gewalt, nie aber eine 
Trennung diefer Theile gutheißen kann. Getheilt 
denkt ſich die Vernunft die hoͤchſte Gewalt, nicht 
als ob die ſichtbare Ankuͤndigung (Repraͤſenta— 
tion) derſelben im Staatsoberhaupte eine Theilung 
derſelben zuließe, oder als ob die vollziehende 
Gewalt noch einen andern Mittelpunct haben Fonnte, 

als in dem Staatsoberhaupte, wohl aber infofern, 

inwiefern zur gefeßgebenden Gewalt die Vereini- 
gung der gefammten Intelligenz und der gefammten 
fietlichen Kraft im Staate erfordert wird; denn all: 
weiſe ift nur Einer, und deſſen Altweisheit und All— 
gerechtigfeit Liege nicht im Bereiche der Sterblichen!! 
Die Theilung befteht daher in der Unterfcheidung 
und erfahrungsmäßigen Wahrnehmung der in Einem 
Ganzen aufs innigfte verbundenen einzelnen Beftand- 
theile; die Trennung hingegen in der völligen Ab— 
fonderung diefer Beftandtheile von einander und in 
ihrer Entgegenfegung. Kein Staat wird auf 
die Dauer beftehen, oder in fich zur Eintracht kom— 
men, wo Die gefeßgebende Gewalt auf der Tren- 
nung und Entgegenfegung des Negenten und 
der Volfsvertreter beruht; die Theilung der gefeg- 


*% Die rihterlide Gewalt gehört, — ihrer Eigen? 
thümlichfeit und G©elbfiftändigfeit, zur Verwal 
tung im Staate, und kann daher nicht als Theil, 
fondern nur als Wusfluß der hoͤchſten Gewalt be 
trachtet, mithin auch mit der gefeßgebenden und 
vollziehenden Gewalt nicht auf gleihe Linie 
geftelle werden, Es gibt keine trias politica, 
- wiewohl fie von vielen Dritten, Frangofen und 
Teutſchen, feldft von Kant behanpter worden if. 
42," 
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gebenden Gewalt aber zwifchen dem Negenten und 
den Volfsvertretern wird die Vereinigung der Ge- 
fammeintelligenz und der gefammten. fittlihen Kraft 
zu Einem Ganzen bewirken, i 


16. 
Die gefeggebende Gewalt, 


Die gefesgebende Gewalt hat im Allge— 
meinen die Beftimmung, feftzufegen, was, nach dem 
Vereinigungsvertrage, mit dem Zwecke des Staates 
übereinftimmt; was, nad) dem Verfaffungsverteage, 
der eigenthumlichen Berfaffung des Staates entfpricht, 
was mithin Necht ift im Staate, wie. Rechte erwor- 
ben , behauptet und geltend gemacht werden, und wie, 
nach dem Unterwerfungsvertrage, der Zwang im ganz 
zen Umfange des Staates rechtlich geftalter feyn und 
rechtlich angewandt werden ſoll. Es müffen daher 
in der Verfaffung die wefentlihen Beftandeheile der 
organifchen Gefesgebung im Staate enthalten 
ſeyn; fo daß die gefeßgebende Gewalt aus diefen 
Beftandtheilen nicht nur die einzelnen organifchen 
Gefege fur die im offentlichen Staatsleben vorfom- 
menden Fälle feftfegt (z.B. das Detail des jährlichen 
Budgets aus den allgemeinen, in der Verfaſſung ent- 
haltenen, Beſtimmungen über das Budget), fondern 
auch, geftügt auf die organifchen Geſetze, aus den- 
felben die einzelnen VBorfchriften des bürgerlichen und 
Strafgefegbuches ableitet, _ Denn die rechtliche Form 
des Staates verlangt, daß die. Verfaffung nur die 
allgemeinften vertragsmäßigen Bedingungen zur 
Verwirklichung des Staatszwedes, und in denfelben 
die Grundlage der ganzen organifchen Gefeßgebung, 
fo wie wieder die Geſammtheit der organiſchen Gefege 
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die rechtliche Grundlage des beftehenden bürgerlichen 
und Strafgefegbuches in fich enthalte. 

Sb nun gleich alle organifche und alle aus 
denfelben abgeleitete Gefege im Staate nur im 
Namen der höchften Gewalt befannt gemacht und im 
Auftrage derfelben vollzogen werden koͤnnen; fo wird 
doch zur Berathung dieſer Gefege die Berüd- 
fihtigung der gefammten Intelligenz und 
der gefammten ſittlichen Kraftim Staate 
erfordert. So groß aber auch der Umfang diefer In— 
telligenz und diefer fittlichen Kraft in dem Regenten 
und feinen ihn zunächft umgebenden Staatsbeamten 
feyn mag; fo kann ihnen doch, da fie Menfchen find 
und. bleiben, nicht die gefammte Intelligenz und 
die gefammee ſittliche Kraft beiwohnen, welche im 
Staate getroffen wird *). Allein diefe ntelligenz 
und diefe fittliche Kraft kann im Staate nicht bei den 
ſittlich unmuͤndigen, fondern nur im Kreife der fitt- 
lich⸗ mündigen Bürger ($. 14.) gefucht werden; des— 
halb Fönnen auch) die Vertreter der Geſammt— 
heit des Volfes nur aus der Mitte der ſittlich— 
mündigen Staatsbürger hervorgehen. Der Antheil 
diefer Vertreter des Volkes an der hoͤchſten Gewalt 
fann aber nur auf die gefeßgebende, nie auf 
die volljiehende Gewalt fich beziehen; er darf ferner 
nie auf eine Trennung der höchften Gewalt, 
fondern nur auf eine Theilung derfelben ‚welche die 
innigite Vereinigung zur Verwirklichung des Staatss 


*) Sehr wahr fagt Fr. Jacobs in ſ. vermifdten 
Schriften Th. ı (Sorha, 1825, ©. XVUl.): 
„Es ift kein Monarch, der fih nicht, wenn er will, 
alles Geiftes bemächtigen koͤnnte, der fich in feinem 
Bereiche finder. 
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zweckes beabfichtigt, berechnet ſeyn; er muß endlich, 
nach feinen Grundzügen, in der VBerfaffung mit Be: 
ſtimmtheit erfannt werden, . | 

Am zwecmaßigften feheint es zu feyn, daß die 
fogenannte Initiative (das Neche des erften Vor— 
ſchlags, der Veranlaffung und Anregung) der Gefege 
beiden, dem Staatsoberhaupte und. den Volfsver- 
fretern, gleihmaßig zuftehe, doch fo, Daß wenn 
der Öefegesvorfchlag von dem Staatsoberhaupte aus- 
geht, den WVolfsvertretern Die freie Annahme oder 
Verwerfung defjelben, Dagegen wenn der Gefeßes- 
vorfchlag von den Volfsvertretern herruͤhrt, gleichfalls 
die freie Annahme, oder Verwerfung deſſelben dem 
Staatsoberhaupte zufomme *), — Wenigftens muß 


*) So ift es in der, durch eine Praris von Sahrhuns 
derten bewährten, brittifhen Berfaffung. — 
Mit dem, was im $ aufgeftellt ift, ſtimmt im All: 
gemeinen dag überein, was Fr. Budhholz; (Mars 
ginalien zu der Schrift: Anficht der fiändifchen 
Verfaffung der preußifchen Monarchie, Berl. 1822, 
S. 16.) mit gewohntem Scharfſinne als Beffimmung 
der Bolfsvertreter aufftellt: , Fürft und Volk gehören 
für einander; und indem beide ten Staat, 
d. 5. die geordnete Gefellfchaft, bilden, fommt alles 
darauf an, daf die Autorität des Erftern in dem 
willigen Gehorſame der letztern immer Aufmunte: 
rung und G©tüße finde. — Wie dies bemwirfen? 
Es gibt für diefen Zweck nur Ein Mittel, welches 
darin befteht, daß man Anjtalten trifft, die Har— 
monie zwifchen. Sürft und Volk vorzüglich dadurd) 

‘zu fihern, daß beide ſich immer gegenwärtig blei— 
ben. Und wie dies einleiten? Durdh ein Neprä: 
fentativfyftem, in deffen Kraft derjenige 
Theil des Volkes, deffen Urtheil allein 
Derädfihtigung verdient, dem Fürften im: 
mer vergegenwärtigt wird; einmal als Zeuge feis 
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in demjenigen Zweige der Gefesgebung, welcher bie 
perfönliche Freiheit, das Eigenthum und befonders 
die Befteuerung der Staatsbürger betrifft, den 
Volksvertretern nicht blos das Recht der Mitbera— 
thung und der Bewilligung, fondern, hauptſaͤchlich 
bei dem letztern Gegenftande, das Recht der Mit- 
wirkung, fo wie,.nach Ausmittelung des ‘Budgets, 
das Recht des Antheils an der Vertheilung der 
bewilligten Steuern und Abgaben auf die einzelnen 
Kreife und Drtfchaften, an der Erhebung und 
Verwendung derfelben, und an der Controlle 
über diefe Erhebung und Verwendung zuſtehen. 


I. 
Die vollziehende Gewalt, 


Die Wirffamkeit der vollziehenden Gewalt im 
Staate befteht in der Bekanntmachung, Ausführung 
und Verwirklichung der in der Staatsverfafjung bes 
gründeten, und durch die gefeßgebende Gewalt im 
Einzelnen ausgefprochenen rechtlichen Beftimmungen. 
Der ſichtbare Neprafentant derfelben ift das Staats- 
oberhaupt. Unter demfelben gehören aber zur voll: 
ziebenden Gewalt alle Staatsämter, felbft die der 
vichterlihen Gewalt, mit alleiniger Ausnahme der 
eigentlichen Stellvertreter des Volkes, fo lange deren 
hohe Würde verfaffungsmäßig dauert, Die voll: 
ziehende Gewalt umfchließe daher alle einzelne Zweige 


—_— 


ner Öffentlichen Handlungen; zweitens als Rath— 
geber in zweifelhaften Faͤllen; drittens als Ge 
hülfe, fo oft es darauf anfommt, neue Maasregeln 
zu nehmen, deren Nothwendigkeit oder Güte nicht 
jogleih einleuchtet.“ 
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und Theile der vichterlichen, polizeilichen, ftaatswireh- 


fhaftlihen (finanziellen) und friegerifchen Verwal-. 


tung. Sie wacht darüber, daß in feinem einzel- 
nen Falle von der Verfaffung und von den Enefchei- 
dungen der gefeßgebenden Gewalt abgewichen, und 
nie die Herrfchaft des Rechts im Umfange des Staa- 
tes beeinträchtiget oder gefährdet werde, Für alle 
dieſe Zwecke gebieter die vollziehende Gewalt über die 
Gefammtmacht des Staates, und über die Anwendung » 
und feitung des rechtlich geftalteten Zwanges, Alle 
einzelne Verordnungen und Verfügungen der voll- 
ziehenden Gewalt gefchehen im Namen des Staats» 
oberhaupts, 

Das rechtliche Verhältniß des Staatsoberhaup- 
tes zu der Geſammtheit der Staatsbürger beruht 
auf den Beftimmungen des Verfaffungs - und Un— 
terwerfungsvertrages, Mun kann zwar, nad) 
den Ausfagen der Gefhichte, der Wirfungsfreis 
deffelben, nach jenen Beſtimmungen, in einzel- 
nen Staaten mehr erweitert, in andern (3. B. 
in Großbritannien) mehr befchränft erfcheinen, 
ohne daß der Zweck des Staates felbft dadurch ver- 
hindert würde ; allein, nach dem Zeugniffe der Er- 
fahrung, führe die Ausfchließung des Negenten von 
der Initiative der Gefege zu einer Schwäche der 
öffentlichen Macht, welche die Ordnung und Sicher- 
heit des Ganzen gefährdet, fo wie unaufhaltbar zur 
Trennung (nicht Theilung) der hoͤchſten Gewalt, 
in welcher Regent und Volfsvertreter als einander 
enfgegengefegte und enfgegen wirfende Kräfte er- 
ſcheinen. 

In einem auf Vertrag beruhenden Staate haͤngt 
uͤbrigens die Rechtlichkeit der Regentengewalt ab 
von dem geleiſteten Eide des Regenten auf die 
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Verfaſſung, und von der Hu (dig ung des Volkes 
vermitcelft feiner Vertreter, in Angemeſſenheit zu 
dem von dem Negenten geleifteten Eide, 


48 


c) Sehre von der — Form der Ver— 
faſſung und Regierung des Staates. 


Eine Staatsverfaſſung, welche den Forderungen 
der Vernunft entſprechen ſoll, muß den allgemeinen 
Zweck des Staates in Beziehung auf ein gegebenes 
(d. h. auf ein in der Wirklichkeit vorhandenes) Volk, 
nach dem ganzen Umfange der Beduͤrfniſſe und Ver⸗ 
haͤitniſſe dieſes Volkes, verwirklichen und ſicher ſtellen. 
Weil aber jedes Volk nach feiner Individualitaͤt, nach 
dem Boden, den es bewohnt, nach dem erreichten 
Grade der Kultur ſeiner Buͤrger, und nach den be— 
reits fruͤher in ſeiner Mitte beſtandenen rechtlichen 
Verhaͤltniſſen, von allen andern Voͤlkern weſentlich 
verſchieden iſt; ſo muß auch die Verfaſſung eines jeden 
Volkes im Einzelnen ganz nach dieſen beſondern 
Verhaͤltniſſen ſeiner Individualitaͤt, und nach den 
jeitgemaßen Bedingungen feines innern und Aus 
Bern organifchen Lebens fich geftalten. Es werden 
daher, im Kreife der Erfahrung, die Verfaffungen 
der einzelnen Volker und Staaten in vielfachen Be— 
ziehungen wefentlich von einander verfchieden feyn, 
weshalb das philofophifche Staatsrecht in der Lehre 
von der Verfaffung- nur Die allgemeinften und 
nothbwendigften Bedingungen des recht— 
lihen vrganifchen Lebens eines Staates 
aufftellen Fann, ohne über die einzelnen und nähern 
Beftimmungen defjelben eine Entfcheidung fih anzu— 
maßen. — Im Allgemeinen verlangt aber Die 


186 Staats» und Staatenrecht. 


Vernunft, daß jede Staatsverfaffung diejenigen Mit: 
tel und Bedingungen umfchließe, durch welche der 
Zwed alles Staatslebens: die Derrfchaft des 
Rechts an fich, dauerhaft begründer und gefichert 
wird, wobei fie es nicht blos gutheißt, fondern fogar 
verlangt, Daß die einzelnen Beſtimmungen der 
ins wirfliche Staatsleben eintretenden Verfaffungen 
durchgebends nach) der Eigenthümlichfeit des Volkes 
und nach der von dDemfelben erreichten Stufe der gei- 
ftigen und fietlichen Kultur, fo wie nach der, von 
diefer Kultur abhängenden, erreichten Stufe der bür- 
gerlichen und politifhen Müundigfeit der Mehr— 
zahl feiner Mitglieder fih richten muffen. 


ID: 


Die allgemeinen Vernunftbedingungen 
für jede rechtliche Verfaffung.- 


Zu den allgemeinften und nothwendigften Be— 
dingungen des rechtlichen organifihen Lebens eines 
Staates, welche daher die Grundlage einer jeden 
Berfaffung bilden müffen, die dem Ideale der Herr- 
ſchaft des Rechts entfprechen foll, gebören folgende: 


41) Die Verfaffung muß beruben auf dem 
Urrechte der Perfönlichfeie (Nature. 9. 14); fie 
muß alfo die aus demfelben entfpringenden ur— 
fprünglichen (Naturr. $. 16 — 22) Rechte: das 
echt auf perfönliche Freiheit, auf außere Gleich- 
heit, auf Freiheit der Sprache, der Preffe und 
des Gewiffens, auf guten Namen, auf Eigenthum, 
auf öffentliche Sicherheit und auf Abfchließung der 
Verträge, entweder als foͤrmlich ausgefprochene 
Grundgefege des Staates in fi aufnehmen, oder 
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doch ſtillſchweigend folche vorausfegen und aner- 
‚Eennen ®). » 

2) Sie muß die Bedingungen aufftellen, unter 
welchen das Staatsbürgerrechterworben und 
behauptet wird, und wodurch es verloren geht. 

3) Sie muß die geograpbifche Einthei- 
lung des ganzen Staatsgebietes in Kreife und 
Bezirke, nach einem richtigen ftatiftifchen Grund- 

ſatze in Hinfihr auf den Slächenraum und auf die 

Geſammtbevoͤlkerung, fo wie mit fteter Berücfich- 
tigung der verfchiedenen Zweige der vffentlichen 
Verwaltung, aufftellen, 

4) Sie muß das Verhältniß der beiden Theile 
‚ber hoͤchſten Gewalt, ,der-gefeggebenden.und 
vollziehenden, gegen einander, nad) dem Um— 

fange und Grenzen ihrer Wirkſamkeit darftellen ; 
namentlich muß fie die Beftimmung und den Um- 
fang der Wirkſamkeit der gefeggebenden Ge— 
walt nach dem Antheile bezeichnen, welchen ge- 
meinfhaftlih der Regent und die Vertreter 
des Volkes an derfelben haben follen. 

5) Sie muß fowohl die Beftimmung und den 
Umfang der Wirkfamfeit der Wolfsvertreter 
in Dinficht auf Gefeggebung und Befteuerung, als 
die Art und Weife der Wolfsvertretung felbft (ob - 
in Einer oder in zweien Kammern; ob nach Stän- 
den, oder aus der Öefammtheit des Volkes gewählt; 
fo wie die beftimmte Gefammtzahl der Volfsver- 
treter, die Form ihrer Wahl, die Zeit und Dauer 
ihrer Zufammenberufung, die Form ihrer bleiben- 


*) Da diefe Ausführung der urfprünglichen Rechte 
des Menichen bereits im Naturrechte ($. 16 — 22. 
geſchehen iſt; fo wird fie hier nicht wiederholt. 
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den uud femporellen Ausfchüffe), und die Grund: 
züge der, der Volfsvertretung zum Grunde liegen- 
den, Gemeindeordnung aufftelien. 

6) Sie muß den Umfang und die Wirkſamkeit 
der vollziehenden Gewalt, theils nach der Hei- 
ligfeit und Unverlegbarfeit der Perfon des Negen- 
ten, theils nach der Verantwortlichkeit aller Staats- 
beamten in Hinfiche der ihnen übertragenen einzel= 
nen Zweige der Verwaltung in der Gerechtigkeits— 
pflege, in der Polizei, im Finanz- und im Kriegs⸗ 
weſen genau entwickeln, 

7) Sie muß, geftügt auf ein der Verfaffung 
vollig angemeffenes und von den Wolfsvertretern 
geprüftes burgerlihes um Strafgefegbud, 
und auf ein, mit dem Geifte beider übereinftimmen- 
des, Geſetzbuch für dasgeridhtlihe Ver- 
fahren, die Beftimmung, den Umfang und Die 
Formen der Wirkſamkeit der rihterlihen Ge— 
w alt nad) den einzelnen Behörden derfelben genau 
verzeichnen, fo wie die völlige Unabhaͤngigkeit des 
richterlichen Standes in Hinſicht feiner Aus- 
fprüche von irgend einem Einfluffe der gefeß- 
gebenden oder vollziehenden Gewalt auf denfelben, 
ausfprechen. 

8) Sie muß, in Beziehung auf die einzelnen 
Zweige der Verwaltung, die völlige Tren- 
nung der Gerechtigfeitspflege von der Polizei und 
der Finanzverwaltung, fo wie der beiden legfern 
von einander, in Hinſicht aufdas bei die 
fen Theilen der Verwaltung angeftellte 
Perfonale, feitfegen; den Umfang und die 
Grenzen der Polizei, die Are und Weife der 
Steuererhebung, fo mie die allgemeinften 
Grundfäge fire die Vertheidigung des Staates ver: 
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mittelft der aus der Gefammeheit des Volfes aus- 
zubebenden bewaffneten Macht verzeichnen, 
9) Sie muß über das rehtlihe Verhält- 
niß der Kirche zum Staate überhaupt, fo 
wie über die Rechte und die rechtliche Stel- 
lung der verfohiedenen kirchlichen Ge— 
fellfhaften im Staate gegen einander, 
einen allgemeinen feften Maasftab aufftellen, 

10) Sie muß endlich den Begriff und die Be- 
dingungen ihrer zeitgemäßen Fortbildung „-Ergän- 
zung und Veränderung, in Angemeffenheit des 
Fortſchreitens des Volkes zu einer höheren geiftigen, 
fietlichen und politifchen Reife und Muͤndigkeit, in 
fich ſelbſt enthalten, 

20. 
Ermwerbung des Staatsbürgerredts, 

Der Anfpruc auf das Staatsbürgerrecht wird 
erworben durch Die Geburt von, Staatsbürgern und 
durch die Erreichung des im bürgerlichen Rechte 
gefeglich ausgefprochenen Lebensalters der phnfifchen 
Muͤndigkeit; fo wie das Staatsbürgernedhe 
feld ft durch den Antheil an den öffentlichen Leiſtungen 
für Die Zwecke des Staates und Durch Die fürmliche 
Anftellung im. Staatsdienfte. — Die Kinder, 
welche von Staatsbürgern geboren werden, gehören 
zwar durch ſtillſchweigenden Vertrag zu den Mitglie- 
dern des Staates, dürfen aber das volle Staats- 
bürgerrecht nicht eher anfprechen , als bis fie, im Zeit- 
alter der erreichten Mündigfeit, nach ihren finnlichen 
und geiftigen Kräften für den Zweck des Staates wir- 
fen, und die in dem Staatsgrundvertrage enthaltenen 
geiftungen übernehmen fönnen, Bis dahin gilt dasim 
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Naturrechte aufgeftellte Aelternrecht (Maturr. 8. 31). 
Der Staat hat aber das Necht und die Pflicht, für 
ihre zweckmaͤßige Erziehung zu Menfchen und zu Bür- 
gern zu forgen, weil ihm nicht blos daran liegen darf, 
daß er als bürgerliche Gefellfehaft in feiner Volkszahl 
forebeftehe, fondern daß auch. das Fünftige Geſchlecht 
‚für den allgemeinen Endzwed der Menfchheit, fo wie 
für den befondern Zweck des Staates erzogen und zur 
höhern Reife fortgeführt werde, Doc) folgt daraus 
Feinesweges, daß die Kinder ein Eigenthum des 
Staates feyen, weil das Eigenthbumsreht des Staa- 
tes nur über Sachen, nie über Perfonen ſich erftrecfen 
Fann, 


21: 
Auswanderungsredt. 


Das Recht, den Staat zu verlaffen (jus emi- 
grandi), fteht jedem Staatsbürger zu, fobald er ſich 
überzeugt hat, daß er nicht Länger innerhalb des Staa- 
tes den Endzweck des menfchlichen Dafeyns überhaupt, 
und die ihm als Bürger obliegenden befondern Ver— 
bindlichfeiten erfüllen Fonne, doch darf er, meil er 
mit dem Staate durch Vertrag verbunden ift, den- 
felben nicht eigenmächtig oder heimlich, fondern nur 
nach) gehöriger Anzeige an feine vorgefegten Behörden 
verlaffen. — Sobald aber der Staatsbürger feinen 
Vertrag mit dem Staate bis dahin gemiffenhaft er- 
füllte, und er den Staat nicht aus böfen und gefähr- 
lichen Abfichten gegen denfelben verläßt, oder um den 
ihm obliegenden bürgerlichen Leiſtungen (Abgaben, 
Kriegsdienft u. f m.) fich zu entziehen; oder auch um 
einer bereits über ihn verhängten Strafe zu entgehen; 
fo Hat der Staat Fein Recht, demfelben die Auswan— 
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derung zu verweigern, oder von deſſen fahrendem 
Eigenthum und Vermögen eine Nachfteuer (Hbzugs- 
geld) zu verlangen. 

— —7— 

Verluſt des Staatsbuͤrgerrechts. 


Ueber die Urſachen, durch welche das Staats— 
buͤrgerrecht verloren geht, muß theils die Verfaſſung 
im Allgemeinen, theils das buͤrgerliche und Strafge— 
ſetzbuch im Beſondern entſcheiden. Im Allgemeinen 
geht es verloren durch formliche Auswanderung, fo 
wie durch Niederlaffung und Annahme von Aemtern 
im Auslande; im Befondern durch richterliche Ver— 
urtheilung zu peinlichen Strafen. Denn nie anders, 
als durch richterlihen Ausfpruch in Angemeffenbeit 
zu einem begangenen Verbrechen, und durch Belegung 
mit einer entehrenden Strafe, darf das Staatsbürger- 
vecht im Einzelnen rechtlih entzogen werden. 

Die einftweilige Sufpenfion des Staats- 

bürgerrechts wird in jedem Staate durch das bür- 
gerliche und Strafgefegbuch beftimmt, und kann in 
befondern Fällen felbft von Grundfägen der Staats- 
Funft abhängig feyn., Die landesvermweifung 
hingegen, als bürgerliche Strafe, darf nie nach den 
Grundfagen des Staatsrechts ausgefprochen wer— 
den, weil fein Staat dem andern feine verdächtigen 
und gefährlichen Bürger zufchieen darf. Doc 
koͤnnen bisweilen politifche Ruͤckſichten die Landes— 
verweiſung entſchuldigen, woruͤber die Staatskunſt 
entſcheidet. Dagegen kann die Verbannung 
von Verbrechern in entfernte, demſelben Staate 
zugehoͤrende, Kolonieen (z. B. nach Botanybay), 
mit Ausſchluß von den Rechten eines Staatsbür- 
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gers, durch das Gefeß nad Grundfägen des 
Staatsrehts beftimme werden. 


23. 
Rasuralifirung der Fremden. 


Was die Aufnahme von Fremden und die Er- 
theilung des Bürgerrecht an Diefelben betrifft; fo 
muß die Verfaffung des Staates im Allgemeinen feſt— 
fegen, unter welchen Bedingungen und bis wie weit 
Ausländer zu naturalifiren find. So wenig dabei auf 
die Verſchiedenheit der Firchlichen Bekenntniſſe gefeben 
werden darf; fo noͤthig ift es do, daß feiner Das 
Staatsbürgerrecht erlange, der entweder einen andern 
Staat als Schuldiger verlaffen, oder doch feinen 
Verpflichtungen gegen denſelben nicht völlige Genuͤge 
geleiftee hat, oder der durch feine Aufnahme den wohl- 
erworbenen Rechten der vorhandenen Staatsbürger 
Eintrag thun würde, Befonders muß bei der Auf- 
nahme von Fremden in Maffe die größte Vorficht 
angewandt, und genau beruckfichtigt werden, ob man 
diefen Fremden den völligen Umfang aller Bürger- 
rechte (3. B. felbft zu Staatsdienften gelangen zu koͤn— 
nen), und vielleicht fogar mit gewiffen wefentlichen 
Vortheilen bei ihrer Einwanderung verbunden, oder 
nur Die Ma. perfönlichen Staatsbürgerrechte 
(Befreiung von $eibeigenfchaft u. ſ. w.) zugeſteht. 

Die Staatsfunft hat dabei zu beruͤckſichti— 

gen, ob die Ausländer unzufriedene Emigranten, 
oder fleißige KRoloniften find; ob der einheimifche 
Staat, der fie aufnehmen will, nur ſchwach, oder 
bereits übervölfere iftz ob Glaubenszwang und 
firchlicher Verfolgungsgeift, oder politifcher Sekten— 
geift fie vertreibt; ob fie arm, oder mit Vermögen 
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die Aufnahme wuͤnſchen; ob man durch ihre Auf. 
nahme vielleiht mit dem Staate zerfällt, den fie 
verlaffen u. ſ. w. 


24. 


Verfhiedenheit der Staatsbürger, und 
J deren Eintheilung. 


Obgleich alle Staatsbuͤrger in formeller Hin— 
ſicht, d. h. nach den urſpruͤnglichen, aus dem Urrechte 
der Perfönlichfeit bervorgebenden Rechten, einander 
gleich find, fo wie fie alle in ihrem außern Rechts: 
kreiſe den Zweck des Staates befordern follen und koͤn— 
nen; fo wird Doch Dadurch ihre VBerfchiedenheit und 
Ungleichheit in materieller Hinfiche nicht aufge- 
hoben. Dieſe materielle Ungleichheit beruht aber auf 
der Verfchiedenheie der phyfifchen Kräfte, der geifti- 
gen Talente, der erlangten Kenntniffe, der gewaͤhl— 
ten Berufsarten, des ererbten vder erworbenen Eigen— 
thums und Reichthums, und der dem Staate in deffen 
Aemtern bereits geleifteten, oder noch zu leiftenden 
Dienfte; überhaupt auf dem Unterfchiede der phy— 
fifhen und ſittlichen Mundigfeit und Uns 
mündigfeit. 

Bon fo großer Wichtigkeit alfo auch der Grund: 
befiß des Bodens im Staate, fo wie, bei der Erblich- 
feit des rechtlich erworbenen Eigenthums, jedes mit 
dem Grundbefige verbundene Recht vor der Vernunft 
gültig ift; fo Fann doch weder von diefem Grundbefige, 
noch von der bloßen verfchiedenartigen Anfündigung 
der geiftigen Talente und Kräfte die Eintheilung der 
Staatsbürger in einzelne Klaffen oder Stände ab— 
haͤngig gemacht werden, Es bedingt die Vernunft 
vielmehr diefe Eintheilung der Staatsbürger theils 

T. 13 
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nach) ihrer perfönlihen Selbſtſtaͤndigkeit, 
nach welcher die Thaͤtigkeit der Individuen zunächft 
von ihren eigenen Nechten und Kräften, und nicht 
von der Willführ Andrer abhängt; theils nach ihrer 
geiftigen und fittlihen Muͤndigkeit, nad) 
welcher blos die durch ihre Einfichten und Kenntniſſe 
Brauchbaren, und die nad) ihrer firtlichen Anfündis- 
gung DBewährten zur unmittelbaren und unbe: 
fhränften Theilnahme an allen Rechten der politi- 
ſchen (öffentlichen) Freiheit ($. 14.) zugelaffen wer: 
“den. — Aus dDiefem Gefichtspuncte ergibt ſich 
theils der allgemeine Unterfchied zwifchen paffiven 
und activen Staatsbürgern *), theils die Ein— 
theilung der Staatsbürger in die einzelnen Stände. 
Der Regent, als folcher, Fann nicht in den Kreis 
der Stände des Volfes gezogen werden, weil von 
ihm , bei der Ernennung zu Staatsämtern, die Ent- 
feheidung über Die geiftige und ſittliche Mündigfeit 
aller Staatsbürger ausgeht. Zu den höhern Stän- 
den werden aber diejenigen Staatsbürger gerechnet, 
welche entweder bei der verfaffungsmäßigen Ver— 
fammlung der Stellvertreter des Volkes als Mit- 
glieder derfelben erfcheinen, oder welche bei 
den gefammten einzelnen Zweigen der Regierung 
und Derwaltung als eigentliche vorgefeßte 
Staatsbeamte und Behörden angeftellt, und 
alfo blos dem Regenten und den Vertretern des Vol— 
fes verantworelich find. Zu den mittlern Ständen 
hingegen gehören alle in abhängigen Verbältniffen, 
d. h. mit Verantwortlichfeit gegen ihre umittelbaren 


— — 





*) Mit richtigem Tacte hat ſchon Kant in f. meta 
phyſ. Anf. der Rechtslehre ©. 166 f. die 
fen wichtigen Unterfchied. 
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Vorgeſetzten angeftellte, Staatsbeamte; dann alle, 
nicht im Staatsdienfte angeftellte, perfönlich uns 
abhängige, Örundeigenthümer , Gelehrte, Kuͤnſt— 
ler, Kaufleute, welche durd ihre Ihätigfeit das 
innere Seben des Staates, und namentlich das gei- 
ſtige geben fordern und vervollfommnen. Wenn in 
der Mitte der höhern Stände zunachftdie erhaltende 
Kraft des Staates wirft; fo bewährt ſich im Kreife 
der mittleren Stande zunachft die bewegende 
Kraft deflelben. — Zu den niedern Ständen 
endlich werden diejenigen gerechnet, welche in per: 
fönlicher oder dinglicher Abhängigfeit zu den 
höhern und mittlern Ständen, entweder durch per- 
fonliche Dienftleiftungen ‚oder durch Betreibung des 
Felobaues, der Gewerbe u. ſ. w. ſtehen. 


25. 
Gefellfhaften im Staate. 


‚Eine Gefellfchaft im Staate ift die Vereini— 
gung einer Mehrzahl von Staatsbürgern zur Vers 
wirflihung eines befondern Zwrdes. Dieſer 
Zweck foll aber rechtlich ſeyn; d. h. er darf dem 
Zwecke des Staates überhaupt nicht widerfprechen, 
und durch denfelben dürfen Feine Nechte irgend eines 
Staatsbürgers beeinträchtiget werden. Zugleich muß 
dieſer Zweck (Naturr. 9. 29.) der Regierung des 
Staates befannt und von derfelben anerfannt feyn, 
Damit die für die Verwirflichung diefes Zweckes ver- 
einigte Gefellfhaft von der Regierung dabei geſchuͤtzt 
werde. — Gobald aber eine Gefellfchaft im Staate 
entweder ihren Zwed vor der Regierung verheimlicht, 
oder einen unmahren Zweck derfelben anzeigt, vder 
ihren befondern Zweck durch Mittel zu befördern und 
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zu erreichen fucht, welche dem allgemeinen Staats- 
zwecke und den Nechten einzelner Staatsbürger wider— 
ftreiten,, oder fobald die Gefellfchaft der oberften Auf- 
fiht der Regierung fih entziehen will; fobald bilder 
eine folhe Gefellfchaft einen Staat im Stuate, 
und muß von der Negierung aufgehoben werden. 


26. 
Eintheilung des Staatsgebiets, 


Die zweckmaͤßige geographifche Eintheilung des 
Staatsgebiets in Provinzen, Bezirfe u. ſ. w. hängt 
ab von einem fatiftifchen Grundfäße, welcher 
theils auf der Beurtheilung des gefammten Flaͤ— 
henraums nad feinen Naturgrenzen der Gebirgs- 
reihen und Slußgebiete, und nach feiner Fruchtbarkeit, 
theils auf dem innern Verhältniffe der Geſammt— 
bevölferung in Hinficht auf die Vertheilung und 
Ausbreitung derfelben auf jenem Flächenraume be- 
ruht. Denn durd die Eintheilung Des Gebiets und 
der Gefammtbevölferung des Staates nach) diefem 
Grundfage wird theils die YAusmittelung der Anzahl 
der zu wählenden Vertreter des Volfes, fo wie die 
Form ihrer Wahl, theils die gleichmäßige Verthei— 
lung der einzelnen VBerwaltungsbehörden (der Gerech- 
tigfeitspflege, der Polizei, der Finanzen und der 
friegerifchen Macht) in die Provinzen des Staates, 
theils die zweckmaͤßige Erhebung der Steuern und 
Abgaben, tyeils Die gerechte Aushebung der in bie 
friegerifche Macht aufzunehmenden Vaterlandsver— 
theidiger erleichtert. 

(Bei der Feſthaltung diefes ftatiftifchen Grund» 

faßes, fo weit er namlich nach örtlichen Verhaͤlt— 
niffen feftgehalten werden fann, werden die Pro- 
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vinzen  Fleiner Staaten ungefähr 100,000 — 
200,000 Einwohner umfchließen, mährend die 
Bevölkerungszahl der Provinzen eines großen Reis 
ches bis auf eine halbe Million Menfchen und 


‘darüber fteigen Fann. — Mach demfelben Maas» 


ftabe werden fich die Gerichtshöfe mit ihren ver- 
ſchiedenen Inſtanzen, und die Polizei: und Finanzs 

behoͤrden ordnen laffen; fo wie für die bewaffnete 
Macht des Staates von einer Million Bevols 
ferung hoͤchſtens —* Mann aufgeboten werden 
koͤnnen.) 


27: 


Rechtliche Form der gefeggebenden Ges 
walt im Staate, 


Die Vernunft denfe fich unter der gefeßgebenden 
Gewalt im Staate die rechtlich geftaltete und auf fefter 
Grundlage ruhende Anfundigung des allgemeinen 
Willens in Hinficht aller aufzuftellenden Mittel fir 
die Verwirklihung des Staatszweckes. In einer, 
den Forderungen der Vernunft entfprechenden, Staats> 
verfaffung beruht aber ($. 16.) die gefeßgebende Ge- 
waltgemeinfchaftlich auf dem Regenten und den 
Vertretern des Volfes, fo daß beiden die ſoge— 
nannte Initiative, d.h. der erfte Antrag und 
Vorſchlag zu einem Gefege zufteht, worauf jedesmal 
der andere Theil, von welchem der Vorſchlag nicht 
ausging, den Gefegentwurf entweder unbedingt, oder 
mit Befchränfung annehmen, oder auch ganz verwerfen 
kann. Denn fteht den Vertretern des Volfes allein 
die Initiative der Gefege zu; fo wird der Negent — 
obgleich im ausfchließenden Beſitze der vollziehenden 
Gewalt — doch eines wefentlichen Antheils an der 
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hoͤ ch ſte n Gewalt beraubt *), und er in feiner Wirk— 
ſamkeit und in ſeiner Wuͤrde durch den Willen der 
Volksvertreter gehemmt. Steht aber dem Regenten 
ausſchließend die Initiative der Geſetze zu; ſo kann er 
theils mit den Beduͤrfniſſen und Wuͤnſchen des Vol—⸗ 
kes nicht auf dem rechtlichen, verfaſſungs— 
maͤßigen Wege — durch das Organ der Vertre— 
ter des Volkes — bekannt werden, theils werden die 
Vertreter des Volkes bei dem Volke ſelbſt nicht die noͤ— 
thige Achtung und das feſte Zutrauen beſitzen, ſobald 
ihre Rechte blos auf die Bewilligung der Antraͤge des 
Regenten beſchraͤnkt ſind. Nur wenn die geſetzge— 
bende Gewalt gleichmäßig vertheilt iſt zwiſchen dem 
Regenten und den Vertretern des Volkes, wird.die 
gefammte \ntelligenz im Staate Antheil 
haben an der Gefeggebung, und — weil beide Theil- 
nehmer an der gefeßgebenden Gewalt zu einander im 
Gleichgewichte ſtehen — die Gefeßgebung eben 
fo der rechtliche Ausdrudf des Willens des Regenten, 
wie der öffentlichen Meinung ſeyn. 

Auf diefe Weife wird bewirft werden, was die 
Vernunft verlange, daß blos ſolche Gefege gegeben 
und zu einem Gefesbuche verbunden werden, mel: 
he — geftügt auf die in der Verfaffung vertrags— 
'mäßig feftgefögten Grundlagen des gefammten Staats: 
lebens — für alle Staatsbürger eine gleiche verbin- 
dende Kraft haben, und wodurch), mit Rudficht auf 
das Maas der individuellen phyſiſchen, pecuniairen 
und geiftigen Kraft, feinem mehr aufgelegt wird, als 
*) wie z. B. in der erften franzöfifhen Conftitution vom 

Sahre 17 7915 in der dritten franzöfifhen Conftitus 
tion vom J. 1795; in der fpanifchen Konftitution 
vom &. 1812, und in der portugiefifhen Conftitus 
tion vom J. 1822 
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dem andern, Ob nun gleich, im Allgemeinen, die 
Gefege Einfhränfungen der perfonlichen Frei: 
heit find (fo wie der Begriff des Rechts felbft die 
gegenfeitige vertragsmäßige Befchränfung der Außern 
Freiheit in fich einſchließt); fo find fie doch Feine Be— 
einträhtigungen der bürgerlichen Freiheit, weil 
die Gefege nicht durch die Willführ, fondern von der 
rechtmäßigen gefeßgebenden Gewalt gegeben werden, 
weil fie unnachlaßliche Mittel und Bedingungen für 
die Verwirklichung des Staatszwedes find, und weil 
fie alle Staatsbürger auf gleiche Weife befchranfen. 

Es werden daher die Gefeße von allen ſittlich— 
mündigen Staatsbürgern freiwillig angenommen, 
weit ihre Vernunft für das Beftehen und die Fort— 
dauer des bürgerlichen Vereins Feine wirffanern Mit: 
tel auffinden Fann, als die mit gemeinfchaftlicher Zus 
ffimmung des Negenten und der Wolfsvertreter geges 
benen Gefege. Deshalb ift auch der Gehorfam, 
welchen die Staatsbürger den Gefegen leiften, ein 
freiwilliger, der nur von den fitelich - unmündigen 
Staatsbürgern Durch Zwang bewirft werden muß. 
So wird zugleich die Einſchraͤnkung der individuellen 
Freiheit durch das Gefeß nicht blos eine Wirkung der 
eignen Freiheit der Staatsbürger, fondern auch, ver: 
mittelft der Angemeffenheit der Gefege zu dem hoch» 
ften Zwecke des Staats, die Grundlagederall- 
gemeinen Eintrahe und Ordnung in der 
bürgerlichen Geſellſchaft, weil alle Staatsbürger vor 
dem Gefege gleich find, und über fie alle nichts herrfcht, 
als das Geſetz; denn nur durch das Geſetz kann die 
Herrfchaft des Nechts begründet, gefichert und erhal: 
ten werden, — Der höchfte Standpunct für die 
Gefeßgebung im Staate iſt daher der: daß die äußere 
Freiheit der Staatsbürger nie Gefeglofigfeit, und das 
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vorgefchriebene Gefeß nie ein Ausflug der Willkuͤhr 
werde; daß vielmehr die Gefeßgebung die bürgerliche 
Freiheit ficher ftelle, und Die bürgerliche Freiheit ſelbſt 
als der Grund der unverbrühlichften Befolgung der 
Gefege im Staate erſcheine. Die bürgerlide 
Freiheit durch) das Gefeg ift mithin die große 
Aufgabe der Gefeggebung im Staate, 

Aus diefem Standpuncte gefaßt, werden zugleich 
alle Gefege des Staates einandergleid in Hinſicht 
der vehtlihen Form, fo verfchieden fie auch in 
materieller Sinfidt feyn koͤnnen, weil diefe 
von den mannigfaltigen Verhältniffen abhängt, in 
welchen die Bürger des Staates als Perfonen zu 
Perfonen, und als Perſonen zu den Sachen ftehen. 

In Beziehung auf die rechtlihe Form der 
Befanntmachung der Gefege, welche unmittelbar 
von dem Staatsoberhaupte ausgeht, und in deflen 
Namen gefchiehe, iſt es nöthig, daß die Verfaffer 
(Eoncipienten) der von dem Negenten und den Volfs- 
vertretern gemeinfchaftlich befchloffenen Gefege dieſel— 
ben verſtaͤndlich, beftimme, unzweideutig, den Ge: 
genftand erſchoͤpfend, in der tandesfprache mit Ver— 
merdung jedes fremden Ausdruckes, und die einzelnen 
Gefrge im innern Zufammenhange mit fich ſelbſt ab- 
faffen. 

Man: unterfiheidee endlich zmwifchen organi- 
fhen und abgeleiteten Gefegen, inwiefern, die 
erftern ausfchließend, diejenigen Beftimmungen ent- 
halten, welche unmittelbar auf die Staatsverfaffung 
und Staatsverwaltung fich beziehen, und in allen 
einzelnen Vorſchriften auf den Staatsvertrag ſich 
ftügen, Die zweiten aber Die Rechtsbeftimmungen 
für die einzelnen Falle des Privatlebens der. Staats= 
bürger aufftellen, welchen wieder Die organifchen Ge: 
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fege zur: näachften Unterlage dienen. — Deshalb 
fonnen, in einem auf vertragsmäßiger Verfaſſung 
ruhenden Staate, die organifchen Gefege nur durch 
die gemeinfchaftliche Uebereinfunft des Negenten und - 
der Volfsvertreter gegeben werden, Dagegen die ab- 
geleiteten Gefege von denjenigen einzelnen Behoͤr— 
den der Regierung und der Berwaltung — Doc) jedes— 
mal im Namen und mit Vorwiffen des Staatsober- 
hauptes — ausgeben, welchen die rechtliche Beftim- 
mung und Entfcheidung der einzelnen Gegenſtaͤnde des 
Privarlebens der Staatsbürger zukommt, 


Montesquieu, de l’esprit des loix. 4 Tom. 
Amst 1748. (viele Ausgaben.) Teutfch In 4 Theis 
len; Altend. 1782. 8. — Zweite Ueberfegung mit 
Anmerf. von 4. W. Hauswald. 3 Th. Görlig, 
1804. 8. 

Als neuefter, in einzelnen Nückfihten reichlich aus— 
geftattetr, Commentar zu diefem Werke gehört 
(mit einem von dem Ueberſetzer gewählten Titel): 

Graf Deftutt de Tracy, Charafterzeihnung 
der Politik aller Staaten der Erde. Kritifcher Com; 
mentar über Montesquieu’s Geiſt der Geſetze. Ueber: 
feßt und gloffırt von — 2 Theile. Heidelb. 
1820 f. g. 

Gaetano Filangieri, u scienza della legis- 
lazioue. 9 T. — et Venetia, 1783 syy. 8. — 
Teutſch in 8 Theilen v. Link. Anſpach, 1784 ff. 
8. — te Aufl. der erften Theile, 1808. 

Staat Sfelin, Verſuch über die Gefeßgebung. 
Dafel, 1759. 8. 

v. Mably, über die Gefeßgebung oder tiber die 
Srundfäße der Gefeke. 2 Th. Aus dem Franzöf. 
Nürnb, 1779. 8- 

Heinr. Home, Unterfuchung über die moraliſchen 
Geſetze der Gefellfhaft. Aus d. Engt. Lpz. 1778. 8. 

3. an Schloſſer, Briefe über die Geſetz— 
gebung. 2 Theile, Frkf. 1789 f. &. 
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S. Keinr. Tieftrunf, Über Staatskunft und 
Gefeßgebung. Berl. 1791. 8: 
Theod. Stli. v. Hippel, über Geſetzgebung und 
Staatenwohl. ‚Berl. 1804. 8. 
%. Adam Bergf, Theorie dei Gefeggebung. Mei⸗ 
Sen, 1802. 8. 


Jac. Sigism. Bed, Srundfäge Der Geſetzgebung. 


Lpz. — 8- 

Karl. Sal. Zahariä, die Wiſſenſchaft der Ge⸗ 
ſetzgebung. Als Einfeitung ju einem allgemeinen 
Geſetzbuche. Lpz. —* 8. 


Schnaubert, — der Regent ift an die von 


ihm gegebenen Gefeke gebunden. Aus dem Latein. 
mit Anmerf. unv Bufägen von Eman. gFr. Hage—⸗ 
meiſter. Roſtock u. Lpz. 1795. 8. 


28 
Die —— des Volkes. 


Die Stellvertreter des Volkes, welchen ein in 
der Verfaſſung des Staates beftimmt ausgefprochener 
Antheil an der gefeßgebenden Gewalt zuftehe, dürfen 
nicht von der Regierung ernannt, fie muffen vielmehr 
von dem Volke felbit gewählt werden, und Diefe 
Wahl muß von dem Zufrauen und der Achtung ihrer 
Miebirger abhängen. Zu Stellvertretern des Volkes 
dürfen aber weder ſittlich-unmuͤndige gewählt werden, 
noch darf die Wahl durch die Theilnahme der fitrlich- 
unmündigen gefcheben. Nur fittlich-mündige 
dürfen, nac) der Vernunft, das Hehe der Wahl 
und der Wahlbarfeit haben, meil nur dieſen 
nächft der bürgerlichen Freiheit, auch die öffentliche 
(olitiſche) Freiheit (G. 14.) zukommt. Nie koͤnnte 
ein Staat ſchlimmer berathen werden, als wenn deffen 
ſittlich unmuͤndige Bürger wählen Dürfen , und ge- 
wählt werden fonnten, 
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Damit nun diefem Grundübel der ftellvertreten- 
den Verfaffung des Staates möglich ft vorgebeuge 
werde, darf die Wahl der Nolfsvertrefer nicht in ſo— 
genannten Lrverfammlungen des Volkes gefchehen, 
nicht dem Zufalle, nicht der Seidenfchaft, nicht der 
Beftehung, und eben fo wenig der bevormundenden 
Einmifhung der verwaltenden Behörden überlaffen, 
wohl aber full fie unter die Dberaufficht rechtlicher 
Staatsmänner geftellt werden. Es muß daher, für 
diefen hochwichtigen Zweck, die Verfaffung felbft theils 
den Grundfag für die im Staate beftehende Volks— 
vertrefung überhaupt, theils die Angabe der Geſammt— 
zahl der Volksvertreter nach dem Maasftabe des Flaͤ— 
henraums und der Bevolferungsmaffe ($.26.), theils 
die Beſtimmungen für die Wählbarkeit derfelben, für 
die Form der Wahlen felbft, und für die Formen des 
Zufammentretens , nicht minder für die Formen der 
Verhandlungen der Volfsvertreter, für die Zeit und 
Dauer ihrer Berfammlung,, und für die in der Zwi— 
fihenzeit der Verfammlungen beftehenden Ausfchuffe, 
fo wie für die jeder guten Volfsvertretung zum Grunde 
liegenden Gemeinde- und Rs ordnung , in fic) ent- 
halten, 

Es laßt fich aber, nad) der Vernunft, ein dop- 
pelter Grundfag für die rechtliche Geftaltung der 
Bolfsvertretung im Staate aufftellen, fo daß nad 
dem einen die beftimmte Gefammtzahl der Volfs- 
verfrefer , ohne Ruͤckſicht auf irgend einen Stand und 
Beruf im Staate, ganz frei nach dem Zutrauen 
gewaͤhlt wird, welches die Individuen, auf welche 
die Wahl fallt, bei ihren Mitbuͤrgern ſich erworben 
haben; nach dem andern aber die verfihiedenen 
Stände und Berufsarten im Staate gleihmäßig 
berücfichtiget werden, damit nicht, durch den Zufall 


204 Staats» und Staatenrecht. 


der Wahl, gemwiffe felbftftandige Zweige der menfch- 
lichen Ihätigfeit im Staate entweder ganz von der 
Vertretung ausgefchloffen, oder gegen andere zu un- 
verhältnigmäßig hervorgehoben werden, — Wird 
diefer zweite Örundfag der Volksvertretung (der ftän- 
difche) feſtgehalten; fo fcheint es am zweckmaͤßigſten 
zu ſeyn, die Gefammtzahl der Volksvertreter gleich: 
maßigzu vertheilen: 1) nad) dem großen Grund- 
befige; 2) nad) den ftadtifchen Gemwerben in Manu— 
facturen, Babrifen und im Handel; 3) nad) der 
geiftigen Thätigfeit im Gebiete der Wiffenfchaft und 
Kunft, und 4) nad) dem Stande der Landbewohner. 
Selbſt Staatsdiener, fobald fie das Zutrauen ihrer 
Mitbürger zur freien Wahl beruft, fonnen in die 
Reihe der Bolfsvertreter gehören; nur muͤſſen theils 
die, welche im perfonlichen Dienfte des Negenten 
ftehen, theils diejenigen hHöchften Staatsbeamten, 
welche, von ihrem Standpuncte aus, Die einzelnen 
Hauptzwrige der Staatswerwaltung leiten und die 
Aemter in denfelben befeßen, fihon deshalb von der 
Wahl zur Volksvertretung ausgefchlofien werden, weil 
ihnen, nach ihrer Stellung, das Recht zufteht, den 
Berfammlungen der Volksvertreter, Doc) ohne Theil- 
nahme an der Abftimmung, beizumohnen, — End— 
lich verfteht es fich von ſelbſt, daß alle, welche nicht 
im Befige der individuellen Selbftjtändigfeit und der 
öffentlichen (politifchen) Freiheit ($. 14.) fteben, d. b. 
alle pänfifch Unmuͤndige, alle Dienftboten, alle für 
Tagelohn Arbeitende, alle Verforgte, alle in Unter- 
ſuchung befindliche , und alle in peinlichen Fallen Be— 
ftrafte, von der Wahl zur Volksvertretung ausge— 
ſchloſſen werden muffen. 

Die Vertreter des Volkes find aber, nad) der 
Eröffnung ihrer Verſammlung, nicht mehr die Re— 


« 
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präfentanten ihres Ortes, ihrer Provinz, oder ihres 
befondern Standes, fondern — für die Dauer ihres 
Beifammenfeyns — die unabhängigen, felbft- 
ftandigen,unverleglichen, und für ihre amts— 
mäßig geaußerten Meinungen und rechtlich abgegebe- 
nen Stimmen unverantwortlihen, Vertreter 
desgefammten®boifes; denn, als folche, follen fie 
blos und einzig die Begründung, Erhaltung und 
Sicherftellung der Rechte und der möglichften Wohl— 
fahrtdes ganzen Bolfes beabfichtigen, in deffen Namen 
und durch deſſen Wahl fie fprechen und handeln *), — 





*) Obgleich die Frage nad dem monardifhen, des 
mofratifchen oder arıfFofratifchen Princip 
einer Staatsverfaffung zunaͤchſt yolitifch uf, und 
alfo der Staatsfunft angehört; fo kann doch 
feine politifche Aufgabe ohne eine vechtliche Unter: 
lage gedacht werden, und diefe gehört dem Staats— 
rechte an. Mag alfo auch erit weiter unten in der 
Staatsfunft das in der Gefchichte der erlofchenen 
und noch bejiehenden Staaten vorliegende Verhaͤlt— 
niß der Monarcieen, Demofratieen und Ariftofra: 

‘  tieen gegen einander ausgemittelt werden können; 
fo erhellt doh aus den aufgeftellten ſtaatsrecht— 
lichen Örundfägen: daß nur da, wo Die gefeßs 
gebende Gewalt ausfchließend in den Händen 
‚der Volfsvertreter (wie 3. B. in der fpanifchen Con: 
ftirution der Cortes vom J. 1812) ruht, und der 
Regent blos an der Spike der vollziehenden Gewalt 
fteht, ohne irgend einen Antheil an der gefeßgebens 
den Macht, von dem VBorberrfchen des demofras 
tifhen Princips in der Verfaffung die Nede feyn 
kann; das ariſtokratiſche Princip hingegen da 
vorwaltet, wo entweder — bei dem Deftehen zweier 
Kammern — die fogenannte Pairsfammer den 
Ausihlag bei den Geſetzen (namentlich in Hinficht 
der Defteuerungsgefeke) gibt, oder wo — im Fall 
daß nur Eine Kammer flatt findet — die Stimme 
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In Hinſicht der Thaͤtigkeit derfelben muß die Ver: 
faffung genau beftimmen, welcher Antheil ihnen, 
in Verbindung und Wechfelwirfung mit dem Regen— 
ten, an der gefeßgebenden Gewalt zufteht, und bis 
‚wie weit die Verantwortlichfeie der verwaltenden Be— 
hoͤrden von dem Urtheile der Volksvertreter abhängt, 
befonders wenn das Recht derfelben eintritt, gewiſſe 
Staatsbeamte in Anflageftand zu fegen. Haupt- 
fahlih muß aber in der Verfaffung beftimmt feyn, 
auf welche Weife die Steuern und Abgaben, welche 
zum DBeftehen des Staates erfordert werden, von den 
Volfsvertretern bewilligt, unter die Provinzen des 
Staates vertheile, und nach ihrer Verwendung für 
die feftgefegten Zwede von den Volfsvertretern con- 
trollire werden follen. 

Wild. Tot. Krug, das Repräfentativfpftem. 
— 1816, 8. 

Sebald Brendel, die Gefhichte, das Weſen 
und der Werth der Nationalrepräfentation. 2 Thle. 
Bamb. 1817. 8. 

Karl v. Rotteck, Ideen über Landftände. Karls⸗ 
tube, 1819. 8. 

29. 
Rechtliche Formder vollziehendenGewalt. 


So wie durch die Verfaſſung des Staates die 


der Grundbeſitzer und der erblichen Staͤnde jedesmal 
die Stimme des gelehrten und des gewerbtreibenden 
Standes in Hinſicht der Geſetzgebung uͤberwiegt; 
das monarchiſche Princip aber da herrſcht, wo 
dem Regenten gemeinſchaftlich mit den Volks— 
vertretern die Initiative der Geſetze, ausſchlie— 
ßend aber die vollziehende Gewalt zuſteht. — Aus 
den aufgeſtellten Grundfäßen erhellt, daß nur das 
monarchiſche Princip in diefem Sinne dem philo> 
fophifhen Staatsrechte entſpricht. 
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rechtliche Form der geſetzgebenden Gewalt beſtimmt 
wird; ſo muß ſie auch den Umfang und die Wirkſam— 
keit der vollziehenden Gewalt, nach ihrer-recht: 
lichen Ankuͤndigung, beſtimmen. Der Begriff der 
vollziehenden Gewalt ſchließt aber in fih ein: theils 
die Nechte und Pflichten des Regenten; theils die 
Rechte und Pflichten der Unterthanen, beide nad) 
ihrem in der Verfaſſung fefigefesten gegenfeitigen 
. Berhaltniffe; theils alle für die vier verfchiedenen 
Haupetheile der Verwaltung (der Gerechkigfeitspflege, 
der Polizei, der Finanzen und des Militairs) noͤthi— 
gen hoͤchſten Staatsamter, mit deren Mittel- und 
Unterbehörden. Denn durch die vollziehende Gewalt 
foll der von der Vernunft aufgeftellte höchfte Zweck 
des Staates — die allgemeine und unbedingte Herr— 
fhaft des Rechts — in ſtrengſter Angemeffenheit zu 
der jedem Staate eigenthimlichen DBerfaffung und 
Gefesgebung, in allen befondern Verhältnifien 
desinnern und außern Staatslebens verwirklicht, 
und dadurch der Staat felbft zu einem in fich harmo- 
nifch verbundenen , und zu dem allgemeinen Ziele der 
Menfhheit ununterbrochen fortfchreitenden Ganzen 
erhoben werden. Die volljichende Gewalt gebietet 
daher über die rechtlichen und wirffamften Mit— 
tel und Bedingungen, durch welche die Verfaffung 
des Staates nach allen ihren einzelnen Öegenftänden, 
und Die Gefeßgebung nad) allen ihren einzelnen 
Theilen und VBorfchriften vollzogen werden kann 
und foll. 

In der Lehre von der vollzichenden Gewalt wird 
alfo zuerfi vom Regenten, dann von den Un- 
ferthanen, und darauf von den einzelnen Haupt- 
theilen ver Bermaltung gehandelt, 
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30.» 
Der Regent, als Souverain. 


Der Regent, als das Oberhaupt des Staates, 
ift zugleich das Oberhaupt der vollziehenden Gewalt. 
Er ift, als folder, der Repräfentant der vol: 
ligen Selbiiftändigfeit und Unabhängig- 
feit des gefammten VBolfes und Staates 
nach allen Bedingungen und Anfündi- 
gungen feines innern und außernSebens, 
und heißt, in diefer Beziehung, der Souverain 
(inwiefern namlich diefer Ausdruc der modernen 
Staatsfunft den Regenten als den Neprafenfanten der 
Selbfiftändigfeit und Unabhängigfeie eines Volkes 
und Staates bezeichnet, indem, nach dem diplomati— 
fhen Sprachgebrauche, dem Negenten eines nicht 
felbfiftandigen und nicht unabhängigen Volfes und 
Staates die Souverainetät nicht zufteht, und man 
deshalb bisweilen von halber Souverninrtät geſpro— 
chen hat). Deshalb fließt die Souverainetät des 
Kegenten theils den höchften, Feinem andern unter= 
worfenen, Willen in Hinficht des verfaffungsmäßi- 
gen Antheils an der gefeggebenden Gewalt, theils die 
höchfte, von Feiner andern abhängige, Macht in 
Hinfihe der Behauptung der Selbftftändigfeit des 
Staates nah innen und nad) außen, als zwei 
gleihe Größen, in fih ein *). 


*) Mit dicfer Begriffsbeftimmung fällt der einfeitige 
und fohielende Begriff der Bolfsfouverainetät 
von felbft. Der Maffe des Volkes, nad der 
Miſchung der fittlich: mündigen und der fittlich : ns 
mündigen Wefen, kann nicht die Souverainetät zu: 
tommen, weil diefe den hoͤchſten Willen und die 
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Mach diefer Beftimmung beftehen die Rechte 


des Negenten, als Souverains: 


4) in dem Rechte des Obereigenthums 


des Sad (dominium eninens), nach welchem 
‚er feinen Theil des Staatsgebiets von dem Staate 


fr 


ennen und einem andern Staate (ohne fürmliche 


Einwilligung der Volfsvertreter) überlaffen, aber 
auch das der Staatsbürger, nicht 


en — 


ud 


— 


hoͤchſte Macht — mithin Einheiten — in ſich 
einfchließt, welche nie unter Millionen Weſen ver— 


theilt ſeyn koͤnnen. Selbſt von einer Volksſouve— 


rainetaͤt im fogenannten Naturſtande kann 
nicht die Rede ſeyn, weil die vertragsmaͤßige Be— 
gruͤndung des Staates den Naturſtand fuͤr immer 
aufhebt, und, nach der Vernunft, nur das Leben 
im Staate ein rechthicher, der Naturſtand ein 
rehtlofer Zuftand ift. — Allein in dem Einne, 


dag den Gtellveriretern des Volkes ($. 28.) ein 
Antheil an der gefeßgebenden Gewalt 


zuſteht, und ſie, gleichmaͤßig mit dem Regenten, 
die Snitiative der Geſetze üben, kann — doch 
nur in ſehr beſchraͤnktem Umfange — denſelben 
ein Antheil an der Souverainetät beigelegt wer: 


"den. Befhränft ift aber diefer Antheil; denn 


1) die volle Eouverainetät umfchließt die gefek: 
gebende und vollziehende Gewalt gleihbmäßig, 
und den DVolfsvertretern ſteht die vollziehende Ge: 
walt gar nicht, und von der gefeßgebenden nur ein 


— verfaffungsmäßig genau. abgegrenzter — Theil 


?5 2) der Antheil der Stellvertreter des Volkes 


J 5 der aefeggependen: Gewalt dauert blos während 


der Zeit ihrer Function, worauf fiel ins’ Privatleben 
zuräeftreten, wogegen der Regent fuͤr immer bleibt, 


"was er if; und 3) fehlt. den Stellvertretern des 


Dolkes, als einer Mehrheit, die Einheit, welde 


durchaus im der äußern Nepräfentation der rn 
wverainetaͤt fihtbar werden muß. 
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als fein Eigenthum behandeln, fondern nur in 
Faͤllen, wo es der allgemeine Staatszweck erfors 
dert (z.B. für Seftungen, Hohftraßen, Damme 
u. ſ. w.), gegen Dinreichende Entfchädigung des Be⸗— 
theiligten, in Anfpruch nehmen darf; 

2) indem Rechte der Dberauffiht (jus 
supremae inspectionis), nad) welhem dem Re— 
genten Feine günftige und Feine nachtheilige Aeuße— 
rung und Erfoheinung im innern, wieimäußern 
Staatsleben, nach ihrem Berhältniffe zur Ver— 
faffung und zu dem höchften Zwede des Staates, 
entgehen darf; 

3) in dom Rechte der Geſetzgebung im 
engern Sinne (potestas rectoria), nad) wels 
chem der Regentin Gefegen, Verordnungen 
und Befehlen die Mittel und Bedingungen in 
einzelnen Ballen feftfege, Durch welche die Beſtim— 

° mungen. der Verfaffung und der organifchen Gefes- 
gebung im Staate verwirklicht werden follen; 

4) in der oberrihterlihen Gemalt 
(Juſtizhoheit), nach welcher die fammtlidyen Ge— 
richtshofe von dem Regenten errichtet und eröffnet, 
von iym in Hinficht ihres Derfonals befegt, und 
alle Urtheile derfi (ben — unbefchadet der völligen 

‚ Unabhängigf: it und Unabfrgbarfeit der ernannten 
Richter — in feinem Namen, doch in flrenger 
Angemeffenheit zu dem bürgerlichen und Strafge: 
feßbuche, und nach der vom Regenten ausgegans 
genen Gerichtsordnung, geſprochen und: Bekannt 

gemacht werden ; 

5) in der Polizeihoheit, nad) elchar afle 
Behörden. und Anftalten theils für die öffentliche 

„ Drdnung ‚und Sicherheit, theils für die Kultur 
und Wohlfahrt im Staate,, „. mit. Einfluß: ‚des 
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geſammten Erziehungsmwefens, von ihm angeordnet, 
in ihrem Innern geſtaltet, und in feinem Mamen 
verwaltet werden; 

6) in der Finanzhoheit, nad) welcher die 
„Bildung des Staatsvermögens aus dem Volksver⸗ 
mögen und die Verwaltung deſſelben, fo wie die 
Anwendung aller von den DVolfsvertretern bewillig- 

‚ten Steuern und Abgaben, in Angemeffenheie zu 
den dadurch zu Dedenden Bedürfnifen, von Dear 
Regenten ausgeht; 


7) in der Militairhoheit, nach welcher 

die Aushebung und Bewaffnung der Buͤrger zum 

oͤffentlichen Dienſte innerhalb des Staates, und 

fuͤr die Vertjeidigung des Staates im Kriege, fo 

wie Die ganze innere Öeftaltung des Heeres und der 

Flotte vom Regenten abhängt, und in feinem Ita: 
men gefchieht; 

8) inder Ooberhoheituͤber die Kirchen 
des Staates, nad) welcher der Regent das ein- 
zige Oberhaupt "aller Kirchen im Staate ift (jus 
episcopale)), und ihm die Beſchuͤtzung und Auf: 
vechehaltung der verfragsmaßig begründeten kirch⸗ 
‚lichen Berfaffung und Verwaltung (jus advocatiae 
„ecelesiasticae ), fo wie Die Leitung: des Verhaͤlt— 

| — * der äußern Angemeſſenheit der Kirche gm 
Staate (jus reformandi) zuſteht; 


9) in ver oberften Seitung der ausmwäar: 
tigen Angelegenheiten, fo daß die Beftim- 
mung und Entfcheidung aller Verhaͤltniſſe des 
"Staates zum Auslande, die Abſchließung aller 
Vertraͤge und Buͤndniſſe mitdemfelben, Die Kriegs: 

 erflarungen ‚und Sriedensfihlüffe, fo wie die Er: 


nennung der. Befandten, Commiffarien und Depu⸗ 
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tationen für alle diefe Zwecke, einzig von ihm ab- 
hängen. | 


31. 


Fortfegung Majeftötsrehte des Re 
genten, 


Dem Kegenten fommt, inwiefern er Souverain, 
d.h. Repräfentant der gefammten Selbftftändigfeit 
und UnabHängigfeit des Volkes und Staates ift, und - 
inwiefern fammtlihe Rechte der Souverainetät von 
ihm und in feinem Namen im In- und Auslande 
geuͤbt werden, die Majeftät zu, unter welcher die 
äußere finnlihe Anfündigung der hoͤch— 
ſten perfönlihen Würde im Staate verftan- 
den wird. Es find daher alle Rechte der Majeftät 
perfönliche Rechte; fie gründen fi aber auf die 
($. 30.) aufgeftellten Souverainetätsrechte, 

Nach den Nechten der Majeftat ift der Negent: 

4) unverleglidh. Seine Perfon ift heilig, 
und verfinnlicht (repräfentirt) eine Würde, die auf 
Erden feine höhere uber fih, und nur die der Kegen- 
ten anderer Volfer und Staaten als ſich vollig gleich 
erkennt. Jede Beleidigung dieſer Würde ift Ma- 
jeftätsverbrehen, und jeder beabfichtigte oder 
vollführte Angriff auf die Perfon des Regenten Hoch— 
verrath. 

2) unmwiderftehlich; denn er gebietet, für 
die Wermirflihung des Staatsjwedes und der Ver— 
faffung, über die gefammte Macht des Staates und 
über alle Kräfte der Staatsbürger ; 

3) unverantwortlid, weil das Volf im 
Unterwerfungsvertrage, unter der Bedingung ber Seit: 
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Haltung der Verfaffung, dem Regenten fi) unbedingt 
unterworfen hat, und weil in einem auf vertragsmä« 
Biger Verfaffung ruhenden Staate nicht der Regent, 
fondern nur die von ihm angeftellten Staatsbeamten 
für alle Berlegungen der DVerfaffung dem Negenten 
‚und den Stellvertrerern des Volkes verantwortlicd) 
find , indem der Regent, auf feinem höchften Stand» _ 
puncte, fein Unrecht begeben kann, und alfo jeder 
Regierungsmißgriff, jede Verlegung der Verfaffung 
und der organifchen Gefeggebung blos von der fehlers 
haften Berathung und eigenmächtigen Willführ- der 
Staatsbeamten in feiner Nähe ausgeht. Der Regent, 
welchem alle im Staate verantwortlich find, kann nicht 
felbft verantwortlidy feyn; er, der hoͤchſte Richter im 
Staate, in deffen Namen gerichtet wird, Fann nicht 
felbft gerichtee werden, 


BB 
Pflichten des Kegenten, 


So groß die Nechte des Regenten , nad) der ihm 
zuftehenden Souverainetaͤt und Majeftät (F. 30. 31.) 
find ; fo groß find auch feine Pflichten, weil Rechte 
und Pflichten ſich gegenfeitig bedingen, weil beide auf 
dem zwifchen dem Megenten und dem Wolfe abge: 
fchloffenen LUnterwerfungsvertrage gleichmäßig bes 
ruhen, und weil der Regent — unbefchader der Heis 
ligfeit und Majeftär feiner Perfon — Doc) als Menfd) 
ein ſittliches Wefen bleibt, das in feinem In— 
nern die fittliche Gefeßgebung nicht verfennen Fann, 
nach welcher er feine Abhangigfeit von Gott, 
dem höchften fitelichen Gefeggeber und Richter, wahr: 
nimmt. Diefes individuelle Bewußtſeyn feiner Ab- 
hangigfeit von dem Urweſen aller Sittlichkeit, und 
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die aus feinem Vertrage mit dem Volke hervorgehen— 
den Verhäaͤltniſſe, legen ihm folgende Pflichten auf: 


4) Aufrehrbaltung der Verfaffung 
nach allen ihren einzelnen Bedingungen, und nament- 
lich Aufrechthaltung der perfünlichen Freiheit und 
Sicherheit, der Gleichheit aller Staatsbürger vor 
dem Gefege, der Freiheit der Preffe und des fird)- 
lichen Glaubens, und der Heiligfeit des rechtlich er- 
worbenen Eigenthums. 

2) Behandlung des Staatesals eines 
lebensvollen, für ſittliche Zwede errich- 
teten und fittlihe Gefhopfe umſchließen— 
den, Ganzen, und nicht als einer Maſchine. 


3) Durchgaͤngige Anſtellung der Wuͤr— 
digſten zu allen Staatsaͤmtern, nach zweckmaͤßiger 
und ſtrenger Pruͤfung ihrer Kenntniſſe, und nach 
ſorgfaͤltiger Ausmittelung ihrer ſittlichen Muͤndigkeit; 
überhaupt nach dem Maasſtabe ihrer perſonlichen 
Tugenden und bereits erworbenen bürgerlichen Ver— 
Dienfie, 

A) Behauptung aller Rechte der voll: 
ziehenden Gemalt, ohne je durch Eingriff in den 
Gang der Gercchtigfeitspfiege,, oder durch geheime 
Dolizei, oder durch eigenmachtige Auflegung , Erbe: 
bung und willfuhrliche Verwendung der zu beſtimm— 
fen Zwecken bemilligten Steuern und Abgaben, oder 
durch den Gebrauch des Kriegerftandes für andere 
Zwede, als fir die innere Sicherheit und die Ver: 
theidigung des Staates nach außen, oder durch unter- 
laffene Befanntmachung und Vollziehung der von 
der gefißgebenden Gewalt befchloffenen Gefege, oder 
endlich durch nachtheilige Verbindungen und Unter: 
handlungen mit dem Auslande, den Endzwed alles 
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Staatslebens, die Verwirklichung der Herrſchaft des 
Rechts und der Wohlfahrt der gefammten Staats« 
bürger, zu hindern. 


Thom. Rorarius, Manttenfpiegel, Mit VBorrede 


von Spangenberg. s. ]. 1566. 8. 

Seo. Lauterbeck, Regemenbuch. Wittenberg, 
1681. Fol. 

Casp. Ziegler, de juribus majestaticis. Viteb. 
1710. 4. 

Franz Rud. Edler v. Groffing, der Souverain, 
oder die erften Haupt: und Grundfäße einer monars 
— Regierung. Wien, 1780. 8. 

. Sac. Engel, der Fuͤrſtenſpiegel. (Iſt der 
baut Dand f. Schriften.) Berl. 1802. $. 

Sr. AUncillon, über Eouverainetät und Staats⸗— 


Manelurgen. Berl. 1815. 8. 
W. Tgt. Krug, die Fürften und die Voͤlker in 


a gegehfeitigen Sorderungen dargeftellt. Leipzig, 
1816. 8. 


Sriedrich 2 nennt theils im Antimacchia— 
vel, theils im Leben feines Öroßvaters (in 
der histoire de l’Arademie de Berlin, Annee 
1748, p. 392), theils in ſ. Cim hohen Alter ges 
fhriebenen) Abhandlung: Berfuch uber die Re— 
gierungsformen und uber die Pflichten 
der Regenten inf. hinterl, Werfen Th.6, 
S. 41 ff.) Den Regenten den erften Diener des 
Staates, fo daß er (in den erften Abyandlungen 
langit vor Rouffeau’s contrat social ) die Regen— 
tenwuͤrde als ein Amt betrachtete, das aus «einem 
Vertrage entſpringt. Obgleich dieſe Anficht 
nicht die richtige zu ſeyn ſcheint, da ſie die 
Regentenwuͤrde allen andern Staatsamtern gleich 

ſtellt, deren Ernennung, Wirfungsfreis und 
äußere Macht Doch einzig. von dem Megenten aus— 


216 Staats» und Staatenrecht. 


geht und abhängt; fo kann Doch nicht gelaugnet 
werden, daß fie auf einer fittlichen Unterlage 
beruht, und in den Schriften eines europäifchen 
Souverains des achtzehnten Jahrhunderts nicht 
ohne Wirfung bleiben Fonnte. Ja Friedrich! 
war fo feft von dieſer Heberzeugung durchdrungen, 
daß fich jener Ausdruck in der leßfgenannten Ab- 
handl. (hint. Werfe Th, 6) zweimal finder: 
©.47 „Man präge fich feft ein, daß die Erhal- 
ung der Gefege die einzige Urfache war, welche 
die Menfchen vermochte, ſich Oberherren zu geben; - 
denn dies ift der wahre Urfprung der Souveraine- 
tät. Diefe Obrigfeit war ver erfte Diener des 
Staates.’ — und ©.64: „Damit der Regent 
feine Pflichten nie aus den Augen laffe, muß er 
fih oft erinnern, daß er ein Menfch ift, wie der 
Geringfte feiner Untertdanen. Er ift niches, 
als der erfte Diener des Staates, und 
bat die Verpflichtung, mit aller Nechtfchaffen- 
heit, Weisheit und Uneigennügigfeit zu verfahren, 
als wenn er jeden Augenblick feinen 
Mitebürgern über feine Staatsverwal— 
tung Rechenſchaft ablegen follte Folg— 
lich ift er firafwürdig, wenn er das Geld feines 
Volkes, welches durch die Auflagen einkommt, in 
Aufwand, in Domp und zu Ausſchweifungen ver- 
fhwender ꝛc. “ | 


33 
Nechte und Pflihten der Unterthbanen. 
Bei der gewiffenhaften Erfüllung der vertrags- 
mäßigen Pflichten des Regenten find die Staatsbürger 
zu unbedingtem Gehorſame gegen "benfelben 
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‚ verpflichtet, mie fie diefen Gehorfam überhaupt in 
dem Lnterwerfungsvertrage gelobt und perfonlich in 
dem Bürger - oder Amtseide geleifter haben. Diefer 
Gehorfam ift unbedingt, inwiefern 4) nur der 
Regent aus feinem höchften Standpunete vollig ficher 
beurtheilen kann, welche rechtliche Mittel zur Er— 
veichung und Behauptung des Staatsjwedes und der 
gemeinfchaftlich beſchwornen Verfaffung zugleich die 
wirffamften find; inwiefern 2) jede Verweigerung 
des Gehorfams in Hinficht diefer Mittel die Sicher- 
heit, Ordnung und Sreiheit des innern»Staatslebens 
unaufhaltbar fiören würde; und inwiefern 3) der 
Staatsbürger, Durch den Unterwerfungsvertrag, ver- 
pflichtee ift, felbft die Befchränfung und Aufopferung 
feiner individuellen Nechfe und Wohlfahrt gutzuhei— 

Ben, fobald auf Feine andere Weiſe der Zweck des 
Ganzen erreicht oder erhalten werden fann. Doch 
darf das beeinträchtigte Individuum in dem legten 
Salle feine Vorftellungen und Befchwerden auf dem 
rechelihen Wege an die vorgefeßten Behörden, und, 
wenn es von diefen zurückgewiefen wird, an die Per- 
fon des Negenten felbft gelangen laffen, weil es denk— 
bar ift, daß jene Behörden irren Fonnen, und weil 
in vielen Fallen eine minder druͤckende Ausgleihung 
des beeinträchtigten Nechts moglich bleibe, 

Allein diefer unbedingte Gehorfam ift Fein lei- 
dender Gehorfam. Der unbedingte Gehorfam ift 
ein freiwilliger, d. h. ein aus der fittlichen Geſetzge— 
bung und aus der Heberzeugung der Gehorchenden von 
der Mechtlichfeit des beabfichtigten Zweckes hervor- 
gehender, fo wie auf feierlichen Vertrage beruhender 
Gehorfam; er widerfpricht alfo weder der fittlichen 
Natur des Menfchen, noch der Natur eines rechtlich 
abgefhloflenen Vertrages. Der leidende Gehor— 
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fan hingegen beruht von der Seite des Befehlenden 
nicht auf Vertrag (nicht auf einem ſittlichen Verhaͤlt— 
niffe), fondern auf bloßer Willkuͤhr und Laune, und 
von Seiten des Gehorchenden nicht auf freier Zuftim- 
mung zu einem vertragsmäßig feftgefegten Zwede, 
fondern auf blinder Unterwerfung unter die Willführ, 
ohne die Vergegenwärtigung irgend eines Zweckes und 
ohne die Moglichkeit, bei diefer Unterwerfung unter 
die bloße Willführ, die Würde eines ſittlichen Wefens 
behaupten zu können. Deshalb ift der leidende 
Gehorfam unſittlich und unrechtlich zugleich; er kann 
nie von Wefen unfrer Art gefordert, fondern höchftens 
im Thierreiche gehandhabt werden. 

So gewiß alfo auch die Staatsbürger, als Un- 
tertbanen, zum unbedingten Gehorfame verpflich- 
tet find; fo wenig find fie es, nah Rechts - und Pflich— 
teniehre, und nach den Grundfägen der Neligion, 
zum leidenden Gehorfame. Zu dem legtern wür- 
den fie aber nur auf zweifache Weife genoͤthigt wer— 
den fonnen: 4) entweder nach der Eroberung des 
Staates durch einen Fremden, welcher, ohne einen 
rechtlichen Unterwerfungsvertrag mit den Befiegten 
und ohne einen rechtlichen Abtretungsvertrag mit dem 
bisherigen Oberhaupte derfelben abzufthließen, die 
Befiegten dem bloßen Zwange der Willkuͤhr 
unterwerfen wollte, 2) oder wenn der vertragsmäßig 
an der Spitze ſtehende Regent geradehin und 
eigenmäctig die Berfaffung des Staates, 
deren Aufrechthaltung er befchworen hat, felbft um— 
ſtuͤrzen, und durch Gefeße und Befehle, welche ven 
Grundbeftimmungen der Verfaflung vollig. zuwider 
waren (3. DB. durch das willkuͤhrliche Ausfchreiben 
unerfchwinglicher Abgaben; oder durch den “Befehl 
an proteſtantiſche Chriften,, Katholifen zu werben, 
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u. a.), die Würde fietlicher Wefen in feinen Unter: 
thanen zerftören und ihnen den Genuß aller Nechte 
und allee Bedingungen irdifcher Wohlfahrt entziehen 
wollte, 

Sn dem erften Falle, wo ein fremder Eroberer, 
ohne durch einen Abtretungs- und Unterwerfungsver- 
‚trag zum Negieren berechtigt zu feyn, blos das Joch 
des Treibers und den Zwang der Willführ gegen Das 
befiegte Volk anwendete, würde daffelbezum Zwange 
gegen den Eroberer, fo lange diefer Zuftand 
dauerte, berechtigt bleiben, d. h. es würde das 
Recht haben, in jedem günftigen Augenblicke das 
Joch der Willführ abzumerfen, und wieder in Die 
ehemaligen rechtlichen WVerhältniffe, wie vor der 
Eroberung, zuruͤckzukehren (wie 3. DB. die Ruſſen 
4477 nad) Abfchurtelung des mongolifchen Joches, 
und die Schweden im J. 1523, als fie fih unter 
Guſtav Wafa von Dänemark trennten); oder, wenn 
diefes niche möglich wäre (wie z. B. bei den aus 
dem Eril zuruͤckkehrenden Juden), eine neue recht— 
lihe Verfaffung und Geftaltung vertragsmäßig fi 
zugeben. 

In dem zweiten Falle aber, wenn der recht— 
mäßige Negent felbft die Verfaflung des Staates 
eigenmädhtigundvollig umftürzen wollte, fann 
nicht der Geſammtheit des Volkes, fondern nur deffen 
rechtmäßigen Stellvertretern, wegen ihrer gleichmaͤ— 
Bigen Theilnahme an der gefiggebenden Gewalt, das 
Hecht zufteben, den Negenten an die thatfachliche 
(nicht etwa blos befürchtete) Verlegung der Verfaf- 
fung und an die Folgen derfelben zu erinnern, fo wie 
im außerften Falle, — dafern, aller VBorftellungen 
und Befchwerden ungeachtet, die Verlegung der Ver— 
faffung fortdauerte, und wenn die Verfaffung auf 
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feine andere rechtliche Weife gerettet werden 
koͤnnte, — Demfelben den Gehorfam aufzufündigen, 
und den zwifchen dem Negenten und dem Wolfe be— 
ftehenden Vertrag als aufgelofet zu betrachten. Diefes 
Aeußerfte koͤnnte aber nur dann unternommen 
werden, wenn theils die Würde der fittlichen Natur 
in den Regierten, fo wie ihr Recht auf Wohlfahrt und 
Gluͤckſeligkeit, theils die Selbftftandigfeit und Unab- 
hängigfeit des Staates im innern und äußern Staats- 
leben nicht anders gerertet werden Fünnte. Doch folgt 
ſelbſt aus dieſer Aufkuͤndigung des Gehorſams nichts 
weiter, als daß der bisherige Regent aufhoͤrte, Regent 
zu fepn, und nad) der Auflöfung des Vertrages ins 
Privatleben einträte; in feinem alle aber. 
Das Recht, den Regenten wegen feiner Regentenhand- 
lungen zur Verantwortung zu ziehen, oder gar zu be= 
firafen, weil er während der Zeit feiner Regierung 
perfonlich unverleglih und heilig, und für alle feine 
Hegentenhandlungen unverantwortlich ift. 

Sp felten auch, namentlich unter hriftlihen 
Völkern, die geſchichtliche Erfiheinung gewefen 
ift, daß Negenten entfegt, oder gar, wie in Eng- 
land Karl 1 und in Franfreih Ludwig 16, 
hingerichtet worden find; fo darf doch im philofo- 
phifihen Staatsrechte die Prüfung diefes Gegen— 
ftandes nicht übergangen werden. Denn aus dem 
Dbengefagten erhellt an fich die UnrechtlichFeit und 
Schändlichfeit des Betragens gegen den unglücd- 
lihen Karl 1 und !udwig 16, ein Betragen, 
vor welchem nicht blos gewarnt, fondern Das auch 
durh DVernunftgründe nach feiner Abſcheulichkeit 
entwicele werden muß, weil einmal Thatſachen 
diefer Art nicht aus der Geſchichte vertilge werden - 
fonnen. — Sn Hinfiht der Entfegung eines. 
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Regenten ift, in der neueften Geſchichte chriſt— 
liher Völker, die Thronentſetzung Guftavs 4 
von Schweden im Jahre 1809 das wichtigfte 
Beifpiel, indem diefer Schritt, durch die Aner— 
fennung feines Machfolgers von allen europäifchen 
Mächten, felbft von diefen gufgeheißen ward ; denn 
die Entfegungen Selims3 und Muftap ha’s 
4 find außerchriftliche Ereigniffe. — In der 
Theorie des Staatsrechts war das fogenannte jus 
resistentiae von jeher einer der fehwierigften Puncte, 
befonders weil die Gefchichte, alter, mittlerer und 
neuefter Zeit dieſe Aufgabe oft ſehr gewaltfam 
gelöfer hat. Man denfe an die Gefchichte der - ifraes 
lieifchen Könige, der perfifchen Kaifer, der Impe— 
raforen in Nom und Byzanz; an die Thronent- 
fegung des leßten Merovingers in J. 7525 an die 
Thronentfeßung des legten Karolingers im J. 987; 
Chriftians 2 von Dänemarf u. ſ.f. — Es if 
wahr, ,Dobbes, Grasmwinfel, und mehrere, 
namentlich Fr. Geng (inder Berl. Monatsfhr. 
"1793, Dec. ©. 542 ff.), ſelbſt Kant in gewiſſer 
Hinfiht (met. Anfangsgründe der Rechts— 
lehre ©. 174), lehren nicht blos den unbedingten, 
fondern felbft den leidenden Gehorſam; allein von 
der andern Seite müffen auch Männer wie _ 
Friedrich 2 in der angezogenen Stelle (Mote 
zu 6.32.), u. Feuerbach (Anti-Hobbes ©. 
92f.), v. Jakob (indem Antimachiavel), 
v. Schlözer (in dem allg. Staartsredre *) 


— Eee tr ER 


*) Schlözer fagt dafeldft: „Es gibt Fein crimen lae- 
sae majestatis in der Bedeutung der Nerone. Es 
gibt keine obedientia passıva im Stuartifhen Ver: 
ſtande. Dieſe Lehre hat die, Stuarte einen der ſchoͤn⸗ 
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S. 195 f), Hagemeifter (in ſ. Zufägen zur 
Ueberfegung von Schnaubert: Auch der 
Regent :c.), Hevdenreih (in f. Staats: 
rechte *), Th. 2, © 20), Rüdiger (inf. 
gehrbegriffe des VBernunftsredts und 
der Öefeggebung, ©. 252 ff.), Voß (Hand: 
buh der allgem, Staatswiffenfhaft, 
9.1, ©. 513 f), v. Eggers (Berfudheines 
fyftem. Lehrbuchs des nat. Staatsr. ©. 
2198.) *®), a a od. Syſt. d. 
pract. Phil. TH. 1, 361 — 365, und deſſen 
Handb. der Phi ERA. TE SR), 


ften Throne der. Welt gefoflet. Dem ‚zufolge gibt 
es ein jus resistentise gegen Ufurpatoren und Typ: 
rannen; wiewohlnur im Falle hoher Evis 
denz.‘ 


*) Heydenreich am a. D. ‚Wenn der DOberherr 


fih durch den Bruch des Vertrages, durch“ Angriffe 
auf die Geſellſchaft und ihre Verfaſſang als Feind 
zeigt; fo hat die Sefellfehbaft gegen ‚ihn das Recht 
des DBeleidigten in feiner Unendliwkeit. 


*x*X) Eggers fast ©. 221: „Das aͤußerſte Mittel, 


welches die Unterthanen wider den Regenten haben, 
ift die Abſetzung deffelben. Denn wenn gleich der 
Negent die Majeftät eigenthuͤmlich beſitzt; fo find 
die Bürger dennoch befugt, ihm diefes, fobald es 
es zuverläffig ift, daß er feine Pflichten nicht er: 
füllt, zu nehmen, wenn fein anderes Mittel zur 
Erhaltung des Staates vorhanden iſt.“ 


**xx) Krug a. aD. „Der Widerftand kann zuerft 


negativ feyn, und befteht dann blos in der Ber: 
weigerung des Gehorfams. Er kann aber auch 
pofitiv, oder ein wirklicher Aufftand werden. Wie 
weit jedesmal ein folcher Widerfiand gehen dürfe, 
Tage fih im Allgemeinen gar nicht beftimmen, ſon⸗ 
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‚und viele andere über dieſen Gegenftand verglichen 
werden. (X. Benj, Erhard, über das Recht eines 
Volkes zu einer Revolution. Sera, 1795: 8.) 


Die richterliche Gewalt. 


Wenn das Recht im Staate zur Herr ſchaft ge⸗ 
langen, und jede Selbſthuͤlfe von der "bürgerlichen 
Geſellſchaft ausgefchloffen werden foll, weil in der: 
felben an die Stelle der Selbſthülfe der rechtlich ges 
ftaltete Zwang trittz ſo muß in verfilben eine Gewalt 
beftehen, welche darüber wacht, daß jedem Bürger 
das mwiederfahre, was in dem einzelnen Falle Recht 
iſt. Dieſe Gewalt ift die rihterlihe. Sie ift 
ein Theil der vollziehbenden Gewalt, und, 
nach) ihrer Ihätigfeit, an Die vorausgebende 
gefeßgebende Gewalt gebunden; denn fie hat 
die Beftimmung, die einzelnen Kechtsftreitigkuiten i in 
der bürgerlichen Grfellfchaft den vorhandenen organi= 
ſchen oder abgeleiteten Gefegen unterzuordnen, und den 
vorliegenden oder ftreitigen Fall in Angemeffenbeit zu 
den beitehenden bürgerlichen oder peinlichen Geſetzen 
zu entfcheiden. Dierichterliche Gewalt Fann daher, fo 
groß und einflußreich auch ihr Wirfungsfreis ift, mit 
der gefeßggebenden und vollziehbenden Ge— 


dern kommt auf die Dringlichkeit der Umftände an, 
und muß dem Gewiffen Überlaffen werden. — So 
viel aber ift Elar, daß es chen fo ungereimt, als 
ungerecht wäre, wenn die zum Widerfiande gend 
thigten Unterthanen ihren Regenten zur Verantwors 
tung ziehen, beftrafen, oder nar hinrichten wollten. 
Denn fie find nicht deffen Nichter, und haben keine 
Strafgewalt über ihn. 
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waltnihtaufgleihe Höhe geſtellt werden, 
weil ſie nach ihren Entſcheidungen von der erſten ab— 
haͤngt, und nach ihrer Wirkſamkeit ein Theil der zweiten 
iſt. Denn obgleich der richterliche Ausſpruch ganz 
dem Ermeſſen des Richters, ohne irgend einen aͤußern 
Einfluß auf denſelben, überlaffen bleiben muß; fo ge- 


ſchieht doch derſelbe im Namen des Kegenten, 


in welchem alle Öefege im Staate, als unveränderliche 
Vorſchriften des Sefammtwillens, befannt gemacht 
und vollzogen werden, Die Wirkſamkeit des Rich— 
ters in Beziehung auf die vorhandene Geſetzgebung 
iſt aber zunaͤchſt an die grammatiſche Erklaͤ— 
rung Bes Geſetzes, nad) den Worten deſſelben und 
‚nach deren Zufammenhange, und, wo diefe nicht’ aus- 
reicht, an.die logifhe Erflarung, oder an die 
Ableitung des Urtheilsfpruches aus der Abfiht des 
Gefeggebers (dem Grunde des Gefeges) gebunden, 
Damit ift zugleich die Grenze feiner Wirffamfeit be— 
ſtimmt. Denn wenn er den befiehenden Gefegen 
feine individuelle Anfiht und Deutung unterlegt; 
fo überfchreiter er feinen Beruf, Daraus: gehe frei— 
lich mie Nothwendigfeit hervor, daß der Richter um 
fo beftimmter und ficherer den einzelnen Fall unter 
Das bejtehende Gefeg bringen kann, je deutlicher und 
beftimmter das Gefeg felbit lautet, je mehr innerer 
Zufammenhang in den einzelnen Theilen der Gefeß- 


gebung befteht , und je genauer das vorhandene bür-- 


gerliche und Strafgeſetzbuch den Bedürfniffen eines 
in feiner geiftigen Bildung und fittlichen Reife fort— 
gefchrittenen Volkes entſpricht. — Wo zweifelhafte 
Falle eintreten, oder wo irgend eine Thatfache im 
Staatsleben durch Fein vorhandenes Gefeg vorgeſehen 
worden ift; da follte nie der Richter, nach eigenem 
Ermeffen oder nach der Aehnlichkeit (Analogie), 
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fondern die im Staate beftehende Gefegcommiffion 
entſcheiden. 


| 35 
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Naͤchſt dem buͤrgerlichen und Strafgeſetzbuche 
im Staate, ſetzt aber auch die Wirkſamkeit der rich— 
terlichen Gewalt ein Geſetzbuch fuͤr die recht— 
liche und zeitgemäße Form der Gerechtig— 
keitspflege, ſo wie die feſte Begruͤndung der ver— 
ſchiedenen Gerichtshoͤfe, nah) den einzelnen In— 
ſtanzen der Ober-, Mittel- und Unterbehorden, und 
die Beſtimmung aller der Faͤlle voraus, die fuͤr dieſe 
einzelnen Gerichtshoͤfe gehoͤren. Gleichmaͤßig muß 
für die gerichtlichen Anwaͤlde (Advocaten) eine 
forgfaltig berechnete Ordnung beftehen, und über die: 
felbe von der vollziebenden Gewalt gehalten werden. 
Soll übrigens die richterliche Gewalt ihrer hoben 
Beftimmung im Staate entfprechen; fo muß das ge- 
fammte Perfonale derfelben,, zwar vom Megenten er- 
nannt und in deffen Namen erfennend, in Hinfiche ſei— 
ner Wirffamfeit aber vollig felbftftandig und 
unabhängig feyn, fo daß daffelbe einzig an die 
Gefegbücher für die bürgerlichen und peinlichen Fälle 
und fir die Gerichtsform gebunden, nie aber von dem 
Willen irgend einer verwaltenden Behörde, von einem 
Kabinetsbefehle, von einem Winfe von oben, oder 
von einem andern Außern (vielleicht gar auswärtigen) 
Einfluffe abhängig, und der einzelne Richter nur in 
dem einzigen Falle in Anflageftand zu verfeßen, und 
des Amtes verluftig zu erflaren ift, wenn er die 
Winde feines Amtes verlegt, und das Recht auf 
irgend eine Weife gebeugt hat. 
I. 15 
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Eben fo muß das Perfonale der Richter von allen 
übrigen Zweigen der gefeggebenden und vollziehenden 
Gewalt verfchieden-feyn; theils weil das Richteramt 
an fich die volle Kraft eines menfchlichen Geiftes ver- 
langt; theils weil die übrigen Zweige der Verwal— 
fung, namentlich die Polizei und die Finanzen, nad) 
ihrer Wirffamfeit unvereinbar find mit dem eigen- 
thuͤmlichen Gefchäftsfreife des Richters. Nicht min- 
der verlangt das Richteramt eine collegialifche, 
und Feine bureauartige Einrichtung, fo daß 
felbft der DVorftand einer richterlichen Behörde auf 
das Urtheil und die Anſicht der einzelnen Mitglieder 
des Gerichts feinen perfönlichen Einfluß ausüben darf. 
Sobald endlich der richterliche Ausſpruch, nach 
Stoff und Form, den beftehenden Gefegbüchern vollig 
angemeffen ift; fobald darf derfelbe auch — den fel- 
tenen Fall der Ausuͤbung des Begnadigungsrechts 
ausgenommen — nie verändert, d. h. weder gemil- 
dere noch gefchärft, noc) ganz aufgehoben oder un— 
vollzogen gelaflen werden. Nicht minder muß jedem 
Staatsbürger das Recht zuftehen, die Urtheilefprüche 
der richterlichen Gewalt in eignen, oder fremden Ans 
gelegenheiten zur Deffentlichfeit zu bringen; theils 
weil die Handhabung der Gerechtigkeit eine öffentliche 
Thatſache im außern freien Wirfungskreife iſt; theils 
weil dadurch das Gewicht und der Einfluß ehrwuͤrdi— 
ger Gerichtshöfe auf das öffentliche Staatsleben nicht 
vermindert, fondern gefteigert werden muß. 


36. 
Die vier Haupttheile der Staatsvermwals 
tung. 


So wie e8 nicht ein Gegenftand des Staats» 


rechts, fondern der Staatskunſt ift, die einzelnen 


| 
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KRegierungsformen unter ſich zu vergleichen (4.3. 
die monarchifche, demokratiſche, ariftofratifche u. f.m.), 
wie fie nach dem Zeugniffe der Gefchichte beftanden ' 
haben und noch beftehen, obgleich die rechtliche Form 
der Verfaffung des Staates — als Grundlage 
aller Staatsregierung — auf Örundfägen der Ver: 
nunft beruht; fo geböre auh das Einzelne der 
vier Hauptzweige der Staatsverwaltung 
zunachft in den Kreis der Staatsfunft (3. B. nad 
den einzelnen Minifterien, den verfchiedenen Behoͤr— 
den u. f. w.), und nur die Haupteintheilung der 
Staatöverwaltung felbit, fo wie das allgemeine 
Verhaältniß ihrer Theile gegen einander, 
in das Gebiet des Staatsreches. 

Die Verwaltung des Staates umfchließt aber 
vier einzelne Theile: die Gerechhtigfeitspflege, 
die Polizei, die Finanzen und die bewaffnete 
Mache In Beziehung auf diefelben ftelle die Ver— 
nunft drei rechtliche Grundbedingungen auf: 

4) daß die zwecfmäßige Geftaltung der Ver: 
walfung von der rechtlichen Form der Ver: 
faffungabbängt, weil eine Verwaltung, obne 
Begründung in der Verfaffung, nur Einzelnheiten, 
nicht aber eine innere Einheit und Vollendung des 
 Staatsorganismus darbieten kann; denn alle Theile 
der Verwaltung find unter ſich einander gleich, und 
gehen nicht einer ausdem andern, fondern fie 
alle gemeinfhaftlich und gleihmäßig (für 
Bedürfniffe der bürgerlichen Gefellfchaft, die einan- 
der an Wichtigfeit gleich ftehen,) aus den Grund: 
beftimmungen der Verfaffung hervor ; 

2) daß, nahihrem Perfonale, die vier 
Haupttheile der Verwaltung ftreng von einander 
getrenntmwerden, und namentlich die Gerechtig- 
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feitspflege von der Polizei, fo wie die Finanzverwal- 
tung von der Polizei und Gerechtigfeitspflege 5: theils 
zur Verhütung der mannigfaltigen Mißbräuche bei 
der Ausübung einer doppelten, von einander vers 
fhiedenen, Gewalt; tdeils weil jeder befondere Zweig 
der Verwaltung eine eigenthuͤmliche Vorbereitung und 
längere Hebung erfordert, wenn die hoͤhern Zwecke 
des Staates durch ihn erreicht werden follen; 

3) daß fammteliche, in den vier Hauptzweigen 
der Verwaltung von dem Regenten ernannte und an— 
geftellte Beamte, in dem vertragsmäßig begründeten 
Staate , zunachft in allen Beziehungen dem Regen— 
ten, fo wie den Stellvertretern des Volkes nach dem 
ihnen verfaffungsmäßig zuftehenden Antheile an der 
gefeßgebenden Gewalt, fur die Art und Weife ihrer 
Verwaltung verantwortlid find. 

Es iſt alfo Grgenftand der Staatsfunft, mit 
Hinficht auf die örtlichen und volfsthumlichen Ber 
durfniſſe und Verhaͤltniſſe, im Einzelnen zu bes 
ffimmen, wie viele Minifterien, als höchfte 
Endpuncte aller Staatsverwaltung, mit ihren Uns 
terbehoͤrden, — wie der Staatsrath, als höchſte 
beratdende Behörde, nach feiner Eintheilung in 
Sectionen, — wie viele Gerichtshöfe, wie viele 
Polizei - und Sinanzbehorden einzurichten, und wie 
die Feiegerifihen Kräfte des Staates anzuordnen, 
zu verfheilen und zu leiten find, 

Necker, von der vollziehenden Gewalt in gro: 


fen Staaten. Nah d. Franz. (von Pe). 2 Thle. 
Nürnd, und Lpz. 1795: 8. 


31+ 
Die Staatsaͤmter. 


" Die Vernunft denfe unter einem Staatsamte 
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den nothwendigen, von dem Regenten nad) feinem 
Umfange, nach feiner Macht und nach feiner Würde 
genau beftimmten Wirfungsfreis eines, für irgend 
einen befondern Zwed des Staates angeftellten, In— 
dividuums. Die Ueberfragung des Amtes von 
Seiten des Negenten oder in deffen Namen, und die 
Uebernahme deffelben von Seiten des Angeftellten 
vermittelft des Dienfteides, bildee den Amtse 
oder Dienftvertrag, weil für fittliche Wefen eine 
forfdauernde Berechtigung und Verpflichtung nur auf 
Vertrag beruhen Fann. 

Nach dem gewöhnlichen. Maafe der Förperlichen 
und geiftigen Kräfte eines Individuums, nach der 
Art und Weife der zwecfmäßigen Vorbereitung zum 
Eintriste in den Dienft des Staates, und nad) dem 
jtaatswirtbfchaftlihen Grundfage der Theilung der 
Arbeit, verlangt jeder befondere Zweck des Staates 
(3.3. die Ausuͤbung der Gerechtigfeitspflege,, Das 
Erzicehungsmwefen, die Erhebung der Ereuern und 
Abgaben u. f. w.) einen abgefchloffenen Kreis von 
Individuen, die für die Verwirklichung diefes Zweckes 
ernannt und angeftellt werden. Es muß aber jedes 
einzelne Staatsamt nothwendig feyn, weil dag 
Gefeg der Sparfamfeit, theils in Hinficht auf die 
Bewirthſchaftung Der geiftigen Kräfte im Staate, 
theils in Beziehung auf die fir das Staatsamt aus— 
zumittelnde DBefoldung, alle überflüffige und 
entbehrliche Stellen ausfchließe. Wie weit übris 
gens der Umfang der Wirffamfeit des einzelnen 
S aatsamtes reichen, welche Rechte und Verpflich— 
tungen alfo mit dvemfelben verbunden, welche Macht 
ihm zugetheile und welche Stellen der Wurde und des 
Ranges unter den Ständen des Staates die einzelnen 
Staatsämter ($. 14.) einnehmen follen, kann blos 
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der Regent aus feinem Standpuncte an der Spige 
der Gefammtvermwaltung beftimmen; denn von ihm 
geht jede Einführung in die Kreife des Gefchäfts- 
lebens, alle Macht und alle Würde aus, 

- Sp unbefchranft aber der Regent in Diefer 
Hinficht walten darf; fo ift er doch, als Oberhaupt 
einer ſittlich-rechtlichen Ordnung der Dinge, verpflich- 
tet, nur die Würdigften, ohne irgend ein An— 
fehen der Perfon, zu den erledigen Staatsaͤmtern zu 
ernennen, Diefe Würdigfeit wird zunachft an der 
fieelihen Muͤndigkeit der anzuftellenden Indi— 
piduen, und dann an der, durch firenge Prüfung 
‚bewährten, geiftigen Kraft und Bildung zur 
Uebernahme des eben erledigten Staatsamtes erfannt. 
Denn fo gewiß ein hoher Grad von Kenntniß und 
Bildung den Abgang ſittlicher Reife nicht zu erfeßen 
vermag; fo verlangt doch die Gerechfigfeit, daß der 
Regent, außer der entfchiedenen Sittlichkeit des An— 
zuftellenden, auch deſſen Fähigkeit, Kenntniß und 
geiftige Bildung berücfichtige, weil nur die Ver— 
einigung beider Bedingungen in Einem In— 
dividuum den Ausfchlag bei deffen Anftellung geben 
kann. Nicht alfo Geburt, nicht Empfehlung, nicht 
Hoffnung, daß fich die fehlenden Eigenfchaften noch 
finden werden (nad) dem leidigen Sprüchworte: Wen 
Gott ein Amt gibt, dem gibt er auch Verftand), 
gefchweige Beftehung, fondern perfonlihe Würdig- 
feit und Fähigkeit eignen zum Eintritte und zum 
Aufrücen im Staatsdienfte. Diefes Aufruͤcken aber 
zu hoͤhern Yemtern in dem einmal angewiefenen Wir: 
fungsfreife ift eine Pflicht der Gerechtigfeit gegen den 
Staat, der nur bei dem Aufruͤcken bewährter, fac)- 
Fundiger und vielfach geuͤbter Männer gewinnen fann, 
und gegen die Individuen, welche in untergeordne- 
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ten und befchränften Verhältniffen ihre Kräfte ent— 
wickelten und übten, und dadurch wirrdig wurden 
zur Uebernahme höherer Aemter in demfelben Wir- 
fungsfreife. Doch nie darf der Staat felbft bei dem 
Fefthalten des Syftems des Aufrüdens leiden, weil, 
fobald das erledigte Staatsamt ein höheres Maas 
von Kräften erfordert, als ſich bei dem zunaͤchſtſtehen— 
den Individuum finder, die Wohlfahrt des Ganzen 
den Wünfchen und übrigen Verdienften des Indivi— 
duums vorgeht; nur darf in folhen Fällen nie die 
PartHeilichfeie und Willführ, fondern der fefte Blick 
auf den Zwed des Staates felbft entfcheiden. 

An ſich betrachtet, muß jedes Staatsamt auf Se: 
benszeit ertheiltwerden, und kann nur durch Dienft: 
untreue, nach rechtlicher Entfheidung, ver: 
loren gehen. Als Ausnahmen davon gelten Aemter, 
deren Gefchäfte nur auf eine gemwifle Zeit im Voraus 
befchränft find (Commiffarien, Deputirte u, a.), fo 
wie die ehrenvollen Entlaffungen, mit Penfionen ver: 
bunden, wenn Staatsdiener in geiffiger oder koͤrper— 
licher Hinficht unfadig werden, den ihnen angemwiefe- 
nen Wirfungsfreis fernerhin auszufüllen, Entlaſſun— 
‚gen blos wegen verlorner Gunft des Negenten fonnen 
wohl in Hofdienften (wie in allen perſoͤnlichen 
Dienften), nicht aber inStaarspienften ſtatt finden, 
wo blos die Gerechtigfeit, nicht, wie in Privatver- 
hältniffen, die perfonliche Zuneigung oder Abneigung 
entſcheidet. 

Jedes Staatsamt muß ſeine beſtimmt bezeich— 
nende Benennung (ſeinen Titel) haben, und mit 
derſelben muß der buͤrgerliche Rang deſſen verbunden 
ſeyn, der das Amt bekleidet. So wenig ſolche Aem— 
ter und Titel vererben koͤnnen; ſo wenig duͤrfen auch 
gewiſſe Titel, als bloße leere Worte und Laute, 
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mit andern Aemtern verbunden werden, deren Wir: 
fungsfreis außerhalb jenes Titels liegt. Denn für 
die gerechte Anerfennung und Auszeichnung des wah— 
ven perfönlichen Verdienſtes gebietet der Regent über 
zu viele Mittel, als daß es der Ertheilung eines in= 
baltslofen Titels bedürftez weshalb auch die Vers 
dienftorden im Staate nur fparfam und nach dem 
Grundfage der ftrengften Gerechtigkeit is werden 
duͤrfen. 

Der Rang der Staatsbeamten muß nach dem 
Grade und der Stufe ihrer Wirkſamkeit, und mit 
ſchonender Ruͤckſicht auf das Dienſtalter der beamteten 
Individuen geſchehen. Nie darf dabei ein einzelner 
Zweig der Staatsverwaltung (z. B. der Dienſt in 
der bewaffneten Macht) der allgemeine Maasftab ver 
Rangordnung im Staatsdienfte werden; denn für den 
Gefammtzwed des Staates find alle Theile der Ver- 
waltung gleich wichtig, einflußreich und unentbehrlich. 

Jedes Staatsamt ſchließt zugleich die Werant- 
wortlichfeit des Individuums in fich ein, welches 
dafjelbe befleider. Mur der Regent ift unverantwort- 
lich, weil ihm alle verantwortlich find; und nachft ihm 
find blos die Stellvertreter des Volfes, während der 
Zeit ihrer offentlihen Wirffamfeit (doch nicht 
für die Handlungen ihres Privatlebens ) unverant: 
wortlich. 

Jeder Staatsbeamte muß ubrigens feine Befol- 
dung vom Staate erhalten, und mit diefer Beſol— 
dung auf dem jährlichen Budget ſtehen. Diefe Be— 
foldung muß der Würde und der Wirffamfeit des 
Staatsamtes, fo wie den örtlichen Lebensverhaͤltniſſen 
des Beamten, angemeffen feyn, und mit dem Auf: 
ruͤcken in höhere Stellen erhöhet werden. Nie muß 
ein Staatsbeamter nöthig haben, durch Mebenarbeiten 
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den noͤthigen Lebensbedarf zu decken. Wer für den 
Staat lebt, und demſelben die ganze Kraft ſeines 
Lebens widmen ſoll, muß auch von dem Staate fuͤr 
dieſen Aufwand feiner Kraft verhaͤltnißmaͤßig 
(d.h. ohne Verfchwendung und ohne Kargheit) ent— 
fhadige werden, Deshalb find alle mit Aemtern 
verbundene Sporteln verwerflich; wohl aber Fann 
ein Theil der Amtsbefoldung ‚ je nachdem e8 die Ver— 
haͤltniſſe rathſam machen, in Naturalien befteben. 
Aemter ohne Befoldung follten in feinem recht= 
lich geftalteten Staate befteben ; felbft Staatsbeamte 
auf Wartegeld gefegt, Fonnen nur zu den feltenen 
Ausnahmen gehören, über welche nicht das Staats— 
vecht, fondern die Staatsfunft in einzelnen Fallen 
entſcheidet. 

Endlich darf weder die Jugend ein Hinderniß, 
noch das Alter ein Beſtimmungsgrund (ratio mise- 
ricordiae) zur Anſtellung im Staatsdienſte werden, 
fotald, nach Vernunftgrundfägen, die perfonliche 
Wiürdigfeitund Fahigfeit den einzigen gered)- 
ten Maasftab für die Anftellung enthalt. 

Nach den innern Berhältniffen und Abftufungen 
des Staatsdienftes, muß eine Unterordnung 
der in niedern Aemtern ihre Laufbahn beginnenden 
unter die Höherſtehenden und VBorgefegten 
ftatt finden, ohne welche der innere Zufammenhang 
in dem Gefchäftsgange fehlen würde. Allein diefe 
nothwendige Unterordnung darf Feinen perfonlichen 
Drud der Untergeoröneten, und feine abfichtliche 
Ueberfpannung ihrer Kräfte in fich einfchließen. ‘Bes 
fonders darf fie, wo die einzelnen Zweige der Staats- 
verwaltung Collegien übertragen find, nie das 
freie Abftimmungsreche der Raͤthe und Mitglieder 
der Collegien durch den Einfluß des Vorftandes 
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befchränfen, weil fein Defpotismus dem Staats: 
dienfte nachtheiliger ift, als wenn die Vorſtaͤnde 
der Collegien es vergeffen, daß fie nur primi inter 
pares find, und daß zwar die Leitung des Gefchäfts- 
ganges, die Vertheilung der Arbeiten u, ſ. w. — 
der Ordnung des Ganzen wegen — nie aber die 
Enefiheidung der gemeinfchaftlich zu berathenden 
und nach der Mehrheit der Stimmen zu beendigen- 
den Gegenftände — von ihrem individuellen Er- 
meffen abhängt. 

v. Seuffert, von dem Verhältniffe des Staa» 
tes und der Diener des Staates gegen einander im 
rechtlichen und politifhen Verftande. Würzb. 1793. 8. 

Franz. Arn. von der Becke, von Staatsämtern 
und Staatsdienern. Heilbronn, 1797. 8 

Nic. Ihaddäus Gönner, der Staatsdienft aus 
dem Gefichtspuncte des Nehts und der Nationals 
öfonomie betradytet. Landsh. 1808. 8. 


38. 

Rechtliche Form der Kirhe im Staate, 

Das rechtliche Verhaͤltniß der Kirhe im 
Staate und zu dem Staate beruht theils auf dem 
fieelich -religiofen Bedürfniffe jedes Weſens unfrer 
Art, über die Gegenftände der religiofen Erfenneniß 
und des religiöfen Glaubens zu einer feften Ueberzeu— 
gung zu gelangen, und diefe Heberzeugung durch Theil- 
nahme an einem öffentlichen Gottesdienfte ( Eultus ) 
zu befennen, theils auf dem daraus fließenden Rechte 
jedes Staarsbürgers, mit allen denjenigen, welche 
diefelbe Ueberzeugung erlangt und zu demſelben Got- 
tesdienfte fic) vereiniger haben, zu einer äußern Ge: 
fellfchaft zufammenzutreten, die man, zum Unterfchiede 
von jeder andern Gefeflfchaft, die Firchliche nennt 
(Naturr. $. 39). Der Inbegriff aller aus dem kirch— 
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lichen Gefellfchaftsvertrage hervorgehenden Rechte und 
Pflichten Heiße das nafürliche Kirchenrecht, 
im Gegenfage des pofitiven Kirchenrechts, das aus 
dem befondern Gefellfchaftsvertrage jeder einzelnen im 
Staate beftehenden Kirche entfpringt. Denn obgleich, 
nah) der Vernunft, der allgemeine Zwed der 
Kirche ift, die innere religiofe Gefinnung und Ueber- 
zeugung durch einen äußern Cultus darzuftellen, 
und vermittelſt der Firchlichen Gefellfchaft den End— 
zweck der Menfchheit felbft bei allen Mitglie- 
dern des kirchlichen Gefellfchaftsvertrages zu beför- 
dern; fo ift doch, bei der großen Verfchiedenheit der 
Richtung, Bildung und Beftrebung des menfchlichen 
Geiftes in religiöfer Hinfihe überhaupt, bei dem 
bedeutenden Einfluffe ver Erziehung, des Unterrichts 
und des Beifpiels in Beziehung auf religiöfe Lehren 
und Grundfäge und auf den außern Gultus, fo wie 
nach dem Zeugniffe der Gefchichte, in jedem Staate 
eine Mehrzahl von Kirchen vorhanden, von 
welchen jede, außer dem allgemeinen Zwecke der Kirche 
überhaupt, ihren befonderen Zweck, nad ihrem 
befondern kirchlichen Gefellfchaftsvertrage, fefthalt. 
Jede Kirche im Staate befteht daher aus einer Gefell- 
fchaft, die fich für das Befenntniß und für die Aus- 
übung ihres religiofen Glaubens, zu einer für dieſen 
befondern Zweck berechneten eigenthuͤmlichen Verfaf- 
fung und Verwaltung, durch einen befondern Vertrag 
vechtlich gebildee hat. Die Kirche unterfcheidet fich 
aber dadurıh von allen übrigen befondern Gefellfchaf- 
ten im Staate, daß ihr Zweck nicht zunächft ein auße- 
ver und bürgerlicher, fondern ein fittlich - religiofer, 
und zwar, aus dem Gefichtspuncte des Endzwecks der 
Menfchheit betrachter, der hoͤch ſte ift, der von ver: 
nünftigsfinnlichen Wefen beabfichtiget werden kann. 
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39. 
Sortfesgung. 


So wie aber der Grundvertrag des Staates, 
dem Begriffe nah, in drei einzelne Verträge auf- 
gelöfet werden kann; fo auch der Gefellfchaftsvertrag 
der Kirche, inwiefern namlich der kirchliche Ver— 
einigungsvertrag den fittlich -religiofen Zweck 
ausfpricht, zu deſſen Verwirklichung die Mitglieder 
der Firchlichen Gefellfchaft zufammentreten, fo wie 
der kirchlicheVerfaſſungsvertrag die Lehren, 
den Eultus und die Kirchenordnung (Difeiplin), als 
die wirffamften Bedingungen enthalt, durch 
welche jener Zweck, vermittelit eines außern gemeins 
fhaftlichen Gottesdienftes erreicht werden foll, und 
der Ffirhlihe Unterwerfungsvertrag Die 
Art und Weife bezeichnet, wie innerhalb der Kirche 
durch gewählte Vorfteher und Aufſeher ( Bifchoffe, 
Synoden, Gonfiftorien, Presbyterien u. a.) theils 
der Lehrbegriff, theils der Cultus, theils Die Kirchen- 
ordnung in der Mitte aller Theilnehmer der Kirche 
gehandhabt und aufrecht erhalten werden foll. 


Ob num gleich der Grundvertrag der Kirche Diefe 
drei einzelnen Verträge in fich einschließt; fo kann 
doch, weil die religiofe Heberzeugung an fich und die 
Theilnahme an-einer Kirche Sache des Gewiſ— 
fens ift, fein firtlihes Wefen gezwungen wer- 
den, zu dieſer oder jener Kirche zu treten, oder, da— 
fern es diefelbe verlajfen will, bei derfelben zu behar- 
ven. So wie im rechelich geftalteren Staate das 
Hecht der Auswanderung flatt finder; ſo muß auch 
jedem Mitgliede einer Eirchlichen Gefeltfchaft, nad) 
dein unveraußerlichen Rechte der Glaubens - und Ge- 
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wiffensfreiheie, das Necht zuftehen, den Vertrag 
aufzufündigen, durch welchen es bisher zur Gefell- 
fchaft gehörte, und diefelbe zu verlaffen. Da ferner 
jede Kirche eine ſittlich-freie Gefellfchafe iftz fo 
Darf es nicht den Lehrern und Vorftehern der Kirche 
verftattet feyn, eigenmädhtig — ohne Zuftim» 
mung der vertragsmäßig verbundenen Gefllfchaft — 
die Verfaſſung der Kirche nad) Lehre, Cultus 
und Kirchenordnung zu verändern. Da endlich 
der Firchliche Unterwerfungsvertrag zwar Die Aufrecht- 
haltung der verfragsmäßig beftehenden Kirchenord- 
nung verlangt, aber alle außere Gewalt und allen 
bürgerlihen Zwang von fich ausſchließt; fo kann 
wohl, nah Grundfägen der Vernunft, die Aus— 
fHeidung einzelner unwuͤrdiger Mitglieder aus einer 
firchlichen Gefellfchaft verfügt werden, allein die ent: 
ehrende Behandlung oder Forperliche Zuchtigung der 
einzelnen Mitglieder (3. B. durch Kirchenbußen, durd) 
firhlihe Verhaftungen, Inquiſition u. ſ. w.) nicht 
in dem Umfange der Firchlichen Difeiplin enthalten 
ſeyn⸗ 

So wie endlich die rechtliche Form der Staats— 
verfaſſung darauf beruht, daß, zugleich mit dem 
Oberhaupte des Staates, den fittlich-mindigen Stell— 
vertretern des Volkes ein beftimmter Antheil an der 
gefesgebenden Gewalt, hingegen dem Staatsober- 
haupte einzig und ausfchließend die vollziehende Ge» 
walt zuſteht; fo wird auch die innere rechtliche Form 
einer Kirche zunächft darauf beruhen, daß den ge— 
wählten Vertretern der ganzen Kirchengemeinde, zu— 
gleih mit den geiftlichen Vorftehern der Kirche, ein 
Antheil an der gefeßgebenden Gewalt in der Kirche 
in Beziehung auf Lehre, Cultus und Kirchenordnung 
zufomme, den geiftlichen Vorſtehern der Kirche aber 
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ausfchließend das Recht der palsichruben Gewalt über- 
tragen ift. 


40. 


Fortfegung Verhaͤltniß der Kirhe zum 
Staate, 


Weil übrigens die Kirche zunächft das innere gei- 
ftige, nicht das außere bürgerliche Leben betrifft, und 
deshalb, nach ihrem Zwede, eine ethifche, nich eine 
juridifche Gefellfchaft, bilder: weil ferner in der bür- 
gerlichen Gefellfchaft nur Ein höchfter Wille gedacht 
werden fann, welchen alles in dem Staate gefeglich 
und verfragsmäßig untergeordnet ift; weil aus dem- 
felben Grunde, nur der mit der höchiten Gewalt be- 
Fleidete Negent fammtliche einzelne im Staate be- 
ftehende Grfellfchaften bei ihren Nechten und bei ihrer 
Verfaſſung ſchuͤtzen, und uber alle die Oberaufficht 
führen fann; weil endlich, nad) der Verfchiedenheit 
der religiofen Heberzeugung, in jedem Staate meh: 
rere Kirchen mit fehr von einander abweichenden 
Dogmen, Symbolen und außern Formen des Eultus 
neben einander beftehen Fonnen, und wirflid) 
beſtehen, welche ſaͤmmtlich eines gleihen Schußes 
und einer gleichen DOberaufficht von der Regierung 
bedürfen, damit fie einander nicht anfeinden, auch) 
einander nicht blos dulden, fondern als rechtlich ab- 
gefchioffene Ganze ſich gegenfeitig anerfennen, achten 
und nie in ihren Zweden und Rechten beeinträchtigen ; 
fo folgt daraus, daß die Kirhe unter, und weder 
uber, noch, als gleichgeordnete Gefellfchaft, neben 
dem Staate fteht; daß fieinnerhalb des Staates, 
wie jede andere Gefellfchaft, ihren rechtlichen BWir- 
fungsfreis behauptet; daß ihr Zweck und ihre recht: 


Staats= und Staatenrecht. 239 


liche Seftaltung dem Oberhaupte des Staates befannt 
und von demfelben anerfannt und beftätige feyn muß; 
Daß die ganze augere Wirffamfeit und Difeiplinar- 
gewalt der Kirche über ihre Mitglieder ein Ausflug 
der hoͤchſten gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt 
im Staate, und von diefer der Kirche rechtlich über- 
fragen worden ift, und daß jedes Mitglied der gefeg- 
gebenden und vollziehenden Gewalt der Kirche, als 
folches, dem Regenten den Huldigungseid zu leiften 
verpflichtet ift. — 
Dieſes, nach Vernunftgeſetzen einzig rechtliche 
Verhaͤltniß der Kirche zu dem Staate wird mit dem 
(etwas uneigentlichen) Yusdrude des Territorial- 
ſy ſtems bezeichnet; wogegen das Epiffopal: oder 
hierarchiſche Syftemden Staat der Gewalt der 
Kirche und den Zweck des Staates dem Zwecke der 
Kirche unferordnet, und das Collegialfyftem, 
nach welchem beide, Staat und Kırche, zwei von 
einander vollig unabhängige Gefillfchaften bilden fol- 
len, weder dem Zwecke des Staates, noch dem Zwecke 
der Kirche entfpricht, und beide in einen anarchifchen 
Zuftand verwandelt. Daraus folgt, daß blos das 
Terriforialfyftem die einzig rechtliche St llung 
der Kirche zum Staate vermittelt. Denn, nach dem— 
ſelben, ift zwar die Kirche, als äußere Gefellfchaft, 
dem Staate untergeordnet, nicht aber nach ihrem 
fierlich =religiöfen Zwecke, deffen Annahme und Feft: 
haltung Gemwiffensfache ift und bleibe; die Kirche 
bildet indem Staate, eben wegen diefis hohen Zweckes 
die vorzüglicfte befondere Gefellfchaft ; fie hängt 
zwar, nach) dem Rechte der Oberhoheit und Oberauf: 
fiht, das dem Megenten als Souverainetätsrecht 
($. 30.) unbedingt zuſteht, von der Leitung des Res 
genten, und durhaus von feinem ausmwär- 
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tigen firhlichen Dberhaupte ab, weil dem 
Regenten ihr Zweck, ihre Verfaffung, ihre Verwal: 
tung, ihr Cultus und ihre Kirchenordnung vollftändig 
befannt feyn und von ihm garantirt feyn müffen, doch 
fo, daß der Regent in der VBerfaffung und Verwaltung 
der Kirche nie eigenmächtig, ohne Zugiebung und Zu— 
ſtimmung derer etwas verändern oder verlaffen darf, 
welchen die befondere gefeßgebende und vollziehende 
Gewalt in der Kirche vertragsmäßig zukommt; fie ſteht 
endlich ziwar, weil fie ſich nicht ſelbſt ſchuͤtzen kann, 
unter dem Schuße des Staates, doch fo, daß der buͤr— 
gerlihe Zwang von Seiten des Regenten nur dann 
auf die Kirche und deren Mitglieder angewandt wer- 
den darf, wenn es entweder gefihieht, um die Kirche 
in der Veberfihreitung ihres verfragsmäßigen Wir— 
fungsfreifes zu hindern; oder wenn die Kirche felbft 
den bürgerlihen Zwang, nach der in ihr beftehenden 
Kirhenordnung , gegen einzelne ihrer Mitglieder 
rechtlich aufrufen muß; oder wenn der Staat einzu— 
fchreiten genöthigt wird, dafern fih mehrere neben 
einander im Staate beftehende Kirchen feindfelig be- 
handeln, und in den anerfannten Rechtsverbältniffen 
ihrer DVerfaffung und Verwaltung beeinträchtigen 
follten. 

So wie aber dem Staate das Necht zufteht, die 
Streitigfeiten der einzelnen in feiner Mitte beftehenden 
Kirchen durch höchfte Entſcheidung auszugleichen, und 
ihre völlig gleichmäßigen außern Verhaͤlt— 
niffe aufrecht zu erhalten; fo kommt ihm auch) das 
Recht der Einfchreitung zu, wenn im Innern einer 
Kirche der Geift derfelben vollig in Sittenlofigfeit 
ausarten, den Zweck des Staates bedrohen, und 
unverkennbar die Auflöfung der von dem Staate 
geroährleiftereen DBerfaffung und Verwaltung der 
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befondern Kirche herbeiführen follte, Nicht minder hat 
der Staat das Recht, denjenigen Mitgliedern einer 
Kirche, welche nach ihrer Ueberjeugung niche langer 
Mitglieder derfelben ſeyn wollen, den rechtlichen Aus— 
tritt aus derfelben, ohne irgend einenNachtheil 
anihren bürgerlichen Rechten, zu verftatten, 
zugleich aber alle abfichtliche Prof: (ptenmacherei zu ver= 
bindern, und alle Firchliche geheime Secten 
“aufzugeben, welche dem Zwede des Staats und der 
rechtlich anerfannten Kirchen dadurch entgegen arbei— 
ten, daß fie Durch verborgen gehaltene und widerrecht: 
liche Mittel ihre weitere Verbreitung im Stillen befor— 
dern wollen. — Eben fo darf der Regent das Ver: 
mögen der Kirchen für die Zwecke des Staates, doch 
blos in gleihem Verhältniffe, wie das Vermögen 
aller übrigen Staatsbürger und fanmtlicher fi Ibftftän- 
digen Gefellfehaften im Staate, und nad) dem einzig 
rechtlichen Grundfage Desreinen Ertrages, mit 
Abgaben belegen, nie aber da, wo das Vermögen der 
Kirchen feinen reinen Ertrag gewährt, fondern zu ihrem 
eignen Fortbeſtehen wefentlich erfordert wird. Endlich 
fteht dem Regenten das Recht (Jus reformandı) zu, 
nach demfelben Grumdfage, nach welchem die Verfaf: 
fung des Staates felbft ($. 41.) einer fortfchreitenden 
Verbeſſerung und Vervollfommnung fähig ift, auch 
die vertragsmäßig anerfannten Mitglieder der gefeßges 
benden und vollziehenden Gewalt in der Kirche zu ver— 
anlaffen, entweder ihre Verfaſſung und Verwaltung 
oder auch ihren Cultus und ihre außere Ordnung, nad) 
den allgemein anerfannten Bedürfniffen einer Verbeſ— 
ferung derfelben, zweckmaͤßig abzuändern und neu zu 
geftalten *). 


*) In unferm Zeitalter, wo das Hirngeſpinſt des ſoge⸗ 
T. 16 


[3 
* 
— 
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Hugo Grotius, de imperio summarum pote- 
statuım circa sacra. Paris. 1647. 8. 





nannten Collegialfyftems fogar mande gute 
Köpfe in der proteftantifhen Kirche umnebelte, bis 
fie felbft fanden, daß es eigentlihb nur zwei ©ys 
fteme für die wirflihen Berhältniffe der Kirche 
zum Staate geben fönne, — die Kirche über dem 
Staate, oder der Staat über der Kirche, — 
worauf fie dann den verunglücten Verſuch einer 
geiffliben Hierarchie in der proteftantis 
fhen Kirche wagten ; — in diefem Zeitalter fcheint 
es nöthig zu feyn, daran zu erinnern, daß eigent: 
lib Luther bereits in f. (1520 erfcienenen) 
Christ: An denchriftlibden Adelteutfcer 
Nation (in der Altenb. Ausg. f. Werke, Th ı, 
S. 480 ff.) die Grundzüge des Territorialfy: 
fiems aufitellte. Er ſagt darın wörtlich: „Die 
Nomanifien haben drei Mauern mit aroßer Behen— 
Digfeit um ſich aezogen, Damit fie fih bisher be: 
ſchützt, daß fie Niemand bat mögen reformtren, das 
durch die ganze Chrifterheit gräulich gefallen ift. 
Zum eriten wenn man bat fie auf gedrungen. mit 
weltlicher Gewalt, baben fie gefeßt und ge 
faat, welrlihe Gewalt habe nicht Recht 
über fie, fondern wiederum, geiſtlich fey 
über die weltlide. Zum andern hat man fie 
mit der heiligen Schrift wolt firafen, feßen fie das 
gegen, es gebühre die Echrift Miemanden auszus 
legen, denn dem Papfte. Zum dritten, drauet man 
ihnen mir einem Concilio; fo erdichten fie, es möge 
Niemand ein Concilium berufen, als der Papft. 
Alto haben fie drei Ruthen uns heimlich aeftohlen, 
daß fie mögen ungeftraft feyn, und in fichere Be: 
feftigung dieſer drei Mauern fich geſetzt, alle Buͤ— 
berei und Bosheit zu treiben. — Nun helfe ung 
Sort, und gebe uns der Pofaunen vine, damit die 
Mauern Seriho’s wurden umgeworfen, daß wir 
dieſe ftröhernen und papiernen Mauern aud ums 
blafen, und die chriftlihen Nuthen, Sünden zu 
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Sam. de Pufendorf, tractatus de habitu re 
- Jigionis christianae ad ik civilem. Cum com- 
mentario Jo. Pauli Kressii. Jen, 1712. & 

Bened. Spinoza,, tractatus theologico- politi- 
ous. Teutfch: Ueber heilige Schrift, Judenthum, 
echte der hoͤchſten Gewalt in geiftlihen Dingen, 
und Freiheit zu philofophiren. Gera, 1787. 8. 


Fr. Rud. Groffing, die Kirche und der Staat, 
ihre beiderfeitige Pflicht, Mas und Grenze, Ber 
lin, 1734. A 

Theod. Schmalz, das natärlihe Kirchenrecht. 
Königsb. 1795. 8. 

(Kart Sal. Zahariä), die Einheit des Staa— 
tes und der Kirche. (Leipz.) 1797. 8. 

——7 A über die Verhaltniſſe des Staa: 
ken. zur Religion und Kirche. Bern, 1798. 8. 

Verſuch eines narhrlichen Kirchenrechts, aus der 
Natur des Begriffs der Kirche entwickelt. Berlin, 
1799. 8. 

Grundfäße der Religiongpolitif im richtigen Ver: 
hältniffe mit dem Staate. Berl. 1800. 8. — 

Heinr. Stepbami, über die abjolure Einheit 
der Kirche und des Staates. Wuͤrzb. 1802. 8. 





- firafen, los mahen. — Wollen die erfte Mauer 
am erften angreifen 2c.' Worauf Luther aus Ber: 
nunft und Schrift nachweifet, daß nicht die Kirche 
über dem Staate, fondern der Staat über der 
Kirche ſey. — Mögen dies die Proteftanten 
beherzigen, welche ihrer freien Kirche ein hierarchi— 
fhes Eyftem wieder aufdringen möchten, dag die 
aufgeflärten Fürften des ı6ten Jahrhunderts überall 
in der proteftantifchen Ehriftenheit aufhoben. — 
Schon Kaifer Konftantin fagte zu den Geiftlichen 
feiner Zeit-(Euseb, vita Constantini, L. IV. c. 2,.): 
„Vos quidem in iis, quae intra ecclesiam sunt, 
episcopi estis. Ego vero in iis, quae extra 
geruntur, episcopus a Deo sum consti-, 
tutus.* ! 
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So. Chſtph. Greiling, Kieropolig. Ein Vers 
ſuch über das wechjelfeitige Verhaͤltniß des Staates 
und der Kirche. Magdeb. 1802. 8. — Sendſchrei—⸗ 
ben an die Synoden der preußifhen Monarchie über 
die eh Angelegenheiten des Tages. Halberſt. 
2818. 

ar des natürlichen Kirchenrechts. Germanien. 
Mannd.) ı8ı2. 8. 

Son. Schuderoff, Grundzüge zur evangelifchs 
proteftantifchen Kirchenverfaffung und Bi evangelis 
ſchen Kirchenrechte. Leipz. 1817. 8. Ueber den 
innerlich nothwendigen Sag der Eraatss 
und Kirchenverfaſſung. Nonneb, 1818 8. 

Franz v. Spaun, über die Grundverhältniffe 
des Srantes zur Kirche und zur römijchen Curie, 
München, 1818. 8. # 

Eımon Köfler, Grundanficht von Staat und 
Kirhe und ihrem gegenfeitigen Verhältniſſe nad 
Vernunft und Echrift. Inſpruck u. Müncen, 1821. 
8. (nur wegen ihrer völligen Unbedentenheit wird, 
warnungswerfe, dieſer Echrift hier gedacht.) 

W. 8. Dufnagel, über zeitgemäße Begründung 
der geiftiihben Macht und ihr Verhälnig zu der 
weltlichen. Frkf. am M. 1821. 8. 


* 
* * 


With. Abrah. Teller, Valentinian 1, oder Un: 
terredungen eines Monarchen mit feinem Thronfols 
ger über die Neligionsfreiheit der Unterthanen, 2te 
Aufl. Berl. 1791. 8. 

Heinr. Gtli. Tyfchbirner, Proteftantismus und 
Karholicismus aus dem Standpuncte der Politik. 
Lpz. 1822. 8. — 2te Aufl. in demf. Jahre. — 


41» 
Nehtlihe Form der DVerbefferung der 
Verfaſſung. 


Wenn gleich das Recht an ſich ſelbſt unveraͤn— 
derlich und ewig guͤltig, ſo wie die Herrſchaft des 
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Rechts auf dem Erdboden das deal des bürgerlichen 
Vereins bleibe; fo verändern ſich doch, theils nad) 
dem vervollfommnungsfähigen Charafter der menfch» 
lichen Natur, theils unter den mannigfaltigen Ver— 
hältnifjen des Zeitgeiftes und der Wechfelwirfung der 
Voͤlker und Staaten auf einander, int Laufe der 
Sahrhunderte der Geift, die Cultur, die Beftrebuns 
gen, die Sitten, und mit ihnen die Bedürfniffe der 
einzelnen Voͤlker. Weil aber fein Stillftand in der 
firelihen Welt getroffen wird; fo find dieſe Veraͤn— 
derungen im innern geben der Voͤlker entweder Forts 
fhritte, oder Ruͤckſcheritte. Die Volker und Staaten 
des Erdbodens entwickeln fih namlich entweder durd) 
ihre innere Kraft zu einer hoͤhern Bluͤthe und Neife, 
oder fie veralten, und gehen, fobald fie in Hinfiche 
ihrer Berfaffung und Verwaltung fic) überlebte haben, 
ihrem polififchen Tode entgegen. 

Dies legte zu verhüten, muß in jeder Verfaſ⸗ 
ſung, welche irgend einem Volke in einem gegebenen 
Zeitraume voͤllig angemeſſen iſt, und daher fuͤr dieſen 
Zeitabſchnitt die freie, ſelbſtthaͤtge und eigenthuͤm— 
liche — ——— fo wie den lebendigen Fortſchritt 
diefes Volkes zum Beſſern befärdert, zugleich der 
Grundfaß ihrer eignen Bervollfommnung, Fortbil⸗ 
dung und Ergaͤnzung enthalten ſeyn; d. h. «8 muß, 
weil jede Verfaſſung ein Werk von Menſchen und 
für Menſchen iſt, in derſelben die rechtliche Weiſe 
im Voraus beſtimmt ſeyn, nach welcher der Regent 
und die Stellvertreter des Volkes im gemeinſchaft— 
lichen Einverſtaͤndniſſe den gefuͤhlten Mängeln der 
Verfaſſung entweder durch ergaͤnzende organiſche Ge— 
ſetze nachhelfen, oder zu einem vollig neuen Grund— 
vertrage ſich vereinigen. — Dies letzte iſt aber da 
nicht noͤthig, wo die Verfaſſung wirklich das Ewig— 
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gültige für jede bürgerliche Geſellſchaft, die Rechte 
auf perfonliche Freiheit, auf GleichHeit vor dem Ge- 
fege, auf Freigeit der Preffe und des Gewiſſens, auf 
Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, auf 
die Gültigkeit aller vechtlich abgefchloffenen Verträge, 
fo wie das rechtliche gegenfeitige Verhaͤltniß der ges 
jeßgebenden und vollziehenden Gewalt beftimmt aus- 
gefprochen hat, weil dann nichts Wefentlihes 
der VBerfaffung, fondern blos die in derfelben 
enthaltene organifche Geſetzgebung für die Stellver- 
fretung des Volkes nach ihren einzelnen zeitgemäßen 
Beſtimmungen, und für die vier einzelnen Zweige 
der Verwaltung veralten, und der Verbeflerung und 
Erganzung bedürftig werden Fann, — Durch eine 
folhe, in der Verfaffung felbft angedeutete, Vervoll- 
kommnung und Ergänzung derfelben, als eines Men- 
fhenwerfes, wird aber theils das Veralten der 
Staaatsform und der politifche Untergang des Vol— 
fes, theils der gefährliche Verſuch einer Revolution 
durch eine vom Volke felbit eigenmäcdhtig unternom- 
mene Verjungung der Grundbedingungen feines ins 
nern $ebens verhütet, Denn fo wenig je der einzelne 
Manſch auf Erden das Ziel der Vollendung erreicht, 
fo wenig auch der einzelne Staat; und je mehr eine 
Verfaſſung den Verhaͤltniſſen einer beftimmten Zeit 
und den Bedurfniffen eines gegebenen Volkes in die— 
fom Z itraume entfpricht, deito mehr wird, im Ab: 
laufe der Zeit und unter wefentlich veränderten Be: 
duͤrfniſſen deſſelben Volkes, die Nothwendigkeit einer 
Veränderung und Umbildung der einzelnen Beſtim— 
mungen der Verfaſſung gefühlt werden. 


— — — —— 


| Staars- und Staatenrecht. Be ©; 
B) Das philoſophiſche Strafredt. 
42. 


Der rehtlich geftaltere Zwang. 


Wenn die Herrfchaft des Rechts, d. h. Das 
Gleihgewicht der äußern Freiheit aller vertragsmaßig 
vereinigen Wefen in der bürgerlichen Gefellfchaft 
der Zw: cf des Staates iſt; fo geht Daraus als noth— 
wendiges Ergebniß hervor, daß Fein Menſch Die 
äußere Freiheit feiner Miemenfchen wider deren eignen 
Willen einfchranfen darf, und daß jeder berechtigt 
ift, der beabſichtigten Einfchränfung feines Außern 
freien Wirfungsfreifes durch Andere Zwang ent 
gegen zu fegen; denn Zwang, im weiteften 
Sinne des Wortes, ift die Anwendung phyſi— 
fher Kräfte gegen ein finnlich-vernünftis 
ges Wefen, 

Die Anwendung diefer außern Gewalt des Eine 
zelnen gegen den Einzelnen, oder die Selbfthulfe, 
wide aber alle Verwirklichung der Herrfchaft des 
Rechts aufyeben, weil der Umfang und die Grenze 
ihrer Anwendung im außerbürgerlihen (im 
fogenannten Natur) Zuftande blos dem Zufalle 
und der Willkuͤhr überlaffen bliebe, wenn nicht die 
Bürger des Staats vermittelft der drei Urverträge 
des Gebrauchs der Selbſthülfe fich begäben, wodurch 
die Aufrechthaltung des Rech 8 überhaupt, fo wie die 
Ausgleichung der ftreitig gewordenen Nechte der Eins 
zelnen, der ganzen Staatsgefillfchaft übertragen und 
von dieſer gewährleiftee wird. Es muß daher jede 
Anwendung der Selbftyulfe im Staate als ein Zus 
ruͤcktreten in den Naturzuſtand — mithin in den Zu: 
ffandderbüurgerlihen Rechtsloſigkeit, — 
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und zugleich als eine Verlegung der Urverträge des 
Staates angefehen werden. 


Weil aber im Staate die Bedrohung und Ver: 
letzung der Rechte von Seiten der fittlich - unmün- 
digen Mitglieder der bürgerlichen Gefellfchaft unver: 
meidlich iſt; fo muß in derfelben der Zwang, als 
nothwendige Bedingung der Aufrechthaltung der Herr- 
fhaft des Rechts, rechtlich geftalter werden. 
Alein der Zwang erhält im Staate nur dadurch 
eine rechtliche Form, daß er zum allgemeinen Ge— 
feße der ganzen Gefellfchaft erhoben, und 
inibrem Namenvollzogen wird, fo daß jedes 
Individuum des Staates, felbft das, welches den 
Zwang erfährt, den Zwang als rechtlich anerfennt, 
und die Vollziedung deffelben der im Staate beftehen- 
den vollziehbenden Gewalt, wie jeder andere 
Zweig der Staatsverwaltung, rechtlich übertragen ift, 
' Denn nur dadurch wird der Zwang rehtlich ge- 
ftaltee, daß er fir jede einzelne Nechtsverlegung in 
einem Gefge beftimme ausgefprochen ift, und daß 
die vollziehende Gewalt denfelben nach der ihr zu— 
ftehenden unmiderftehlihen Macht des gefammten 
Mechtsvereins anwendet, 


Weil aber bei firtlichen Wefen der Körper das 
Werkzeug ift, wodurch die freien Handlungen voll: 
bracht werden, welche die Nechte Andrer beeinträchti- 
gen; fo muß auch der Zwang nad) feiner Anfundi- 
gung in einer ſinnlichen Macht, in einem finn- 
lihen Gegengemwichte gegen das die Rechte An: 
drer bedrohende vder verlegende Individuum befteben. 
Dadurch gleicht der Zwang der unaufhaltbaren Noth— 
wendigfeit, nad) welcher die NMaturfräfte wirfen, ohne 
boch eine bloße finnlihe Macht zu ſeyn, welche 
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— abgefehen von der firtlihen Freiheit — nad 
Noturgefegen, die guten und boͤſen Individuen ohne 
Ruͤckſicht auf ihre ſittliche Schuld oder Unfchuld trifft. 
Da ferner der Zwang im Staate, nach.feiner vecht- 
lichen Begründung und Geftaltung (Form), auf die 
Verfaffungdes Staates fih fügen, und in 
einem befondern Theile der Gefesgebung, 
gleihmaßig mit der Gefeggebung für das bürger- 
liche Recht, durchgeführt feyn muß; fo fehließt deflen 
Anwendung alle Partheilichfeit und alle geidenfchaft 
der Selbfthülfe von fih aus. Er ift vielmehr 
das unentbehrliche und wirffame Mittel *) für die 
Erhaltung der Herrfhaft des Rechts im 
Staate; mithin nie ſelbſt Zweck, fondern blos 
Bedingung und Mittel, daß jener Zweck nicht ver- 
legt, oder der verlegte Zweck wieder hergeftellt werde ; 
er £riffe nie die ſittlich-muͤndigen im 
Staate, weil er dann felbft ein Werfzeug der Un— 
gerechtigfeit und der Willführ werden wurde, fondern 
blos, die fieklich-unmundigen deshalb und info- 
weit fie den allgemeinen Zwed des Staates bedroht 
oder verlegt haben, 


*) Sant (met. Anfangsgr. der Rechtslehre, 
S. 196.) nennt das allgemeine Srrafgefeß einen 
fategorifhen Imperativ, wodurch es mit dem 
Sittengeſetze auf gleiche Linie geftelle werden würde, 
Dagegen erinnert Krug (Handb. d. Phil. Th. 2, 
©. 165. N. X.) fehr wahr, daß es nur ein hypo— 
thetifcher Smperativ ſeyn fönne, weil die Strafe 
ein Uebel bleibe, das nicht ſchlechthin zugefügt 
werden darf, fondern nur unter der Borauss 
fekung, daß ein Unrecht gefchehen ift, wodurd 
die vedhtlich « fittliche Ordnung geftört ward. 
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43» 
Begriff und Theile des philoſophifchen 
Strafredts. 


Der rechtlich geftaltete Zwang im Staate darf 
aberniht mit der Strafe an ſich verwechſelt 
werden; denn der Begriff des Zwanges, als ein 
weiterer Begriff, fehließt zwar den Begriff der 
Strafe in fich ein, weil jede Strafe Zwang, nicht 
aber jeder Zwang Strafe ift, indem die Staatsbürger- 
zu vielen indem Unterwerfungsvertrage übernommenen 
Seiftungen gezwungen werden Fonnen (3. B. zur Ent: 
richtung der bewilligten Steuern und Abgaben, zum 
Kriegsdienfte), ohne deshalb Strafe zu verwirfen, 
oder geftraft zu werden, 

Da Übrigens die höchfte Gewalt im Staate, 
nach ihrer Theilung, in Die gefeßgebende und voll- 
ziehende zerfällt; fo beftimme die geſetzgebende, 
was N chfsverlegung, was Zwang, was Strafe ift, 
die vollziehende aber übr den Zwang. Es wird 
daher der Zwang, fo wie derjenige Theil deffelben, 
welcher Strafe heißt, im Namen des Negenten, als 
. des Oberhaupts der vollziehenden Gewalt, angewandt 
und ausgeübt; allein die vollziehende Gewalt, welche 
gleihmaßig die Gerechtigfeitspflege, die Polizei, 
das Finanz- und das Militairwefen im Staate leitet, 
umfchließe weit mehr in fih, als die blos zwingende, 
und diefe wieder mehr als die ftrafende Gewalt, 

Es gibe alfo, nach diefen Vorbegriffen, ein 
natürliches (richtiger: ein philoſophiſches) 
Strafrecht, fibon deshalb, weil im außerbürger- 
lichen Zuftande ein urfprüngliches Recht der Abwehr 
und Ahndung der bevorftehenden oder erlittenen Rechts: 
verlegung angenommen werden muß, noch mehr aber, 
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weil, nach der unnachläßlihen Forderung der Vers 
nunft an die bürgerliche Gefellfhaft, die Herrfchaft 
des Rechts zu verwirflichen, fein Staat — wegen 
der Mifchung der firtlich » unmündigen mit den fittlich« 
mündigen in der Maffe feiner Mitglieder — ohne 
den rechtlich geftalteten Zwang und die rechtlich geftal- 
tete Strafe gedacht werden kann. 

Das philofophifche Strafrecht ift daher die wif: 
fenfhaftlihe Darftellung der rechtlichen 
Geftaltung und Anwendung des Zwanges, 
und namentlich der Strafe, im Staate, 
als des nothwendigen und wirffamften 
Mittels für die Erhaltung des bedrohten 
und für die Wiederherftellung des verletz— 
ten Staatsjwedes:der unbedingten Herr— 
[haft des Rechtes. Mac diefem Grundbegriffe 
zerfalle das philofophifche Strafrecht: 

-a) in die Lehre won der rechtlichen Geftaltung 

des Zwanges, und namentlich der Strafe, im 
Staate, womit die Heberfiht über die wich: 
tigften Strafrehtstheorieen verbunden 
wird; und | 

b) in die Lehre von der rechtlihen Anwen» 

Dung des Zwanges und der Strafe im Staate, 
welche im Einzelnen a) die Lehre von den Rech ts- 
verlegungen im Staate, 8) die Lehre von den 
durch das Gefeg angedrohten Strafen, und y) 
die gehre von der Yusübung des Strafredts 
im Staate, oder von den allgemeinften Formen 
des.gerichtlichen Verfahrens in den einzelnen Straf: 
fallen, umſchließt. 

Diefes Strafrecht ift durch die Vernunft 
felbft begründet, weil die Vernunft, wenn fie den 
Zweck der Herrfhaft des Rechts in der bürgerlichen 
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Geſellſchaft aufſtellt, auch das rechtlich geſtaltete 
Mittel, den Zwang und die Strafe, feſtſetzen 
muß, wodurch jener Zweck verwirklicht, erhalten und 
geſichert wird. Dieſes Strafrecht heißt das natuͤr— 
liche Strafrecht, inwiefern es — nicht etwa aus der 
aͤußern Natur, oder aus einem vor- und außer-buͤr— 
gerlichen Naturzuſtande — ſondern aus der Natur 
des Menſchen ſelbſt, aus ſeiner ausgebildeten und ge— 
reiften Vernunft hervorgeht. Es iſt aber auch zu— 
gleich der hoͤchſte und legte Maasftab für alles 
pofitive Strafrecht; weil das legte nur infoweit 
zweckmaͤßig feyn kann, als es der Vernunft entfpricht, 
und in Willführ übergeht, fo wie des innern Zufam= 
menhanges ermangelt, fobald es mit der Vernunft 
nicht vereiniget werden Fann. Denn fo wie der Staat 
felbft, nach den Forderungen der Vernunft, die einzig 
rechtliche Anftale für fiteliche Wefen ift, den End— 
zweck der Menfchheit, und den Zweck des Gleichges 
wichts der außern Freiheit Aller zu verwirflichen; fo 
ift auch der Zwang, und Die in denfelben eingefchloffene 


bürgerliche Strafe, das einzige rechtliche Mittel, jenen 


Zweck des Staates in der Mitte aller fietlich - unmuͤn— 
digen Bürger zu erhalten und zu fihern. Und wie 
das philofophifrhe Staatsrecht, nach feiner unmittel- 
baren Abftammung aus der Vernunft, höher fteht, 
als jedes in der Erfahrung und Gefchichte vorhandene 
öffentliche Staatsrecht; fo fteht auch das aus der Ber- 
nunft hervorgehende Strafrecht höher, als das, wel- 
ches in den pofitiven Formen der Wirflichfeit uns ent— 
gegentritt, 
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44. 
Literatur der wiffenfhaftlihen Behand: 
lung des philoſophiſchen Strafredts. 
Bei der Angabe der wichtigern Schriften, welche 
das philofophifche Strafrecht behandelt haben, koͤnnen 
weder Die Enfteme und Compendien des Natur: 
rechts (Maturr, $. 12.), noch die Syſteme und Com— 
pendien des Staatsrechts ($. 8.) wiederhohlt wer— 
den, wo des Strafrechts entweder ausführlich, oder 
nur furz, Erwähnung geſchieht. — Eben fo wenig 
geboren die Werfe hieher, welche blos das pofis 
tive Strafredt behandelt haben; dagegen dürfen 
diejenigen Schriften nicht ganz übergangen werden, 
deren Verfaffer zwar zunachft das pofitive Straf: 
recht darftellen, Eingangsweiſe aber die philofo- 
phbifhe Begründung deffelben verfuchern. Denn 
es verdient der ebrenvollften Beachtung, daß unter 
allen pofitiven Rechtswiffenfchaften bis je gt Feine mehr, 
als das Strafrecht, ſeit ungefähr 30 Jahren, von 
ausgezeichneten Männern augebaut worden ift, welche 
pbilofopbifchen Geift mirpofitiver Rechts: 
Funde verbanden, wohin bifonders at 
Kleinfhrod, Feuerbach, Grolmann, Tier 
mann, Henke, u... gehören. 


Negner Engelhard (Heſſ. Kriegsrath), Vers 
fuch eines allgemeinen peint. Rechts aus den Grund: 
fäßen der Weltweisheit und befonders des Rechts 
der Natur hergeleitet. Frkf. u. Lpz. 1756. 8. (Dies 
war der erfte Verfuch einer felbitftändigen philos 
ſophiſchen Bearbeitung des Strafrechts, nad 
MWolffifbem Syſteme; — als erfter Verfuch dies 
fer Art nod immer mit Achtung zu nennen, wenn 
gleich durch beffere Werke längft erſetzt.) 

Beccaria, dei delitti e delle pene. Napol. 
1764: 8 Mehrmals uͤberſetzt (z. B. von Dommel). 


r 
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Die befte Ueberſetzung: Marchefe Beccaria’s Ab: 
Handlungenvüber Verbrechen und Strafen, von neuem 
aus dem tal. überjegt mit Noten und Abhandluns 
gen von G. Adam Bergk. 2 Thle. Lpz. 1798. 8. 

v. Valazé, über die Strafgefepe, oder Ents 
wurf zu einem allgem. Strafcoder. Aus dem Franz. 
mit Anmerk. und Zufäßen v. Karl Adolph Caͤſar. 
Lpz. 1786. 8. 

Hans Ernſt v. Slobig und J. Geo. Aufter, 
Abhandlung von der Eriminatgefeßgebung; eine ge 
kroͤnte Preisfchrift. Zuͤrich, 1755.98. — Vier dw 
gaben dazu. Altenb. 1785. 8. 

Karl Ferd. Hommel, philof. Gedanken Über Das 
Criminalrecht. Aus der Hommelſchen Handſchrift, 
als ein Beitrag zu dem Hommelſchen Beccaria her— 
ausgegeben v. K. Gtlo. Roͤſſig. Berl. 1784. 8. 

Sr. Sul. Heinr. Graf von Soden, Geiſt der 
peinlichen Geſetzgebung. 4 Theile. Deſſau, 1782. 8. 
IA: 1792. 

PDaftorer, Betrachtungen über die Strafgefepe, 
Aus dem Franzöf. herausgegeben und mit einem ers 
läuternden u. berichtigenden Commentar, auch eini— 
gen Anmerfungen veriehen v. Chſtn. Dan. Erhard. 
2 Theile. %pz. 1792. 8. 

Chſtoh. Karl Stübel, Syſtem des allgemeinen 
peinlihen Rechts. 2 Th. Lpz. 1795. 8. — ©runds 
fäße zu der DVorlefung über den allgemeinen 
Theil des teutfhen u, hurfächfifchen Criminalrechts. 
Mittenb. s. a. 8. 

J. Heinr. Abicht, die Lehre von Belohnung u. 
Strafe, in ihrer Anwendung auf die bürgerl. Ver: 
geltungsgerechtigkeit überhaupt, und auf die Crimi— 
nalgefeßgebung insbefondere. 2 Theile. Erlangen, 
1796 f. 8. 

Gallus Aloys Kleinfhrod, ſyſtematiſche Ent: 
wickelung der Grundbegriffe und Grundwahrheiten 
des peinlichen Rechts. 3 Theile. Erl. 1794. 8. 2te 
Aufl. 1799. Zte Aufl. Erlangen, 1805. 

Paul So. Anſelm Feuerbah, Reviſion ber 
Srundfäße und Grundbegriffe des: pofitiven peins 
lichen Rechts. 2 Theile. Erfurt, 1799 und Chemnik 
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1800. (Eine neue völlig umgearbeitete Auflage 
ift angekündigt.) — Ueber die Strafe als Sicher: 
heitsmittel vor fünftigen Beleidigungen des Ver— 
brechers. Chemnig, 1800. 8. — Lehrbuch des ge: 
meinen in Teutfchland gültigen peinlichen Rechts. 
te Aufl. Gießen, 1820. 8. 

Ant, Fr. Juſtus Thibaut, Beiträge zur Kritik 
der Feuerbachiſchen Theorie über die Grundbegriffe 
des peinlichen Rechts. Hamb. 1802. 8. 

Karl Grolmann, Grundfäße der Criminal: 
rechtswiſſenſchaft. Gießen, 1798. 8. Zte Aufl. 1818. 
8. — Ueber die Begründung des Strafrechts und 
der Strafgefekgebung; nebſt einer Entwickelung der 
Lehre von dem Maasjtabe der Etrafen und der 
juridifchen Imputation. Gießen, 1798. 8. 

Ernft Sr. Klein, Grundiäße des gemeinen teuts 
fhen und preußifchen peinlichen Rechts. Halle, 
1799. 8. 

Karl Aug. Titt mann, Grundlinien der Straf— 
rechtswiſſenſchaft und der teutſchen Strafgeſetzkunde. 
Lpz. 1800. 8. — Verſuch über die wiſſenſchaftliche 
Behandlung des peinlichen Rechts. Lpoz. 1798. 8. — 
Handbuch der Strafrechtewiſſenſchaft und der teut— 
ſchen Strafgeſetzkunde. 4 Theile. Halle, 1806 ff. 8. 

J. Adam Berg, die Philofophie des peinlichen 
Rechts. Meißen, ıg02. 8. 

v. Almendingen, Darftellung der redtlichen 
—— Gießen, 1803. 8. 

Karl Sal. Zacharia, Anfangsgruͤnde des philos 
fopbifhen Criminalrechts. Lpz. 1505 8. 

Herm. Wild. Eduard Henke, über den geaens 
mwärr. Zuftand der Criminalrehtswiffenfhaft. Lande: 
But, 1810. 8. — Ueber den Etreit der Ertraf: 
rechtstheorieen. Regensb. ı811. 8 — Grundriß 
einer Geſchichte des teutfchen —A Rechts und 
der peinlichen Rechtswiſſenſchaft. 2 Th. Sulzbach, 
1809 ff. — Lehrbuch der Strafredhtswiffenfchaft. 
Zuͤrich, —5 8. 

C. J. A. Mittermaier, über die Grundfehler 
der Behandlung des Criminalrehts in Lehr» und 
Strafgefesbühern. Bonn, 1819. 8. 
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Martin, Lehrb. des teutfhen gemeinen Crimis 
nalrechts. ı Dauptabfehnitt, welder den allgemei: 
nen Theil enthält. Keidelb. 1820. 8. 

Unter den Philofophen neuerer Zeit verdies 
nen befonders verglihen zu werden: Filangieri 
im Syiteme der Geſetzgebung; Jakob in der phis 
lof. Rechtslehre. Halle, 1794, ©. 506. — Hey: 
denreih in 1. Staatsrechte; Kant in f. meta: 
phyſ. Anfanasar. der Nectslehre, ©. 195 ff.; — 
Fichte, in f. Orundlage des Naturrechts, Ih. 2, 
©. 98 ff. — Gtlo. Ernſt Schulze, inf. Leitfaden 
der Entwickelung der phil. Principien des buͤrger— 
lichen und peinlichen Rechts. ©. 359 ff. — Fr. 
Bouterwek, Lehrb. der phil. Wiſſenſchaften. 2te 
Aufl. (Goͤtt. 1820.) 2ter Theil, S. 354 ff. — Karl 
Theod. Welcker, die letzten Gruͤnde von Recht, 
Staat und Strafe ıc. ©. 243 ff. — 


* 
* * 


(Heinr. Blümner), Entwurf einer Literatur 
des Criminalrechts in fyftemariiher Ordnung. Ypz. 
179} &- 

C. L. Brunner, Handbuch der Literatur der 
Eriminalrechtswiffenfchaft. ır Th. Bayreuth, 1804. 8. 

GW. Böhmer, Handbuch der Literatur des 
Criminalrehts, mit befonderer Beziehung auf Eris 
minalpolitif. Gött. 1817. 8. 

Vom philofophifchen Criminalrehte; — (eine 
fritifhe Abhandlung) in der Leipz. Lit. Zeit. 1805, 
©t. ı und 2. N 


45. 


a) Lehre von der rechtlichen Geſtaltung 
des Zwanges und der Strafe im Staate. 


Der rechtliche (d. h. vernunftgemaͤße) Zwang 
kann nur zwiſchen ſinnlich-vernuͤnftigen Weſen ſtatt 
finden, die in einem gegenſeitigen Verhaͤlt— 
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niffe von Zmwangsrehten und Zwangs- 
pflichten ſtehen *). 
Der Zwang kuͤndigt ſich aber an: 

1) als Prävention, d. h. als Recht des 
Zuvorfommens oder der Sicherftellung (jus 
praeventionis) gegen eine angedrohte Rechtsver— 
legung, inwiefern die Prävention in dem Rechte be- 
ſteht, den Drohenden in feiner Freiheit fo zu befchran- 
fen, daß die gedrohte Verlegung ihren Anfang nicht 
nehmen kann. (Die Drohung bemwirft zwar nicht 
die Gewißheit, wohl aber die Wahrfcheinlid- 
keit der Verlegung; doch gibt fehon die Drohung 
das Necht, den angedrohten Anfang der Nechtsver- 
legung zu verhindern.) 

2) als Vertheidigung, oder als das 
Recht, duch Zwang eine angefangene Rechtsver- 
legung an ihrer völligen Ausführung zu hindern, 
Dies ift das fogenannte Recht der Nothwehr 
(jus defensionis, inculpata tutela), welches recht- 
lih nur folange dauern darf, als der Angreifende 
in den Kreis unfrer Rechte einzudringen verfucht, und 
auch nur fo weif reichen darf, als nöthig ift, den 
Angriff auf unfre Rechte abzuhalten und zurück zu 
weifen ; 

3) als Wiederherftellung des verleß- 
ten Rechts (jus restitutionis in integrum), 10, 


x*) Dadurh wird der Zwang gegen Thiere von 
dem philofophiihen Strafrechte ausgefhloffen. — 
Eben fo wenig fann es einen Zwang in Kinficht der 
Pflihten der Güte (officia imperfecta) geben; nur 
den Pflichten der Gerechtigkeit (officia perfecta) 
entfprehen Zwangstedte, 

T. 17 
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nach vollbrachter Rechtsverletzung, der Nechtsver- 
letzende durch den Zwang genoͤthigt wird, entweder 
vollkommene Genugthuung, oder doch Schaden— 
er ſatz zu leiſten, fobald das verlegte Recht nur durch 
einen Gegenftand von ahnlihem Werthe ausgeglichen 
werden fann, 

- Diefe dreiArten des Zwanges werden von 
der Vernunft dem Menfchen urfprünglid (d. b. 
nach der urfprünglichen Einrichtung feiner Natur, 
noch vor feinem Eintritte ins Staatsleben) zuerfannt, 
weil fie fich auf die, von der Vernunft unbedingt ges 
forderte, Aufrechtbaltung des Gleichgewichts der 
Hechte in dem außern freien Wirfungsfreife der vers 
tragsmäßig verbundenen fittlichen Wefen gründen. 

So wie nun der Menfch bei feinem Eintritte in 
den Staat die urfprünglichen Rechte feiner Natur in 
bie bürgerliche Gefellfhaft mitbringt, und fie, in 
derſelben, durch den Staatsgrundvertrag ficher ftellt; 
fo bleibe ihm auch das Recht zu zwingen in der 
bürgerlichen Gefellfchaft, da er in derfilben weder 
rechtlos, noch) wehr = und fehuglos werden darf. Allein 
weil der Staat als Rechtsgeſellſchaft durchaus nicht 
beftehen Fonnte, wenn in demfelben das Individuum 
die drei aufgeftellten Arten des Zwanges felbft auss 
üben wollte; fo wird das Zwangsrecht des 
Sndividuums, beim Eintritte in den Staat und 
bei der Annahme des Staatsgrundvertrages, auf die 
ganze Rechtsgeſellſchaft übergetragen, 
den einzigen Fall der unmittelbaren Noth— 
wehr gegen einen widerrechtlichen Angriff in den fels 
tenen DVerhaltniffen ausgenommen, wo der Staat 
nicht felbft die Abwehr diefes Angriffs bewirfen fann 
(3. B. wenn Diebe einfteigen, Mordbrenner Feuer 
anlegen, Räuber den Wagen auf der Straße anfallen 
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wollen). Doc gelten für dieſen Fall die beiden auf⸗ 
geftellten Bedingungen des Rechts der Nothwehr. 


46. 
BSortſes uqug 

Der Zwang im Staate muß, nad) den drei ent: 
wickelten Begriffen, theils als Prävention, als 
Strafandrohung, bei angedrohter und bevorftehender 
Rechrsverlegung, theils als Vertheidigung bei einge: 
tretener und begonnener Nechtsverlegung, theils, 
nah vollbrachter Rechtsverletzung, als Wiederein» 
feßung des Beleidigten in den vorigen Nechrszuftand, 
oder, dafern Dies nicht möglid) ift, als Erfaß fir den 
erlittenen Schaden ſich anfündigen. 

Allein dadurch wird das Wefen der rechtlichen 
Geftaltung des Zwangesim Staate noch nicht erfchäpft, 
weil die Strafe im bürgerlichen Vereine niht blos 
aus der Bedrohung und Verlegung des 
Rechts der \ndividuen, fondern zugleich 
aus der Bedrohung und Verlegung des 
Zmwedes der ganzen bürgerlichen Gefell: 
fhaftabgeleiteewerdenmuß. Weil namlich 
durch eine mit Freiheit vollbrachte Nechtsverlegung im 
Staate nicht blos das Individuum in feinen Rechten 
beeinträchtigt, fondern auch der Zweck der ganzen 
Kechtsgefeltfehaft felbft — die Herrfchaft des Rechts 
— bedroht oder verlegt wird; fo muß der Zweck der 
Strafe, außer der rechtlichen Ahndung des verleß- 
ten Rechts, zugleich die Herftellung und 
Sidherung der bedrohten oder erfhütters 
ten Herrſchaft des Rechts im Staate felbft 
umfchließen. Der Zwed der Strafe im Staate fann 
baher nur aus dem Zwecke des Staates ab- 

7 
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geleitet werden, weil der Zwang im Staate blos 
als Mittel Au diefem Zwecke fich verhält, und nur 
aus Diefem Gefichtspuncte — daß er ein rechtliches 
Mittel zu einem rechtlichen Zwecke ift — richtig und 
erfchöpfend aufgefaße, und nach feiner Abhängigkeit 
von dem allgemeinen Staatszwede Dargeftellt werden 
Fann. Nach diefen Beftimmungen fest die Vernunft 
den Zweck der Strafe im Staate in die rechtliche 
Herftellungder Herrſchaft des Rechts und 
des verletzten Gleichgewichts der aͤußern 
Freiheit durch Ahndung des verletzten Rechts an 
dem Verbrecher, vermittelſt eines demſelben zugefuͤg— 
ten ſinnlichen Uebels. Der Zweck der Strafe iſt alſo 
weder blos Praͤvention, noch Wiederherſtellung des 
verletzten Rechtszuſtandes und Erſatz, obgleich dieſe 
Zwecke nicht ausgeſchloſſen, ſondern in dem hoͤchſten 
Zwecke der Strafe als einzelne Beſtandtheile aufge: 
nommen werden, Der Zwed der Strafe befteht aber 
auch weder zunachft in der Abſchreckung durch An— 
drohung einer Strafe vermittelſt eines Strafgeſetzes, 
noch zunaͤchſt in der ſittlichen Wiedervergeltung der 
begangenen Handlung, noch zunaͤchſt in der Beſſerung 
des Verbrechers. 

Soll übrigens die Strafe im Staate rechtlich 
geftaltet feyn; fo muß fie auh in einem Strafge- 
feße beffimmtausgefproden, und — um alle 
Willführ des Nichters zu verhindern — nur fraft 
diefes Strafgefeßes an dem Verbrecher vollzogen 
werden. Doch ift nicht das vorhandene Strafgefeg 
der Rehtsgrund der Strafe, weil fonft alle ftraf: 
bare Handlungen, die nicht mit einem Strafgeſetze 
belegt find, im Staate ungeftraft bleiben müßten. 
Vielmehr ift die Verlegung der Herrſchaft 
des Rechts im Staate, als des höchften Zwecks 
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der bürgerlichen: Gefellfehaft, durch eine ftrafbare 
Handlung den Grund, weshalb Strafgefege als 
Mittel im Staate beſthen, jenen hoͤchſten Zweck 
zu erhalten und zu ſichern, und weshalb das einzelne 
Strafgeſetz auf den befondern Fall angewandt wird, 
Das vorhandene Strafgefes hat daher die Beſtim— 
-mung, theils für den, der die Rechte Andrer vers 
legen will, im Voraus das Uebel zu-bezeichnen, das 
ihm als Strafe für die Rechtsverletzung unnachläßlich, 
wiewohl in ftrenger Angemeſſenheit zu der vollbrachten 
That, zuerkannt wird; theils für den Nichter den 
unveranderlichen rechtlichen Maasftab_ zu enthalten, 
nad) welchem er die ftrafbare That beurcheilen und mit 
einem finnlichen Uebel belegen ſoll. Der allgemeine 
Rechtsgrund der Strafe, nad) der Vernunft, ift 
alſo weder zunaͤchſt Die Verlegung eines Steafgefeges, 
noch zunaͤchſt die ftrafbare Handlung felbft, fondern 
der verlegte Zweck des Staates Durch die ftrafbare 
Handlung; denn nur aus Diefem Rechtsgrunde — 
der auf dem unerfchütterlichen Zwece des Staates 
felbft beruht — Fann fih das Strafredt des 
Staates nachweifen laffen , und das, was die Ver— 
nunft als, rechtlichen Zwang zwifchen den Individuen 
anerkennt, zu einem allgemeinen rechtlichen Straf⸗ 
geſetze im Staate erhoben werden. 


47: 
Ueberfigt über die wichtigften Straf 
vechtstheorieen. 


Bei folgerichtiger philofopbifcher: Forſchung muß 
die Begründung des philofopbifchen Strafrechts von 
der Begründung des Natur- und Staatsrechts über- 
haupt abhaͤngen. Wird in der Begründung des Na— 
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tur s und Staatsrechts von der ſittlichen Gefeßgebung 
der Vernunft und von dem nothwendigen innern 
Zufammenbange zwifhen Pflicht und Necht ausge: 
gangen; fo muß auch das philofophifche Straf: 
recht fih rückwärts auf die Freihere im Men 
fhen, als den legten Grund jeder erfcheinenden 
ftrafbaren Handlung, ftügen, und verlangen, daß zur 
Beftimmung der Strafe — fo weit es möglich ift — 
der Zufammenhang der Freiheit des Willens mit der 
vollbrachten That ausgemittelt, und die Strafe nad) 
diefem VBerhbältniffe ausgefprochen und vollzo- 
gen werde. — Wird aber das Natur- und Staats: 
recht blos als die wiflenfchaftliche Darftellung von 
Ziwangsrechten überhaupt behandelt, fo daß man 
zwar, bei der rechtlichen Geftaltung des äußern Wir: 
fungsfreifes, die innere Freiheit nicht ablaugner, fie 
aber, als ein unerforfhbares Noumenon, 
auf fich beruhen laßt, und fich einzig an die im 
äußern Wirfungskreife erfennbare Freiheit 
(als Phänomenon) halt; fo wird auch, bei der 
Begruͤndung des Strafrechts im Geifte jener Anficht, 
nur zunächſt die That (nicht die innere Gefinnung, 
ros Iche derfelben vorausging,) beruͤckſichtigt, und Diefe 
unter das vorhandene Strafgefeß gebracht werden. 
Abgefehen davon, daß in neuerer Zeit die letztere 
Anſicht die herrſchende geworden ift, kann nicht 
verfannt werden, daß fie zugleich die bequemere 
und leichtere ift für die Entfcheidung über, Ver: 
brechen und für den Gerichtsbrauch; auch darf nicht 
geläugnet werden, daß die erftere, wenn fie vollig 
folgerecht angewande werden foll, nicht ausreicht für 
den Zweck des Staates, als einer Außern Nechtsge- 
fellfchaft, und fir den aus jenem Zwecke nothwendig 
bervorgebenden Zweck der Strafe, Man kann, um 
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einer kurzen Bezeichnung fich zu bedienen, die 

Theorie, welche der erftern Anſicht folger, und zu— 
nachft. das Subject des Verbrechers berücfichtigt, 
die fubjective Strafrechtstheorie, Die aber, welche 
auf die zweite Anſicht fich ſtuͤtzt, und zunaͤchſt an 
die ſtrafbare Handlung, an das Sbject, ſich hält, 
die objective Strafrechtstheorie, hingegen die, 
welche beide Anfichten in der toifienfchaftlichen 
Darftellung des Strafrechts verbindet (und welche 
hier befolgt wird), die fubjectiv- objective Theo— 
rie nennen, weil ſie zwar zunaͤchſt von der innern 
Freiheit des Verbrechers ausgeht, und darnach die 
Strafmürdigfeitdes Verbrechers beftimme, zu: 
gleich aber, geſtuͤtzt auf diefe Strafwürdigfeit, über 
die Steafbarke ie der Handlung in Angemeffendeit 
zu den beftehenden Strafgefigen entfcheidet, 

Ob nun gleich theils. die ſubjective, theils die 
obiective Strafrechtstheorie. in vielfachen einzelnen 
Schattirungen, bald mit wefentlichen, bald mit uns: 
mwefentlihen Abweichungen , von einzelnen denkenden 
Männern dargefteilt worden iſt; fo laſſen ſich doch 
beide wnter zwei Hauptanſichten im Allgemeinen 
bringen, wornach 

&) die fubjective Strafrechtstheorie 

entweder 4) als Wiedervergeltungss 
‚oder 2) als Befferungstheorie, und 
B) die objective Strafrechtstheorie 
entweder 1) als Abfhrefungs- 
oder 2) als Praventionsthevrie 
erfcheint. In dem philofophifchen Strafrechte koͤnnen 
aber diefe Theorieen nur im allgemeinften Um» 
riffe (möglichft ereu mit den Worten ihrer Urheber) 
bargeftelle, und mit einer kur zen Prüfung ver 
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aufgeftellten Sehren verbunden werden. Die völlige 
Durchführung derfelben im Einzelnen gebört zus 
nachft ins Gebiet und an den Eingang der pofiti- 
ven Strafrecheswiffenfchaft. 


a) Die fubjective Strafrechtstheorie. 


' 48. 
1) Die Wiedervergeltungstheorie, 


Das Strafrecht ift das Necht des Befehlshabers 
gegen ven Unterwürfigen, ihn wegen eines Verbre— 
chens mit einem Schmerze zu belegen. Die rihter- 
liche Strafe kann aber nur deshalb wider den Ver: 
brecher verhängt werden, weil er verbrochen hat. 
Strafe erleidet daher das Individuum, nicht weil 
e8 die Strafe, fondern weiles eine ftraf- 
bare Handlung gemwollthat. Das Strafgefeg 
ift ein Fategorifcher Imperativ; denn wenn die Ge- 
rechtigfeit untergeht, fo bat e8 feinen Werth mehr, 
daß Menfchen auf Erden leben. Die Strafe wird 
alfo nicht verhängt wegen der Sicherheit der bürger- 
lichen Gefellfchaft, nicht wegen des Wohles des Ver- 
brechers felbft, noch wegen eines andern Grundes, 
fondern einzig deshalb, weil fie die nothwen— 
Dige, durch die Gerechtigkeit gebotene, 
Solge des Verbrechens ift. Die öffentliche 
Gerechtigkeit Fann aber für die Art und den Grad 
der Beftrafung feinen andern Grundfaß aufitellen, 
als den Grundfag der Gleichheit, im Stande des 
Zingleins an der Wage der Gerechtigkeit, alfo: 
Was für unverfchuldere Mebel du einem Andern im 
Volke zufügeft; das thuft du dir felbft an. Befchimpfft 
du ihn; jo befchimpfit du Dich ſelbſt. Beſtiehlſt vu 
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ihn; fo beftichtft du dich ſelbſt. Schlägft du ihn; fo 
ſchlaͤgſt du dich ſelbſt. Toͤdteſt du ihn; fo toͤdteſt du dich 
felbft. Nur das Wiedervergeltungsrecht (jus 
talionis), aber wohl zu verftehen, vor den Schran- 
fen des Gerichts, nicht in dem Privaturtheile, 
Fann die Qualität und Quantitaͤt der Strafe beftimmt 
angeben; alle andere find hin und her fhmwan- 
fend, uud Fonnen, andrer fich einmifchender Ruͤck— 
fihten wegen, Feine Angemeffenheit mit dem Spruche 
der reinen und ſtrengen Gerechtigfeit enthalten, Die 
Gleichheit der Strafen, die allein nach dem ftrengen 
Wiedervergeltungsrechte möglich iſt, offenbaret fich 
aber daran, daß nur dadurch im Verbaltniffe 
zuderinnern BösartigfeitderVerbrecder 
die Strafe. ausgefprochen wird. 
©. Kant, in den met. Anfangsgr, der 
NRechtslehbre, © 195 fi. Schon Jakob 
ftellte in , pbilof. Rechtslehre den Sag auf: 
„daß die Strafe moralifche Vergeltung ſey.“ — 
An Kant fchloffen fih an: J. Heinr. Tieftrunf, 
in den pbilof, Unterfuhungen über das 
privat und öffentlihe Recht, 2 Th. Halle, 
1797. 85 Bergk (mit einigen Abweichungen) 
in der Philof. des peinl, Rechts, und Za- 
haria in den Anfangsgründen des Cri- 
minalrechts. — Selbſt Boutermwef nimmt 
eine modificirte Wiedervergeltungstheorie an. 


49. 
Prüfung derſelben. 
Die Wiedervergeltungstheorie behauptet das 


große Verdienſt, daß ſie auf die Freiheit des Men— 
ſchen, auf die innere Triebfeder der ſtrafbaren Hand: 
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fung ſich gründet, und darnach den Grad der! Schuld, 
und die Art und Weife der Strafe beftimmt; daß fie 
alſo von ‚der reinen, Vernunftidee der Gerechtigkeit 
ausgeht, und jedem ganz Das zutheilen will, mas 
feine Ihaten verdienen. Sie erhebt ‚dadurch den 
Staat zu der Beftimmung, die fittlihe Ordnung auf 
Erden darzuftellen, welche im Weltganzen, unter der 
Seitung der höchiten Gerechtigkeit Gottes, als voll 
fommene Ausgleichung zwifchen Verdienft und Be: 
lodnung, und zwifchen Verfehuldung und Strafe in 
der dee angenommen wird. 

Allein in ihrer Anwendung und Ausfuͤh— 
rung im Staate muß die Wiedervergeltungstheorie 
hinter, der. dee der Vernunft zurückbleiben. Schon 
an ſich kann das Strafgefis nicht als Fategoris 
ſcher, d. h. unbedingt geltender, Imperativ, wie das 
Sittengeſetz, gedacht werden, weil Zwang und Strafe 
nur Mittel zum Zwededes Staates, nicht Zweck 
felbft find. Das Strafgefes ift daher nur ein be= 
dDingter (bupothetifcher) Imperativ, der blos dann 
eintritt, wenn eine Berlegung des Staatszweckes vor: 
ausgegangen ift. Was aber die fittliche Wiederver— 
geltung felbit betrifft; fo Fann allerdings ohne Diefelbe, 
d. h. ohne die unbedingt angemefiene Yusgleichung 
des Werdienftes mit der Belohnung und der Vers 
fehuldung mit der Strafe, die fiertlihe Weltord— 
nung nicht gedacht werden; nur daß die Verwirk— 
lihung diefer großen dee auf Erden und von end» 
lichen Wefen nicht möglich. ift. Sie bleibt das Werf 
der Allwiſſenheit, der Allgerechtigfeit und Almacht 
Gottes, Doch geht aus der Wieververgeltungstheorie 
fo viel für die pHilofophifche Begründung des Straf 
rechts im Staate hervor, daß die ganze Öeftaltung 
des Staates, in Beziehung auf die Herrſchaft des 


Staats und Staatenrecht. 267 


Rechts, von Der Art feyn foll, daß die finnlich-vers 
nünftigen Wefen, welche im Staate leben „durch 
den Staat, nach deſſen Zwede und nach den in feiner 
Mitte vorhandenen Bedingungen für die Erreichung 
diefes Zweckes, zur fittlihben Mündigfeitge« 
führt, und in allen ihren Verhaͤltniſſen — mithin 
auch in den von ihnen vollbrachten Rechtsverlegungen, 
— als fieelihe Wefen, und zwar nach der that: 
fachlichen Anfündigung ihrer ſittlichen Mündigkeit 
oder Unmiündigfeit, behandelt werden. 

Ob nun gleich Hanachſi die außere rechtswidrige 
That als firafbar ſich anfündige, und unter das 
Strafgefeg gebracht werden muß; fo foll doc) , fo weit 
es zu erforfchen möglich ift, diefe That auf die ihr 
vorausgehende innere Gefinnung und Triebfeder zus 
rücgeführe, und nach diefem Maasftabe die Art und 
der Grad der Strafe beftimme werden ; denn felbft die 
Stimme des Gemwiffens in dem Verbrecher 
buͤrgt fir Diefen Zufammenhang zwifchen der unſitt— 
lihen Gefinnung und der ftrafbaren Ihat. Kann 
übrigens die Strafe nicht in der Zufügung eines vol: 
lig gleichen Uebels beftehen; fo muß, nach diefer 
Theorie, an die Stelle derfelben ein der Art und der 
Große nah möglichft gleiches Hebel treten; nur 
daß freilich Die fe Zutheilung der Strafe die genauefte 
Erforfchung der Empfänglichfeit des ftrafbaren Andi: 
viduums für die verfchiedenen Arten des Schmerzes 
vorausfegt, weil, ohne diefe Erforfchung, die Gleich— 
heit swifchen der über den Verbrecher zu verhaͤngen⸗ 
den Strafe und dem Uebel, das er Andern zugefügt 
hat, nicht möglich ift, und doch auf diefer Gleichheit 
der Grundcharafter der Theorie felbft beruht. — 
Sollen endlich die Strafen dem begangenen Verbre— 
hen vollig gleich fommen; fo müßten auch auf un- 
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menfchliche PEN enge ——— 


——— 


Br R—mon AC 
9) Die — 2. 

Die Befferungstheorie entfprang che ils aus der 
völlig gerechten Rüge der Härte der ‚Altern pofitiven 
Eriminalgefegez tbeils aus. religiöfen Gründen; 
theils aus der Wahrnehmung der wirklichen Beſſe— 
rung einzelner Verbrecher, Thatſachlich ward fie 
verfuche in der milden Gefeggebung Leopolds 2 in 
Toffana , wo namentlich die Todesſtrafe ganz aufge: 
hoben ward, und in den nordamerifanifchen Freiſtaa— 
ten; doch hat man in den legtern ſpaͤter die Ueberzeu— 
gung gewonnen, daß man mit der Beſſerungstheorie 
in der Wirklichkeit nicht ausreiche. 

Dbgleich die Befferungstheorie nad) ihrer Be: 
gründung und nach ihrer Durchführung fehr verfchie: 
den geftaltee werden kann; fo ift Doch Der allgemeine 
Grundfag, von welchen fie ausgeht, der, daß jedes 
finnlicy vernünftige Wefen , welches ein Werbrechen 
begangen hat, diefes Verbrechens ungeachtet ein Wefen 
ift, das, nad) dem vervollfommnungsfäbigen Charaf- 
ter feiner Natur, der fittlichen Befferung, d. h. der 
völligen Veränderung und Umbildung Der unlau- 
tern Triebfeder fähig bleibt, aus welcher die ftrafbare 
That hervorging. Es müffe daher auch die Strafe 
von der Art feyn, daß fie entweder dieſe Befferung 
felbft herbeiführe und bewirfe, oder daß doch die. 
Beſſerung als der Maasftab zur Beftimmung der 
Dauer der Strafe gebraucht werde, weil eine Strafe, 
welche hinreicht, den Verbrecher zu beffern, auch als 
der innern Schuld deffelben vollfommen angemeflen 
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er 


Als Hauptſchrift gehört hieher: 
Ernſt Spangenberg, über die fittliche und 
bürgerliche Befferung der Verbrecher mittelft des 
Poͤnitentiarſyſtems, als den einzigen zuläffigen Zweck 

"jeder Strafe. Frei nach dem Englifhen des Roſcoe. 

Landsh. 1821. 8. 


51. 
Prüfung derfelben, 


Der Zweck der Strafe im Staate, nach) voll: 
brachter Nechtsverlegung, muß genau theils von 
dem Zwecke der Züchtigung in Hinfiche der Erziehung 
phyſiſch unmündiger Weſen während der Zeit. der 
Kindheit und Jugend, weil die ſer Zweck nothwendig 
die Befferung in fich einſchließt, eheils von. dem 
Zwecke der rechtlichen Ahndung der Polizeivergeben 
(3.3. wenn fih Einer beraufcht hat und auf der 
Straße Handel anfängt) unterfchieden werden, weil 
die letztern Feine eigentlichen Rechtsverletzungen in 
fich begreifen , und ihre Beftrafung die Befferung des 
Verirrten nicht nur nicht hindern, fondern fogar er: 
leichtern und befördern foll. 


Die Strafe im Staate aber, welche wegen ange= 
drohter, oder vollbrachter Rechtsverletzung ausgefpro- 
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chen und vollzogen wird, Fann an fich- die Befferung 
des Verbrechers nie berücfichtigen; nur daß, bei Zu> 
theilung von Strafen auf geringere Verbrechen (z. B. 
bei Gefängniß = oder Zuchthausftrafe) die Beſſerung 
nicht geradezu gehindert und unmöglich gemacht wird. 
Denn das verlegte Recht des Individuums, fo wie 
die geftörte Herrfchaft des Rechts im ganzen Staats- 
vereine, Fann nur durch die Abbuͤßung der rechtlichen 
Strafe, welche auf das Verbrechen gefeßt iſt, ausge: 
glihen und dadurd die Herrfchaft des Rechts von 
neuem gefichert werden, — Selbſt wenn die Befle- 
rungstheorie blos auf Die Dauer der Strafe bezo— 
gen werden follte, würde dadurch tbeils fehr oft der 
Maasftab der firengen Gerechtigfeit verlegt werden 
(wenn 3. B. eine Strafe, die gefiglich zehn Jahre 
dauern follte, der Beſſerung wegen auf fünf Jahre 
vermindert würde), theils die Beurtheilung, ob ver 
Verbrecher wirklich durch die bereits abgebußte Straf: 
zeit gebeffert worden fen und ihm die übrige Dauer der 
Strafe erlaffen werden fonne, großen Schwierigfeiten 
unterliegen, und der Heuchler niche felten die Richter 
täufchen. Deshalb verlangt es die Gerechtigkeit, daß 
die zuerfannte Strafe ganz in Angemeſſenheit 


zu dem Verbrechen abgebüßt werde, obgleich die 


Strafanftalten im Staate von der Befchaffenheit 
feyn follen, daß der aufbewahrte Verbrecher nicht noch 
verdorbener in denfelben und für die Zeit feiner Ent— 
laffung dem Staate noch gefährlicher werde, als zu— 
vor; daß aber auch eben fo wenig fein Schidfal in 
der Strafanftalt in dem Grade milde und günftig 
fen, daß er deshalb neue Verbrechen begeht, um wie: 
der in diefe Anftalt zu kommen. 
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B) Die objective Strafrechtstheorie. 


32. N 
4) Die Abfhredungstheorie 


Die bürgerlihe Strafe ift ein vom Staate 
wegen einer begangenen NRechtsverlegung zugefügtes, 
durch ein Strafgefeß vorber angedrohtes Uebel. ı Die 
bürgerlihe Strafe muß aber einen rechtlichen Grund 
haben, und diefer beruht auf dem Rechte der Sicher: 
fellung des Staates. Allein diefe kann nur erreicht 
werden, wenn der Staat durch pſychologiſchen 
Zwang verhindert, Verbrechen zu „begeben, und 
diefe Verhinderung wird erfolgen, wenn jeder Bur: 
ger uͤberzeugt iſt, daß auf die Rechtsverletzung ein 
größeres Uebel erfolgt, als das finnliche Beduͤrfniß 
und die Begierde groß war, eine Nechtsverlegung zu 
begehen. Diefe Ueberzeugung kann aber nur dadurch 
bewirft werden, daß die Verfnüpfung des Uebels mit 
dem Verbrechen durch ein Geſetz angedroht 
wird. Der Zwed des Strafgefises ift demnach 
Abfhrekung, der Grund der Zufügung Der Strafe 
aber die Verwirflihung des Strafgeſetzes. Es ift 
alfo der Zweck der bürgerlichen Strafe weder Beffe: 
rung, noch Vergeltung, noch die Abſchreckung Andes 
rer durch die Vollziehung der Strafe. Daraus folgt, 
daß die bürgerliche Strafe nur aus und nach einem 
Strafgefege verhängt werden, und daß der Staat 
blos Rechtsverletzungen, als folche, ftrafen Fann; daß 
die bürgerliche Strafe verfchieden ift von der Rache, 
die ohne einen rechtlichen Grund ausgeübt wird; daß 
aber auch, bei der Beftimmung der Strafbarfeit 
einer Handlung, nie der fubjective Grund 
der Freiheit des Handelnden berüdfichtigt 
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werden darf, weil die Freiheit fuͤr das aͤu— 
Bere Recht als nihe vorhanden befradter 
werdenmuß, fondern blos der objective Grund 
der Strafbarfeit, der auf der Thatfache beruht, 
welche unter dem Gefege enthalten ift. Daraus er— 
gibt fich der doppelte Grundſatz: Jede Strafe ift nur 
infofern gerecht, als fie dazu dient, die Gefahr. für 
den rechtlichen Zuftand des Staates abzuwenden; 
und: Je größer die Gefahr für den rechtlichen Zu: 

ftand ift ; defto größer ift die außere Strafbarfeit. 
Der Begründer diefer Theorie ift Feuer bach, 
welchem, mit einzelnen Abweichungen, fehr viele 
der neuern Strafrechtslehrer folgen. Vgl. die da- 
hin gehörenden Schriften $. 44., und befonders 

Thibauts geiftvolle Kritik diefer Theorie, 

* 


53. 
Prüfung derfelben. 


Nach der Vernunft ift allerdings jede bürger- 
lihe Strafe ein vom Staate wegen einer begangenen 
Rechtsverletzung zugefugtes Uebel; allein zum Wefen 
der Strafe felbft gehört es nicht, daß fie duch) ein 
Geſetz angedroht werde. Denn obgleich für jedes 
Verbrechen im Staate in dem Gefegbuche des Straf- ° 
vechts ein Strafgefeg da feyn foll, und namentlich Fein 
pofitives Strafrecht ohne ein vorhandenes Straf- 
gefeg gedacht werden kann; fo geht doch an fich der 
Begriff und das Weſen der Strafe niht aus dem 
Gefege , fondern aus der Vernunft hervor, d, h. aus 
der nothwendigen Verfnüpfung eines finnlichen Uebels 
mit einer ftrafbaren Handlung nach der ewigen dee 
der Gerechtigfeit. Denn follte die Strafe nur auf 
das vorhandene Strafgefeg fih gründen; fo würde 
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jedes Verbrechen im Staate unbeſtraft bleiben muͤſſen, 
das nicht durch ein Geſetz mit Strafe belegt waͤre; ja 
es wuͤrde eine ſtrafbare Handlung gar nicht ein Ver— 
. brechen genannt werden koͤnnen, die nicht als folche 
durch Androhung einer Strafe bezeichnet wäre. Nach 
der Abſchreckungstheorie gibt es alfo Fein Verbrechen 
an fih, fondern nur diejenige Handlung ift Verbre— 
hen, welche der Gefeßgeber mit Strafe bedroht. Dies 
wiirde aber, folgerichtig durchgeführt, den druͤckendſten 
Defpotismus befördern (3. B. wenn in irgend einem 
Strafgefegbuche die Ausübung des Eultus der Pros 
teftanten mit dem Feuertode — man denfe an Huf, 
an die Verdammungsbulle Luthers — belegt würde)! 
—  MWenn ferner auch aus dem Zwecke des Staates 
und der Strafe nochwendig hervorgehet, daß Rechts» 
verlegungen verhuͤtet werden follenz fo ift doch der 
Grundfas der Abfchrekung duch pſychologiſchen 
Zwang mit der Vernunftidee der Gerechtigkeit unver: 
einbar; denn nach diefem Grundfaße wird nicht ans 
dem Verhältniffe der ſtrafbaren Handlung zur ewigen 
Idee der Gerechtigkeit die Strafe abgeleitet, fondern 
aus einem angedrohten ſinnlichen Uebel, das 
mit der Begehung der Handlung verbunden wird, um 
Dadurch die rechtswidrige Begierde zu unterdruͤcken. — 
Da weiter Vier Menfchen in pfyhologifher Hin: 
fiche unendlich verſchieden find, und, nad ver 
Erfahrung, die härteften Strafen die Vollbringung 
der Verbrechen oft nicht verhuͤten, ja felbft die Zahl 
derfelben niche vermindern koͤnnen; fo muß entweder, 
nach der Verschiedenheit der Individuen), auf ein und 
daſſelbe Verbrechen eine fhärfere und eine gelindere 

Strafe gefegt, vder dem Nichter die pſychologiſche 
Beurtheilung und Entſcheidung uͤberlaſſen, oder uͤber— 
baupt, der Sicherftellung des Staates wegen, jedesmal 

13 
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zu den hHärteften Strafen gefchritten werben; oder es 
müßten alle diejenigen ungeftraft bleiben, bei deren 
Gleichgültigfeit gegen die angedrohten ftrengften Straf: 
übel der Zweck der Abfchrefung durch die Strafe nicht 
erreicht würde, Die beabfichtigte Abſchreckung Andrer 
aber durch die Strafe,wennder Verbrecher felbft 
dadurch nicht abgeſchreckt werden koͤnnte, 
würde den Staat in den Fall bringen, einen Menfchen 
als Mittel zu gebrauchen (felbft zu verbrauchen), 
um den vorgefegten Zwed bei andern Staatsbürgern 
zu erreichen, fo wie überhaupt Die fortdauernde Noth— 
mwendigfeit der Anwendung der Strafen den Beweis 
enthalt, daß der eigentliche Zweck der Abſchreckung 
im Öanzen nie erreicht wird. — Da endlich 
die Abfchrefungstheorie auf die innere Freiheit des 
Handelnden und auf die Triebfeder, die ihn bei dem 
Verbrechen leitete, gar nicht Ruͤckſicht nimmt, fondern 
blos an die Thatfache und an den Thatbeftand des 
Verbrechens fich halt; fo erleichtert fie zwar dadurch 
von der einen Seite die Entfcheidung der Strafe, 
verftoßt aber von der andern gegen das Vorhanden- 
ſeyn der fittlihen Freiheit im Menfchen; berückfichtige 
ausfchließend das finnliche, mithin das niedere 
Beftrebungsvermögen im Menfchen, ohne das ver- 
nünftige, oder höhere, in Anfchlag zu bringen; ver 
hindert die Ausmittelung der oft fo ſehr verfchie- 
denen fubjectiven Grade der Strafmwür- 
digkeit, und der Zurechnung, und fieht fich genoͤ— 
thigt, in den meiften Fallen die ftrengften und härteften 
Strafen anzuwenden, 
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54. 
2) Die Präventionstheorie, 


Die Präventionstheorie beruht auf folgenden 
Sägen: R 

Aller rechtliche Zwang gegen Andere wird da- 
durh begründer, daß derjenige, gegen welchen er, 
ftatt finden foll, ein Hinderniß der allgemeinen gefeß: 
lichen Freiheit geworden iftz fo wie der Zwed, zu 
welchem der Zwang ausgeibt wird, durchaus nur 
dahin gehet, daß dieſes Hinderniß entferne werde. 
Soll daher die Strafe als ein rehrliches Zwangs: 
mittel erfcheinen; fo muß fie dadurch rechtlich begrün- 
det feyn, daß der, gegen welchen fie ftatt finden foll, 
ein Hinderniß der allgemeinen Freiheit geworden ift; 
fie muß den Strafbaren treffen, weil er fie dadurch 
verfchulder hat, daß er, unter diefen Umftänden, nicht 
zu einer Gefellfchaft freier Wefen paßt; fie muß aber 
auch zugleich nur den Zweck haben, daß jenes Hinder— 
niß der Freiheit aufgehoben, und der vollfommene 
Rechtszuſtand wieder hergeftelle werde. Die Strafe 
nun, die weder blos Nothwehr, noch Entſchaͤdigung 
feyn darf, fann, wenn fie nicht aus der Reihe der 
rechtlichen Zwangsmittel ausgeftrichen werden foll, nur 
unter dem Zwange zur Prävention begriffen 
feyn, und Prävention als ihren rechtlichen 
Zweck erfennen. Hierdurch wird keinesweges be: 
hauptet, daß jedes Präaventionsmittel den Namen 
Strafe verdiene, fondern nur, daß jede Strafe, 
infofern fie als ein rechtliches Zwangsmittel betrachtet 
werden foll, eine Art der Prävention feyn müffe. Soll 
aber ein Präventionsmittel den Namen Strafe ver: 
dienen; fo muß 4) die rechtliche Strafe ein finnliches 
Uebel feyn, welches dem Menfchen darum zugefügt 

18 * 
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wird, weil er daſſelbe rechtlich verdient 
hat; und fo Fann fie 2) feinen andern Zweck haben, 
als fünftige angedrohteNechtsverlegungen 
zu verhüten. Denn das DBeftehen des rechtlichen 
Zuftandes unter den Menfchen erfordert ein ftetes Be— 
ftimmefeyn ihres Willens für das Nechtsgefeg, ohne 
Doch Ddabeidie innereTriebfeder dieſes Wil— 
lens zu berüdffichtigen. Da alfo der rechtliche 
Zuftand nicht blos durch wirkliche Rechtsverlegungen 
aufgehoben wird, fondern auch zwifchen denen nicht 
befteht, welche, ohne im gegenwärtigen Augenblicke 
einander zu verlegen, Doch nicht geftimme find, jeder 
Rechtsverlegung in Zufunft ſich zu enthalten; fo kann 
der rechtliche Zwang feinesweges auf Wiederherftellung 
der ntegrität der verlegten Nechte und auf Schaden⸗ 
erſatz beſchraͤnkt ſeyn, ſondern es muß auch in An— 
ſehung deſſen, welcher durch das Verbrechen einen 
Mangel: der nöthigen Willensbeftimmung bewiefen 
hat und alſo gefahrorohend für die Zufunft erſcheint, 
durch. ein Die finnliche Luft zum Verbrechen uͤ ber- 
wiegendes Strafubel die Gefahr für Die Zukunft 
aufgehoben, es muß praͤvenirt werden. 

Der rechtlihe Zwef der Strafe muß mithin 
auf die Zufunft berechnet feyn, und in der Ent- 
fernung eines bevorftehenden Schadens beftehen. 
Ihr Rechtsgrund ift die gefihebene Drohung einer 
Rechtsverlegung, und die dadurch begründete Gefahr ; 
fie teifft demnach den Strafbaren, weil er Gefahr 
droht; fie) trifft ihn zu dem Ende, damit er nicht 
fernen Gefahr drohe. Diefer Zweck kann aber. erreicht 
werden entweder durch Unmoͤglich machung der 
Ausführung der Drohung ‚oder. auch in vielen Fallen 
durch Abſchreckung. Rechtliche Strafe iſt alfo 
ein ſinnliches Hebel, welches dem, eine Gefahr droben- 
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den, Subjecte zur Entfernung einer gebrohfen Gefahr 
entweder durch Abſchreckung veffelben, oder durch 
Unmdglihmachung der Drohung zugefügt wird, — 
Nach diefer Theorie fordert daher das Rechtsgeſetz, 
als ein ewiges und practifches Geſetz für den Willen, 
durchaus eine rechtliche Willensbeftimmung des In⸗ 
dividuums, und nur der- Mangel diefer rechtlichen 
Willensbeftimmung berechtigt zu dem. Prävention» 
zwange, deffen Grund in der Gegenwart, deflen 
Zweck in der Zufunft liegt. 39 
Der Begruͤnder diefer Theorie ift v. Grols 
mann in ſ. 9.44. aufgeführten Werken. In 
früherer Zeit lehrte Srübel (in fs 1795 erſchie— 
nenen Syfteme ꝛc.) im Ganzen daffelbe, Unter 
den übrigen Strafrechtslehrern bekennt fih Titt— 
"mann zu diefer Theorie, hauptſaͤchlich in ſ. 
ı Grundlinien der Strafrechtswiſſen— 
ſchaft, mie wenigen Abweichungen. In einzelnen 
Theilen der Darftellung ift er noch deutlicher, als 
Grolmann. Eine Stelle, welche Tittmanns 
Anſicht diefer Theorie befonders bezeichnet, gebört 
hieher: „Strafe heißt dasjenige finnliche. Uebel, 
"welches dem Urheber einer Störung des Freibeits- 
gebiets, nach Vorſchrift des Nechtsgefeges , zuge— 
füge wird, Die Strafe ift nicht Zwed an ſich, 
fondern nur Mittel zu einem. Zwede; ‚denn. 
Strafe zuzufügen, ift dem Menfchen: blos zu 
feiner Sicherheit erlaubt. Er darf alfo nicht 
ftrafen, weil es gerecht ift (2), daß jeder leide, 
was feine Thaten werth find, fondern nur, Damit 
er fi fichere gegen zufünftige Handlungen 
derſelben Art. Der Zweck der Strafe ift daher, 
ihre Zufügung unnöthig zu machen, zu bewirfen, 
daß die Fälle ihrer Anwendung gar nicht eintreten, 
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oder, was einerlei ift, Sicherheit des Freiheitsgebie- 
tes gegen fremde Eingriffe fi zu verfchaffen. Dies 
fann aber gefchehen , indem der Drohende entweder 
von der Ausführung der Drohung abgefhredt, 
oder dazu außer Stand gefegt wird.’ 


55. 
Prüfung derfelben, 


Es gehört zu den Vorzuͤgen der Präventions- 
theorie, daß fie auf Das Rechtsgeſetz, als ein in 
der Vernunft enthaltenes ewiges und prackifches Ge- 
ſetz, ſich gründet, ob fie gleich die innere Trieb- 
feder der freien Handlung nicht berücfichtige; daß fie 
die Strafe blos als Mittel zum Rechtszwecke aus- 
fpricht, zwifchen Verbrechen und Vergehen genau 
unterfcheidet, und überhaupt durch eine große Milde, 
fowohl in den Grundfägen, als in deren Anwendung, 
ſich ankuͤndigt. 

Allein im Geiſte dieſer Theorie wird die begangene 
Rechtsverletzung gar nicht beſtraft, ſobald der Ver— 
brecher nicht fuͤr die Zukunft mit erneuerter Rechts— 
verletzung droht; es wuͤrden alſo, nach derſelben, viele 
Rechtsverletzungen ungeſtraft bleiben; dagegen wuͤr— 
den manche Individuen geſtraft, und hart geſtraft 
werden muͤſſen, wenn man aus ihren begangenen 
Handlungen entweder einen gegruͤndeten, oder auch 
einen zu uͤbereilten Schluß fuͤr ihr Betragen in der 
Zukunft machte. Auch bleibt es fuͤr den Richter in 
den meiſten Faͤllen unmoͤglich, das Weſen des Ver— 
brechers ſo tief zu erforſchen, um — ohne doch die 
innere Triebfeder der Handlung zu beruͤckſichtigen — 
uͤber den Mangel ſeiner rechtlichen Willensbeſtimmung 
zu entſcheiden, obgleich eben nur dieſer Mangel zu 
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dem Präventionszwange berechtigen fol. — Außer 
dem ift es eine Forderung der Vernunft, die an fich 
nicht zurückgewiefen werden fann, daß in einem 
Staate, wo das Necht zur Herrfchaft gelangen foll, 
feine. erfannte Rechtsverlegung ungeftraft bleiben 
darf, felbft wenn der Verbrecher Feine neue Nechtss 
verlegung befürchten laßt; daß ferner die aus einer 
begangenen Rechtsverlegung durch Schlüffe auszu— 
mittelnde Gefahr Fünftiger Nechtsverlegungen an 
fi feinen rechtlichen Grund zu einer Strafe 
geben kann, weil die Strafe nur auf die vollbrachte 
That fich beziehen darf; und daß die Erforfchung des 
Mangels einer rechtlichen Willensbeftimmung, wels 
her allein zum Praͤventionszwange berechtigen foll, 
bei vielen taufend fittlich -unmündigen im Staate fehr 
fehwierig und unficher bleibe, wenn nicht, eben bei 
der Charafterlofigfeit der großen Menge, der Prävenz 
tionszwang fehr haufig eintreten fol. — Ueberhaupt 
darf in einem rechtlich geftalteten Staate nie der 
Zufunft wegen, fondern wegen der in der Ver— 
gangenheit wollbeäihten That, und zwar nad) der dabei 
erkennbaren Verfchuldung des Verbrechers geftraft 
werden, — Endlich fann nicht verfannt werden, 
daß, durch die Aufnahme der Abſchreckung in die 
Alternative der Beftrafung, die Präventionstheorie 
theilmweife in der Ausführung, wenn gleich nicht 
nach ihrer Begründung, der Abſchreckungstheorie fich 
bedeutend nähert, und überhaupt für die folgerich— 
tige Anwendung die allerfchwierigite feyn dürfte, 


56. 
Allgemeines Ergebniß, 


Außer diefen vier Haupttheorieen koͤnnten noch 
einige eigenthümliche Anfichten fcharffinniger Männer 
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jelbftftändig aufgeführt werden, die aber im Ganzen, 
mehr oder weniger, mit einer der dargeftellten zuſam— 
mentreffen. So leitete Hufeland den Grund des 
Strafrehts aus dem allgemeinen Bürgerver- 
trage, Fichte aus einem befondern Abbuͤßungs— 
vertrage ab, durch welchen Alte Allen verfprechen, 
fie um ihrer Vergehen willen nicht vom Staate auszu= 
fliegen, fondern ihnen zu verftattem, diefe Strafe 
auf andere Weife abzubuͤßen. — Sorftellte Thibaut 
(inf. Kritik ver Feuerbachiſchen Thevrie) 
die Strafe als eine bloße Maasregel der Noth dar, 
indem er darauf verzichtet , das Strafrecht auf einer 
rechtlichen Grundlage aufzuführen, — So entwickelte 
Schulze (in f Leitfaden ꝛc.) ausdem Sittenges 
fege Die: allgemeine Verpflichtung der Menfchen , im 
Staate zu leben; und aus dem Nechte des Staates, 
zu erifliren, die Befugniß, gegen widerrechtliche An: 
griffe einzelner Menfchen hund andrer Staaten als 
moralifche Perfon ſich zu ſchuͤtzen und zu erhalten, 
weil jeder rechtlich beftehenden Perſon das Selbſt— 
erbaltungsreht zukommt. Da nun Die Ver— 
leßung von Zwangspflichten,, welche man Verbrechen 
nennt, nicht nur eine Kränfung irgend eines Berech— 
tigten enthält, fondern aud) außerdem noch, eine Ge⸗ 
fahr für das Fortbeftehen des Staates veranlaßt, in 
welchem das Verbrechen verube wirdz fo muß dem 
gefährdeten Staate, als‘ einer moralifchen Perfon, 
das Necht zufteben, dem Verbrecher Uebel zuzufügen, 
welche von der Entſchaͤdigung des durch das Verbre— 
hen Verlegten verfchieden find, und den Zweck haben, 
die Gefahr fur die moralifhe Perfon des 
Staates abzuwenden. — Diefe $ehre, welder 
Martin (in feinem Lehrbuche ꝛc. S. 25.) fi 
anfchließe, fo wie auh Henke (inf. Lehrbuche 


Staats- und Staatenrecht. 981 


der Strafrehtswiffenfhaft ©. 19) *) ſich 
gegen die völlige Ausfchließung der Freiheit aus dem 
Strafrechte erklaͤrt, fuhrt nothwendig zu einer fu b— 
jectiv⸗ objectiv. en Strafrechtstheorie. Denn bei 
einer Strafrechtstheorie, die befriedigen foll, reicht 
weder blos die Ruͤckſicht auf die Sittlichfeit und 
dDieinnere Triebfeder des Verbrechers aus, 
(weil die un —* in dem aͤußern freien Wir— 


w Sehr wahr fagt Henke: „Die früher von den Ans 
haͤngern der. fritifchen Philofophie verfuhte Trens 
nung des Rechts von der Moral ward durch 
Fichte vollendet. Die Strafrechtswiffenfchaft follte 
nun nad den Srundfägen des in Frankreich herr» 
fhenden geift- und feelenlofen Materialismug (nas 
mentlich im Systeme de la nature, T. ı, p. 285) 
umgeftaltet werden. — Da das. für fich felbft bes 
fiehende Nechtsgefeß nicht den Willen und die Ges 
ſinnung in Anſpruch nimmt, ſondern nur die aͤußern 
Handlungen beruͤckſichtigt; fo kann der Zweck der 
.  ©trafe fein anderer ſeyn, als Furchterweckung und 
Abſchreckung von Nechtsverlegungen. Weil aber die 
Erreihung diefes Zweckes bei freien Wefen, die 
fih ja gegen die Drohung verfchließen Eönnen, und 
felöft den Schmerz der zugefünten Strafe zu über: 
mwinden vermögen, durchaus nicht zu verbürgen iſt; 
fo wird Der Menfh von allem entfleidet, 
wasihn über das Thier erhebt; es wird 
die Freiheit ausdem Criminalrechte ver— 
bannt, weil Freiheit, als etwas Inneres, Mora: 
lifches, Metaphyſiſches, für dievon der Moral 
getrennte Rechtslehre ohne alle Dedeus 
‚tung if. — Durd den Berfuch, die Freiheit 
aus dem Criminalrechte zu verbannen, (der freilich 
nf gelingen fann, weil mit der Freiheit die 
Möglichkeit der Zurehnung und der Beftrafung auf: 
gehoben wird,) hat in Teutfchland vorzüglich Feuer: 
bach Epoche gemacht. 
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fungsfreife geſchieht,) noch die bloße Ruͤckſicht auf 
die That, weil der Verbrecher Fein Thier ift, das 
dem Inſtincte folge, fondern nach inneren Trieb: 
federn handelt. Halt man fich lediglich an die 
erfte Nücficht und behält blos. das Subject 
des VBerbrehers im Auge; fo wird im Straf: 
vechte entweder eine idealifche Nachbildung der fitt- 
lichen Weltordnung verfucht, welche in der Wirflich- 
keit nie vollig zu erreichen möglich ift, oder die beab- 
ſichtigte Beſſerung des verbrecheriſchen Subjects ver- 
rückt den vernunffgemäßen Charakter der Strafe und 
führe zuletzt zur Strafloſigkeit. Hält man fich aber 
ausfchließend an die zweite Nüdfihe und behält 
blos das Object, die verbrecheriſche That, im 
Auge; fo fehlt die eigentliche Zurehnung, d. h. 
das Verhaͤltniß der innern Geſinnung zur Handlung, 
und der Rechtsgrund der Strafe, die Straf- 
wirrdigfeit des Verbrechers wird in eine bloße 
äußere Strafbarfeit, in Die Unterordnung der 
That unter ein vorhandenes Strafgefeg, verwandelt, 
Eine befriedigende Strafrechtstheorie muß daher beide 
Ruͤckſichten verbinden. 


57. 
b) Lehre von der rechtlichen Anwendung 
des Zwanges und der Strafe im Staate. 
(Die ſubjectiv-objective Strafrechtstheorie.) 


Jede Rechtsverletzung, als eine in dem aͤußern 
freien Wirkungskreiſe erfcheinende That, ſetzt in dem 
Thäter ein Uebergewicht des finnlicen De: 
ftrebungsvermögens über das vernünftige vor- 
aus, weil aus dem vernünftigen Beftrebungsver- 
mögen, welches unter der ſittlichen Gefeggebung der 
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Vernunft ſteht, Feine pflicht= und rechtswidrige Hand» 
lung hervorgehen fann. Da aber in dem Menfchen 
die finnliche Natur mit der vernünftigen aufs innigſte 
verbunden ift, und er, nach feiner Freiheit, den 
Endzwed der Sittlichfeie, welher gemeinfhaft 
Lich den Kreis der Pflichten und der Rechte umfchließt, 
nicht nur verwirklichen foll, fondern auch verwirf- 
lichen fann; da ferner der Staat, als eine vertrags- 
mäßig begründete Gefellfchaft finnlich = vernünftiger 
Wefen für die Aufrechthaltung des Gleichgewichts in 
ihrem außern freien Wirfungsfreife, die einzige recht: 
lihe Bedingung ift, Durch welche der von der Ver— 
nunft unnachläßlich gebotene Endzwed der Menfchheit 
in der Wechfelwirfung aller zu einem Ganzen ver: 
einigten finnlich = vernünftigen Weſen erreicht werden 
fannz ſo folgt, daß jede Nechtsverlegung nicht blos 
eine Störung der bürgerlichen, fondern zugleich 
eine Störung der fittlihben Drdnung ift;z 
denn der Staatsbürger hört in feinem Verhältniffe 
des Lebens auf, Menfch zu feyn, und unter der fitt- 
lichen Gefeggebung der Vernunft zu jteben. 

Eine Strafe fann daher, nad) Vernunftge— 
fegen, nur dann rechtlich ſeyn, wenn fie die noth— 
wendige Folge einer Handlung ift, welche aus der 
Freiheit des Handelnden hervorging, und alfo dem: 
felben zugerechnet werden kann. Denn obgleich 
die innere Triebfeder des Handelnden , welche ihn zur 
widerrechtlichen That beftimmte, nicht in jedem ein- 
zelnen Falle mit völliger Sicherheit zu beftimmen, 
und bisweilen gar nicht nach) ihren legten fubjectiven 
Gründen zu erforfchen iftz fo wird doch bei jeder von 
Menfchen vollbrachten und in ihrem äußern Wir- 
fungsfreife erfcheinenden Handlung die innere Frei- 
heit des Willens vorausgefegt, weil nur bei Annahme 
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der innern Freiheit (d.h. des Vermögens, etwas 

thun zu koͤnnen bei der Moöglichfeit des Gegentheils,) 

die Zurechuung der Handlung, mithin auch die 

DBeftrafung derfelben möglich) ift. — Eine Straf: 

vechtstheorie, welche der Nückficht auf die innere Frei— 

heit des Menfchen fich vollig begibe, ift daher nicht 
auf den Menfchen nach den doppelten Anlagen feiner 

Natur, fondern blos auf den Menfchen, als lebendes 

Thier berechnet, auf welches man nur durch An- 

Drohung und Vollziehung finnlicher Hebel wirfen will, 

ohne dabei der in ihm enthaltenen vernünftigen Na— 

für zu gedenfen. 

Sehr wahr fagt Schulze (in fr Leitfadenꝛec. 
©. 364.): „Bei den meiften Verbrechern,, welche 
der Criminaljuftiz in die Hände fallen, war das 
Werbrechen, wegen welches fie von diefer beftraft 
werden, ein unvermeidlicher Erfolg desjenigen Ge— 
müchszuftandes, in welchem es befchloffen und 
ausgeführt ward. Gleichwohl wird ihnen das Ver— 
brehen mit Recht zugerechnet, weil es 
eine Folge der Unterlaffung deffen ift, 

—was früher von denfelben hätte gethan 
werden follen, damit jener Gemuͤths— 
zuftand nicht eingetreten mare; und wie 
viele Mifferhaten würden unterblieben feyn, wenn, 
bei dem erften Gedanfen daran, die Schändlidh- 
keit derfelben erwogen, und der fich dagegen noch 
regende Abſcheu belebt und verflärft worden wäre, 
Dies war aber vermöge der Herrfchaft, welche der 
in feinem Innern niche zerruͤttete Menfch über fein 
Denfen, oder über die YAufmerffamfeit und deren 
Richtung auf einen Gegenftand auszuuͤben vermag, 
eben fo gut möglich), als wie das Vorftellen der 
angenehmen Folgen, die eine Uebelthat verſpricht.“ 
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f mahnt 58. i ; 59 
Strafwuͤrdigkeit und Strafbarkeit der 
— That. | —* 
Die Zurechnung der vollbrachten That — 
ſowohl im Bewußtſeyn des Verbrechers felbft, als 
duch den Ausſpruch des Nichters, — feßt aber, 
neben der dem Verbrecher einwohnenden fittlichen 
Vernunft, die fih im Gefühle als Gewiſſen 
ankuͤndigt, in der bürgerlichen Gefellfchaft ein 
vorhandenes Gefeß voraus, durch welches Die 
vollbrachte That als Nechrsverleßung ausge: 
ſprochen wird. Denn obgleich die fielihe Straf: 
würdigfeit einer rechtswidrigen Handlung zunachft 
von der innern Triebfever abhängt, welche die Rechts— 
verletzung veranlaßte, und von der Verlegung des 
ewigen. Vernunftgefeges der Gerechtigfeit. durch. Die 
‚Handlung, felbft wenn diefe in der bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft nicht als Rechtsverletzung in einem beſtimm— 
ten Geſetze ausgeſprochen und mit der dadurch ver— 
wirkten Strafe belegt wäre; fo erhalt Doch die Nechts- 
verlegung ihren außern Charakter der Strafbar- 
keit in der bürgerlichen Gefellfchaft nur Durch das 
Strafgefeg, welches den Begriff der firafbaren Hand- 
lung fogleich mie der dadurch verwirkten Strafe ver- 
bindet. Daraus folgt, daß die fubjective Straf: 
wuͤrdigkeit das erfte, die bürgerlihe Stra f- 
barfeit aber, als abhängige Folge von der Straf: 
würdigfeit, das zweite ift, Es folgt wieder, daß - 
alle Handlungen, wo die Zurechnung, d. h. die Zu— 
rückführung auf die innere Freiheit des Handelnden 
mwegfälle, von den eigentlichen Verbrechen, und von den 
Strafen, welche auf Verbrechen gefegt find, ausge- 
fehloffen werden müffen, Es folgt endlich, daß, bei 
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der Zurechnung der Verbrechen, der Grad der innern 
Strafmwürdigfeit, und alfo auch der. bürgerlichen 
Strafbarfeit, zunachft davon abhängt, ob die Nechts- 
verfegung abſichtlich, mit deutlichen Bewußtſeyn 
ihrer Rechtswidrigkeit und Strafwuͤrdigkeit, und mit 
der Kenntniß des buͤrgerlichen Steafgefeßes, oder ob 
fie, zwar durch die Schuld und Saprläffigteit, 
aber ohne die Abfiche des Handelnden erfolgt, In 
dem erften Falle heit fie: dolus *), in dem zweiten: 
culpa. Von der Culpa muß aber die blos zufällige 
Verlegung der Nechte eines Andern unterfchieden 
werden, weil die Culpa durchaus die Fahrlaͤſſigkeit, 
menigftens die Unbefonnenheit des Handelnden bei 
Rechtsverletzungen, fo wie die von ihm zu erwartende 
Bekanntſchaft mit dem Strafgefege **) einfchließt, 
welches die von ihm vollbrachte Nechtsverlegung be- 
zeichnet. — Durch die Zurücführung der rechts- 
widrigen Handlung auf die innere Freiheit ver- 
mittelft der Zurechnung, wird alfo die Strafwür- 
digfeit nah VBernunftgefegen — (denn 
Wuͤrdigkeit und Unwuͤrdigkeit bezeichnet jedesmal ein 
ſittliches Verhältniß,) — durch die Unterordnung 


*) Gönner, Nevifion des Begriffs und der Eintheis 
lungen des Dolus. Landsh. 1810. 8. 


*x) Sehr wahr bemerkt Henke im Lehrbuche ©.6o. 
in Detreff der vermeidlihden Unmiffendbeit 
(ignorantia vincibilis) entweder des Strafgefekes, 
oder der Folgen, die aus einer gewiffen Handlung 
oder Unterlaffung nach Naturgefegen gewöhnlid her: 
vorgeben, daß die Vermeidlichfeit oder Unvermeid- 
lichfeit der Unwiffenheit nicht in abstracto, fondern 
in jedem einzelnen Falle nur nad) der Verfchiedens 
heit der Verhaͤltniſſe und nad den individuellen 
Kräften des Subjects beftimmt werden fann, 
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der rechtswidrigen Handlung aber, als eine aͤußere 
Erſcheinung, unter das im Staate beſtehende Straf: 
gefeß, ihre bürgerliche Strafbarfeit ent: 
fchieden. Deshalb ift die Ausmittelung des Abſicht— 
lihen, oder des Fahbrläffigen, oder des Zu— 
fälligen bei der Ausübung der frafbaren Handlung 
das erfte und wichtigfte Geſchaͤft, bevor die Unterord- 
nung derfelben unter ein beftehendes Strafgefeg er— 
folgen fann, worauf, bei ven abfihtlichen ſtrafba— 
ren Handlungen das Maas und die Größe der Schuld 
nad) dem erfennbaren Grade der individuellen Bil- 
dung, und nach dem Grade der fittlichen Verdorben- 
heit und Bösartigfeit, fo wie nach den äußern Ver— 
hältniffen des Neizes und der Veranlaffung auf das 
finnliche Beftrebungsvermögen des Handelnden, und 
ſodann, nach diefer rechtlichen Ausmittelung der Größe 
der Schuld, das Maas und der Umfang der Strafe, 
d. h. die Anwendung des vorhandenen bürgerlichen 
Strafgefeges auf den vorhandenen einzelnen Fall, 
beſtimmt wird. 

Da übrigens an einer der Zurechnung fähigen 
That Mehrere Antheil Haben koͤnnen; fo müffen die 
Gehuͤlfen und Theilmehmer des Verbrechens ge- 
nau von dem Urheber (dem urfahlihen Grun— 
de, daß ein Verbrechen begangen ward ,) unterfchie- 
den werden, Zwar ift auch ihre Theilnahme der Zu- 
rechnung fähig; allein ihre Strafwuͤrdigkeit 
und Strafbarfeit muß darnach beſtimmt werden, 
daß die Theilnehmer gewöhnlich weniger gefährliche 
Menſchen find, alsder Urheber, daß fie alfo ohne feine 
Aufregung ſchwerlich zur Theilnahme fich entſchloſſen 
haben wuͤrden, und daß daher auch bei ihnen ein ge 
vingerer Grad der —— ee wird, 

Vergl. Henke's Lehrbuch ©, 441— 50. 
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"59. 
un die Zurehnung 5— 


Nach der Ableitung der Strafwuͤrdigkeit einer 
Handlung aus der Verletzung des ewigen Vernunft— 
geſetzes der Gerechtigkeit durch dieſelbe, und der Ver— 
letzung des, aus dieſem Vernunftgeſetze ſtammenden, 
hoͤchſten Zweckes des Staates, duͤrfen daher in der 
Strafgeſetzgebung des Staates nur diejenigen Hand— 
lungen als Rechtsverletzungen aufgefuͤhrt und als 
ſtrafbar ausgeſprochen werden, welche der Zurechnung 
— der Zuruͤckfuͤhrung auf die innere Freiheit des 
Handelnden — fähig ſind. Es müffen daher alle 
Handlungen, wo diefe Zurehnung mwegfalte, 
von den eigentlichen Verbrechen, und von den Strafen, 
welche auf Verbrechen gefege find, ausgeſchloſſen wer: 
den. Dabin gehören Diejenigen Handlungen, melche 
begangen werden: » 1) von Minderjährigen, fo 
lange als die Vernunft und das Gewiſſen bei ihnen 
och nicht zum deutlichen Bewußtfeyn von Recht und 
Unrecht gelangt ift (obgleich es mit, großen Schwie- 
rigfeiten verbunden bleibt, ein gewiſſes Lebensalter 
für die beginnende Zurechnungsfähigkeit feftzufeßen ) ; 
2) von Taub- und Stummgebohrnen, welche 
feinen Unterricht erhalten haben (wiewohl über folche 
Individuen mit großer Vorſicht geurtheilt werden 
muß); 3) von Findifhgewordenen Greifen, 
von Blödfinnigen, Wahnfinnigen und Ra— 
fenden, von Nachtwandlern und von völlig 
Betäubten und Berrunfenen, fobald die leg- 
tern es ohne ihre Schuld find; 4) von ſolchen, 
welhe durch entſchiedene Gewalt zu einer 
ftrafbaren Handlung gezwungen wurden ; und 5) von 
folchen , die fich im hoͤch ſten Grade einer.enefch ul: 
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dDigungs- und rehffertigungsfähigen Lei— 
denfchaft befinden. Der legte Fall fann zwar nie 
ganz von der Zurechnuug entbinden, weil der Menfch 
Durch feine Freiheit die Affecten und, Leidenſchaften be⸗ 
ſiegen ſoll; es entſpringt aber aus einem gerechten 
Affecte (z. B. bei offener ehrenruͤhrigen Beſchuldigung, 
beim Antreffen des Gatten im Ehebruche u. ſ. w.) ein 
Milderungsgrund der Strafpürdigkeit und —V 
au der — der Handlung. 


60: 


©) Die Lehre von den Rechtsverletzungen 
im Staate. 


Eintheilung der firafbaren Handlungen in 
Verbrechen und Vergehen. s 


Wenn bei der Eintheilung der ftrafbaren Hand- 
lungen in fubjectiver Hinſicht zunächft unterfchie- 
den werden muß, ob fie abfichtlich oder zufällig be- 
gangen werden; fo muß bei der Eintheilung derfelben 
in objectiver Hinficht, d. h. nach ihrer Anfündi- 
gung im außern freien Wirfungsfreife, von dem, 
das ganze Gebiete des Staatsrechts beftimmenden,, 
Grundfäge der Zwangspflihten (oflicia per- 
fecta) ausgegangen werden, weil nur diefen Nechte 
entfprechen. Denn bios das fann, im Gegenfaße der 
Vergehen (delietum ), in der Rechtsgeſellſchaft als 
Verbrechen (crimen) erfcheinen, und als ſolches 
im Strafgefege ausgeprägt werden, was ein an- 
erfanntes Zwangsrecht verlegt, dies fey nun 
entweder das öffentliche Necht des Staates fe!bft, 
oder die urfprünglichen und erworbenen Nechte der 
einzelnen Staasbürger. Dagegen nennen wir alle 
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diejenigen Handlungen Vergehen, welhe, nad) 
einer innern fehlerhaften oder unfittlichen Triebfeder, 
gegen die Ordnung, Schidlidfeit, Sitt— 
lichkeit und Wohlfahrt im Staate verftoßen, 
fobald durch fie feine wirflihen Rechte 
verlegt werden. Die Vergehen ftehen daher, aus 
diefem in der Vernunftgefeßgebung über die Zwangs- 
rechte enthaltenen Örunde, nicht unter der ötraf- 
gefeggebung, fondern unter der Polizei- 
gefesgebung, weil nur Nechtsverlegungen, nicht 
aber Verftöße gegen Ordnung, Schicklichkeit, Sitt- 
lichfeie und Wohlfahrt, in das Strafrecht und in 
das Strafgefeßbuc des Staates gehören *). 

Die Verbrechen nennt man Staatsverbre- 
chen, wenn fie das öffentliche Recht, die Verfaſſung, 
Regierung und Verwaltung im Staafe verlegen, 
und bürgerliche (oder Privat-)Verbreden, 
wenn fie die urfprünglichen oder erworbenen Nechte der 
einzelnen Staatsbürger beeinträchtigen. Das Eigen: 
thümliche der ftrafbaren Handlungen aber, oder der 
Inbegriff aller derjenigen Umftände, welche zu dem 
Begriffe derfelben gehören, heißt der Thatbeftand 
(corpus delicti). 

Chſtph. Karl Stuͤbel, über den Thatbeftand der 

Verbrechen. Wittend. 1805. 8. 





*) Es gehört befonders Tittmann und Grolmann, 
den Lehrern der Präventionstheorie, das Verdienft, 
daß fie zwifchen Verbrechen und DBergehen genau 
unterfchieden, und was die Nigoriften des Straf 
rechts ohne zureichenden Vernunftgrund in den Bes 
reich deffelben zogen, von demfelben trennten. Alle, 
welhe im Staatsrechte Moral und Rechtslehre nicht 
auf ewig von einander trennen, und zwifchen ofli- 
ciis perfectis und imperfectis genau unterfcheiden, 
miiffen ihnen darin folgen. 
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61. 
Die Vergehen. 


Hbgleich die Vergehen an fich, nach dem auf- 
gefteflten Unterfchiede derfelben von den Verbrechen, 
nicht in den Umfang des Strafrechts gehören ; jo ift 
es doch nöthig, Die Gattungen derfelben anzuführen, 
theils um fie ftreng von den Verbrechen zu unter: 
fheiden, theils weil fie fogleich den Charafter der 
Verbrechen annehmen, fobald wirflihe Rechte 
durch fie bedroht oder verlegt werden, 


Zu den Vergeben , welche zunächft unter der Po- 
lizeigefeggebung ſtehen, gehören: 

a) Handlungen, durch welche die Ordnung 
und Ruhe im Staate geftört wird, ob fie gleich nicht 
in der Abſicht begangen werden, die Verfaffung zu 
erfchüttern, oder gegen die Obrigkeit fich aufzulehnen 
(z. DB. ein Auflauf, Tumult, Laͤrm, Störung 
öffentlicher Feierlichkeiten u. ſ. w.); 

b) Handlungen, durch welhe der Haus: 
friede gebrochen wird (Zaͤnkereien, Schlägereien 
innerhalb der Wohnungen ꝛc.); 

c) Handlungen, durch welche dem Staate 
Dieftfähbige Bürger entzogen werden (z.B. 
der Selbjtmord; die Selbftverftümmelung, um fi 
3. B. dem Soldatendienfte zu entziehen; die Auswan— 
derung ohne gehörige Anzeige an die Behörden); 

d) Handlungen, durch welche die phyfifche 
Wohlfahrt der Staatsbürger gehindert wird (3.2. 
der Vor- und Auffauf; die Hazardfpiele ꝛc.); 

e) Handlungen, durch welche die Sittlich— 
feit und die Sitten der Staatsbürger gefährdet 
werden (3. B. alle zweckwidrige Befriedigungen des 
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Gefchlehtstriebes, Schwängerung, Hurerei, Con- 
cubinat, Vielweiberei, Kuppeleiu.f.w. — Moth- 
zuche ift aber ein Verbrechen, und fein Vergeben, 
weil ein vernünftiges Wefen, wider deffen Wil- 
len, gezwungen, mithin deffen vollfommenes Recht 
verlegt wird;) : | 

f) Handlungen, durch welche öffentliche 
Anftalten im Staate verlegt werden (3. B. Be— 
fehädigungen der Meilenfäulen und Alleen, Abreißen 
öffentlicher Anfhlage, Beleidigung der Schilöwach- 
ten 2c.); 

g) Handlungen, durch welche den im Staate 
beftehenden Kirchen die gebührende außere Achtung 
entzogen wird (3.8. Gottesläfterung, Verſpottung 
des Ritus einzelner Kirchen, Sectenftiftung u. f. m.) 


62. 
Die Verbrechen, 


Die Verbrechen find freie Handlungen, wodurch 
Zwangsrechte im Staate verlegt werden. © Gie find 
entweder dffentlihe und alfo Stautsverbre- 
hen, oder Privatverbrechen ($. 60.) 

a) Staatsverbreden find Handlungen, 
durch welche abfichtlich und unmittelbar die Rechte des 
Staates, als einer moralifhen Perfon, bedrohf oder 
verlegt werden, und zwar fo, daß entweder das politi= 
ſche Dafeyn des Staates, feine Selbitftändigfeit, Un- 
abhängigfeit und eigenthüumliche Verfaffung dadurch 
bedroht und vernichtet, oder die Vermwirflihung des 
Staatszwecdes in den öffentlichen Anftalten und Ein- 
richtungen der bürgerlichen Gefellfchaft gehindert und 
erſchuͤttert wird. 
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Das Verbrehen, wodurch das Daſeyn des 
Staates, feine Selbftftändigfeit, Unabhängigkeit 
und Berfaffung bedroht oder vernichtet wird, heiße 
Hochverrath (perduellio). Der Hochverrat 
wird Nebellion (bellum civile) genannt, wenn 
das Dafeyn und die rechtliche Verfaffung des Staa 
tes durch inneren Krieg bedroht und vernichtet werden 
fol. Er Heiße Revolution, fobald die Abficht 
der Handelnden die rechtswidrige Vernichtung der 
beftehenden Verfaſſung und der Grundgefege des 
Staates betrifft. Er heißt Sandesverrath, fo- 
bald die Handelnden unter Mitwirkung eines aus— 
wärtigen feindlichen Staates das Dafeyn und die 
Verfaſſung des vaterländifchen Staates erfchüctern 
oder vernichten wollen, Er heiße Majeftätsver- 
brechen ®) (erimen laesae majestatis) , fobald die 
Abfiche der Handelnden gegen die geheiligte Derfon 
des Regenten gerichtet ift, 

Zu den Verbrechen, wodurch die Berwirf 
lihung des Staats;mwedes in den öffentlichen 
Anftalten und Einrichtungen des Staores bedroht, 
gehindert und erfchüctert wird, gebören alle Derbre- 
hen gegen die gefeßgebende Gewalt (Verbin: 
derung der Bekanntwerdung der Gefege, abfichtliches 
Verweigern der Befolgung der Gefege u. a.); Die 
Verbrechen gegen Die vollziebende Gewalt 
(Mißbrauch ver anvertrauten Gewalt, Beleidigung 
der vorgefegten Behörden in Dienftfachen ,. Kaſſen— 


*) Karl Aug. Schott, über das Verbrechen der beleis 
digten Majeftät überhaupt und deſſen DBeftrafung. 
TR. 907. 8. 

Hellmuth“ Winter, das Majeftätsverbrechen. 
Berl. 1815. 8. 
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veruntreuung, Münzverfälfchung, Beftechung u. a.); 
die Verbrechen gegen die rihterlihe Gewalt (Un- 
gehorfam gegen richterliche Ausfprüche, unrechimäßige 
Selbfthülfe, Verhinderung der Ausübung der Straf: 
gerechtigfeit ıc.). 

b) Die Privatverbrechen find folche freie 
Handlungen, durch welche die anerfannten urfprüng- 
lichen und erworbenen Rechte der einzelnen Staats- 
bürger bedroht oder verlegt werden, Dahin gehören 
die Verbrechen gegen das Leben und die Geſund— 
heit (Verwundungen, Verſtuͤmmelungen Andrer, 
Nothzucht, Ausfegen der Kinder, Menfihenraub, 
Branpdftiftung, Todtſchlag, Mord u. a.); gegen die 
perfonliche Freiheit und Sicherheit; gegen 
das Eigenthbum (Betrug, Diebftahl nach feinen 
verfchiedenen Gattungen und Arten, Raub zc.) ; gegen 
die Ehre (Injurien, Verlaͤumdungen, Pasquille 
u. a.); gegen die mit Andern abgefchloffenen Ver— 
träge (Ehebruch 2c.); und gegen die Geiftes- 
fräfte *) der Staatsbürger, Durch welche der Ver— 
ftand zerrüctet, oder die Entwidelung der geiftigen 
Anlagen aufgehalten wird (durch Opiate, langſam 
wirkende Gifte, durch fehlechte Behandlung der Kin— 
der, Leibeignen, Sklaven u. a.). 


63. 
8) Die Lehre von den Strafen im Staate, 


Jede Strafe befteht in einem finnlichen Uebel, 
welches dem Verbrecher, in firenger Angemeffenbeit 
zu der inneren Strafwürdigfeit und der durch das Ge— 


*) Gar. Aug. Tittmann, de delictis in vires mentis 
humanae commissis. Lips. 1795. 4: 
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ſetz ausgefprochenen Strafbarfeit der von ihm began- 
genen Rechtsverlegung, nach richterlichem Ausfpruche 
zugefügt und im Namen des Staates an ihm volls 
zogen wird. Daraus ergeben fich die vier Haupt— 
grundfäße für alle Strafen im Staate: 

1) die Strafe muß von dem Verbrecher durd) 
eine freie Handlung verſchuldet ſeyn; (Straf 
würdigfeit) 

2) die Strafe muß den Verbrecher als unmit— 
telbare und nothwendige Folge der frei voll: 
brachten Nechtsverlegung, und deshalb, weil er 
die Herrfchaft des Nechts im Staate verlegte, und 
fo weit treffen, als er das Necht verlegte; (Ges 
rechtigkeit und Nothwendigkeit der Strafe) 

Durch die Strafe ſoll alſo die verletzte Herr— 
ſchaft des Rechts im Einzelnen und im Gan— 
zen hergeſtellt, und weder blos wegen der Wieder— 

vergeltung, noch wegen der Beſſerung, weder blos 
wegen der Abſchreckung, noch wegen der Präavens 
tion vor fünftigen Verbrechen, weder blos wegen 
der Selbiterhaltung, noch wegen der Sicherheit des 
Staates geftraft werden, | 

3) der richterliche Ausfpruch der Strafe, und 
die Strafe felbft nach diefem Ausfpruche, muß in Ans» 
gemeffenheit zu einem beftimmten Straß 
gefeße erfolgen, (Strafbarfeit) 

4) die Strafe muß zweckmäßig, und alfo 
weder willkuͤhrlich, noch graufam ſeyn. 

Jede willführlihe Strafe, felbft in Er» 
‚mangelung eines das begangene Verbrechen bes 
zeichnenden Strafgefeges, ift an fich Ungerechtig— 
feit; und jede Öraufamfeit in der Strafe 
(3. B. Staubbefen, Tortur, Verſtuͤmmelung, 
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Kneipen mit Zangen, Saͤcken, Rädern, Verbren- 
nen, DBiertheilen, mit Pferden Zerreißen, Aus— 
ftehen der Augen, Abfchneiden der Zunge, der 
Ohren, der Finger; Auffchlisen der Naſe,) ift 
unterder Würde der firafenden Gerechtigkeit, 
die, wenn auch der Verbrecher unter die Menfch- 
heit fich erniedrigt hätte, nicht in der Beftrafung 
zu ibm berunter finfen und dadurch uns 
menfchlih werden darf. Der ärgfte Verbrecher 
muß noch als Menfch behandelt werden. 

Eine völlig unrichtige Anfiche ift es, daß durch 
die Strafen Andre vom Verbrechen abge- 
fhreft, und deshalb die Strafen zuer- 
fannt werden ſollen. Allerdings follen die Stra- 
fen warnend feyn in ihrem Erfolge; allein dies 
ift nicht der Rechtsgrund derſelben. Uebrigens 
find nie durch Hinrichtungen oder Gefängniffe Die 
Sitten und der Geift eines fiefgefunfenen Volkes 
gebeffert worden, 


64. 
Svrrfesung 


Nach diefen Grundfägen beftehen die rechtlichen 
Strafen des Staates: 

4) in der Todesſtrafe, oder in der völligen 
finnlihen Vernichtung des Verbrechers (durchs Ent— 
haupten, Erbenfen, oder Erfchießen), auf Hoch— 
verrath, auf eigentliches Majeftarsverbrechen gegen 
die Perfon des Regenten, auf abfichtlihen Mord, 
Giftmifhung, Straßenraub mit Gefährdung des 
Lebens, und auf Brandftiftung (mit Ausnahme der 
Fälle bei der Branpftifeung, wo —. wie z. B. beim 
weiblichen Gefchlechte in der Periode ver Gefchlechts- 
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entwickelung — ein pfychologifcher Milderungs- 
grund eintritt). *) Dei den Todesftrafen hat das 
» philofophifche Strafrecht nur ihre Rechtmaͤßigkeit 
nachzumweifen; ihre Nothwendigkeit wegen der Ab- 
ſchreckung, ihre Zweckmaͤßigkeit, ihre Nuͤtzlichkeit, find 
zunachft politifche, nicht flaatsrechelihe Gründe 
für dieſelben. 
2) in lebenslänglider Entziehung 
der Außern Freiheit; 
3) in lebenslanglihem Verluſte des 
Bürgerredts; 
4) in EhHrlofigfeitserflärung (welche 
auch mit den beiden vorigen Strafen verbunden wer- 
den kann, im Ganzen aber mit der geößten Vorficht, 





x) Seit Beccaria ift viel gegen die Rechtmäßigkeit 
der Todesftrafen von Sonnenfels, Hommel, 
Barkhauſen un. a. gelehrt und gefchrieben wor> 
ben. Eine Ücherficht der Stimmen für und wider 
gibt Bergk in f. Zufäßen zu der Ueberfegung 
des DBeccaria im zweiten Theile. — Die 
Häufung der Todesftrafen ift eben fo widerrecht— 
lih, wie die Erlaffung derfelben in den oben 
aufgeftellten Fällen. Die Berfhärfung derfelben 
(3. DB. daß andere Verbrecher vorher hingerichtet 
werden, durchs Abhauen der Hand, durchs Schlei: 
fen zum Richtplage) darf nicht mit Graufamfeit 
verbunden feyn. VBermögensconfiscation, 
mit dem Ausſpruche der Todesfirafe verbunden, ift 
Härte gegen die Familie des Verbrechers, nicht 
gegen. den Verbrecher felbft. — Sm Staatsrechte 
gilt überhaupt in Betreff der Todesftrafen nur dag 
Recht; von den rationibus misericordiae, und von 
einem Advocatus diaboli fann in ihm nicht die 
Nede feyn. — Uebrigens nehmen Kant, Fichte, 
Heydenreih, Feuerbach, Henke, Schulze 
u. a. die Nechtmäßigkeit der Todesftrafen an. 
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und mie Beruͤckſichtigung der bei einem Volke herr- 
fehenden Begriffe über Ehre zuerfannt werden muß) ; 

5) in lebenslängliher Deportation in » 
andere Erdtheile, wo der Staat Kolonieen befigt, oder 
wenn ein Staat, der Kolonieen befigt, die Verbrecher 
andrer Staaten vertragsmäßig übernimmt (die Lan— 
desvermweifung aber ift widerrechtlich gegen an 
dere Staaten); 

6) in Entziehung der außern Freiheit auf ges 
wiffe Sabre oder Monate (durch Feftungshaft, 
Zuchthaus ꝛc.); 

7) in Verurtheilung zum Brandmarfen 
oder zum Pranger, oder zum Anfchlagen des 
Namens an den Öalgen in einzelnen ungewöhn- 
lichen Fallen ; 

8) in Verurtheilung zu Strafarbeiten, 
ohne, oder mit Forperlicher Zuchtigung ; 

9) in Verurtbeilung zu bloßer förperlis 
her Zuͤchtigung; 

10) in Ehrenftrafen (öffentlicher Verweis, 
mit oder ohne Bekanntmachung; Abbitte; Widerruf; 
Ehrenerflarung; Relegation 2c.); womit die Ehr- 
lofigkeitserflärung nicht verwechfelt werden darf; 

11) in Geldftrafen, welche eigentlich nie 
auf Verbrechen, fondern nur auf Vergeben (in 
polizeilicher Hinſicht) erkannt werden follten, 

Ernft Ferdin. Klein, über außerordentliche Stra— 

fen wegen unvolifändigen Beweifes und über Sicher; 
heitsanftalten. Berl. 1805. 8. 


65. 
Das Begnadigungsredt. 


Das DBegnadigungsreche ift das Necht, einem 
Verbrecher die rechtlich verwirkte und rechtlich zuer— 
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kannte Strafe entweder zum Theile oder ganz 
zu erlaffen. Diefes Recht fann im Etaate nur 
dem Negenten, dem Dberhaupte der vollziehenden 
Gewalt zuftehen, in deffen Namen. jedes Strafurtbeil 
gefprochen und vollzogen wird. Doc darf der Re— 
gent das DBegnadigungsrecht, als völlige, oder als 
theilweife Entbindung von der verwirften Strafe, in 
Hinfihe auf die Verbrechen nicht üben, welche 
Staatsbürger gegen Staatsbürger begangen haben, 
weil bier. Straflofigfeit iu Ungerechtigkeit gegen den 
Beleidigten übergehen würde; hoͤchſtens kann er in 
diefen Fallen das Begnadigungsreche nur vermittelft 
der Verwandlung der zuerfannten härtern Strafe in 
eine mildere anwenden (befonders wo noch nad) ver— 
alteten pofitiven Strafgefegen gefprochen wird). 
Wohl aber fteht dem Negenten das Begnadigungss 
recht zu in Hinficht der öffentlichen Verbrechen gegen 
den Staat, und befonders gegen feine eigene Per- 
fon, weil er in dem erftern Falle aus feinem höch- 
ften Standpuncte am ficherften beurtheilen kann, in= 
wiefern der Verbrecher dem Staate felbft theils bereits 
gefährlich war, theils für die Zufunft gefährlich wer— 
den kann, indem der Megent nur bei der entfchiedenen 
Unfchädlichfeit des Verbrechers für die Gefammtheit 
des Staates in der Zufunft das Begnadigungsrecht 
ausüben darf, und weil er in dem zweiten alle 
nach demfelben Rechte verfaͤhrt, nach welchem jedes 
beleidigte Individum auf die ihm zuerfannte Genug— 
thuung und Entſchaͤdigung für eine erlittene Nechts- 
verlegung verzichten Fan, — Da übrigens jedes, 
felbft das befte Eriminalgefegbuch für einzelne Fälle 
den gemwiffenhaften Nichter ohne beftimmte Ausfunft 
laffen kann; fo muß es dem Nichter in den Fallen, 
wo entweder das Criminalgeſetzbuch nicht ausreicht, 
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oder mo befondere Verhaͤltniſſe in Hinficht auf das 
Subject des Verbrechers eintreten, frei ftehen, nad) 
ausgefprochenem Urtheile das ftrafmürdige Indivi— 
duum der Begnadigung des Negenten zu empfehlen. 
. Dan. Clasen, de jure aggratiandi. Magdeb, 
1600. 4. 
Ant, Balth. Walther, de principe ex justis 
causis delinyuentes aggratiante, Vratisl, et Lips. 
1740. 4. 


66. 
y) Ausübung des Strafrehfs im Staate, 


Die Ausübung des Strafrechts im Staate ver- 
langt theils ein vernunffgemäßes, in fich zuſammen— 
hängendes, erfchöpfendes, und der erreichten Stufe 
der geiftigen und fietlichen Bildung des Volfes ange- 
meffenes, und allen Staatsbüurgernbefenne 
tes, Strafgefeßbuch ; theils die ausreichende Zahl, 
zweckmaͤßige innere Geftaltung, und völlige Unabhaͤn— 
gigkeit der Gerichtshöfe von allen Einflüffen der voll 
ziehenden Gewalt; theils Richter, welche bei der 
Zuerfennung der Strafe nach dem Gefege nichts nad) 
Willkuͤhr deuten, und fih zur Erforfhung der Wahr- 
heitin Hinficht auf den Verbrecher blos rechtlicher 
Mittel bedienen; theils einen weder übereilten, 
noch zu langfamen Gang des zerichtlichen Verfahrens, 
welches entweder öffentlich, oder geheim feyn Fann; 
theils die unmittelbare, und ohne Auffhub auf Die 
rechtliche Beendigung des’ gerichtlichen Verfahrens 
folgende, öffentliche Vollziehung der zuerfannten 
Strafe im Namen und unter forgfaltiger Leitung der 
vollziehenden Gewalt im Staate, 

Eine Verjährung des Verbrechens, d. b. 

die Aufhebung der Strafe, als der rechtlichen Folge 
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eines begangenen Verbrechens durch den bloßen 
Ablauf einer gewiffen Zeit, kann nicht nad) phi— 
lofopbifchen, wohl aber nach pofitiven Gefegen er— 
folgen, und in einzelnen Fällen fogar rathſam feyn. 
Denn theils ergibt fich daraus, daß der. Ver- 
brecher  diefelbe That in einer Neihe von Jahren 
nicht wiederholte, daß er wenigftens für jest dem 
Staate nicht mehr gefährlich fey; theils laffen 
fih, bei einer vor mehrern Jahren begangenen 
That, Die wefentlichen Umftande und Entfchei- 
dungsgründe über Strafwürdigfeit und Strafbar- 
feie niche mehr vollftändig und befriedigend aus— 
mitteln. 


C) Das philofophifche Staatenreht. 


67. 
Begriff, Umfang und Inhalt deffelben, 


So wie das Recht in jedem einzelnen Staate 
herrfchen foll; fo foll’es auch in der gegenfeitigen Ver— 
bindung und Wechſelwirkung aller neben einander be= 
ftehenden Staaten unbedingt gelten, und dadurch zue 
allgemeinen Herrfchaft auf dem ganzen Erdboden ge- 
langen. Das Staatenrecht, welches diefes lehrt, 
gründet ſich daber auf das philoſophiſche 
Voͤlkerrecht, und verhält fic) zu demſelben, wie 
das philoſophiſche Staatsreht zu dem Naturrechte, 
inwiefern nämlich, abgefehen von allen in der Wirf- 
lichfeie eintretenden Verhaͤltniſſen zwifchen den ein- 
zelnen Staaten, das philofophifche Völkerrecht die 
Grundzüge des Ideals aufftellt, unter welchen das 
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Recht in dem gegenfeitigen Verfehre aller Völker zur 
unbedingten Herrfchaft auf dem Erdboden gelangen 
fol, Es dürfen daher im Staatenrechte die im phi— 
loſophiſchen Volferrechte aufgeftellten und wiffenfchafe- 
lich durchgeführten Bedingungen der Herrfchaft des 
Rechts in der Wechfelwirfung der neben einander be- 
ftehenden Voͤlker niche im Einzelnen wiederhohlt, 
fondern nur als die Örundlagedes Staa- 
tenrechts genannt, und mit dem Eigenthümli- 
chen des Staateneehts, mit der rechtlichen Be— 
gruͤndung des Zwanges zwiſchen den Staa— 
ten in Verbindung gebracht werden, 

Das philofophifche Voͤlkerrecht ftelle namlich für 
die Verwirklichung des deals der unbedingten Herr- 
fhaft des Rechts auf dem Erdboden ein Urrecht 
auf: das Recht auf Selbftftändigfeit und 
Integrität (Maturr, 9. 44), nach welchem jedes 
Volk, fo wie das Individuum, ein von allen andern 
Voͤlkern verfchiedenes recheliches, und, nach feiner 
Gefammtzahl, nach feinem ihm zugebörenden Gebiete, 
und nach feiner ihm eigenthumlichen Verfaffung, ein 
in ſich abgefchloffenes Ganzes bildet. Aus dieſem 
Urrechte des Volkerrechts gingen (Naturr. 6. 49 — 
56.) als urfprünglihe Rechte der Völfer her— 
vor: die individuelle Freiheit eines jeden Volkes; die 
rechtliche Gleichheit aller Voͤlker; die gegenfeitige 
Oeffentlichkeit (Publicität), der Kredit, der rechtliche 
Eigenthbums - und Gebietsbefiß, die außere Sicherheit 
der Voͤlker, das Necht der Verträge zwifchen denfel- 
ben, und das Recht der Vertretung des einen Volfes 
bei den andern durch Gefandte, 

Das philofophifhe Staatenreht erfennt 
diefe Grundbedingungen des rechtlichen Mebeneinan- 
derbeftehens der einzelnen Volfer an, und nimmt fie 
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in fih auf, ftelle aber ihre Verwirklichung, 
Erhaltung und Behauptung unter die An- 
wendung des rechtlich geftalteten Zwan- 
ges, weil das philofophifche Staatenrecht, durch diefe 
ihm eigenthümliche Gewährleiftung der Herrfchaft des 
Rechts vermittelft des in der Wechfelwirfung aller 
Staaten rechtlich geftalteten Zwanges, fich eben fo 
von dem Völferrechte unterſcheidet, wie das philofo- 
phifche Staatsreche von dem Naturrechte durch die 
ihm eigenthümliche Lehre von der rechtlichen Geftal- 
fung des Zwanges in der Mitte des einzelnen Staates. 
Das philoſophiſche Staatenrecht fteht daher nicht im 
Gegenfage und Widerfpruche zu dem pbilofophifchen 
Volferrechte, welches auf ein deal fich gründet, das 
allerdings nie vollig verwirklicht werden fann;z es 
enthalte vielmehr theils die Anwendung der 
Grundfäge des Völferrechts auf die in der MWirflich- 
feit neben einander beftehenden Staaten, theils 
die Erweiterung diefer Grundfäge auf die durch 
die außere Anfündigung der Staaten in ihrer Wech- 
felwirfung binzufommenden eigenthümlichen Verhaͤlt— 
niffe, befonders in Hinficht auf die Anwendung des 
Zmwanges gegen einander, Das philoſophiſche 
Staatenrecht ift daher ($.7.) die wiffenfchaft- 
lihe Darftellung der allgemeinen Grund: 
fage für das rechtliche Nebeneinanderbe- 
ftehen allerStaatendes&rdbodens, unter 
der Bedingung des zwifchen ihnen recht— 
lich geftalteten Zwanges nah vorberge- 
gangenen Nechtsverleßgungen. Es zerfällt 
nach diefem Begriffe: 
a) in die Darftellung der allgemeinen Grund- 
fäge für das rechtliche Nebeneinanderbe- 
ftehen aller Staaten des Erdbodens, und 
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b) in die Lehre von der rechtlichen Geftaltung 
des Zwanges zwifchen den Staaten nach vorher- 
gegangenen Nechtsverlegungen. 


(Es gibt feine befondere Siteratur des 
Staatenrehts, weil theils die Altern Schrifefteller 
des Wölferrechts das philofopbifche und das 
practifche europäifche Voͤlkerrecht vermifch- 
ten (welche erft in neuern Zeiten ftreng wiffenfchaft- 
lich von einander gefchieden wurden), theils felbft 
die neuern Lehrer. des Natur- und Staatsrechts 
das Voölfer- und Staatenrecht *) für 
identfifch nahmen, und es auf diefe Weife in 
ihren Spyftemen und Compendien behandelten.) 


68: 


a) Darftellung der allgemeinen Grund- 
ſätze fur das rechtliche Mebeneinander- 
beſtehen aller Staaten des Erdbodens, 


| Iſt das Staatenrecht, in wiffenfchaftlicher Hin— 

fiht, ein auf die in der Wirklichkeit neben einander 
beftehenden Staaten angewandtes philofophifches Vol: 
ferrecht ($. 67.); fo ergibe fi) aus der Anwendung 
des WVölferrechts auf das Staatenreht, daß jedem 
Staate, als einer in fich zue Einheit verbundenen und 


*) So fagt felbft Kant Cin d. met. Anfangsgr. der 
Rechtslehre ©. 215.): „das Recht der Staaten 
im Verhältniffe zu einander, welches niht ganz 
richtig das Völkerrecht genannt wird, fon: 
dern vielmehr das Staatenrecht (jus publi- 
cum civitatum) heißen follte, ift das, was wir 
unter dem Namen des Völferrehts zu betrachten 
haben.‘ 
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abgefchloffenen Gefellfhaft, Selbftftändigfeir 
und Integrität, nad feinem Gebiete, nad) 
feiner Bevölkerung und nach feiner Ver faſ— 
fung, zufomme, weil diefe drei Gegenftände den 
Begriff des Urrechts jedes für fich beftehenden Staa— 
tes erfihöpfen. Es ergibt fich ferner daraus, daß 
jedem Staate individuelle Freiheit zukommt, 
und fein andrer Staat die Bürger defjelben als von 
fi) abhängig betrachten, oder fic) einverleiben, oder 
garin Knechtſchaft und Sklaverei abführen darf; es 
folgt. weiter, daß alle felbftftandige Staaten ei nan— 
der voͤllig gleich find, weil nur nach der Gefchichte 
und Staatsfunft, nicht nad) der Vernunft, ein Une 
terfchied zwifchen mächtigen und mindermachtigen, 
fouverainen und halbfouverainen, und zwifchen Staas 
ten des erſten, zweiten, dritten und vierten politifchen 
Ranges ftatt finder, Gleichmäßig folgt aus der An- 
wendung des Välferrechts auf das Staatenrecht, Daß 
fein auswärtiger Staafindie innere Ver— 
faffung desandern fih mifhendarf, außer 
in dem einzigen, Durch den Zwang der Prävention 
und Nothwehr gevechrfertigten, Falle, wenn deffen 
eigene Gelbfiftändigfeit, Ifntegrität und Verfaſſung 
dadurch wirflich bedroht und gefährdet wäre (z. B. 
im Zuftande allgemeiner Anarchie, wo alle rechtliche 
Formen in demſelben zerftört wären; oder wenn der 
ausgebrochene Bürgerfrieg die Grenzen der Nachbar- 
ftaaten verlegte; oder wenn eine Parthei des andern 
Staates die Eroberung des Nachbarftaates ankuͤn— 
digte); daß, bei der Heiligfeit des rechtlichen Eigen» 
thums- und Gebietsbefißes jedes einzelnen Staates, 
Fein andrer Staat durch Lift, Gewalt und Eroberung 
einen Theil diefes Gebiets fich anmaßen, fondern von 
dem andern Staate nur durch techtlihe Verträge 
J. 20 
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Gebiet und Eigenthum erwerben darf; daf, 
in Hinficht feiner innern und Außern Verhaͤltniſſe, 
jeder Staat vermittelft der Oeffentlichkeit 
wiffen müffe, mie er mit dem andern daran ift; daß 
fein Staat die Sicherheit des andern bedrohen, 
oder den öffentlichen Kredit deffelben verdächtig 
machen und untergraben dürfe; daß jeder Staat das 
Hecht habe, Fremde in feine Mitte aufzunehmen 
und zu nafuralifiren, und Kolonieen anzulegen; 
daß zwifchen den Staaten, wie zwifchen den Indivi— 
duen, Durch frei eingegangene und rechtlich abge: 
fchloffene Verträge gegenfeitig öffentliche und bes 
fondere Nechte erworben und vertaufche-werden dürs 
fen; fo wie, daß durch die Gefandten die recht— 
lichen Verhandlungen über alle Gegenftände des in- 
nern und Außern Staatslebens zwifchen zweien oder 
mehrern Staaten geleitet, und ſchon durch die An— 
wefenheit der Gefandten in der Mitte des andern 
Staates die friedlichen und freundfchaftlichen Ver— 
häleniffe zwiſchen beiden öffentlich vergegenwaͤrtigt 
werden. — Aus diefem Standpuncte betrachtet 
erfcheint die ganze Menfchheit in der Wirflichfeit, 
nach ihren einzelnen Staaten, als ein allgemeiner 
rechtlicher Verein zur Begründung und Erhaltung 
des Gleichgewiches der Rechte auf dem Erd- 
boden. 


69. 
Verträge zwiſchen den Staaten, 


Wenn alle rechtlihe Verbindung zwifchen fitt- 
lihen Wefen auf Vertrag beruht; fo Fann auch die 
Verbindung und Wechfelwirfung der Staaten nur 
durch Verträge eine rechtliche Form erhalten. Daß 
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aber überhaupt, noch ohne nähere Verbindung, 
Staatenrehtlih nebeneinander beftehen, 
d.h. daß fie, ohne formlich abgefchloffenen Vers 
frag, einander nach ihrer Selbftftändigfeit und In— 
tegrität, nach ihrer eigenthümlichen Verfaffung und 
nach ihrem Gebiersbefiß anerfennen, kann blos unter 
der Annahme eines ftillfehmweigenden Vertrages 
(Naturr. $. 24.) von der Vernunft gedacht werden. 
So wie namlich im rechtlichen Verfehre der Indivi— 
duen vieles auf ftillfehweigendem Vertrage beruht, 
und die rechtliche Geftaltung des einzelnen Staates 
zur Einheit im Innern und nad) außen da, wo fein 
foͤrmlicher Grundvertrag abgefchloffen worden ift, von 
der Vernunft auf einen ftillfchweigenden Vertrag zu: 
rücfgeführe wird ($. 10.); fo muß auch das rechtliche 
Beftehen der einzelnen Staaten neben einander, nad) 
welchem fie aus dem rohen Naturzuſtande neben ein- 
ander grafender Nomadenhorden heraustreten und 
auf die ununterbrochene gegenfeitige Anfeindung (bel- 
lum omnium contra omnes) in Hinfiht auf Ge— 
biersbefig und Eigenthum verzichten, auf die Annahme 
eines ftillfehweigenden Vertrages hinführen, 
Dies erhellt daraus, daß, nad) der Völferfitte, jeder 
Staat den andern fehon an ſich — bevor er noch 
irgend einen befondeen Vertrag mit ihm abſchließt — 
für ſelbſtſtaͤndig, für rechtlich geſtaltet, und für rechts 
mäßig einheimiſch auf feinem Gebiete hält, weil alle 
einzelne, allmäblig zwifchen ihnen abgefchloffene, Ver— 
fräge jenen fillfehweigenden Grundvertrag voraus— 
ſetzen. 

Unter dieſer rechtlichen Vorausſetzung erhalten 
alle zwiſchen den Voͤlkern und Staaten abgeſchloſſene 
Schenkungs-, Tauſch-, Kauf⸗, Leih⸗, Darlehns-, 
Pfand » und Bevollmaͤchtigungsvertraͤge (Maturr, 

20 * 
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$. 55.) , fo wie die Öutfagung und Verbürgung des 
einen Staates für den andern, namentlich aber die 
Biündniffe im engern Sinne, ihre rechtliche 
Gültigkeit, nad allen den im Völferrechte dafıte 
($. 55.) aufgeftellten Bedingungen ihrer immerwäh- 
venden oder nur auf gewiffe Zeit befchränften Dauer, 
Selbft der Nachtheil, welcher für den einen 
Staat aus der Erfüllung der Bedingungen des Ver— 
trages hervorgehet, bietet feinen Grund dar, den- 
felben nicht zu erfüllen, Nur wenn diefe Erfüllung 
den Untergang des Staates unvermeidlid 
und entfchieden nad) ſich zoͤge, kann, nad) der 
Vernunft und nach dem Urrechte der Selbftftandig- 
feit, diefe Erfüllung verweigert werden. 

Bon einem Nechte der Verjährung unter 
den einzelnen Staaten weiß das philofophifche 
Staatenreht um fo weniger, weil daffelbe fogar 
im praetifchen europaifchen Voͤlkerrechte beftritten 
wird, 


70. 
Verbindung zwifhen den Staaten, 


Da aber, bei der Verbreitung des menfchlichen 
Gefchlechts über dem ganzen Erdboden, die lebhaftefte 
und bleibendfte Verbindung zunachft nur zwifchen 
Nachbarftaaten, oder doch zwifchen den Staaten eines 
und deſſelben Erdtheils befteht; fo wird auch unter 
mehrern derfelben, nah der Verwandtſchaft ihrer 
Eultur, Gefittung, DVerfaffung und Religion, nad) 
der Aehnlichkeit ihrer öffentlichen und befondern Ver— 
hältniffe, und nach dem Maasftabe ihrer nach außen 
geltend zu machenden und zu behauptenden Rechte, 
eine nähere Verbindung, d.h. ein Staatenbund 
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beſtehen, welcher auf einem rechtlichen, entweder für 
immer, oder für eine gewiffe Zeit abgefchloffenen, 
Vertrage beruht zur Aufrechthaltung aller ihrer öffent» 
lichen und befondern Nechte, und zur gemeinfchaft- 
lihen Beförderung und Unterftügung ihrer innern 
und außern Verhältniffe, fo wie im Falle einer Bes 
einträchtigung dieſer Nechte und eines feindfeligen 
äußern Angriffs, zur gemeinfchaftlihen Vertheidi— 
gung ihrer Rechte, ihrer Selbitftandigfeit, ihrer 
Verfaſſung und ihres Gebiets gegen einen gemeins 
fchaftlichen Feind. 

| Für die eigentlihe Staatsfunft geht aus 
diefer rechtlichen und vertragsmäßigen Verbindung 
mehrerer Staaten zu einem gemeinfchaftlichen Zwecke 
der gegenfeitigen Erhaltung und Vertheidigung das 
fogenannte Syftem des politifhen Gleihges 
wichts hervor, für welches das philofophifche Staa» 
tenrecht nur die Grundbedingungen des allgemeinen 
rechtlichen Gleichgewichts zwifchen allen neben ein» 
ander bejtehenden Staaten aufitellt, 

So gewiß übrigens jedem felbftftändigen Staate 
das Recht zufteht, in feinem Innern Veränderungen 
in feiner VBerfaffung und Verwaltung vorzunehmen, 
FSeftungen anzulegen, fi zu rüften, Truppen auszu— 
heben, Schiffe bauen und auslaufen zu laffen, und 
Zölle feftzufegen, ohne deshalb mit andern Staaten 
Ruͤckſprache zu nehmen (fobald nicht poltitifche 
Gründe dieſe Ruͤckſprache rathſam machen); fo gewiß 
hängt es auch von jedem andern Staate ab, ob er 
diefe Veränderungen im Innern eines Staates, na= 
mentlich die Umbildung in der Verfaffung und Vers 
waltung, anerfennen vder gar gewährleiften 
will, Mur folge aus der Verweigerung diefer Aner- 
fennung von felbft, daß das frühere freundfchaftliche 
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Verhaͤltniß zwifchen beiden Staaten aufgehoben wird, 
und daß Die daraus entfpringende Entfremdung. bei- 
der leicht zu Mißverftändniffen, Spannungen und 
felbft zum Kriege führen kann. 


71» 


b) Lehre von der rechtlichen Geftaltung 
des Zwanges zwifchen den Staaten nad 
vorhergegangenen Rechtsverletzungen. 


Der Zuftand des Friedens befteht zwifchen den 
einzelnen Staaten, fo lange ihre Selbitftändigfeit, 
Integritat, Verfaffung und Wohlfahrt von feinem 
andern Staate bedroht oder verlegt wird, Sobald 
aber jene Bedrohung oder Verlegung erfolge, hat der 
bedrohte oder beeinträchtigte Staat das Neht zum 
Zwange, als des von der Vernunft gutgeheißenen 
rechtlichen Mittels, entweder der drohenden Rechts— 
verlegung durch Prävention zuvorzufommen, oder 
die begonnene RechtsverlegungdurhNochmwehr auf- 
zubalten und in ihrer Vollendung zu hindern, oder die 
vollbrachte Rechtsverlegung durch Wiedervergel- 
tung derfelben auszugleichen, welche zwifchen Staa- 
ten und Staaten nur in der Wiederherftellung des 
vorigen Befisftandes und in Entfcehadigung für den 
gehabten Verluft befteben fann, Denn blos vom 
Zwange,nihtvon Strafe, fann zwifchen gleich 
felbftftandigen Staaten die Rede feyn, weil die Strafe 
jedesmal theils die Werzichtleiftung der Individuen 
auf eigene Anwendung des Zwanges, theils die Ueber— 
tragung des Zwanges bei eingetretenen Nechtsver- 
legungen auf ein anerfanntes Oberhaupt, theils die 
Ausübung der Strafe im Namen einer ganzen Nechts- 
gefellfchaft durch den Regenten derfelben vorausfegt, 
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Da nun die einzelnen Staaten, fobald fie, für die 
Ausgleihung ihrer Nechtsftreitigfeiten, nicht durch) 
freiwillige Webereinfunft einen dritten Staat als 
Vermittler, oder als gemeinfhaftlichen 
Schiedsrichter wählen, feinem höhern Staaten: 
gerichtshofe unterworfen find; fo Fann auch zwifchen 
felbftftandigen Staaten ein Straf- oder Rache— 
Erieg nie nach Vernunftgrundfägen ftatt finden. 


: 72. 
Abftufungen des Zwanges zwifhen den 
Staaten: Ketorfionen, Repreffalien, 
Krieg. 


Der rechtliche Zwang zwifchen den Staaten hat 
aber eine dreifache Abftufung: die Retorfionen, 
die Nepreffalien, und den Krieg. — Retor— 
fionen treten, als Erwiederungen ein, fobald ein 
Staat die unvollfommenen Rechte gegen den 
andern Staat verlegt hat und die Genugthuung dafür 
verweigert, Nepreffalien aber, fobald ein Staat 
die vollfommenen (oder Zwangs-) Nechte des 
andern durch feine Verfügungen beeinträchtigt bat, 
und Genugthuung dafür verſagt; der Krieg endlich 
erfolge, fobald wegen der angedrohten, oder begon- 
nenen, oder verlegten Verlegung von wefentlichen 
Zmwangsrechten durch Unterhandlungen Feine recht» 
liche und befriedigende Ausgleichung ausgemittelt wer- 
den Fann, 

Die Entwidelung der Lehre von Netorfionen, 
Repreffalien und Krieg nad) den einzel: 
nen, in der MWirflichfeie und Gefchichte vorlie— 
genden, Verhaͤltniſſen gehört zunächft ins pras 
ctifhe europaifhe Voͤlkerrecht. Mur 
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im Allgemeinen werden diefe Begriffe im 
Staatenrechte behandelt. — Netorfionen 
treten ein, wenn der eine Staat etwas verfügt, 
was zwar gegen die Gefege der allgemeinen Ge— 
rechtigfeit und Billigfeit, und gegen die Völker: 
fitte, nicht aber gegen ein anerfanntes Zwangsrecht 
verftößt, z. B. wenn ein Staat verordnet, daß 
fein Getreide, Feine Wolle, Fein Wein ins Aus— 
land, oder nur gegen einen beträchtlichen Grenzzoll 
verführt werden foll, und nun der Nachbarftaat 
ein ähnliches Verbot der Ausfuhr des Schlacht: 
viehes, oder gewiffer Naturerzeugniſſe erläßt, oder 
die Ausfuhr mit einem gleichhoben Zolle belegt. 
Eben fo berechtigen neuangelegte Mauthen an den 
Grenzen, Verbote von Manufactur- und Fabrik— 
erzeugniffen, Befchränfung der Neifefreiheit, der 
Meßfreiheit u. f. m. zu Retorſionen. Dagegen 
beziehen fih Nepreffalien auf die Erwiederung 
von verlegten Zwangsrechten zwifchen den Staaten. 
Dahin gehört die Beleidigung der Öefandten; die 
Herabfegung der Zinfen oder felbft des Capitals 
einer im Auslande gemachten Schuld; die Ver— 
weigerung der Bezahlung folcher Zinfen; die Auf- 
nahme von fremden kandesverräthern, die Verhaf— 
tung fremder fchuldlofer Neifenden (wie Napoleon 
mit den Dritten that) u. f mw. — Bei Retorfionen 
und Repreſſalien find übrigens die Bürger des 
Staates, welche durch Anwendung diefer Maas- 
regeln in ihren Rechten beeinträchtigt werden, zur 
Entfhadigung von der Regierung ihres Staates 
berechtigt, 
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73: 
Der rechtliche Krieg. 


Die Vernunft Fennt überhaupt nur einen einzi— 
gen Rechtsgrund zum Kriege, fobald namlich weder 
Unterhandlungen,, noch Retorfionen und Nepreffalien, 
noch die vermittelnde Dazmifchenfunft der Negierung 
andrer Staaten hinreichen, die Zuruͤcknahme feind- 
liher Maasregeln, oder eine gerechte Genugthuung 
für erlittene Rechtsverlegungen von dem beleidigenden 
Staate zu erhalten. Alle andere Veranlaffungen zur 
Anfündigung des Krieges liegen außerhalb des Kreis 
fes des Rechts, und gehören A ins Ge— 
biet der Staarsfunft, 


Nur alfo der Vertheidigungsfrieg wegen 
verleßter Nechte, fir welche die Ausgleichung vers 
weigert wird, nicht der Angriffs= oder Eroberungs- 
frieg ift rechtlich vor der Vernunft; doch kann, im 
alle des Präventionszwanges, der erfte Angriff felbft 
von dem Staate gefchehen, der blos feine bedrohten 
oder verlegten Rechte vertheidigt. Die Vernunft ver- 
ftehr daher unter dem Kriege den einem andern Staate 
formlich angefündigtenZuftand des Zwan— 
ges, der fo lange planmäßig und mie Anwendung.aller 
rechtlichen Zwangsmittel fortgefegt wird, bis entweder 
die angedrohte Nechtsverlegung zuruͤckgewieſen und an 
ihrer Ausführung verhindert, oder der beleidigte Theil 
in feine verlegten Rechte wiederhergeſtellt und ihm Die 
Genugtduung zu Theil geworden ift, Deren Verwei⸗ 
gerung den Krieg veranlaßte, fo wie der Erſatz für 
die Koften des Krieges, fobald der beleidigte Theil 
nicht auf diefelben verzichte. Damit muß aber für 
die Zufunft eine Gewährleiftung verbunden ſeyn, daß 
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der beleidigende Staat nicht wieder die Nechte des 
andern bedrohen oder verlegen werde. 


Die Herftellung der Herrfchaft des öffentlichen 
Rechts zwifchen zweien oder mehrern Staaten, theils 
vermittelt der Ausgleichung der ftreitigen Rechtsver- 
hältniffe, tbeils vermittelft der hinreichenden Genug— 
thuung für die erlittene Beleidigung, theils vermit— 
telft einer befriedigenden Gemwährleiftung für die Fünf: 
tige Sicherheit des beleidigten Theils, find alfo die 
von der Vernunft gufgeheißenen Zwede und Bedin- 
gungen, auf welche der Kriegszuftand zwifchen den 
Staaten beendige und der Friede abgefchloffen werden 
fol. Weil aber der Krieg ein rechtlicher Zuftand 
des Zwanges und des Kampfes der Staaten ift, wo 
diefe als moralifche Perfonen einander gegen über 
ftehen; fo verlangt auch die Vernunft, daß der Krieg 
nur durch rechtliche Mittel und mit erlaubten 
Waffen, nie gegen Privatperfonen und gegen das 
Privateigenthbum der Bürger geführt, und nie ein 
dritter friedlicher Staat gegen feinen Willen in den 
Kampf zweier Staaten verflochten werde. 


Aus diefen rehtlihen Grundfägen folgt zugleich 
von felbft, daß der Sieger durch den Sieg nur das 
Recht erhält, fich aller unter der Leitung der befiegfen 
Regierung ftehenden Kräfte zur Fortfegung des Krie- 
ges zu verfichern, und daß er, bis zum Frieden, in 
dem befiegten Staate, nad) allen Hoheitsrechten in 
Beziehung auf die drei Verwaltungszweige der Po— 
lizei, der Finanzen und des Militairs, an die Stelle 
der Regierung deffelben tritt; doch mit Ausnahme der 
Gerechtigfeitspflege, weil diefe einen an fich felbftftan- 
digen und unabhängigen Charakter behauptet, und 
ohne daß fir den Sieger aus der Beſetzung des be: 
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fiegten Staates ein Eigenthumsrecht auf denfelben 
hervorgeht, weil diefes Eigenthumsrecht felbft dem 
befiegten Negenten nicht zufteht, fo wie auch der Sie— 
ger nichts in der Verfaffung des befiegeen Staates 
verändern, oder deffen Unterthanen zu feinem Dienfte, 
und zur Uebernahme einer Verpflichtung gegen ihren 
rechtmäßigen Negenten nöthigen Fann. 


Was vom Kriege überhaupt, und namentlich 
vom Sandfriege gilt, muß, nach der Vernunft, 
auch vom Seefriege gelten. Die in der Wirf- 
lichkeit beſtehenden DVerfihiedenheiten beider gehös 
ven dem practifchen europäifchen Voͤlker— 
rechte an. 


Heinr. Stli. Tzſchirner, über den Krieg; ein 
philofophifcher Verfuh. Lpz. 1815. 8. 


TA. 
DBundesgenoffen im Kriege, 


Sobald an dem Kriege zweier Staaten noch an- 
dere Staaten Theil nehmen ; fobald muß dabei zwiſchen 
eigentlich verbündeten und blos hülfslei- 
ftenden Mächten unterfchieden werden, Der Bund 
zweier oder mehrerer Mächte zur Eröffnung eines Krie— 
ges beruht auf einem Vertrage, abgefchloffen für die 
gemeinfchaftliche Führung des Krieges, wegen erlit- 
tener gleicher Beleidigungen und Nechtsverlegungen, 
wo alfo theils der Rechtsgrund, theils der Zweck 
des Krieges ihnen gemeinfchaftlich if. Die Verbun- 
denen gelten, als ſolche, für Eine Macht, und alle 
Plane zur Führung des Krieges, alle während des 
Krieges erlittene Verlufte oder erfämpfte Vortheile, 
fo wie die Unterhandlungen uud Bedingungen des 


310 Staats» und Staatenrecht. 


Friedens ftehen ihnen nach gleichen Verhältniffen zu. 
Denn nur in drei Fällen fann, nach dem Vernunft: 
vechte, der eine verbündete Staat ohne feinen Bun— 
desgenoffen durch einen befondern (Separat) Frieden 
mit dem Feinde aus dem Kriege heraustreten: wenn 
ihn entweder. der Bundesgenoffe felbft im Saufe des 
Krieges von den übernommenen Verpflichtungen ent 
bindet; oder wenn Der Bundesgenoffe feine verfrags- 
mäßig eingegangenen Verbindlichfeiten nicht erfüllt, 
und mithin an feinem Theile thatfachlich den Vertrag 
bricht; oder wenn der eine Staat allein von dem 
Feinde überwältigt worden ift, und er auf feine an- 
dere Weife feine Selbftftändigfeit und Integrität, den 
höchften Zweck aller Staaten, erhalten und retten 
kann. 


Von dieſer Verbindung zweier oder mehrerer 
Staaten zu einem gemeinſchaftlichen Kriege iſt der 
blos huͤlfsleiſtende Bundesgenoſſe verſchieden, 
welcher, vermoͤge eines fruͤhern Buͤndniſſes mit 
einem andern Staate, zur Unterftügung deſſelben 
bei der Eröffnung eines Krieges verpflichtet ift, ohne 
Doch mit dem verbundenen Staate gleiche Belei- 
digung und Verlegung feiner Rechte und 
alfo gleichen Zweck des Krieges zu theilen, weshalb 
er auch nicht mit feiner ganzen Mache als beleidigter 
Staat, fondern blos unter den früher vertragsmäßig 
feftgefesten Bedingungen der Hülfe in einem eintre- 
tenden möglichen Falle, an dem Kampfe Theil 
nimmt, 

Die Subfidienzahlung, ſtatt der. wirf- 

lihen Theilnahme am Kriege, Fennt nur Die 
Staatsfunft, nicht das Staatenrecht. 
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75: 
Recht der Neutralität, 


Aus dem Begriffe der” Selbftjtandigfeit und 
Unabhängigkeit der Staaten gebt von felbft hervor, 
daß es jedem Staate, bei einem beginnenden Kriege, 
frei ftehen muß, ob er daran Theil nehmen, oder 
neutral bleiben will, fobald ihn nicht frühere Buͤnd— 
niffe zur Theilnahme verpflichten, oder felbft erlittene 
Beleidigungen ihn dazu berechtigen, Ausdem Rechte 
der Neutralitaͤt folgt aber, daß der neutrale Staat 
feine gefammten bisherigen DVerhältniffe gegen die 
friegführenden Mächte beibehalt, und von denfelben 
weder in feinen öffentlichen Rechten, noch in den Pri— 
vatrechten feiner Bürger, befonders in Hinfiht auf 
die Freiheit des Handelsverfehrs, befchranft werden 
darf, daß er aber auch nicht den einen Friegführenden 
Staat zum Nachtheile des andern, offen oder geheim, 
mit Kriegsbedürfniffen unterftüge, oder ihn überhaupt 
auf irgend eine Weiſe begüunftige. Zugleich ergibe fich 
aus dem Rechte der Neutralität, daß der neutrale 
Staat, nad) vorhergegangener Bekanntmachung gegen 
beide-Friegführende Theile, feine Neutralität bewaff- 
net behaupten, feine Grenzen befegen und vertheidi- 
gen, und jede Betretung oder Verlegung feines Ges 
biets von einer der Friegführenden Mächte durch eine 
Kriegserflärung an diefelbe ahnden darf, 


76. 
Der rechtliche Friede, 


Der Friedensſchluß hat die Beſtimmung, 
den Krieg rechtlich zu beendigen. Soll dies ge— 
ſchehen; ſo muß der in ſeinen Rechten verletzte Staat 
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durch die Bedingungen des Friedens theils Wieder- 
herftellung des vor dem Kriege beftandenen Rechts: 
zuftandes, theils Genugthuung für die Verlegung 
feiner Rechte, theils Entſchaͤdigung für die Koften 
des Krieges, dafern dieſe nicht gegenfeitig aufgehoben 
werden, theils beftimmte Gemwährleiftung feiner 
Fünftigen Sicherheit vor ähnlichen Rechtsverlegungen 
erhalten. jeder Friede, der nicht eine befriedi- 
gende Ausfohnung der friegführenden Theile, und 
eine völlige Ausgleichung inrer Rechtsſtreitigkeiten 
enthalt, würde nur den Stoff zu einem neuen Kriege 
darbieten. Es ift daher Pflicht für den Steger , die 
Bedingungen des Friedens nach) den Grundfägen 
der Gerechtigkeit und Mäßigung, und nicht 
nach den vorübergehenden Erfolgen einzelner gluͤck— 
licher. Ereigniffe, aufzuftellen, weil nicht blos das 
Hecht, fondern felbit die Klugheit verlange, daß der 
befiegte Staat nicht durch überfpannte Forderungen 
für die Zufunft in einen unverfohnlichen Feind ver- 
wandelt, fo wie das Mißtrauen und die Eiferfucht 
der andern neutralen Staaten gereizt werde; auch Daß 
der befiegte Theil den Frieden mit Rüdficht auf die 
innern und außern Verhaͤltniſſe feines Staates fchlie- 
Ben und halten koͤnne. Denn nach der Vernunft ift 
jeder Friedensvertrag ungerecht, welcher den befiegten 
Staat entweder feiner Selbftftandigfeit und feiner 
eigenthümlichen Verfaffung, oder doch feiner Inte— 
grität beraubt, oder ihn in fortdauernde Abhängigkeit 
nach den innern und aͤußern Verhältniffen zu dem 
Sieger ftellt, oder ihn gar in der Reihe der beftehen- 
den Staaten vernichten will. 

Der erfte Antrag zum Frieden kann aber vom 
befiegten, oder vom fiegenden Theile, oder von einem 
Bundesgenoffen beider Theile, oder. von einem neu— 
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tralen Staate gefchehen. Durch Wermittelung 
vder Buͤrgſchaft des Friedens koͤnnen auch an— 
dere Staaten an einem Friedensſchluſſe Theil neh— 
men. Die Guͤltigkeit des Friedens endlich beruht auf 
der Unterſchrift und Beſtaͤtigung deſſelben von den 
Regenten der kriegfuͤhrenden Staaten. 

Eman. Kant, zum ewigen Frieden. Koͤnigsb. 


1795. 8 . 

Fr. v. Gentz, über den ewigen Frieden; in f. 
hiftor. Sourn. 1800, Der. ©. 711 ff. 

Karl Sal. Zahariä, Janus. Lpz. 1802. 8. 
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II. 
Die Staatskunſt Politif). 





&:i..1 e 5.1 ara 


1. 
Vorbereitende Begriffe 


Digteis unter allen Benennungen der einzelnen 
Staatswiffenfchaften der Name der Politik der 
ältejte iftz fo ift doch bereits feit Kahrtaufenden, 
weder in der Wiffenfchaft, noch in der Praris, ein 
und derfelbe Begriff damit verbunden worden, Bald 
ward er weiter, bald enger gebraucht; und fo auch noch 
in unfrer Zeit. Denn wenn Einige unter der Po- 
lieif den ganzen Umfang fammtlicher Staatsfennt- 
niffe verftehen, und diefem ‘Begriffe eben fo das 
Staatsreht, wie die Staatsflugheit, eben fo die 
Volks- und Staatswirthfchaft, wie die Finanz- und 
Polizeimiffenfchaft. unterordnen; fo betrachten dage— 
gen Andere die Politik blos als einen Anhang des 
Staatsrehts, und gründen fie auf bloße Rechts— 
grundſaͤtze, waͤhrend wieder Andere fie nur als 
Klugheitslehre behandeln, wobei das Recht Feine 
Stimme haben dürfe. Manche glauben, es fey hin- 
reichend, die Politif zu einer wiffenfchaftlichen Form 
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zu erheben, wenn ſie dieſelbe als das Ganze gewiſſer 
abſtracterLehrſaͤtze ͤber Staat, Staatsorganismus, 
Verfaſſung und Verwaltung im Geiſte eines philoſo— 
phiſchen Modeſyſtems darſtellen, ohne irgend eine 
Ruͤckſicht auf das in der Wirklichkeit beſtehende und 
ausführbare zu nehmen; andere hingegen verfporten 
alle Abftraction und alles, was aus der Vernunft fire 
das wirflihe Staatsleben hervorgehen muß, und ver- 
wandeln die Wiffenfchaft in ein unzufammenhängens 
des Aggregat von einzelnen Beifpielen, IThatfachen 
und Sägen, welche in den Kreifen der Gefchichte und 
Erfahrung vorliegen. Allein fo wenig von der einen 
Seite blos die reine Abftraction in das Gebiet der 
Politik gehört; fo wenig veicht auch von der andern 
Seite die, bloße Erfahrung und Gefchichte aus, das 
wiffenfchaftlihe Gebäude der Politik feft zu begruͤn— 
den und gleichmäßig durchzuführen, 

Abgefehen von diefen Mißgriffen in älterer und 
neuerer Zeit , fcheint es in der That nur zwei Wege 
zugeben, melche zu einer wiffenfchaftlihen Begrün- 
dung und Duchbildung der Politif führen koͤnnen; 
entweder fie wird alsdie Geſammtheit aller 
practifhen Staatsfenneniffe dargeftellt, und 
dadurch die ſelbſtſtaͤndige Geftaltung und wiffenfchaft: 
liche Durchführung der Staatswirtbfihaft, der Finanz: 
und Polizeimiffenfchaft, ja felbft des practifchen euro» 
paifchen VBölferreches und der Diplomatie, für über- 
fluͤſſig und entbehrlich erflart, weil fie — nad) jener 
Anfihe — alles Wichtige ‚diefer Wiffenfchaften in 
ihre Mitte aufnimmt; oder fie tritt in die Kreife der 
übrigen Staatswiffenfihaften mit einem eigen 
thuͤmlichen Begriffe und felbftftändigen 
Charafter ein, fo daß fie zwar in vielen Lehren 
ag; ie mehrern andern Staatswiffenfchaften 

21 


“. 
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beveutend ſich nähert, doch aber nach ihrem beftimme 
ten Begriffe und nach ihrem dadurch fharf begrenzten 
Umfange, das eigentliche Gebiet der übrigen felbit- 
ftandigen Staatswiffenfchaften Feinesweges beeinträch- 
tigt. Mach diefer zweiten Anfiche wird ihre ſyſte— 
matifche Darftellung hier verfucht. 


2. 
Begriff und Umfang der Staatsfunft, 


Die Staatsfunft (Polieif) ift die wiffen- 
fhaftlihe Darftellung des Zufammenbhan: 
ges zwifchen dem innern und Außern 
Staatsleben, nach den Örundfäßen des 
Rechts und der Klugheit, So wie nämlich) 
bei jeder irdifchen Organifation das innere und das 
äußere geben derfelben, verfchieden von einander, auf- 
gefaßt werden koͤnnen, obgleich beide in ihrem Zus 
fammenhange eben das Wefen der Organifation und 
die erfennbare Anfündigung derfelben vermitteln; fo 
auch bei dem Staate. Jeder Staat kann und muß 
namlich, als ein politifches Ganzes, in einer z wei⸗— 
fahen Hinficht betrachtet werden; nach feinem 
innern ®) und nad) feinem außern geben, und 


—— 


*) Selbſt der Fuͤrſt von Metternich unterſchied 
zwiſchen dem innern und aͤußern Staatsleben 
in ſ. Schreiben vom 7. Febr. 1818 an den Öftreichis 
fhen Gefandten in der Schweiz, wo es heißt: 
„Nach den fürdterlihen Stürmen, welche Europa 
erſchuͤttert hatten, und wodurch nicht nur Die 
gegenfeitigen ffaatsrehtlidhen Verhält 
niffe feiner einzelnen Staaten nad und 
nach zu einem Chaos umgeftaltet, fondern auch die 
wefentlihen Pfeiler desinnern politis 
ſchen Lebens, Recht und Billigfeit, aus ihrem 
Grunde achoben worden waren’ u. ſ. w. — 


Staatskunſt. 323 


nah der Wechfelmwirfung beider auf einander, 
die aus einem Zufammenbange zwifchen beiden 
hervorgeht, durch welchen die erfennbare Anfün- 
digung und Wahrnehmung fowohl des innern als 
des außern Lebens vermittelt wird. So wie nun, in 
der Regel, bei allen irdifchen Organifationen das 
innere Leben derfelben die Grundbedingung des 
aͤußern, nnd dieſes aͤußere Leben eine Wirfung und 
Folge des innern bleibe; fo auch im Staatsleben. 

Das innere eben eines Staates wird aber 
zunachft-erfannt an der Cultur feiner Bürger, an 
feinem Organismus und Verfaffung, Re 
gierung und Verwaltung, und an den, in 
dem eigenthümlichen Charafter des Volkes, fo mie 
in der Verfaffung, Regierung und Verwaltung 
enthaltenen, Bedingungen der rechtlichen 
Fortbildung des innern Staatslebens, 
weil alles, was lebe, nie ftillftehen Fann,  fondern 
entweder fortſchreitet oder ruͤckwaͤrts geht. 

Das aͤußere Leben eines Staates hingegen wird 
erfannt an der Art und Weife, wie derfelbe mit an- 
dern neben ihm beftehenden Staaten in Wechfelwir: 
fung und Verbindung fteht, und wie er, im Falle 
eintretender Nechtsverlegungen, den Zwang gegen die: 
felben anwendet, 

Bei diefer Anficht der Staatsfunft, als 
einer felbftftändigen Wiffenfhaft, wird al- 
lerdings das im philofophifchen Staats: und Etaaten= 
rechte aufgeftellte Sdeal der unbedingten Herrfchaft des 
Rechts in jedem einzelnen Staate, fo wie in der Wech— 
felwirfung der gefammten neben einander beftehenden 
Staaten, vorausgefeßt; allein Durchgehends verbin- 
det die Staatsfunft theils in ihren Grundlehren 
mit dem höchften Zwecke des Rechts den Zweck der 
21 
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Wohlfahrt, ſowohl der Individuen, als der gan- 
zen Gefellfchaft, theils ftelle fie, für die möglichfte 
Vermwirflihung diefer beiden Zwecke des Rechts und 
der Wohlfahrt, die wirffamften Mittel auf, 
wodurch Die Vorfehriften der Klugheit (denn die 
Klugheit beſteht in der Kenntniß und Wahl der wirf- 
famften Mittel zur Erreihung eines gemiffen 
Zmwedes), in die Mitte der Staatsfunft aufgenommen 
werden. Diefe VBorfchriften der Klugheit ftammen 
‘aber, als folhe, nicht aus der Vernunft, wie die 
heiligen Gefege des Rechts, fondern aus der Er- 
fabrung; es müffen daher durchgehends in der 
Staatsfunft die anwendbarften und treffendften Be— 
lege aus der Gefhichte der Vergangenheit 
und Gegenwart entlehnt und mitgetheilt werden, 
um die Anwendung der wirffamften Mittel für die 
Erhaltung, Bewahrung und Erhöhuhg des Zufam- 
menhanges zmwifchen dem innern und äußern Staats- 
leben zu verfinnlichen und zu bemeifen, In diefer 


Hinfiht Fonnte man auch die Staatsfunft als die | 


Wiffenfchaft bezeichnen, wie das “deal des Staa— 
tes in der Wirflichkeit nach den Grundfägen des Rechts 
und der Klugheit verwirklicht werden foll, obgleich in 
diefer Begriffsbezeichnung die beiden Haupfgegenftande 
des innern und außern Staatslebens nicht mit 
Beftimmtheit hervortreten, 


Allein fo entſchieden die aus der Gefchichte ge- 


fchöpften Sehren und Belege in das Gebiet, und felbft 
zum eigentlichen Weſen der Staatsfunft gehören; fo 
fann doh das Verhaͤltniß zwiſchen den 
Grundfäßen des Rechts und den Kegeln 
der Klugheit innerhalb der Staatskunſt nur nad) 
dem Maasftabe feftgefegt werden, daß die Grundfäge 
des Rechts, hervorgehend aus dem Wefen der Ver- 
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nunft, ewig und unveranderlich, die Regeln der Klug- 
heit hingegen, welche aber den Grundfägen des Rechts 
niewiderftreiten dürfen, aus der Erfahrung und 
Gefchichte abgeleitet, und d arch die Eigenthuͤm— 
lichkeit jedes einzelnen Staates, fo mie 
durch die befondern örtlichen Verhaͤltniſſe deffelben, 
theils nach feinem innern Leben, theils nach feiner 
Wechfelmirfung mit andern Staaten, und durch feine 
jedesmaligen zZeirbedürfniffi e bedingt find“ 9 
So kann z. B. nie im Staatsrechte, wohl aber 
muß in der Staatskunſt der Einfluß des Klima, 
des Bodeus, der Lebensweiſe, der Verfaſſung, 
Regierung und Religion auf die Entwickelung der 
Voͤlker gewuͤrdigt, — die Eigenthuͤmlichkeit und 
Verſchiedenheit der Staatsverfaſſungen mit Einer 
Kammer oder mit zwei Kammern angegeben, — 
in der Lehre von der Gerechtigkeitspflege von Frie— 


*) Ganz übereinfimmend mit dieſer Anſicht ſagt Fr. 
v. Gentz in feinem hiſtor. Sournale, 1800, 
Sehr. ©. 115 ff.; „Die Zwecke der Geſellſchaft lafs 
fen fib fammtlih auf zwei Hauptzwecke zuruͤckfuͤh— 

ren: Gewährleiftung für das Nect der Bürgers 

9 Erhaltung und. Beförderung der gemeinſchaftlichen 
Wohlfahrt. Sm einer reinen Theorie der Staats- 
wiffenfchaft iſt der le&te diefer beidem Hauptzwecke 
dem erften untergeordnet; und in dem reinen Ideale 
eines Staates gibt es fogar Keinen andern Ends 
zweck, als diefen; denn eine VBerfaffung, welche die 
abfolute Sicherheit aller Rechte verbürate — würde, 

ohne alles ‚weitere Zuthun, auch die Verfaffung der 

hoͤchſten gemeinſchaftlichen Wohlfahrt ſeyn. Was 
aber in der vollendeten Sphäre des Ideals nur 
Mittel ift, feige in der Unvollflommenheit des 
wirklichen Lebens zum Range eines erfien Zwerkes 
‚hinauf. ” | 
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densrichtern , See u. ſ. w. gehandelt 
werden, weil alle dieſe Gegenſtaͤnde nur nach den 
Thatſachen der Geſchichte naͤher eroͤrtert t werden 
koͤnnen. 


a B s 
Zwed und Theile der Staatsfunft. 


Aus dem aufgeftellten eigenthiimlichen Begriffe 
der Staatsfunft geht zugleich ihr felbftftandiger Zweck 
mit Nothwendigkeit hervor. Ihr Zweck ift namlich: 
die VBerwirflihung des Zufammenhanges 
zwifchen dem innern und äußern Staats: 
leben nach den Grundſaͤtzen des Rechts und der Klug: 
heit; Recht und Wohlfahrt follen, in unauflös- 
lihem Vereine, fowohl innerhalb des Staates, als 
in feiner Anfündigung nach) außen, durch die wirf- 
famften Mittel. begründet, erhalten und für immer 
gefichert, und dadurch follder Staat als ein lebens- 
voller, in ſich abgefchloffener und vollendeter , zus 
gleich aber aud) als ein, durch Die Fülle feines innern 
Lebens zu immer höherer Kraft und Vollkommenheit 
fih ausbildender, Organismus dargeftellt werden. 

Doch nicht blos der Zweck, auch die Theile 
der Staatsfunft ergeben fich aus jenem Grundbegriffe- 
der Wiſſenſchaft; denn nach demfelben zerfällt die 
Staatsfunft: 

4) in die Sehre von dem innern Gtaats- 
leben, und 
2) in die Lehre von dem außern Staatsleben, 
nad) allen zu beiden gehörenden wefentlichen einzelnen 
Bedingungen, 

Wenn einige ältere und ſelbſt neuere Schriftftel- 

fer der Politik in der wiffenfchaftlichen Darſtellung 


— 
* 
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derſelben, zuer ſt von den aus wärtigen An— 
gelegenheiten, und fodann von den innern han— 
delten; fo fonnte ihnen dabei. das nothwendige ins 
nere Verhaͤltniß zwifchen beiden, nicht eingeleuchtet 
haben. jedesmal ift das innere Staatsleben die 
Grundbedingung des außer, Denn wenn gleich 
die Ruͤckwirkung der äußern PVerhältniffe 
eines Staates auf das Innere durchaus 
nicht abgelaͤugnet werden ‚foll, eine Ruͤckwirkung, 
welche, nach den Ausfagen der Geſchichte, oft 
über alle Erwartung guͤnſtig, oft aber auch bei— 
ſpiellos nachtheilig ſich ankuͤndigt; fo wuͤrde 
doch ſelbſt dieſe Ruͤckwirkung von außen nach 
Innen gewiß durchgehends einen ganz andern 
Charakter behauptet haben, wenn nicht vorher 
die Ankuͤndigung und Richtung nach außen durch 
Das innere Staatsleben bedingt gewefen 
wäre, Mur ausder Ordnung, Feftigkeit und Gleich: 
mäßigfeit in ihrer innern Geftaltung läßt es fich 
erflären, warum, nach dem Zeugniffe der Gefchichte, 
nicht felten fcheinbar minder wichtige Staaten in 
entfcheidenden Augenbliken nad) außen eine Kraft 
entwicelten, die man ihnen vorher nicht zugetraut 
hätte, und die nicht nur für ihre eigenes politifches 
Schidfal, fondern auch fir andere Staaten den 
Ausfchlag gab. Durch diefe Kraft des innern 
Sebens widerfianden in der Welt, des Alterthums 
die griedhifhen Freiſtaaten cm Weltſturme 
der perſiſchen Kaiſer; fie unterlagen aber Den 
Eroberungen der Roͤmer, als dieſe Bluͤthe ind 
Kraft ihres innern Lebens erſchuͤttert und vernichtet 
worden war. Unterſtuͤtzt von dieſer innern Le— 
benskraft ſeines durch die Kirchenverbeſſerung zur 
religios-politiſchen Freiheit gebrachten Staates, 
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nöthigte (1552) Morig von Sachſen den Kai- 
fer Karl 5 zur öffenelihen Anerkennung der kirch— 
lichen Freiheit der Proteftanten, Dieſelbe innere 
Kraft war es, wodurch die Sch weizer im 14ten, 
und die Niederländer im 16ten Sahrhunderte 
ihre Selbftftändigfeit und Unabhängigkeit erfämpf- 
ten und behaupteten ; und vermittelft der Wieder- 
geburt des innern Staatslebens wurden in Bran— 
denburg der große Churfürft, und noch mehr 
fein Urenfel Friedrich 2, die Begründer einer 
neuen Ordnung. der Dinge. — Dagegen zeigte 
Spanien feit Philipp 2, wie tief ein mächtiger, 
noch furz vorher nach dem Prineipat in Europa 
ftrebender , Staat finfen fann, wenn deffen in- 
nere Sebensfraft entmifcht worden ift; 
gleiches Fündigte Franfreich an unter Ludwig 15 
nach Fleury's Tode, und daffelbe gilt von dem 
innern Staatsleben des osmanifchen Neiches! 


4. 7 
Verhaͤltniß der Staatskunſt zu den uͤbri— 
gen Staatswiſſenſchaften. 


Behandelt man die Staatskunſt, wie Einige 
thun (G. 4.), als die Geſammtheit der practiſchen 
Staatskenntniſſe; fo ift fie dann das Ergebniß. 
aller Staarswiffenfchaften zufammen, 
ohne daß fie — abgefehen von der in ihr verfuchten 
Zufammendrängung der wichtigften ſtaatswiſ— 
fenfchaftlichen Gegenftände — einen eigenthumlichen 
und felbftftandigen Charafter in der Neihe der uͤbri— 
gen Staatswiffenfchaften behaupten, Wird aber die 
Staatsfunft aus dem ($. 2.) aufgeftellten Begriffe und 
Standpuncte, als die wiffenfhaftlihe Dar- 
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ftellung des Zuſammenhanges zwiſchen 
dem innern undaͤußern Staatsleben nach 
den Grundfaͤtzen des Rechts und der Klug— 
heit aufgefaßt; fo kommt ihr nicht nur ein ‚felbft- 
ſtaͤndiger wiſſenſchaftlicher Charakter und ein 
eigenthuͤmlicher Zweck (H. 3.) zu; es laͤßt ſich auch 
ihre Stellung in dem Kreiſe der geſammten Staats-— 
wiffenfchaften und ihr Werhältniß zu dem übris 
gen Staatswiffenfchaften beſtimmt und ficher 
aan: in ai: — Een? 
Sie iſt namlich, in der Neihe der “übrigen 
Staatswifjenfchaften, weder eine reinphilofophifche, 
noch eine reingefihichtlihe Staatswiffenfchaft (Eine 
Leit. H. 3. und 5.), fondern eine gemifchte, d. b; 
eine aus philofopbifchen Grundfägen und aus gefchicht- 
lihen Iharfachen gleihmagig gebildete Wiſ— 
fenfchaft. Denn nur aus philvfopbifchen Grund: 
fügen fann, auf den aus der Erfahrung ftammenden 
Begriff des Staates die Lehre von dem Unterfchiede 
zwifchen dem innern und dem äußern Staatsleben, 
von der Wechfelwirfung zwifchen beiden, und von dee 
Herrfchaft des Rechts, als der wefentlichen Unterlage 
beider , des innern und des äußern Staatslebens, ab» 
geleitet werden; allein aus der Erfahrung und 
Gefhichte gehen die Beifpiele zur Verfinnlichung 
diefer Ankündigung und Wechfelwirfung des innern 
und aͤußern Staatslebens hervor, und nur die Ge— 
fhichte bietet Die Regeln der Klugheit dar, nach 
welchen jedesmal die wirffamften Mittel für die 
Zwede des innern und aͤußern Staatslebens ange- 
wande werden Dürfen und follen. — Der wiffenfchaft- 
liche Charafter der Staatsfunft ift daher ſchon dadurd) 
von dem Charakter der meiften: übrigen Staatswiffen- 
haften verſchieden, daß dieſe Wiffenfchaft, ihrem 
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urſprung e et eine — ee 
i — 
I Mach ihrer ‚Stellung zu den übrigen 
Stährswiffenfhaften fegt aber die Staatsfunft 
das Staatsrecht voraus; denn eine Staatsfunft, 
welche nicht auf die Herrfchaft des Rechts fich gründet, 
graͤbt fich ihr eigenes Grab, Die Klugheit, die das 
Hecht verſchmaͤht, der alfo (nach) ver Moral der Se: 
fuiten) jedes Mittel zum Zwede gilt, fann 
nur auf eine Furze Dauer beftehen; eim unmwiderleg- 
barer Zeuge von 6000 Jahren, die Gefhichte, 
verfindigt in dem Sinfen und dem Untergange maͤch— 
tiger Reiche , wohin die Klugheit ohne Recht führt. 
Es muß daher das, was das Staats - und GStaaten- 
recht aufftelle, auch in der Staatsfunft gelten; nur 
daß es, nach dem eigenthüumlichen Charafter diefer 
Wiffenfchaft, jedesmal in Beziehung auf die befon- 
dern Verhältniffe jedes einzelnen Volkes und Staa- 
tes aufgeftelle und angewandte wird, Go gibt . B. 
die Staatsfunft in Hinficht auf die im Staatsrechte 
enthaltenen ehren von der Staafsverfaffung , Regie— 
rung und Verwaltung den erläuternden und verfinn- 
lihenden Commentar zu diefen Lehren, und erweitert 
namentlich die Lehre von der Verwalcung, nach deren 
einzelnen Theilen, zu ihrem ganzen wiſſenſchaftuchen 
Umfange, weil ſie damit die aus der Geſchichte ſtam— 
menden und durch die Erfahrung bewahrten ehren 
verbindet. Weil aber das Staats- und Staatenrecht 
felbft ruͤckwaͤrts auf das Natur- und Völkerrecht fich 
ftüßt; fo dient das legtere auc) der Staatsfunft — 
vermittelft des Staats und Staatenrechts — zur 
allgemeinften Unterlage und zum legten Entfcheidungs- 
grunde in zweifelhaften Fallen, 

Gegen die Volkswirthſchaft, Staats— 
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wirthſchaft, Finanz- und Polizeimüffen: 
[haft ſtehet die Staatsfunft in demjenigen Verhält- 
niffe, daß fie deshalb — weil ihr die wiffenfchaft- 
liche Darftellung der gefammten Staatsver- 
waltung eigenthuͤmlich und ausſchließend zuge— 
höre — mehrere der wichtigſten Ergebnifſe 
der drei letzten Wiſſenſchaften (von welchen die Staats— 
wirthſchaft auf die Volkswirthſchaft ſich gründen) in 
fih aufnehmen muß, weil eben diefe Wiffenfchaf- 
ten zwei Hauptzweige der Verwaltung — das Fi: 
nanzwefen und die Polizei — nad) ihrer: fyftemati= 
[hen Begründung, Haltung und Durchführung be- 
handeln, 
Selbft ven gefhihtlihen Staatswiffenfchaf- 
ten (dev Gefchichte des europäifchen Staatenfyftems 
aus dem Standpuncte der Politif, der Staatenfunde, 
dem öffentlichen Staatsrechte, dem practifchen euro- 
paifchen Volferrechte und der Diplomatie) ift die 
Staatsfunft nahe verwandt, weil alle in ihr ent- 
haltene Regeln der Klugheit auf die Thatſachen der 
Gefhichte fih fügen, und fie ihre Grundfäge und 
sehren eben durch DBeifpiele aus der Gefchichte am 
lebendigften verfinnlihe und am  einleuchtendften 
nachweiſet. Wenn aber von den gefbichtlichen 
Staatswiffenfhaften Die Staatenfunde und das 
öffentlihe Staatsreht, fo wie die Gefchichte des 
europäifchen Staatenſyſtems, hauptfächlich die Be— 
lege für die Lehren. über die Geftaltung des innern 
Staatslebens darbieten; fo dienen die in dem practi- 
fhen europäifchen Volferrechte und in der Diplomatie 
viffenfhaftlicd,) geordneten Stoffe, zum Theile auch 
viele Thatfachen aus der Gefchichte des europäifchen 
Staatenſyſtems, zunächft zur Erläuterung der Lehren 
über: die Geftaltung des außern Staatslebens und 
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über die Wechſelwirkung der Staaten gegen einan- 
der *), r 


*) Bei meinen wiederhohlten Vorträgen über die geſamm⸗ 
ten Staatswiffenfhaften habe ich nur bei der einzi— 
gen Politik über die Stelle geſchwankt, wohin 
fie in der Neihe und Aufeinanderfolge der Staats: 
wiffenfchaften gehört. Denn ob ich gleich den vers 
dienten Männern mich nicht anſchließen Eann, welche 
fie — indem fie das Wort Politif in dem weiz 
teften Sinne nehmen — gleihfam als die Quint— 
effenz aller Staatskenntniffe behandeln, und in fie 
eben fo das Staatsreht, wie die Volkswirthſchaft, 
die Polizei: uud Finanzwiffenfhaft, das Völferreht 
und die Diplomatie aufnehmen (was für mid ims 
mer einige Aehnlidyfeit mit einem Macberhifchen 
Herenbreie gehabt hat); fo habe ich fie doch in 
Öffentlihen Vorträgen — nah meiner Anficht und 
Behandlung derfelben, die ich im $.2, aufftellte, — 
gewöhnlid erfit auf die Vorträge der Volks— 
wirthbfhaft, Staatswirthbfhaft, Finanz 
und Polizeiwiffenfhaft folgen laffen, 
weil fie allerdings aus diefer ſyſtematiſchen Darfiels 
lung zweier Kauptverwaltungszweige im Gtaate 
mehrere Refultate entlehnen muß, deren Wahrz. 
heit noch beftimmter fi anfündigt, wenn fie bereits 
in der wiffenfchaftlihben Deduction, weldhe in die 
Staatswirthſchaft, Finanz: und Polizeiwiffenfchaft 
gehört, befriedigend durchgeführt worden find. Allein 
immer bleiben dies nur zwei weſentliche Theile der 
Verwaltung, während die beiden andern, die Gerech— 
tigkeitspflege und das Kriegsmwefen, aus 
fohließend ihre Stelle in der, Staatsfunft behaup- 
ten. Wollte man endlich ganz conſequent ſeyn; fo 
müßte deshalb, weil auh aus den-geihicht: 
lien Staatswiffenfchaften unzählige- erläuternde 
Thatfahen und Beifpiele in die Staatskunft gezogen 
werden können, der fyftematifche Vertrag der Staats: 
tunft gar an den Schluß der gefammten 
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5. | 
Literatur der Staatsfunft. 


Mach der bereits bei der Literatur des Staats- 
rechts (Staatsr. $.8.) aufgeftellten Bemerfung, ward 
theils in der Welt des Alterthums, theils ſeit der 
MWiederherftellung der Wiffenfchaften im Abendlande 
bisherab aufden Anfang des achtzehnten 
Sabebunderts, von den flaatswiffenfhaftlichen 
Schriftſtellern zwifhen Staatsrecht und 
Staatöfunft durchaus nicht ffreng unter: 
ſchie den; ja viele Schriftfteller des 18ten und 19ten 
Sahrhunderts gefallen fih noch) immer in der bunt— 
artigen Mifchung beider Wiffenfchaften. — Es dür- 
fen daher bier die im Staatsrechte ($.8.) angeführten 
Werke von Plato, Ariftoteles, Cicero, Macs 
hiavell, Morus (Utopia), Bodin, Lipfius, 


—— 


(philoſophiſchen und gefhichtlihen) Staatswiſ— 
fenfhaften gebradht werden. Doch a potiori fit 
denominatio. Zunächft, und in dem Hauptarundfaße 
der unbedingten Derrfchaft des Rechts, 
ftüßt fih die Staatsfunft auf das Staatsredt; 
die wihtigften Lehren des Staatsrechts, die von 
der Verfaffung, Negierung und Verwal 
tung, Werden, nach ihrer theoretifchen Begründung, 
in der Staatsfunft aus dem Staatsrechte entlehnt 
und nur weiter fortgeführt und erläutert; felbft das 
äußere Staatsleben findet die Grundlage feiner 
rechtlichen Öeftaltung im Staatenrechte ; diefe Nücs 
ſichten — und der dadurch für die Zuhörer er: 
Sleihterte Vortrag der Staatskunft unmits 
telbar nah dem Staatsrechte — gaben bei 
mir zuleßt den Ausfchlag dafür, der Staatskunft 
ihre Stelle fogleih nach deren Staatsrechte ans 
zumeifen. Doc dies alles salvo meliori judicio ! 
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v. Dffa, Cafus, Befold, Hobbes, Conring, 
Sidney, Spinoza, ode, v. Neal, Nouf 
feau,samprehe, Rüdiger, Benſen, Craig, 
de Tracy, v. Haller u.a. nicht wiederholt werden, 
obgleich diejenigen, welche die Staatsfunft befon- 
ders, und vollig ohne Verbindung mit dem Staats- 
rechte behandeln, derfelben gedenfen müffen, 


Sm Allgemeinen: 

Wild. Tgt. Krug, was ift Politif, und was foll 
fie feyn ? in den Kreuz- und Queerzügen auf 
den Steppen der Staatsfunft und Wiffenfchaft. (Lpz. 
3918: 8): 3 MN 

Lüder, Kritik der Statiftit und Politik, nebft 
einer Begründung der politifhen Philofophie. Gött. 
1812. 8. (von ©. 113 an.) 

Eine kurze Beurtheilung d. ältern Schriften über 
Politik finder fih in Jac. Aug. Sranfenfteins 
Vorrede zu Gundlings Difcours über Politik. 
(Frtf. u. 8pz. 1735. 4) ©. 9 ff. 

Car. Dan. Henr. Rau, primae lineae historiae 

politices s. eivilis doctrinae, Erl. 1816. 8. 
* 


* * 

Chrift. Sarve, Abhandlung über die Verbindung 
der Moral mit der Politik, oder einige Betrachtun— 
gen über die Frage, inwiefern es moͤglich fey, die 

. Moral des Peivartlebens bei der Regierung der 
Staaten zu beobadhten. Bresl. 1788. 8. 

G. H. von Berg, Berfuh über das Verhaͤltniß 
der Moral zur Politik. 2Th. Heilbronn, 1790 f. 8. 

Adam Fergufon, ausführlibe Darftellung der 
Gründe der Moral und Politif. Aus dem Engl. v. 
8.8. Schreiter. ır Th. Züri, 1796. 8. (blieb 
ohne Fortfeßung.) 

(Der Anti:Leviathban von Buchholz — 

Staatsr. 9.8. — gehört auch Hieher.) 

PN. 

Scheda regia. Regentenbuͤchlein des hochloͤblichen 

vömifhen Kaiſers Justiniani primi. In 72 zpho- 
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rismos oder Regeln abgefaßt, welche ihm geſtellt 
hat Agapetus. Aus dem Griechiſchen durch Mart. 
Molter.. Görlik, 1605. 8. 

Barth. Keckermann, systema disciplinae 
politicae. Hanov. 1607. 8 . 

Phil.. Honorius, praxis \prudentiae politicae. 
Franc. ı610. 4. 

' Wolfg.Heider, philosophiae politicae systema. 
Jen. 1628, 4. 

Hieron. Cardani arcana politica s. de pru- 
dentia civili. Lugd. Bat, 1635. ı6. 

J. Buridani quaestiones in octo libros poli- 
ticorum Aristotelis. Oxon. 1640. 4. 

J. Micraelii regia politica scientia. Stettini, 
1654. 12. 

Chstu. Schütz, compendium politices. Dres- 
dae, 1655. ı2. 

Jo,Althusii politica, methodice digesta. Her- 
born. 1655. 8. 

J. Tob. Geisler de statu politico secundum 
praecepta Taciti formato. Amst. 1656. 12. 

Geo. Schonborneri politicorum libri 7. 
Amst, 1660. ı2. 

Chstn. Liebenthal, collegium politicum, 
Gielsae, 1662. 8. 

Marc; Zuerii Boxhornii institutiones poli- 
ticae, Amst. 1663. ı2. 

Jo. Fr. Horn, politicorum pars architectonica 
de civitate, Utrecht. ı663. ı2. N. E. Franc, 
1672. 8. 

Casp. Scioppii paedia politices, et Gabrielis 
Naudaei bibliographia politica N. Ed. cura 
Conringii. Helmst. 1663. 4. 

Jo. Loccenii syntagma politicum, in quo 
continentur epistolae politicae Sallustii et Cicero- 
nis, illius de republica ordinanda, hujus de pro- 
vincia recte administranda. Fr. et Lips. 1673. 8. 

Lud. Kannengief[ser, theses politicae. Ser- 
vestae, 1674. 4. 

Balth, Cellarii politica succincta, ex Ari- 
stotele potissimum eruta. N, E. Jen, 1674. 8. 
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'J. Henr. Boecler, institutiones'' politicae. 


Argent. 1974. 8. N. E. 1688. 8 

Veit Ludw. v. Seckendorf, teutfher Fürftens 
ftaat. 3 Th. Frkf. am Main, 1678. 8 — Def 
fen Ehriftenftaat. Lpz. 1686. 8. 

Sam. Pufendorf, politica inculpata. Londini 
Scanorum, 1679. 12. 

J. Chstph, Becmann, ie — politicae. 
Fr. ad Viad. 1679. 8. 

Hiervon. Frachetta, feftgefeßter Pringen: oder 
Negenten: Staat (gegen den Machiavell). Franff. 
1681. 8. 

J. Fr. Reinhard, theatrum prudentiae ele- 
gantioris ex Justi Lipsii Jibris politicorum 
erectum, cum praefatione Conr. Sam, Schurz- 
fleischii, Vit. 1702, 4. 

Vollfommene Politica, worinnen gezeigt wird, wie 
der status ecclesiasticus, politicus und- oeconomi- 
cus chriſtlich, Elüglich und profitabel einzurichten fey. 
Freyb. 1704. 12. 

Jacq. Benig. Bossuet, politique tiree des pro- 
pres paroles de l’ecriture'sainte a Monseigneur le 
Daupbin. Ouvrage posthume. ↄ2 T. aBrux. 1710. 8. 

5. Zac. Lehmann, kurze, doch gründliche Anleis 
tung, die allgemeine u. Staatsklugheit gründlich zu 


‚erlernen und leicht zu practiciren. Sena, 1714. 8. 


Sul. Bernd. v. Rohr, Einleitung zur Ötaatss 
Elugbeit. Lpz. 1718, 8. 

J. Adolph. Hoffmann, observationum poli- 
ticarum s. de republica libri X. Utrecht. 1719. 8. 

Andr. Rüdiger, Klugheit zu leben und zu herr⸗ 
ſchen. Lpz. 1722.8. 

J. Geo. Neukirch, von der Staatslehre. 
Braunſchw. 1731. 8. 

Nie. Hieron. Gundling, Diſcours über die 
Politik, ehemals aus deſſen eigenem Munde von 
fleißigen Zuhoͤrern in die Feder gefaſſet, und nun—⸗ 
mehro dem Publico mitgetheilt. Nebſt Vorrede von 
Frankenſtein. Frkf. u. Lpz. 1755. 4. — Def 
fen Einleitung zur wahren Staatsklugheit. Frkf. 
und. £p}. 1751. 4. 
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Ouvrage depolitique par "Abbe deSt. Pierre, 
2 Tom. Rotterd. 1737.'&. 
Chin. Thomafius, kurzer. Entwurf der politis 
Ey Klugheit. Lpz. 174% Bar 
Mart. Haſſe, 8* wahre Staatetlugheit. Leipz. 
173 4 

m v. W otff, vernünftige: Sedanten von dem 
gefellfchaftlichen Leben’ der Menfchen und infonderheit 
dem gemeinen Weſen. N. Ur Halle, 1756. 8. — 
(Er gab in diefer Schrift dem Umriß feiner Politik, 
welchen er, bei längerem Leben, als Fortſetzung ſei⸗ 
nes groͤßern lateiniſchen Werkes weiter — 
haben würde.) 
KM. boen; Entwurf Si Slaatskunſt. 


3te Aufl. 1751: 8. 

Dav. Hu mie, political discoutaes; Ed. 2. Edinb. 
Tr Franze ſiſch 1754. —ı Teutfd, von 
Chr. Aug. Fifher.. Königsb. 1799. 8. 


Philosophiae eivilis s. Politicae. partes 4, tan- 


quam continuatio'systematis philosophici Chr. de 


' Wolfß& ayctore Mich, Christ.Hanovio, 4 Tom. 


Tel, 1756. 4. 
D ———— 

Baron de Bielefeld, institutions politiques. 
3; T. ala Haye, 1760. 8 — Teutſch (von Gotts 
ſched und Schwabe): Lehrbegriff der Staatskunſt. 
2 Th. Brest. und Lpz. 1760. 8. »2te.- Aufl. 1764. 
(dev erſte erträgliche Verfuch ‚einer eigentlichen Pos 
litik; in der Theorie nach Wolffiſchem Syſteme, in 
der Praris auf vielfeitige Welt: und Menfchenkennt: 
niß gegründet.) 

Gifr. Ahren wall, die Staatsklugheit nach ihren 
erſten Grundſaͤtzen. Goͤtt. 1761..,8. Ate Aufl. 1779. 
Ciſt das erſte brauchbare Compendium der Politik, zus 
naͤchſt nach Grundſaͤtzen des Eudämonismus.) 

5.6. v. L(ilienfeld), neues Staatsgebaͤude 
in 3 Buͤchern. Lpz. 1767. 4. 

v. Real, die Staatskunſt, au. dem Fran}. — 


Davon enthält der fechfte Theil die Staats 


ie Elugheit. (Frkf. und Lpz. 1767. 8.) . 
i 22 
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Die wahrhafte Staatsfunft für eine Perfon vom 
Stande. Aus dem Franz. v. Denign. Dfeuffer. 
Frkf. und Lpz. 1767. 8. 

Aug. Lud. Schlözer, systema politices, ‚Gott. 
1771. & (Ein fehr geiftreiher Umrif. Noch im: 
mer find folgende Säße nicht überflüffig: ,‚Consti- 
tuitur civitas, ut adıministretur,. Ergo optima 
constitutio est, quae optimam administratio- 
tionem ex se gignit.“ — „Optima admini- 
stratıo est, quae fini eivitatis est convenien- 
tissima.t— „Barbarae civitates sunt, quae civi- 
bus nihil praestant, praeter securitatem ab interno 
et externo hoste; reliquas cultas vocamus. *) 

La politique''naturelle, ‘ou discours sur les 
vrais principes du ee Par un ancien 
Magistrat. 2 T. Londres, 1773, 8. 

Cäafareon (Graf Keyferling), Grundſaͤtze 
der Staatsklugheit. Mitau, 1772. 8. 

Ludw. ve Deaufobre, allgemeine Einfeitung in 
die Kenntniß der Politik, der Finanz: und Hands 
lungswiffenfhaft. Aus dem Franz. * Franz Ulr. 
Albaum. Riga, 1773. 8. 

Joſeph v. Sonnenfels, peiug⸗ Abhands 
lungen. Wten, 1777. 8. 

(Dfeiffer), Grundriß der wahren und falfchen 
Staatstunft. 2 Th. Berl. 1778 f. 8. 

Wild. Payley, Grundfäge der Moral und Po: 
litik; überf. v. Sarve. 2 Th. Ep}. 2787. 8: 

- Handbudh für den Staatsmann, oder Analyfe der 
vorzüglichften franzöfifhen und ausländifhen Werfe 
über Politit, Gefeßgebung, Finanzen, Polizei, 
Ackerbau, Handlung, Natur: und Staatsreht. Aus 
dem Franz. der Herren Condorcet, Peyfonel, 
Chapelieru.f.w. 2 Th. Zürih, 1791. 8. 

Vorlefungen über die wichtigften Gegenftände der 
Moralpolitif. s. 1. 1795. 8. 

(Ernft de Wedig), über die politifche Staats» 
tunft. 2 Th. Halle, 1795. 8. 

Commentar über die natürliche Politik, oder über 


das Werk: la politique naturelle, 2 Theile. Gew | 


manien, 1795 f. 8 
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"Emanuel Sieyes, politifche — 5 Aus dem 
Franz. (von Uſteri. 2 Th. s. 1. 1796. 8. 

Chſtn. Dan. Voß, Handbuch der allgem. Staats⸗ 
wiſſenſchaft. zter Theil — Politik. — Lpz. 
1797. 8 . 

Yudwi Heinr. Nor dmann, über innere und 
Außere Staatskunſt, Geldumlauf, Handel, Erwerb 
und Abgaben. N. A Magdeb. 1798. 8. 

Karl Heinr. v. Seibt, Klugheitslehre, practifch 
abgehandelt. 2 Th. Prag, 1799. 8. 

Mic Vogt, Syſtem des Gleichgewichts und der 
Gerechtigkeit. 2 Th. Frff. 1802. 8. 

Sof. Müller, Grundriß der Ötaatsklugheitss 
Iehre. Landsh. 1805. 8. 

Karl Gtlo. Nöffig, Lehr: und Handbuch der 
Politik. Lpz. 1805. 8. 

J. Jac. Wagner, Grundriß der Staatswiffens 
ſchaft und Politik. typ. 1805. 8. 

J. Joſua Stutzmann, Syſtem der Politik und 
des Handels von Europa, Nuͤrnb. 1806. 8. 

Sr. Buchholz), Theorie der politifhen Welt. 
Hand. 1807. 8. — Darftellung eines neuen Gras 
vitationsgeſetzes für die moralifche Welt. Berlin, 
1802. 8. 

Wilh. Sof. Behr, Syſtem der — all⸗ 
gemeinen Staatslehre, oder der Staatskunſt. 3 Th. 
Frkf. am Main, ıg10. 8. (Auch gehört fein $.8. 

"des Staatsrechts angeführter:: neuer. Abriß d. Staats: 
wiſſenſchaftsle hre. Bamb. u. Wuͤrzb. 1816. 8 .»theil: 
weife hieher.) 

Heinr. Luden, Handbuch der Staatsweisheit oder 
der Politif. ır Th. Jena, ıg11. 8. (Die Forts 
- fegung ift nicht erfchienen.) 

v. Haller, potitifche Religion, oder biblifhe 
Lehre von den Staaten. Winterthur, 1811. 8. 
Joh. Neumann, Prineipien der Politik. Ein 
Fragment. Dorpat, 1814. 8. 

G. Freih. v. Seckendorff, Grundzüge der 
philofophifchen Politik. Lpz. u. Alt. 1817. 8. 

r. Köppen, Politik, nad platonifchen Grund— 
ine, mit Anwendung auf unfere Zeit. Lpz. 1818. % 
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ı Ben. Gonstant, collection  complöte des 
ouyrages publies sur le gouvernement ‚zepresen- 


u tatifinet. la constitution actuelle de.la France, 


formant ‚une espece de cowrs de politiyque 
constitutionelle. Part, Paris, 1818 — 20. 8. 
(Die meiften Abhandlungen in diefer- Sammlung 


beziehen ſich auf Frankreich, ‚auf die Wahlen der 


Jahre 1817 und ıg, auf die Sitzungen der Kam: 
mernzsallgemeinern politiſchen Inhalts ſind zu⸗ 
naͤchſt im erffen und zweiten Theile: reflexions 
sur (les; constitutions et les garanties, avec une 
esquisse du constitution; und im dritten Theile: 


observations sur la liberte de Ja presse. ) 


Ssofeph Vincens Burkardt, ehe 
Ichre, mie Ruͤckſicht — die gegenwaͤrtige Zeit. Lpz. 


1821. 8. 


Fr. Saalfeld, Grondriß zu Penn über 
oliv. Sött. 1821. 8." 

8°. Gervais, fleine Mittheilungen aus, dem 
antsiwiffenfchaftlichen Gebiete. 2 Th. 2p5..1822. 8. 

&..$. 0. Shmidt- Phifeldek, die Politik 


nach deu -Örundfägen dev heiligen Allianz. ,, eeh 


1822. 8. wahr 





a 


A) Lehre von dem innern Staatsleben. 


6. 


Snpat und Umfang des erften are 


der Staatsfunft. 
Die wiſſenſchaftliche Darſtellung der im: 


ten Bedingungen und Anfündigungen des innern 
Steatslebens bildet den erften Theil der Staats: 
kunſt. Zu diefen Bedingungen und Anfündigungen 
gehören ‚aber 
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‚4 Na) bie Cultur des Volkes, das in dem Staate 
e Yigt einem felbftftändigen bürgerlichen Ganzen ver⸗ 
bunden iſt; 
2b) der Orga nismus des Staates nad den 
beiden. höchften Grundſaͤtzen des Rechts und der 
la! des Volfes, in fich ſchließend 
* «) die Verfaſſung, 
ß) die Regierung, 
y) die Verwaltung; 

e) die in der Eultur, DVerfaffung, Regierung 
und Verwaltung des Bolkes gemeinfchaftlid 
enthaltenen Bedingungen der rechtlichen Forts 
bildung des innern Staatslebens (Lehre von den 
Reformen im Staate). 


7. 


a) Die Cultur des Volkes, als erſte Be— 
dingung des innern Staatslebens. 


Jedes Volk vereinigt in ſich, wie das Indivi— 
duum, eine Geſammtheit von ſinnlichen und geiſtigen 
Anlagen, Vermögen und Kräften, Jedes Vol 
entwickelt und bildet, wie das Individuum, dieſe 
finnlihen und geiftigen Anlagen, Bermögen und 
Kräfte unter dem vielfeitigften Einfluffe außerer und) 
innerer Verhältniffe aus. jedes Volk erhält, wie, 
das Andividuum, Durch dieſe ihm völlig eigenthuͤm—⸗ 
liche Entwickelung und Ausbildung, einen felbftitans 
digen, Daffelbe von jedem andern Volke unterſchei⸗ 
denden, Charakter, welchen man nad) feiner äußern 
Anfindigung mit dem Ausdrucde der Volksthuͤm— 
lichkeit bezeichnet, während wir die jedesmal er— 
reichte Stufe der Entwicelung und Ausbildung der 
gefammten finnlichen und geiftigen Anlagen, Ver— 
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mögen und Kräfte eines Individuums und‘ Volkes 
deffen Eultur nennen. Denn unter der Cultur 
denfen wir uns theils die eigenthiimliche Art und 
MWeife der Entwickelung und Ausbildung, (fheils 
den erreichten Grad diefer Entwicelung und Ausbil- 
dung bei finnlich vernünftigen Weſen. 

Auf die Eultur der Jndividuen und der Völker 
wirfen aber fehr verfchiedenartige innere und äußere 
Verhaltniffe ein. Denn nicht nur, daß in jedem 
Weſen unfeer Art die individuelle Verbin: 
dung der finnlichen und geiftigen Anlagen und Ver— 
mögen zu Einem Ganzen fo wundervoll und rathfel- 
haft ift, daß fie zum Theile in dem unerforfchlichen 
Geheimniffe der Erzeugung eines menfchlichen Wefens 
fich verliert; es wirfen auch von außen ber Die geo- 
graphifche Sage des Wohnortes, die Milde oder 
Rauheit des Klima, die Fruchtbarkeit oder Unfrucht- 
barfeit des Bodens, die Abftammung eines Volkes 
von dieſer oder jener Menfchenrace (nad) der Ver: 
fhiedenbeit der caucafifchen, malayifchen, mongolt- 
ſchen, äthiopifchen und amerifanifchen Stämme), die 
Verfchievenheit der Urfprachen, vie Werfchiedenheit 
der Lebensweiſen (3.3. bei nomadifchen oder acker— 
bauenden , bei gewerbsfleißigen und handeltreibenden, 
bei friedlichen oder Friegerifhen Volfern), der Ver— 
fafjungen und der Regierungen, der Religionen, des 
bürgerlichen Zuftandes in Hinſicht auf Freiheit oder 
Unterdruͤckung, fo wie die Verfchiedenheit des haus- 
lihen und öffentlichen $ebens, und der davon ab- 
hängenden Erziehung und Anfindigung der Sitten, 
fo mächtig auf Individuen und Völker ein, daß ihre 
Entwicelung und Ausbildung, wenigftens nad) einem 
großen Theile, auf diefen innern und außern Be— 
dingungen beruht, 
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Nach der, aus diefen Bedingungen bervotgehen- 
den, Ankimdigung der Cultur ſelbſt läßt 
ſich wiſchen der ſinnlichen, techniſchen, gei— 
ſtigen, kuͤnſtleriſchen, fitelid - veligiöfen 
und bürgerlihen Eultur genau unterfcheiden, 
obgleich damit nicht geläugnet wird, daß nicht 
mehrere Zweige und Schattirungen. der Cultur 
gleihmäßig bei einem und demfelben Indivi— 
duum und bei einem und demfelben Volke getroffen 
werden koͤnnen. Die finnliche Eultur. bezieht ſich 
aber zunachft auf die Entwicelung, Bildung und 
Anwendung der finnlichen Anlagen und Kräfte in 
Hinficht auf den Anbau des Bodens, und auf alles, 
was zunaͤchſt zur Erhaltung und Sriftung Des —* 
ſchen Lebens gehört. Dagegen zeigt ſich die techn i— 
ſche Cultur hauptſaͤchlich in der Betreibung der Ge— 
werbe, nach Manufacturen und Fabriken. Die gei— 
ſtige Cultur, zunaͤchſt als Wirfung-der freieſten und 
gleichmaͤßigſten Entwickelung und Ausbildung des 
Vorſtellungsvermoͤgens betrachtet, verkuͤndigt ſich in 
der Kraft des Verſtandes und der Vernunft im Ans 
baue und in der Fortbildung der Wiffenfchaften. Die 
Fünftleri ſche Eultur, als Folge der Entwidelung 
einer reich von der Natur ausgeftarteten Einbildungs» 
fraft und eines tief und vielfeitig bewegten Gefühle» 
vermögeng, bözeichnet ihre Thaͤtigkeit 3 
in den Rreifen der fhönen Künfte, Die ſittlich 
religiöfe Eultur bewährt fih in der Reinheit der 
Sitten, dem treuen Wiederſcheine der innern Sittlich— 
feit, und in der, von der Sittlichkeit unzertrennlichen, 
Heiligkeit, Würde und Kraft der religiöfen Ueberzeu— 
‚gung und des, auf diefer Ueberzeugung beruhenden, 
äußern Lebens. Die bürgerliche Eultur endlich 
ift Die Wirfung und Folge, und gleichfam die Krone 
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von dieſem allem. Sie zeigt ſich in der regen 
Theilnahme an allen Angelegenheiten des Staatsle— 
bens, und zwar, wie dieſe Theilnahme nicht etwa 
aus Neugier, oder einſeitig aufgeregter Leidenſchaft, 
oder gar aus Abneigung gegen die beſtehende Ordnmg 
und Regierung im Staate, ſondern wie ſie aus der 
erreichten hoben Stufe der individuellen Cultur bei 
den einzelnen Staatsbürgern,, und aus der auf diefer 
Eultur beruhenden geläuferten —— der⸗ 
ſelben hervorgeht. 


I 
Die politiſche Mündigfeit, als Folge der 
Eultur 


So wie dur) die Geſammtwirkung aller einzel= 
nen Anfündigungen der Eultur ($. 7.) Das hervorge— 
bracht wird, was man Volksthuͤmlichkeit und 
Volfscharafter nennt, weil jedem felbftftändi- 
gen Wolfe gewiſſe eigenthuͤmliche Bedingungen der 
Cultur (nah Boden, Elima, Abftammung, Schick— 
falen u. ſ. w.) zufommen, die aufdiefe Weife bei 
andern Völkern nicht getroffen werden, und die 
eben, in ihren Folgen und Wirkungen, das Unter- 
feheidende des Charakters des einen Volkes von jedem 
andern vermitteln; fo ift auch die politifche Muͤn— 
digkeit der Völker, und die Art und der. Grad 
verfelben, eine notbwendige Folge ihrer Kultur, Denn 
diefer , von der Erziehung entlehnte, Begriff der po» 
litiſchen Muͤndigkeit fchließe Die Entwidelung des 
finnlihen Zuftandes eines Volkes zu einem: feft- 
begründeten und geficherten Wohlftande, das unauf 
haltſame Fortfchreiten in der geiftigen Bildung, 
und das Verlangen nach der unbedingten Herr— 
fhaft des Rechts im innern und aͤußern Staats— 
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leben in fich) ein. Wo diefe Bedingungen fehlen; wo 
Feldbau, Gewerbsfleiß und Handel noch fo tief in 
ihrer Entwidelung ftehen, und noch fo wenig in ein= 
' ander eingreifen, daß nicht durch fie gemeinfchafts 
lih der Wohlſtand der untern und mittlern Volks— 
Elaffen ficher begründee iftz wo nicht durch Entwicke— 
lung des Verftandes und der Vernunft die Thätigkeit 
der geiftigen Kräfte verhbältnißmäßig bei dem 
ganzen Wolfe, befonders vermittelft der Jugender— 
ziehung, geweckt, die geiftige Schlaffheit, die Unwiſ— 
ſenheit und der Aberglaube befeitigt, und in den hoͤhern 
Ständen das milde Licht der Wiffenfchaften und der 
Kuͤnſte zur weitern Verbreitung gebracht worden ift; 
wo endlich nicht, bei den gefteigerten und veredelten 
Bedürfniffen des finnlichen und geiftigen Lebens, das 
Verlangen nach einer feiten Unterlage des ganzen buͤr— 
gerlichen Sebens vermittelft einer Verfaffungsurfunde, 
und das Bedurfniß nach einem zeitgemäßen und volfs- 
thümlichen Gefegbuche,, fo wie nach einer feften und 
gleichmäßig geftalteten Gerechtigfeitspflege, nach einer, 
Drdnung, Sicherheit, Wohlfahrt und ultur auf 
rechthaltenden, Polizei, und nach einer gerechten und 
zweckmaͤßigen Vertheilung und Erhebung der öffent- 
lichen Abgaben, füuhlbar werden; da ift noch Feine 
politifhe Mündigfeie des Volfes anzunehmen. Doch 
felbft dDiefe politifhe Mündigfeit wird nie 
gleihmaßig über einganzes Volk ſich ver- 
breiten (Staatsr. $. 14.); immer wird verhältniß- 
mäßig nurdieMinderzahl des Volkes, und felbit 
dieſe gewöhnlich nur in den höhern Ständen, zu dem 
Grade der Eultur und Reife fich erheben, daß man 
ihr, nad) dem erreichten Grade der Muͤndigkeit, Anz 
theil an der Leitung der öftentlichen Volks- und 
- Staatsangelegenheisen zugefteben kann. Allein ein 
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großer Unterſchied beruht darauf, ob die Organiſation 
eines Staates, und namentlich die Regierung, das 
allmaͤhlige Muͤndigwerden des Volkes — in Hinſicht 
der Entwickelung aller in ihm enthaltenen Bedingun— 
gen der ſinnlichen, geiſtigen, ſittlichen und buͤrger— 
lichen Cultur — erleichtert und befördert, oder ab- 
fihtlih hindert; denn fo viel tritt als unlaugbare 
Thatfache der Gefchichte hervor, daß nur die Völfer, 
welche im Allgemeinen der politifchen Mündig- 
feit entgegen gehen, wohlhabend, reich, thätig, Eräf- 
eig, gebildet, gefittet und für die vaterländifche Ver: 
faffung und Regierung begeiftert find. 
Man halte England, Sachſen und Preu- 
Ben gegen andere Staaten, und überzeuge fich, 
daß der allmählige Fortſchritt zur politifhen Mün- 
digkeit zugleich den Wohlftand, die Kraft, die 
Bildung, die Gefittung und die Anhänglichfeit der 
Völker an ihre Fürften vermittelt. — Weiter ent- 
wickelte ich diefen Gegenftand, in Beziehung auf 
Sachſen, in einem afademifchen Vortrage zur Ge: 
dDächtnißfeier des Negierungsjubiläums des Königs : 
„Das fähfifhe Volk, als ein während 
der funfzigjäbrigen Negierung feines 
Königs mündig gewordenes Volk. Leipz. 
1818. 8. 
0. 
b) Der Organismus des Staates, 
Begriff der Drganifation überhaupt. 
Der Ausdruf der Organifation, des Or— 
ganifirens und des Organismus ift von Na— 


turgegenftänden auf den Staat übergetragen, und oft 
ſehr willführlich gedeutet und angewandt worden. Es 
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kommt daher darauf'ian, einen d eutlihen und 
beſtimmten Begriff darüber aufzuftellen. 


Unter dem Mechanismus, im Gegenfage 
der Hrganifation, verftehen mir die bewegende Kraft 
der Körper, infofern fie durch die Verbindung und 
den Zufammenhang ihrer Theile zu einem auperlichen 
(außer ihnen felbft liegenden) Zwecke paflend einge- 

richtet find. DOrganifation hingegen nennen wir 
die Einrichtung. eines Maturgegenftandes, wo jeder 
Theilfih als Mittel (als Werkzeug und Organ), 
und zugleich als Zwed zu alten übrigen ver: 
hält; durch, alle übrige und für alle übrige da ift; wo 
jeder Theil den andern wechfelfeitig hervorbringt, un- 
terſtuͤtzt und erhält. 


Ein organifirter Naturgegenſtand ift alfo der, 
in welchem alles Zweck, und gegenfeitig auh Mit: 
tel iſt. Miches ift in ihm umfonft, zwecklos, oder 
dem blinden Naturmechanismus zuzufchreiben; alles 
in ihm entſteht und geftalter fi) nach einer ihm 
einwohnenden unerflärbaren bildenden Kraft. 

So wie aber Entftehung dur) Anhaͤufung von 
außen Charakter der blos phufifchen Korper iſt; fo 
ift Entwidelung zu einem vollendeten Ganzen, ver: 
möge einer eigenthümlichen einmwohnenden Kraft, 
wefentlihes Merfmal der organifirten Körper. 
Ohne Annahme einer folchen einwohnenden, von innen 
nach außen wirkenden, Kraft tft feine Organifation 
begreiflih, Daher kommt der Materie auch nur, in— 
fofern fie organifire ift, der Charakter eines Zwedes 
zu, und ihre Form iſt der finnliche Ausdruck — die 
äußere Wahrnehmung und Anfündigung — dieſes 
Zwedes. Weil aber jeder einzelne Zwed bedingt iſt 
duch einen höchften und legten Zweck, welher End— 
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zweck heißt; fo muß fich auch) die Form jeder einzel- 
nen Organifation auf den Endzweck aller Organiſatio— 
nen überhaupt zurückführen laffen. In dem Neiche 
der Natur nennen wir, wegen dieſer urfprünglichen 
Einriheung ihres Wefens, Pflanzen, Thiere 
und menfhlihe Körper Organifationen, 


Vgl, Kants Kritik der Urtheilskraft, ©, 293 ff. 


10. 


Anwendung des Begriffs der Drganifas 
tion auf den Staat, 


Wird der Begriff der Organifation auf den 
Staat bezogen und angewandt; fo verfteht man unter 
der Organifation des Staates diejenige außere 
Ankündigung und Wahrnehmung deffelben, nach: wel- 
cher alle feine einzelnen Theile zugleih als Zweck 
und als Mittel erfcheinen, wo alfo jeder Theil, 
zwar um feiner felbft willen, zugleich aber auch um 
der andern willen da ift, und die andern wechfelfeitig 
bervorbringe, unterftügt und erhalt; wo nichts um— 
fonft, nichts zwecklos, nichts blos aus einem blinden 
Mechanismus (wornah Maſchinen bewegt werden) 
abzuleiten iſt; wo vielmehr alles in Angemeffen- 
beit zu einer einwohnenden bildenden 
Kraft erfolgt, durch welche das Aeußere der Erfchei- 
nung zu einem vollendeten Ganzen fih entwickelt, 
und die Form diefes Ganzen einem von der Vernunft 
gedachten Zwecke vollig entfpricht, fo wie der Zweck 
der einzelnen Staatsform aus dem allgemeinen End- 
zwecke des ganzen Staatsvereins mit Nothwendig— 
keit hervorgehen muß. 

Alles Organiſiren im Staate bezieht fi) da: 


J 
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her, nach diefem Grundbegriffe, darauf: daß der 
Geift des Volfes, das im Staate lebt, einen Kor: 
per — (eine Hülle, eine äußere Form) — befomme, 
der ihm eben fo angemefjen ift, wie der von Gott fo 
herrlich ausgeftattere und zweckmaͤßig eingerichtete 
Koͤrper der Ankuͤndigung und Wirkſamkeit der menſch— 
lichen Seele, und der namentlich ihrer geſetzmaͤßigen 
Entwickelung, ihrer Fortbildung und ihrer Reife ent— 
ſpricht. Dies iſt die pofitive Seite des Organiſi— 
rens: Vergegenwaͤrtigung des hoͤchſten Zweckes des 
Staates bei der Veranſtaltung und Hervorbringung 
aller der Mittel, als weſentlicher Bedingungen, 
dieſen Zweck zu erreichen. Dagegen beſteht die nega— 
tive Seite des Organiſirens in der Entfernnng und 
DBefeitigung aller Hinderniſſe der freien Ankündigung 
und gefegmäßigen Entwicelung dergefammten Kräfte 
des Staates fir den Zweck: deffelben , bei der Anwen— 
dung aller wirkſamen Mittel fuͤr die Erreichung Diefes 
—— 

Der Staat, als Organismus Betrachter, 
wird daher als. ein lebensvolles, Eräftiges Ganzes 
erfcheinen, in welchem nicht nur alle Theile um 
ihrer felbft willen, fondern:auch um des Ganzen willen 
da ſind; wo alle Theile fo geordnet und in einem fo 
regelmäßigen Verhaͤltniſſe fi) anfündigen, daß fie 
gegenfeitig als Zweck und zugleich als Mittel 
ſich verhalten; wo endlich ‚die ganze Thatigfeit der 
einzelnen Theile von der einwohnenden bilden- 
den Kraftdes menfhlichen Geiftes abhängt, 
welcher — weiſe von der Regierung des Staates ge⸗ 
leitet — bei ſeinem ſelbſtſtaͤndigen Fortſchreiten in 
der Cultur nicht nur die mannigfaltigen einzelnen 
Zwecke im Staate ſich vergegenwaͤrtigt, ſondern auch 
ſeine geſammte Thaͤtigkeit in Beziehung auf diefe ein⸗ 
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zelnen Zwecke zurücführe auf den me des 
Staates * 


11. 
J—— 


Das Organiſiren im Staate darf daher sunächft 
nue in dee Nachhuͤlfe und Unterftügung der 
menfchlichen Anlagen und Vermögen beftehen, welche, 
in Angemeffenheit zu der ihnen einmwohnenden bilden: 
den Kraft, von felbft nach) Entwicelung und Reife — 
wie die Blume nad) der Sonne — ſtreben, damit 
Diefe Vermögen fih nicht vom Ziele verirren, und 
dadurch flörend auf den Staat einwirfen. Das Orga- 
nifiren im Staate fchließt alfo das Bevormunden 
der Thatigfeit menſchlicher Kraͤfte von fid 
aus, und überläße ihnen inder Welt der Freiheit einen 
ähnlichen Spielraum, wie Gott den irdifchen Organi- 
fationen in der Welt der Natur, weil hier, wie dorf, 
die fcheinbaren Widerfprüche, fo wie die wirklichen 
Serehümer und‘ Unvotlfommenpeiten fich wieder — 
gleichen in der Harmonie des Ganzen. 

Es gibt mithin keinen groͤßern politiſchen Miß— 
griff, als das Zu oft und Zu viel Organifiren, 
welches, nach einmal geordneter Geftaltung des in- 
nern Staatslebens, im ununterbrochenen Veraͤndern 
(niche immer Verbeffern) einzelner Theile der Staats— 
verfaffung, Staatsregierung und Staatsverwaltung 
fih anfündige, wodurch der Charafter der Staͤtigkeit, 
deffen jede Organifation zu ihrem’ Gedeihen und zu 
ihrer Reife bedarf, unaufhaltbar verloren geht. — 

Inwiefern aber das Organiſiren im Staate das 
Vorhandenſeyn aller in der Geſammtheit der Staats- 
bürger vorhandenen menfchlichen Anlagen, Vermoͤgen 


| 
| 
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und Kraͤfte vorausſetzt; inſofern iſt das Organiſiren 
durch die Cultur diefer Kräfte weſentlich be— 
dinge, dr h. die Organifation des Staates muß jedes— 
mal dem erreichten Grade der Eultur — namentlid 
der geiftigen, fittlichen und bürgerlichen — der gro: 
Gen Mehrheit der Staatsbürger entfprechen, und dann 
wird fie, als die äußere Grundform des Staates, der 
lebensvollen Thätigfeit aller im Staate wirffamen 
Kräfte ven freieften Spielraum gewähren. Bleibt 
hingegen die Organifation des Staates hinter der 
erreichten Stufe der Eultur des Volkes zurück, und 
fteht der Geift des Volfes Höher, als die Organifa- 
tion des Staates, in welchem es lebt; da wird der fort- 
firebende Geift des Volkes durch Die Drganifation des 
Staates fih beengt fühlen, und Volkskraft ind Staats: 
organifation werden im Widerſpruche erfcheinen, 

Die große Aufgabe für die, welche das Drgani- 
firen im Staate zu leiten haben, bleibtidaher: die 
Drganifation des Staates in völliger 
Mebereinffimmung mit der erreichten 
Stufe der Cultur des Volkes zu erhal- 
ten, und Diefe Orgenifation mit dem an- 
erkannten (nicheblosfcheinbaren oder einfeitigen) 
Hortfhreiten des Volkes zu höhern Stu— 
fen der Eultur ins Ebenmaas und Gleich— 
gewicht zu bringen. Die Grundlage und 
erfte Bedingung bei der Drganifation eines 
Staates ift mithin die Cultur des Volkes, 
d.h. 1) die jedem einzelnen Bolfe eigenthuͤmliche 
Entwickelung und Ausbildung der Geſammtheit feiner 
Anlagen und Kräfte in finnlicher, geiftiger,, ſittlicher 
und bürgerlicher Hinfiht, wodurch es fi) von jedem 
‚andern Volke unterfcheidet, und 2) der in einem gegebe- 
nen Zeitrtaume erreichte Grad diefer Entwickelung 
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und Ausbildung nad) der großen Mehrzahl der Indi— 
viduen des Volfes, 4 | 
Daraus folgt von felbft, daß, wo die Cultur 
des Volkes vorwärts fchreitet, die Organifation des 
Staates derfelben nothiwendig folgen muß; daß, mo 
man die Eultur des Volkes zuruͤckhaͤlt, laͤhmt und 
unterdrückt, die Organifation des Staates unaufhalt- 
bar finfen muß; daß mit dem Stillftandesund Nüc- 
wörtsfchreiten der Völfer in der Cultur die Organi— 
fation des Staates retfungslos veraltet, und daß 
nur da, wo vorwärtsftrebende Volkskraft und veral- 
tete Staatsorganifation im fchreienden Gegenfage 
ſtehen, nach dem Zeugniffe der Gefchichte, Diejenigen 
gewaltfamen Erfchütterungen des innern Volfslebens 
eingetreten find, welche in der Gefchichte Revolu— 
tionen beißen. | 


12. 
Die Beftandtheile der Staatsorganifa- 
tion. 


So wie wir an der Pflanzenorganifation Wur— 
zel, Stamm und Krone, an der menfchlichen Orga— 
nifation Rumpf, Herz und Gehirn, und in der Or- 
ganifation jedes Sonnenfyftems die Sonne im Mittel— 
puntte deffelben von den Planeten und Trabanten 
unterfcheiden; fo unterfcheiden wir aud) als die drei 
wefentlihen Beftandtheile der Staatsorganifation: 
die Verfaſſung, die Regierung und die Ber- 
waltung. Was der Firftern im Mittelpuncte eines 
Sonnenſyſtems, das Her; menfchlichen Körper 
ift; das ift die Verfaffung *) im Mittel- 
*) Benyenberg fagt: „Sobald 3000 Menfhen auf 

der Dnadratmeile wohnen; fobald überall Landſtra⸗ 
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puncte des Staates. Don ihr geht die ganze 
Kraft und Haltung des innern Staatslebens, und, 
vermittelſt deffelben, auch des äußern Staatslebens 
aus, und durch fie muͤſſen die wefentlichen Bedingungen 
für die Kegierung und Verwaltung beſtimmt werden. 
Sie muß daher ganz auf die Eigenthuͤmlichkeit 
und auf den erreichten Grad der Cultur des Vol— 
fes fich gründen, zu deffen Organifation fie als erfter 
DBeftandtheil gehört. So kuͤndigt fich die Ver: 
faffung des Staates als die reife Feucht des ganzen 
bisherigen (gefhichtlichen) Volkslebens an, und ers 
fcheint völlig angemeffen theils dem Vernunftzwecke 
des Staates überhaupt (der unbedingten Herrfchaft 
des Rechts), theils den in der erreichten Cultur des 
Volkes deutlich vorliegenden Bedürfniffen deſſelben. 
Sie ift der Mittelpunct der Drganifation des 
Staates, weil die Regierung und Verwaltung 
deffelben, nad) ihren einzelnen Beftimmungen, von 
ihr ausgeben, und namentlich jede Verwaltung , die 
nicht ihren Stügpunct in der Verfaſſung bat, nur 
als vereinzelter Theil, nie als ein in fi) jufammen- 
hängendes Ganzes erfcheinen Fann. — Daraus geht 
zugleich hervor, daß der Begriff der Organifa- 
tion des Staates weiter ift, als der Begriff der 
Berfaffung und der Verwaltung, und daß es fehler« 
haft bleibt, wenn man unter Staatsorganifation ent» 


ben, Poſten und Kanäle beftehen, und das Geld 
eine große Uebermacht erreiht hat; bildet fich eine 
Öffentlihe Meinung, die fo ſtark ift, daß man ihr 
den Einfluß nicht verfagen fann, den fie, als 
Staatstraft, auf den Haushalt des Staates 
ausüben will. Diefen gefeßlich befiimmen, heißt: 
eine Berfaffung maden.‘ 
I. 23 
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weder blos die Verfaffung, oder was noc) häufiger 
gefchieht, nur die Staatsverwaltung verftehen will. 
Wir nennen daher einen Staat, in welchem 
Verfaffung, Regierung und Verwaltung 
Ein unauflöslihes Ganzes bilden, organifirt, 
und entlehnen von der fichtbaren Natur diefen bild- 
fihen Ausdruck, inwiefern in dem Staate, als 
Einem nad den Örundfägen des Rechts 
und der Wohlfahrt geftalteten Ganzen, 
ſaͤmmtliche einzelne Beftimmungen (nad) den bürger- 
lichen, Straf, Polizei-, Finanz- und Militairge- 
fegen) aus einem einzigen Princip hervorgehen, alle 
einzelne Wirfungen auf einen legten Zwed berechnet 
find, und alle einzelne Theile in einer folchen lebens- 
vollen (nicht mechanifchen und mafchinenartigen ) 
Wechfelwirfung ftehen, daß fie fich gegenfeitig wie 
Zweck und Mittel, wie Urfahe und Wirfung ver: 
halten, und daß in der öffentlihen Anfündi- 
gung des Staates (in feiner Erfcheinung als 
D:ganismus), fowohl in feinem innern als in fei- 
nem außern$eben, derfelbe,nicht blos als ein felbjt= 
ftändiges, von allen andern Staaten verfchiedenes und 
unabhängiges, Ganzes, als eine nach Gebiet und 
Volk unaufloslihe Einheit, fondern auch als ein — 
nad) feiner völlig zeitgemäßen Verfaffung, Regierung 
und Verwaltung — fich felbft erhaltendes, in allen 
feinen Theilen harmonifch verbundenes, und durd) 
fich felbft zu immer höherer Vollkommenheit fortfchrei- 
tendes (dem DVernunftzwede des Rechts und der 
Wohlfahrt fich grenzenlos annäherndes) Ganzes, 
wahrgenommen wird, 
Aus diefen Grundfägen ergibt ſich zugleich, daß 
— nah dem allgemeinen, im Staatenrechte aufge- 
ftelleen, Zwecke der unbedingten Herrfchaft des Nechts 
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auf dem ganzen Erdboden — nur derjenige Staat, 
in dem Syſteme der neben einander beſtehenden Staa⸗ 
ten , als ein felbftftändiges Ind unabhängiges Ganzes 
fie anfündigenundvonandernalsfoldes 
anerfannt werden fann, der rechtlich orga— 
nifirtift nah Verfaffung, Regierung und Verwal: 
fung. Denn fo wie ein Staat, in welchem der Bür- 
gerfrieg und die Anarchie die rechtliche Organifation 
zertrummert hat, fich felbft in der Wechfelmirfung 
anderer Staaten nicht weiter vechtlih anfündigen 
fann; fo find auch die andern vechelich organifirten 
Staaten weder berechtigt, noch verpflichtet, einen 
folhen in feiner Auflöfung Fampfenden Staat als ein 
recheliches Ganzes anzuerfennen, bis nicht feine 
Organifation, nach Verfaffung,, Regierung und Ver— 
waltung, einen neuen felbftftändigen und feften u 
rakter erhalten hat. 


Ob aber andere Staaten, in Beziehung auf einen 
folhen innerlich vollig deforganifir fen Staat, durch 
Unterbandlungen und Vermittelung auf 
deſſen neue zweckgemaͤße Organifation einwirfen, oder, 
bis zu deſſen neuen Organifation, alle weitere Verbin. 
dung mit ihm abbrechen, vder an deffen Grenzen, zur 
Verhütung der Verbreitung feiner Deforganifation 
in die Nachbarftaaten, eine beobachtende Stellung 
behaupten, oder das Wageftüd der Friegerifchen Ein— 
mifhung in deffen innere Verhältniffe unternehmen 
wollen, Fann nur nad örtlichen Ruͤckſichten und 
mit unbefangener Vergegenwärtigung ähnlicher in 
der Geſchichte vorliegender Ereigniffe entfchieden 
werden, 

Karl Werlih, Ideen zu einer Staatsorganis 

fationslehre. Halle, 1806. 8. 

U. Kurz, Verſuch einer Entwicelung der Grund: 
a 
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fäße, nad welchen die Zweckmaͤßigkeit des Staats: 
organismus in conftitutionellen Monarchieen zu bes 
urtheilen iſt. Münden, 1821. 8. 

Wild. Dutte, über das organifirende Princip 
im Staate. ur Th. Berlin, 1822. 8. 


13. 


Die fogenanntegefhihrtlihe Unterlage *) 
der Staatsorganifafion. 


Wenn das philofopbifche Staatsrecht im Allge— 


meinen und ausfchließend den Forderungen der Ver: 
nunft folgend, ohne Rudficht auf das, was 
war und ift, Das deal des vollfommenen Staates 
verzeichnet; fo muß die Staatsfunft, welche das 
Ideal der Vernunft in den Kreifen des wirklichen 
Staatslebens ins Dafeyn rufen, und das bereits 
DBeftehende dem Ideale allmahlig zubilden foll, 
durchaus von dem Vorhandenen ausgeben, 
und diefes als rechtliche Unterlage jeder Ver— 
Anderung und DBerbefferung in der Staatsorganifa= 
tion anerfennen. Denn jedes Volk, das auf einer 
beftimmeen Stufe der Cultur wahrgenommen wird, 
hat eine Vergangenheit, aus welcher deffen Ge— 
genmwart hervorging; jeder Staat, der einer zeifges 
mäßen Organifation bedarf, bat eine Gefhichte, 
in welcher die frübern Formen und Geftalten feiner 
Berfaffung, Regierung und Verwaltung enthalten 
find, Mögen diefe auch, für den eingetretenen Augen— 


*) Sr. Buchholz, über den hiftorifchen Standpunct 
bei dem Verfaffungswerfe; in f. Sournal für Teutfch: 
fand, 1817, Suny, ©. 231 ff. (zunädft gegen 
Schloffers gefhichtlihe Deduction in f. Schrift: 
ftändifihe Berfaffung. ) 
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blick der Gegenwart, noch ſo unvollkommen und ver— 
beſſerungsbeduͤrftig erſcheinen; ſo waren ſie doch 
eine laͤngere Zeit hindurch die angemeſſene und 
nothwendige Bedingung des innern Staats— 
lebens. 

Die Staatskunſt wuͤrde daher unaufhaltbar von 
ihrem hoͤchſten Zwecke bei der neuen Geſtaltung des 
innern Staatslebens — von der Begründung, Be— 
wahrung und Erhaltung der unbedingten Herrſchaft 
des Rechts und der Wohlfahrt eines Volkes — fi) 
entfernen, wenn fie die neue Geftaltung des innern 
Volfslebens in eine völlige Umftürzung alles 
Deftehbenden fegen, und den Staat als ein 
völlig neu entftehendes Ganzes, ohne alle Ruͤck— 
ſicht auf deffen Vergangenheit, organifiren 
wollte. Wo man diefes verfuhte, mußten noth— 
wendig die furchtbarften innern Zerrüttungen in Hin> 
fiht auf perfönliche Freiheit, auf Eigentum, auf 
öffentliche Sicherheit, auf beftehende Verträge, und 
auf die vorhandenen Formen der Regierung und Vers 
waltung eintreten. Denn, wenn gleich, nad) dem 
Zeugniffe der Gefchichte, einige Wolfer aus dem 
furchtbaren Kampfe einer folchen innern Zerftörung 
mit neuer Haltung bervorgingenz fo belegt es doch 
auch diefelbe Gefchichte in andern Beifpielen, daß 
folhe innere Kämpfe fehr oft mit dem völligen Unter: 
gange der Staaten endigen, deren Organismus ver» 
alter ift. 

Jede Organifation, welche in der Wirklich: 
keit den Bedürfniffen eines gegebenen Staates ent 
fprechen foll, muß daher an feine Vergangen— 
heit angefnüpfe werden, und aus feiner ges 
fhihtlihen Unterlage hervorgehen; d. b es 
foll das, was dem gegenwärtigen Standpuncte 
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und Grade der Cuͤltur des Volkes, welches den Staat 
bewohnt, angemeffen ift, an die Stelle deffen treten, 
was — unter frühern Eulturverhältniffen und dama— 
ligen Zeitbedürfniffen — in Hinfiht auf Verfaffung, 
Regierung und Verwaltung bis jest als Bedingung 
feines innern Staatslebens beſtand. So wird auf 
dem Wege allmaͤhliger zeitgemaͤßer und wohlthaͤtiger 
Reformen das weit ſicherer bewirkt werden, was 
auf dem Wege der Revolution, wo nicht zum völligen 
Abgrunde, doch zur völligen und blutigen Umwaͤlzung 
des innern Staatslebens führer, 


Allein für diefe zeitgemäße, auf die Grund 
lage der Geſchichte eines Volkes und 
Staatesgebaufe, DOrganifation deffelben bleiben 
die unmandelbaren. Grundfäße des Staatsrechts der 
legte Maasftab der Nechrtlichfeit des Drganifirens, 
fo wie die zwar wandelbaren , aber mit Beftimmtbeit 
fih ankuͤndigenden, Zeitbedürfniffe der feftzubaltende 
Maasitab der Klugheit beim Dganifiren der 
Staaten. 


Es wird hinreichen, dies im Allgemeinen durch 
einige Beifpiele zu verfinnlicben. Sflaverei 
und Leibeigenfhaft find unvereinbar mit den 
ewigen Grundfagen des Staatsrechtsz fie Fonnen 
daherin Feiner Staatsorganifation beibehalten wer- 
den, welche auf Recht und Wohlfahrt gebaut feyn 
ſeyn ſoll. Wohl aber Fann und muß der Erbadel, 
der auf rechtlichen Erwerb in der Vergangenheit 
fih fügt, in jeder zeitgemäßen Staatsorganifation 
beibehalten werden; nur Daß daraus feine unmit- 
telbare Berechtigung zum eigentlichen Staats» 
dienfte folgt. — Jede directe Beftenerung im Staate 

muß, bei einer neuen Drganifation, nach dem 
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Maasſtabe des reinen Ertrages feſtgeſetzt 
"werden; wohl aber muß diefelbe Organifation die: 
jenigen, welche bisher auf rehtsfräftige Art 
Befreiung von einzelnen Steuern genoffen, für 
ihre Gleichſtellung mit den uͤbrigen Staatsbürgern 
Aim Hinfiche der directen Befteuerung nach dem rei- 
nen Ertrage entfchädigen, — Dagegen muß die 
Aufhebung der Inquiſition, der Vermoͤ— 
gensconfiscationen, der außerordentli- 
"hen Gerichtshoͤfe, der geheimen Polizei, 
der Tortur, der Folter und der unmenfc- 
sangen Todesftrafen (3.8. des lebendigen 
Verbrennens, des Näderns, des Zerreißens von 
so pferden 2c.) in jeder zeitgemäßen Staatsorganifas 
tion mit Beſtimmtheit ausgefprochen werden. 
— 


—* x “ | ik 

ueber das Verhaͤlentß des Hehe und der 

Er un gegen einander in der Ir 
ganiſation des Staates, 


Wen das Stactotecht zunaͤchſt die Herrſchaft 
des Rechts im Staate fordert, ohne den Zweck der 
Gluͤckſeligkeit i in ſeine Grundfäge aufzunehmen; fo hat 
dagegen die Staatsfunft allerdings, neben der Herr- 
haft des Rechts, auch Die Wohlfahrt aller 
Staatsbürger zu berückfichtigen. Allein felbft in der 
Stäatsfunft bleibe das Recht das erfte, und die 
Wohlfahrt das zweite, weil in vernünftig-finnlihen 
Weſen die geiftige Natur edler ift, als die finnliche, 
und weil weder für das Individuum, noch fuͤr den 
Staat, die Pflicht, Andre zu beglücen, in die Reihe 
Der Swangspfliten gehört, Der bekannte Lehr⸗ 
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jaß: Salus publica suprema lex esto, muß baher 
wohl verftanden, und, wenn er zunächft die Wohl« 
fahre der Staatsbürger berücfichtigen foll, mit gro— 
Ber Vorficht angewandt werden. Denn der Staat 
foll zwar, in feiner Organifation, nach Verfaffung, 
Regierung und Verwaltung, 1) alles entfernen 
und befeitigen, was die Wohlfahrt und Glüc- 
feligfeie feiner Staatsbürger ‚hindern und zerftören 
fonnte, und 2) Gefege geben und Anftalten 
gründen, welche die Wohlfahrt der Staatsbürger 
befördern (worüber theils die Staatswirchfchaft, 
theilg die Cultur- und Wohlfahrtspolizei 


das Mähere enthält) ; allein 1) ee vermag, bei aller. 


feiner Macht, die Glückfeligkeie der Staatsbürger 
nicht zu bewirken, geſchweige zu erzwingen, wenn 
dieſe nicht felbft die dafür dargebotenen Mittel ergrei- 
fen, und 2) darf er auch, nach der Vernunft, den 
Zweck der Wohlfahrt und der Glücfeligkeit (wie die 
Eudämoniften thaten, welche ihre Politif aufiden 
Grundfag der Glücfeligkeit bauten) nicht als den 
höchften Zweck des Staates aufftellen, weil die un- 
bedingte Herrfchaft des Rechts der erſte Zwed des 
bürgerlichen Vereins bleibt, welchem die Wohlfahrt 
der Staatsbürger infofern als zweiter Zweck beige- 
ordnet iſt, inwiefern das Streben nach Gluͤckſeligkeit 
und der Genuß und die Vermehrung derfelben mit 
dem unbedingten Zwecke des Nechts vereiniget werden 
Fann, — Mach diefer Anficht wird alfo die Wohl- 
fahrt der Staatsbürger feinesweges von der Organi- 
fation des Staates ausgefchloffen; fie kann aber aud) 
in den drei wefentlichen Beftandtheilen der Staats- 
organifation, in der Verfaſſung, Regierung und Ber- 
waltung, nicht geboten, fondern nur berücfichtige, 
und alles, was diefelbe hemmen würde, muß aus.der 
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Reihe der — des Staates ausgefehlofi en 
werden ®). 


ha: a 
a) Die Verfaffung des Staates, als erfter 
Beſtandtheil der Organifation deffelben. 


Es gehoͤrt dem philoſophiſchen Staatsrechte an, 
aus Grundſaͤtzen der Vernunft die Begruͤndung des 
Staates a aus einem Ur vertrage **), und aus die— 





In ſben Sinne ſagt Fr. v. Gentz Chiſtor. 

Journal, 1800, Febr. S. 116 f.): „Nur allzu⸗ 
oft wird die Rangordnung der geſellſchaftlichen Zwecke 
verkehrt, der unbeſtimmte, feiner Natur nad) under 

ſtimmte, Begriff des allgemeinen Wohle auf die 
hoͤchſte Stelle erhoben," und taufend willkuͤhrlichen 

" Marimen, die diefer Begriff in die Gefellihaft eins 
führt, die oberſte Bedingung felbft, die Unverleglichz 
feit des Rechts aufgeopfert.. So lange man fich aber 
vor diefer gefährlichen Verirrung bewahrt; fo lange 
man nur den Marimen der Wohlfahrt nicht den 
oberften laß, oder gar die ausſchließende Herrfchaft 
einräumt; fo fange ift es erlaubt, und im practifhen 
Käfonnement fogar norhwendig, den Gefichtspunct 
der Wohlfahrt abgefondert von dem Gefichtspuncte 
der Nechte zu behandeln, und jede gefellfchaftliche 
Einrichtung mit einem doppelten Maasftabe zu 
meffen. ” 


**) Frev. Gentz (hiftor. $Sournal, 1799, Nov. 
©. 278. f.) fast: „Sollten auch alle Staaten, vie 
je eriftive haben, ihre Entfichung dem Zufalle oder 
der Gewalt verdanken; fo verliert der höhere Titel, 
dag, Recht, dennoch feine Anfprühe auf fie nicht. 
Es if feine willtührlihe KHypothefe, fondern ein 
Gebot der Bernunft, ihren rechtlichen Urfprung 
zu praͤſumiren, und gleichfam zu pofiuliren; und es 
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fem die Lehre von den einzelnen Theilen der hoͤch— 
ſten Gewalt, der gefeggebenden und voll 





it die Bedingung ihrer rechtlichen Sicher— 
‚heit, daß ſtets fo imihnen verfahren werde, 
wie es die Vorausſetzung eines foldhen 
Urfprungs mie fih bringt. Da nun für eine 
Geſellſchaft freier, und zuvor unabhängiger Wefen fein 
andrer vehtliher Urfprung gedadt wers 
“den fann, als der, welder von Verträgen 
abfammt: fo muß man nochmwendig die rechtliche 
Eriftenz der Staaten von einem Vertrage unter den 
Mitgliedern derfelben ableiten. Die dee diefes Vers 
trages, ‚welhem man den richtigen ‚und‘ ehrwürdigen 
Namen des gefellfhaftlihen Vertrages ges 
geben hat, if nicht geradehin ale. eine Entdeckung 
der neuern Zeiten zu betrachten. Sie war ſchon den 
aufgeflärten Staatsmännern des Alterthums. nicht 
‚ganz fremd; fie fhwebte, mehr oder weniger ents 
wickelt, jedem ‚vor, der mit dem Worte Staat 
einen Begriff, wie unvollfommen er auch feyn mochte, 
zu. verbinden ſuchte. Sie zum deutlihen Bewußt—⸗ 
ſeyn zu erheben war. einer ſpaͤtern Periode aufbe⸗ 
wahrt. Sm achtzehnten Jahrhunderte haben Locke 
und Nouffeau. die erften entfcheidenden, Schritte 
nad) diefem Ziele, hin ‚gethan. Ihre Schriften, die 
Duellen vieler Weisheit neben großen. Irrthuͤmern, 
zogen die Theorie des geſellſchaftlichen Vertrages aus 
der Kindheit hervor. Aber die wichtigſte Eroberung 
in dieſem Gebiete uͤberließen ſie ihren Nachfolgern. 
Es war die, welche den geſellſchaftlichen Vertrag der 
Reihe der zufälligen Verträge entriß, und zum 
Range eines nothbwendigen erhob. Bis dahin 
hatte man diefen Vertrag von Motiven der Klugs 
heit abgeleiter; jetzt ſah man ihn aus dem reinen, 
vollftändig entwickelten Begriff des Rechts hervors 
gehen; man überzeugte fih, daß jedes der NRedhtss 
erwerbung fähige Wefen befugt feyn müffe, die ihm 
ähnlichen, zur Abſchließung eines geſellſchaftlichen Vers 
trages zu zwingen. Diefer legte Schritt ift uns 


Staatsfunft. 363 


ziehenden, fo wie die allgemeinen Bedingungen für 
jede rechtliche Verfaſſung abzuleiten (Staatsr, 
510—19.). Die Staatsfunft, welche nach allen 
an ihrem Eingange ftehenden Grundfäßen des 
Rechts von dem Staatsrehte abhängt, bat 
blos in Beziehung auf einen gegebenen Staat, 
nach den örtlichen Verhältniffen, nach den vorherr- 
fchenden Zeitbedürfniffen, nad) dem erreichten Grade 
der Eultur des Wolfes, das im Staate lebt, und 
nad) der vorhandenen gefhichtlichen Unterlage feiner 
bisherigen Verfaffung, die in der Gefchichte vorlie— 
genden einzelnen Öeftaltungen der-Staatsverfaffungen 
aufzuftellen, gegen einander zu halten, 

Und zu prüfen, um, nad) dem gemeinfhaft- 
lichen Maasftabe des Rechts und der Klugbeit, das 
auszumitteln, was dem gegebenen Staate in Hin- 
fiht der Verfaffung, als des eriten wefentlichen Be— 
ftandeheils der Drganifation, entfpricht. 

Die Staatsfunft erflärt'daher die urfprüng- 
lihen Rechte des Menfchen entweder für aus- 
druͤcklich in die Verfaſſung aufzunehmende rechtliche 
Grundbeftimmungen derfelben, oder, doch für die, aus 
dem Natur - und Staatsrechte hervorgehende, unver- 
anderlihe Grundlage der Verfaffung, melche bei 
derfelben ſtillſchweigend vorausgeſetzt wird, 
— gehoͤrt zunaͤchſt das Recht auf perſoͤ hate e 


läugbar das Merk der neuern Philoſophie der — 
ſchen und eins ihrer trefflichſten Reſultate 
gewefen. Der geſellſchaftliche Vertrag iſt die Baſis 
derallgemeinen Staatswiſſenſchaft. Eine 
richtige Vorftellung von diefem Vertrage und feinen 
unmittelbaren Wirkungen ift das erſte Erforder— 
niß zu einem reinen Urtheile über alle 
Fragen und Aufgaben der Politik.” 
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Freiheit (welches in der Verfaſſung Großbritan- 
niens durch die fogenannte Habeas- Corpus: Xcte 
ausgefprochen ift), mit Abfchaffung ver Leibeigen— 
ſchaft *), Sflaverei, Eigenhörigfeit, und der unge- 
meffenen und gemeffenen Frohnen **) (doch legtere 





*) Seiedrih2 (in ſ. Hinterlaff. Werken, Tb. 6, 
©. 60.): „Es gibt in den meiften Staaten Euros 
pens Provinzen, wo die Bauern dem Acker anges 
hören, und Knechte ihrer Edelleute find. Dies ift 
unter allen Zuftänden unftreitig der ungluͤcklichſte, und 
der, wogegen die Menfhheit am meiften fi empörtt. 
Gewiß ift fein Menſch gebohren, um der Sklave 
feines Sleihen zu feyn. Man verabfheut mit Rede 
einen ſolchen Mißbraud. 


**) Friedrich 2(hinterl. Werke, Th. 6, ©. 49): 
„Das alte Lehnsfyftem, weldes vor einigen Jahr— 
hunderten in Europa beinahe allgemein war, hatte 
feinen Grund in den Eroberungen der Barbaren.” — 
Der Minifter Freih. v. Stein fchrieb in feinem 
Cireulare an die oberften Behörden der preußis 
fhen Monarchie, als er das Minifterium niederlegte : 
„Der legte Neft der Sklaverei, die Erbunterthänigs 
feit, iſt vernichtet, und der unerfhätterlide 
Mfeiler jedes Throns, der Wille freier 
Menfhen, ift gegründet, Die Städte find für 
mündig erklärt. — Sobald das Recht, die Hands 
lungen eines Mitunterthans zu beſtimmen und zu 
leiten, mit einem Grundſtuͤcke ererbt oder erfauft 
werden kann, verliert die hoͤchſte Gewalt ihre Würde, 
und im gekraͤnkten Unterthan wird die Anhänglichkeit 
an den Staat geſchwaͤcht. Nur der König fey Herr, 
und fein Recht übe nur der aus, dem er es jedesmal 
überträgt. Die Aufhebung der Patrimoniak 
gerihtsbarfeit ift bereits eingeleitet. — 
— Befimmte Dienfe, die der Befiger des 
einen Grundſtuͤckes dem Befiger des andern leitet, 
find an ſich zwar Fein Uebel, fobald perfönliche Freis 
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gegen Entfhädigung der Berechtigten); das Recht 
auf Gleichheit vordem Gefege, mit Aufhebung 
aller einzelnen Bevorrechtungen ; das Necht der Frei— 
heit des Gewiſſens, anerfannt in den gleichmäßi- 
gen Rechten aller im Staate beftehenden Kirchen 
(Staatsreht $. 33 —40); die zweckmaͤßige geogras 
phiſche Eintheilung des Staatsgebiets nach) dem 
Maasftabe der Gefammtbevölferung und der in den 
einzelnen Provinzen anzuordönenden Verwaltungsbe- 
hoͤrden ( Staatsr. $.26.), und die Aufitellung der 
Bedingungen, unter welchen das Staatsbürgerrecht 
erworben wird, oder verloren geht (Staatsr, $. 20 — 
23.). Da mit dem legten Gegenftande die ftaats- 
rechtliche Sehre von den verfihiedenen Ständen im 
Staate in genauefter Verbindung fteht; fo gehört es 
der Staatsfunft ausfchliegend an, die Grundfäge des 
Rechts und der Klugheit über das Verhältniß der 
 erblihen Stände, oder Des Adels, zu den übri- 
gen aufzuftellen. 


16. 
Die erblichen Stände im Staate, 


So viel auch im Ailgemeinen gegen das Dafeyn 


heit dabei ftatt findet. Diefe Dienfte führen aber 
eine gewiffe Abhängigkeit und willführlihe Behand— 
fung der Dienenden mit fih, die dem Nationalgeifte 
nadıtheilig if. Der Staat braucht nur die Mög: 
lichkeit derfelben(fo wie er auch die Gemeinheits— 
theilungen befördert) gefeßlich feftzuftellen, fo daß ein 
jeder Ausgleihung unter beftimmten Bedingungen 
verlangen kann. Dies wird binreichen, um beidem 
Sortfhritte des Volkes die Dienftpflichtigen 
zu veranlaffen, von jener Befugniß Gebrauch zu 
machen. 
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eines erblichen Standes (des Adels) und gegen die 
ftaatsbürgerlihen Vorrechte deffelben, befonders in 
neuern Zeiten, gefchrieben, und felbft im Sturme der 
franzöfifchen Revolution beides mit einem Machtftreiche 
aufgehoben worden ift; fo beftätigt es Doch Die Ge- 
fhichte, daß in allen gefitteten Reichen und Staaten 
des Alterthums und der neuern Zeit — nur unter 
verfchiedenartigen Formen und Geftalten — ein Pa— 
friciat, ein Adel, ein erblicher Stand getroffen 
ward. So wienun Überhaupt im Staate jeder recht: 
lihe Befiß und jedes rechtliche Eigenthum gefichert 
und heilig feyn muß; fo auch der rechtliche Beſitz 
eines ererbten Namens und eines ererbten Eigen- 
thums. Mach Grundfägen des Rechts muß daher 
die erbliche perfonliche Würde, fo wie das Grund- 
eigenthum mit den Darauf rubenden Nechten, im 
Staate gewiffenhaft anerkannt werden *); auch ift es 
zweckmaͤßig (wenn gleich nicht an fich nothwendig), 
daß in Staaten, wo ein Erbadel befteht, derfelbe in 
einer eigenen Kammer *) durch gewählte Mitglieder 
aus feiner Mitte vertreten werde, 


— ——— —— 


*) Sr. v. Gentz (hiſtor. Journal, 1800, San. 
S. 18.) ſagt: „Zwiſchen dem erblichen Beſitze einer 
Wuͤrde und dem erblichen Beſitze eines Grundſtuͤckes 
iſt keine Spar eines rechtlichen Unterſchiedes zu fin— 
den. Ohne der einzigen wahrhaft + widerrechtlichen 
Ungleichheit die Thore zu öffnen, darf man über: 
haupt nie von einem Eigenthume fprechen, das mehr 
oder weniger Eigenthbum, als ein anderes, wäre.‘ 

**) So meint es auch v. Jakob (Einl. in d. Stud. 
der Staatswiffenfchaften, ©. 208 f.) „Wo ein Erb: 
adel vorhanden ift, und wo derfelbe erhalten werden 
foll; da muß er eine eigene Kammer bilden, um ver: 
hindern zu fönnen, daß ihm feine Vorzüge nicht ge: 
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Allein eben fo wenig darf in der Staatsfunft 
überfehen werden, daß der Adel nicht in die Mitte 
zwifchen den Fürften und die übrigen Staatsbürger 
fi ftellen darf, weil, außer der geheiligten Perfon 
des Negenten, jedes andere Individuum im Staat, 
zugleih Staatsbürger und Unterthan ift, 
und, weil außer den perfonlihhen Vorzügen eines 
erblihen Standes, (wohin auch die Befähigung zu 
Hofämtern gehört,) befondere flaatsrechtlihe 
Vorzüge deffelben (3. B. ausfchließende Berechtigung 
zu gewiflen Staatsamtern, Ausnahmen von den 
im Staate beftehenden bürgerlichen und Strafgefegen 
u. ſ. m.) Ungerechtigfeiten gegen die übrigen Staats— 
bürger feyn würden, 

Da übrigens die Rechte und Vorzüge des Adels 
auf einer geſchichtlichen Unterlage beruhen; fo Lehre 
auch diefelbe Gefihichte, in Hinficht des aus dem 
Lehnsſyſteme bervorgegangenen neu eurnpaifchen 
Adels, daß demfelben — bis zur Zeit der Entdeckung 
des Schießpulvers und der Einführung der ftehenden 
Heere — die ausſchließende Verpflihtung 
zum Kriegsdienfte, und deshalb die Be— 
freiung von andern Leiftungen an den Staat, nament- 
lich von den — in den Zeiten des Mittelalters an fic) 








nommen werden. Aber eben fd nothwendig ift in 
einem folhen Lande eine Kammer der Gemeinen, 
wenn der Erbadel nicht die Macht haben foll, die 
Semeinen zu unterdrücken, und alle Laften auf fie 
zu mälzen. Soll aber eine Adels- und Gemeinen: 
fammer neben einander befichen; fo müffen die Pris 
vilegien des Adels fo gemäßigt feyn, daß fie weder dem 
Vermoͤgen oder Erwerbe der übrigen Volksklaſſen bin; 
derlih fallen, nocdy die Selangung zu hoͤhern Würs 
den und Ehrenftellen ihnen unmöglich machen. ’ 
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fehr unbedeutenden — baaren Abgaben zufam, Dar- 
aus ergibt fih für die Staatsfunft, daß fie den 
mit folhen Befreiungen bevorrechteten Stand nur 
gegen Entfhadigung dafür *) zur gleich 
mäßigen Befteuerung in Hinficht aller fruͤhern 
und beibehaltenen Abgaben im Staate ziehen dürfe, 
daß aber bei Steuern und Abgaben, welche erft die 
neueften Bedürfniffe des Staates herbeigeführt 
haben, der ältere Kechtstitel der Befreiung, oder 
der Entſchaͤdigung dafür, von felbft wegfaͤllt. 
Endlich hat der Adel in den jüngern europäifchen 
Keichen nie den Charafter der Kaften (d.h. vollig 
gefhloffener Stände), wie in mehrern Neichen 
des Alterthums , und noch jeßt in Indien und China, 
angenommen, wodurch feine Stellung gegen die uͤbri— 
gen Stände im Staate weniger drücdend und Eiferfucht 
erregend geworden ift. Allein eine hoͤchſt ſchwierige 
Frage der Staatsfunft bildet es: ob die (feit der Ein- 
führung des Briefadels gefteigerte) Vermehrung 
des Erbadels rathſam fey, wenn gleich das Recht der 
Ertheilung des Adels von Seiten des Negenten une 
beftreitbar iſt; und ob niche vielmehr die, in Groß— 


*) Fr. v. Gens (hift. Sourn., 1800, San. ©. 35.): 
„Die Realprivilegien Cbei den Abgaben, bei dem 
Güterbefiße, bei der Theilnahme an allgemeinen 
gandeslaften u. f. w.) vepräfentiren Gerechtfame, die 
in frühere Verfaſſungen, zuweilen in ein graues Al: 
terehum hinauf fleigen, oder fie. beruben auf Ders 
trägen. Es wäre wünfdhenswerth, daß eine weile 
Sefeßgebung nad und nah alle Privilegien diefer 
Art aufrehtmäßigen und gerechten Wegen 
aufheben könnte; fo fange fie aber vorhanden 
find, darf man nicht vegen daß ſie unter die 
Rechte gehoͤren.“ 
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beitannien thatfachlich beftehende , Befhränkung 
des Geburtsadels auf die erftgebohrnen 
Söhne adliher Familien *) felbft der Würde, 
dem Ölanze und dem bürgerlichen Wohlftande der 
nachgebohrnen Söhne folcher Familien hoͤchſt vor— 
-theilhaft feyn würde, weil mit der Verarmung des 
Adels die demfelben durch eine forgfältige Erziehung 
zu Theil gewordene Verfeinerung der außern Sitten 
und des Gefchmads allmählig fich vermindern muß. — 
Die Errihtung großer Majorate aber da, wo fie 





*) Dies ift der Vorfchlag von Krug (die Fürften und 
die Völker in ihren gegenfeitigen Forderungen dars 
geſtellt, Leipz. 1816. 8. ©. 58 ff.), womit er einen 
zweiten verbindet: „Anerkennung des Verdienfts 

adels in jedem durd perfönliche Eigenfchaften und 
dem Staate geleiftete Dienite ausgezeichneten Staatss 


bürger.“ — Sollte aber diefer zweite Vorfchlag in 
Staaten nöthig feyn, wo — wie ſchon in mehrern 
gefhieht — jeder nur nah innerm Den 


dienfte zu den eigentlihen Staatsäms 
tern gelangte? Iſt nicht ſchon diefes Selangen 
zu höhern Staatsämtern Anerkennung des wahr 
ven Berdienftes? Warum foll nod damit der pets 
fönlidhe (nicht forterbende) Adel- verbunden wers 
den, da ohnedies in jedem gut organifirten Staate 
der bürgerlihe Rang von der Stellung 
jedes einzelnen Staatsamtes zu dem 
Bwecde des Ganzen abhängen muß, und nie 
ein bloßer Titel ohne Amt, fo wie wieder von 
der andern Seite fein wichtiges Amt ohne einen, 
die Würde deffelben finnlidy bezeichnenden, Titel 
und Rang, gegeben werden darf! — So fagt 
Sriedrih 2 Chinterl. Werke, Th.6, ©. 66.): 
„Um zu verhindern, daß die Mationalfitten nicht 
verderbt werden, muß der Fürft unaufhörlih auf: 
merffam feyn, nur das perfönlihe Berdienft 
auszuzeichnen.“ 

24 
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nicht ſchon beſtehen, iſt eine Ungerechtigkeit gegen die 
nachgebohrnen Söhne adlicher Familien, und in volks⸗ 
wirthſchaftlicher Hinſicht verwerflich. 

Unterſuchungen uͤber den Geburtsadel und die 
Moͤglichkeit ſeiner Fortdauer im neunzehnten Sahr: 
hundert. Von dem Verf. des neuen Leviathan 
(Buchholz). Berl. 1807. g. 


gi 


Verſchiedenheit der Verfaſſungen nach 
politifhen Ruͤckſichten. 


1) in Beziehung auf ihre Entſtehung. 


Jede Verfaſſung iſt an ſich ein Grundver— 
trag”), der über alle weſentliche Bedingungen des 
innern Staatslebens zwifchen Dem Negenten und dem 
Volke abgefchloffen wird. Es folgt daraus von felbft, 
daß zwifchen beiden ein ſitt hbich es Verhaͤltniß ange- 
nommen, d, bh. der Kreis der Nechte und Pflichten 
des Kegenten, fo wie der Kreis der Rechte und arior 
ten des Volkes, in der Verfaffung feftgefegt wird *). 


*) Sr. v.Genß (hift. Journ. 1800, San. ©.ıg ff.): 
„, Eine jede Verfaſſung, deren Rechtmaͤßigkeit auch 
nur präfumirt werden fann, d.h. eine jede, die 
nidbt der Grundbedimgung des gefells 
fbaftliben VBertrages widerfpridt, if 
an und für fich gerecht. Gerechtigkeit ift das eigents 
lihbe Wefen einer Staatsverfaffung. Gerechtigkeit 
ift ihre Beftimmung und ihr Zweck; die Form ift 
nichts, als ein Mittel. Auch die fehlerhaftefte aller 
Eonftirutionen hat die Prafumtion für fih, daß fie 
das Recht beabfichte.” 

**) Es darf an dieiem Orte die Aeußerung Friedrichs 2, 
der in den meiflen feiner Länder mit unumfchränfter 
Macht regierte, über die Verfaffung des Für 
tentbums Meufchatel nicht übergangen wers 
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Befragen wir aber die Gefchichte über die Ent- 
ftehung der Verfaffnngen; fo ftelle fie für die Staats: 
Funft folgende Ergebniffe auf: 

4) die Verfaffung wird entweder gegeben von 
dem Regenten als ein Ausfluß feiner Regenten— 
gewalt (ſogenannte octroyirte Verfaſſungen — 
dahin gehoͤrt die conſtitutionelle Charte Ludwigs 18 
vom Jahre 18143 die bayrifche und badenſche Ver— 
faſſung vom Jahre 1818; die Verfaſſung, welche 
Kaiſer Alexander *) dem Koͤnigreiche Polen im 
J. 1815 gab); 


den, welche ſich in einem Brief an Voltaire vom 
20. Sept. 1771. (hint. Werke, Th. 9, ©. 335 ff.) 
findet: „Die Conventionen, auf welhe dag 
dortige Volk feine Freiheit und feine Priviles 
gien gründet, find mir ebrwürdig, und id 
fhließe meine Macht in die Grenzen ein, 
die es ſelbſt beffimmt hat, als es fid meis 
nem Haufe unterwarf.” Wären dem erhabenen 
Fürften diefe Konventionen nicht „ehrwuͤrdig“ ges 
wefen; fo würden die 40,000 Bewohner des Fürs 
ſtenthums diefelben nicht haben vertheidigen können 
gegen den König, befonders in einer Zeit, wo in 
den meiften europäifhen Staaten die Formen uns 
befchränfter Monarchieen beftanden. 

*) Als der Kaifer am 27. Apr. 1818 den Neichstag des 
Königreiches Polen zu Warfchau eröffnete, fagte er 
in feiner Rede: ‚‚Nepräfentanten des Königreiches 
Polen! Eure Hoffnungen und meine Wünfche wer: 
den erfüllt. Das Volk, zu deffen Repräfentanten 
Ihr berufen feyd, erfreut fich endlich eines volks— 
tbämliden Dafeyns, verbürgt durch Einrich: 

« tungen, welche die Zeit veifte und heiligte. Bes 
weifet Euern Zeitgenoffen, daß die liberalen 
Snfiitutionen, deren auf immer geheis 
ligte Grundfäße man mit den umftürgens 
den Lehren, welde in unfern Tagen die 

24 
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2) oder fie wird, als ein Grundgefeg, von dem 
Kegenten den Stellvertretern des Volkes 
vorgelegt, und von dieſen, nach gefchehener 
Prüfung ihrer einzelnen Beftimmungen, ange: 
nommen (fo z. B. Die Weimarifche Verfaffung , die 
Verfaſſung des Königreichs der Niederlande u.a.) ; 

3) oder fie wird gemeinfhaftlich von dem 
Regenten und den Stellverfretern des Volfes be— 
rathen und angenommen (ſo 3. B. die Verfaflung 
des Königreiches Norwegen, des Königreiches 
Wirtemberg *), des Großberzogeums Hef 
fen); 

4) oder fie wird ausfchließend von den Stell- 
vertretern des Volkes entworfen, um 
dem Regenten zur Annahme vorgelegt (fo 3. B. 
die Verfaſſung Schwedens vom J. 1809; die 
Verfaſſung der ſpaniſchen Cortes vom J. 1820; 
die Verfaſſung der portugieſiſchen Cortes vom 
J. 1822). 


geſellſchaftliche Ordnung mit einer fürd» 
terlihen Kataftropbe bedrohten, zu vers 
wechfeln fuht, fein gefährlihes Blend: 
were find, fondern daß fie, mit Nedlichkeit ins 
Merk gefekt und vor allem mit reiner Abjfiht nach 
einem erbaltenden und für die Menfhheit nüßlichen 
Ziele geleitet, fich vollfommen mit der Ordnung ver: 
tragen, und in Gemeinfchaft mit diefer die wahre 
Mohlfahrt der Völker bewirken.‘ 


*) So ließ am 13. Sul. 1819 der König von Wirtem— 


berg den Ständen durd den Minifter von der Lühe 


erklären: „Sein Herz äußere noch immer den Wunfch, 


day Wirtemberge neue Verfafung aus einem 
freien und freudigen Einverftändniffe des 
DBolkes mit feinem NRegenten hervorgehen 
möge.’ 
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‚Da die gefhihrliche Unterlage mehrerer 
Berfaffungen in die Zeiten des Mittelalters zuruͤck⸗ 
reicht; da ferner die mannigfaltig verſchiedenen oͤrt—⸗ 
lihen Verhältniffe, ja felbft augenbliklich eingetres 
tene Bedürfniffe, bei ver Entftehung der DVerfafs 
fungen nicht felten den Ausſchlag geben; da endlich) 
die Volker und Staaten in Hinſicht der rechtlichen 
Geftaltung ihres innern Sebens fehr von einander ver- 
fehieden find; fo fann an fich feine diefer- Verfaſſun— 
gen der andern vorgezogen werden. Die Staatsfunft 
haftet dabei blos an drei Puncten: die Entftehung 
der Verfaffung gefchehe auf rechtlihem Wege; fie 
werde vom Negenten und Wolfe, als gültiger Grunds 
verfrag, freiwillig und rechtlich angenommen; 
fie entfpreche den vorhandenen Bedürfniffen 
eines Volkes und Staates für die neue Geftaltung 
feines innern Lebens. — Allein, fobald die Staats: 
funft die in diefer Hinficht vorliegenden gefchich £- 
lihen Thatfachen berucfichtigt; fobald finder fie, 
daß gewöhnlich die von den Volfsvertretern entworfes 
nen und dem Megenten blos zur Annahme vorgelegten 
DVerfaffungen die Nechte des legtern, namentlich feis 
nen Antheil an der gefeßgebenden Gewalt *), zu ſehr 


*% Fr. v. Gentz (hift. Sourn. 1800, Febr. ©. 127); 
„Jede Conftitution, welche der Negierung feinen 
wefentlihen Antheil bei der Gefekgebung einräumt, 
ift Shon im Augenblicke ihre Entftehung dem Unters 
gange gewidmet; jede Conftitution, in welcher die 
Regierung wefentlich bei der Gefekgebung concurrirt, 
gehört in die Klaffe der. ausführbaren. Sie fann 
in taufend Nebenftimmungen ihrer Organifation den 
Keim der Zerftörung enthalten; aber es ift fein 
fundamentelleer Widerfpruh in ihren Grundlagen 
vorhanden.’ 
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befchranfen, deshalb an organifhen Fehlern 
leiden, und felten dauerhaft find; daß die füge 
nannten octroyirten Verfaſſungen gewoͤhnlich die 
meiſte innere Einheit ihrer Theile haben, wenn ſie 
gleich nicht auf dem Wege des Vertrages entftanden 
find; und daß die von dem Regenten den Volksver— 
fretern vorgelegten und von diefen geprüften und an- 
genommenen, oder gemeinfchaftlich von beiden ent— 
worfenen Verfaffungen dem ftaatsrechtlihen Begriffe 
eines GÖrundvertrages am meiften entfprechen, 


(Sr. v. Gens (hiſt. Journal, 1799, Nov. ©. 


287 f.): ‚„„ Sobald von Rechtmäßigkeit die Kede 


ift, darf Feine Verfaffung verworfen werden, die 
dem gefellfchaftlichen Vertrage nicht widerfpricht, 
Nur die, in welcher die Gefeglofigfeit Princip 
wäre, verdiente unrehtmäßig zu heißen * — und 
©. 310:: „Die große Aufgabe, einem Staate 
durch feine. DWerfaffung einen hoben Grad. von 
Sicherheit gegen Willführ und fchlechte Gefege zu 

. verleihen ‚ kann nur durch die Weisheit, vielleicht 
nur durch die Weisheiteiniger Wenigen 
gelöfet werden,‘ ) 


Unter den vielen, in neuefter Zeit erfchienenen, 
. Schriften über Verfaffung dürften folgende die 
wichtigern ſeyn; 


Wilh. Tgt. Krug, über — — und 
Staatsverwaltung. Koͤnigsb. 1806, 8. 

Benj. de Conſtant, Betrachtungen über Cons 
ftitutionen,, über die Vertheilung der Gewalten und 
die Dürgfchaften im einer conftitutionellen Monar: 
hie. Aus dem Franz. v. J. J. Stolz, Bremen, 
1814. 8: 

(Minifter v, Wangenheim), die Idee der 
Staatsverfafung, in ihrer Anwendung auf Wirtem⸗ 





pe er) 
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bergs alte Landesverfaſſung, und den Entwurf zu 
deren Erneuerung. Fikf. am Main, 1815. 8. — 
A Derſelbe, uͤber die Trennung der Voͤlksvertre— 
tung in zwei Abtheilungen. Frankf. 1816. g. 
Herm. Wilh. Ernſt v. Keyſerlingk, über Repraͤ⸗ 
fentationu. Repraͤſentativverfaſſungen. Gött. 1815. 8. 
Benzenberg, uͤber Verfaſſung. Dortmund D 
„281 16. 8. 
gac. Sigism. Be, von den Formen der Staats: 
verfaſſung. (3 Programme.) Roſtock, 1816 f. 4. 
Ueber Berfaffungsvertrag ‚ Derfaffungsformen und 
; die Wirkfamkeit ftändifcher Verfammlungen. Wies⸗ 
* "baden, 1817: 8. 
 sEhfin. Fr Schtoffer, frändifhe Verfaffung, 
ihr Begriff, ihre Bedingung. Frkf. a. M. 1817. 8. 
Heinr. Eberh. Gtlo. Paulus, philoſophiſche 
Beurtheilung der ‚von Wangenheimifhen dee der 
Staatsverfaffung und einiger verwandten SR 
ih pe 1817. 8; 
NEL A Zum: Bad, Ideen ‚über, Ned, Staat, 
" Stantsgewalt, Staatsverfaffung und Molfsvertres 
tung, mit befonderer Beziehung der leßtern auf die 
preußifhen Nheinprovinzen. = Ih. Köin, 18172 8. 
Sul. Schmelzing, einige Betrachtungen über 
den Begriff, und, die Wirkſamkeit der Landftände, 
nach den Principien des allgemeinen und natuͤrlichen 
Staatsrechts. Rudolſt. 1818: 8. 
Regent und Volk. Oder weiche Sonfitution muß 
der preußifche Staat haben ? Berl. 1818. 8. 
4 (@. Bagern), Politie, oder der Staaten Bers 
faffungen. Stuttg. 1819. 8. 

Worauf beruht die Nüslichfeit einer National: 
tepräfentation; in Buchholz, Sournal für Teutfch 
Aland, 1815, Febr. ©. 185 ff. — Noch einige Gar 

danken über Nepräfentativverfaffung und deren Eins 
on führung. Ebiend. 1819. Sept. 8.85 ff. — Scluͤß⸗ 
ſel zum Verfaſſungswerke; Ebend. 1822, Januar. 

Arn. Mallindrodt, über Verfaſſung; in Voß 
Zeiten, Suly, 1819. 

Krug, über die Einführung neuer Berfaffungen: 
in der Minerva, ıg22, Auguft, ©. 282 ff. 
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— 


2) in Beziehung auf ihre innern Befim 
mungen 


Nach ihren innern Beftimmungen find die Vers 
faffungen verſchieden: 

a) nach dem in ihnen ausgeſprochenen rechtlichen 
Verhaͤltniſſe zwiſchen der geſetzgeben— 
den und vollziehenden Gewalt; 

b) nad) dem Grundfaße der Ernennung der 
Volfsvertreter, vb aus der numerifhen Ge— 
fammtbeit des Volfes, oder nah Ständen; 

c) nad) der Verteilung der Volksvertreter in 
eine oder in zwei Kammern; und 

d) nach den in der Verfaffung ausdrücklich feft- 


gefegten Rechten und Pflichten der Volksver⸗ 
treter. 


19. 
Fortſetzung. 


Ueber das verfaſſungsmäßige Verhaͤltniß 

zwiſchen dergefeßgebenden und vollziehen: 

den Gewalt, und über den Grundſatz der 
Ernennung der Volfsvertreter, 


Das Verhältnißg zwiſchen der gefe$- 
gebenden und vollziehbenden Gewalt ift in 
einigen Verfaffungen fo beftimmt, daß entweder 
die WVolfsvertreter allein Die gefeßgebende Gewalt 
üben, und der Negent, als Oberhaupt der vollziehen- 
den Gewalt, ganz von dem Antheile an der Gefeß- 
gebung ausgefchloffen ift (3. DB. in der fpanifchen und 
portugiefifhen Werfaffung); oder daß der Regent 
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ausfchließend die Initiative der Gefege übt, und den 
Volksvertretern blos die Annahme oder Verwerfung 
der vom Regenten ausgehenden Gefege zuſteht; oder 
daß beide gemeinfhaftlich die Initiative der 
Gefege üben (wie in der. brittifchen. Verfaſſung). 
Wenn die erſte Form des Verhältniffes entfchieden 
die fehlerhaftefte und verderblichfte iſt; ſo ſcheint 
die Drütte Form (Staatsr. $. 27. ) eben fosden 
Grundfagen der Vernunft, wie den Beduͤrfniſſen der 
Voelter am meiſten zu entſprechen 

Die Ernennung der 
—— $.,28.) kann entweder nach der numeriſchen 
Gefammtheitdes Volfes, oder nach Ständen geſchehen. 
Man nennt:gewöhnlich die erite Form, mo: in der 
Verfaſſung blos die Geſammt zahl der zu wählen: 
den Volksvertreter und die Wahlart derfelben ans 
gegeben iſt, die Wahl aber lediglich dem Zutrauen 
der Waͤhler zu den zu Erwaͤhlenden, ohne Ruͤckſicht 
auf beſondere Staͤnde und beſondere bürgerliche Ver⸗ 
haͤltniſſe, uͤberlaſſen bleibt, das repraͤſentative, 
hingegen die zweite-Form das ſtaͤndiſche Syſtem, 
wo nach den verſchiedenen Staͤnden und Berufsarten 
die Zahl derer in der Verfaſſung beſtimmt wird, 
welche aus jedem einzelnen Stande in dem Kreiſe der 
Volksvertreter erſcheinen ſoll. Das erſte Syſtem iſt 
im Ganzen nur da angenommen worden, wo im 
Sturme einer Revolution alle aus dem Lehnsſyſteme 
hervorgegangene Unterfchiede der Stande völlig ver- 
nichtee wurden, 

Das zweite Syftem *), deffen gefchichtliche 





*) Ueber den Unterfchied von Landftandfchaft und National: 
repräfentation; in Buchholz Sourn. für Teutſch— 
land, 1815, Juny, ©. 303 ff. 


378 Staatsfunft. 


Unterlage in die erften Zeiten der Geſittung der aus 
den Lehnsſyſteme hervorgegangenen "Staatsformen 
zurücreicht,, brachte Anfangs nur die Inhaber der 
hoͤchſten geiftlihen Würden und die adlihen 
Grundeigenthümer, in der Folge auch die Ver: 
freter der Städte, und nur in Schweden bereits in 
dem siveiten Viercheil⸗ des fechszehnten Jahrhunderts 
(unter Guftav Waſa) felbft die Vertreter des 
Bauernftandes in die Mahe des Regenten. Da 
im Ablaufe der Jahrhunderte manche Formen dieſes 
Syſtems — nicht aber die rechtlichen Unterlagen des 
Spitems felbft — theils mit den’ wefentlihen: Ver: 
änderungen im Sehnsfyfteme, theils mit den Fort: 
fohritten der Eultur aller Stände im Bolkerund mit 
der Verbreitung des Wohlftandes Uber die verſchie— 
denften Klaffen der Staatsbürger, veraltet warenz 
fo find auch in den meiften neuen ftandifhen Ver— 
faffungen die Unvoflfommenbeiten in den fruͤhern For— 
men der ſtaͤndiſchen Vertretung beſeitigt worden, 
Außer in der ſchwediſchen Verfaſſung wird aber 
in feiner neugegebenen der geiftlihe Stand *) be 
fonders vertreten, An die Stelle der blossadlihen 
Repräfentanten ift die Vertretung des. großern 
Grundbefiges überhaupt gefommen, © Sa der 
Reihe der ftadrifchen Abgeordneten hat man allen 
gebildeten Mitgliedern des Buͤrgerſtandes den Se 


*) Eine befondere Vertretung des geiftlihen Standes 
verlangten neuerlih: Herm. Eberh.-Stlo. Paulus, 
in ſ. allgemeinen Grundfäßen über das Vertreten der 
Kirche bei Ständeverfammlungen, mit befonderer Bes 
ziehung auf Wirtemberg. Heidelb. 1816. 8. — und 
noch jftärfer: Son. Schuderoff, über den innerlich 
norhwendigen Zufammenhang der Staats- und Kir; 
henverfaffung. Ronneb. 1818. 8. 
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tritt eröffnet, und in mehrern andern ftändifchen Wer- 
fajfungen ift ver Bauernftand zu einer befondern 
Vertretung aus feiner eigenen Mitte gelangt, weil 
er im Ganzen andere Intereſſen geltend zu machen 
hat, als der größere Grundbeſitzer. So hat man 
das Mangelhafte der veralteten ftändifchen Vertretung 
verbeffert und gemildert, und doc) zugleich die durch— 
greifenden Veränderungen und die Schmie- 
rigfeiten vermieden, welche: mit dem erſten 
Syſteme, befonders in Hinfihtder Wahlfor— 
men, unvermeidlich verbunden find. — 

Allein über die neue Geftaltung der fand i- 
fhen Berfaffung felbft ffimmen weder die, als 
Thatfachen der neueften Zeitgefchichte vorliegenden, 
Verfaffungen, nod) die Thevretifer der Staats: 
Funft überein. Die beiden Hauptanfichten der le tz⸗ 
tern find: 

a) Es muß zwifchen dem unbeweglichen 
und beweglichen Eigenthume im Staate unter- 
fhieden und beides vertreten werden. Mit dem 
erften ift das Erhaltungsprincip im Staate 
verbunden, und durch daffelbe wird das Beharrliche 
im Staate repräfentirtz mit dem legten iſt Das 
Bemwegungs- und Vervollkommnungs— 
princip im Staafe gegeben, und durch das be— 
wegliche Eigenthum wird das Fortfchreitende, das 
Veranderliche im Staate repräfentirt, Die erfte 
Klaſſe von Staatsbürgern , welcher das unbeweg— 
liche Grundeigenthum, namentlich auf dem Lande, 
zugehört, bildet in der politifchen Welt eine Kraft 
der Tragheit, welche die Staaten in ihrer Bahn 
feſthaͤlt. Dagegen ertbeilt das bewegliche Eigen- 
thum feinen Befigern weniger Vorliebe für das 
Alte, weniger Anhänglichfeit an das Beſtehende, 
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‚mehr Neigung zu neuen Combinationen , zu Ver- 
aͤnderungen aller Art. Dahin gehören zumächft die 
Gewerb⸗- und Handeltreibenden, und die Kuͤnſtler. 

— Sie würden ruͤckſchreiten, wenn fie nicht be⸗ 
ſtaͤndig fortſchritten *). (Mit Folgerichtigkei⸗ geht 
daraus die Eintheilung dieſer beiden Hauptſtaͤnde 
im Staate in zwe i Kammern hervor.) 

b)-Nicht das Eigenthum im Staate, fo wichtig 

» auch daſſelbe und namentlich die Eintheiung deſ⸗ 
ſelben in das unbewegliche und bewegliche iſt, ſon— 
dern die erreichte Cultur der Staatsbuͤrger, und 
die verſchiedenartige Ankuͤndigung die— 


*) Am erſchoͤpfendſten und geiſtvollſten hat dieſes Syſtem 
aufgeſtellt und durchgefuͤhrt Fr. Ancillon in f. 
Schrift: Über die Staatswiffenfhaft, Berl. 1820, 8. 
©. 98 ff. ; nur dürften in der ausführlichen Deduction 
diefes Syftems zu ei Süße nicht bewiefen merden 
fönnen: „daß diejerigen, die fein Eigenthum befigen, 
eigentlih Sremdlinge im Lande wären, und als 
Reiſende betrachtet werden Fönnten,” und „daß der 
MWehrs und Lehrs Stand Feine eigentlihen 
Stände wären, weshalb auch beide nicht zur befondern 
Vertretung fich eigneten.“ Allerdings kann der Wehr: 
ftand, nad) feiner wefentlihen Grundlage des uns 
bedingten Gchorfams und der firengen 
Subordination, nidhe füglih als befonderer 
Stand in die Reihe der zu vertretenden Stände 
aufgenommen werden, obgleih einzelne Mitglie 
der deffelben, befonders wenn fie Grundeigentbum 
befißen, in die Reihe der Grundeigenthuͤmer eintres 
ten Eönnen; warum follen aber die felbititändigen 
und unabhängigen Mitglieder des gelehr— 
ten Standes nicht eben fo gut, wie Handwerker, 
Kaufleute und Künftler, zur Vertretung fih eignen ? 
Iſt das Leben in der Idee nicht fo viel im Staate 
werth, als das Leben auf dem Comptoir? 
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fer Eultwr, entfcheider über die Kraft und Blü- 
the, fo wie über den Fortſchritt des innern Staats» 
lebens, Nur da wird diefer Fortſchritt fichtbar , wo 
alle Hauptzweige der Eultur vorhanden find, 
und mit fihb im Gleichgewichte fteben. 
Diefes Gleichgewicht hängt aber ab von der gleich— 
mäßigen Vertretung jener Hauptzweige der 
Eultur, fo daß fein Theil des innern Staatslebens 
vor dem andern mehr oder weniger begünftige er- 
ſcheint. Die Eultur zerfällt zunächftin zwei Haupt— 
gattungen: in die finnliche und in die geiftige, 
Zur erften werden hauptfachlich die phyfifchen 
Kräfte des Menfchen, zur zweiten die geiftigen 
erfordert. Die erfte zeige fin in dem Anbaue 
des Bodens nad) dem größern und Fleinern 
Grundbefige; die zweite in dem Anbaue der 
Gewerbe, des Handels, der Kunft und 
MWiffenfhaft. Daraus ergeben fich die vier 
Klaſſen, welche — wenn alle Hauptintereffen im 
Staate gleichmäßig vertreten werden follen, — ver— 
treten werden müflen: 1) das größere Grund: 
eigentbum; 2) das Fleinere Grundeigenthum 
(des Bauernftandes); 3) die ſtaͤdtiſchen Ge— 
werbe (Manufacturen, Zabrifen, Handel); 4) die 
Intelligenz im Staate (in den Kreifen der 
Wiffenfhaft und Kunſt). In die Reihen der leg- 
ten gehören zugleich die Mitglieder des geiftlichen 
Standes und die Erzieher. — So gewiß nun 
auch unter den Grundeigenthümern wiffenfchaftlich 
gebildete Männer, und unter den Handelsleuten 
und Gelehrten fi) einzelne Grundbefiger finden 
werden, weil diefe vier Hauptberufsarten in gefitte- 
ten Staaten in der Praxis weit inniger unter fich 
verbunden find, als in der Theorie; fo fcheint doch, 
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für die gleihmäßige Vertretung aller Haupt: 
intereffen im Staate, eine gleihmaßige An- 
zahl von Stellvertretern aus jedem diefer Stande 
zur Vertretung des gefammten Bolfes berufen wer— 
den zu muffen, (Staatsr. $. 28.) *) 


*) Diefer Anfiht folgt befondere Krug in f. Schrift: 
das Nepräfentativfpftem, Leipz. 1816. 8. Er nennt 
die Arc der DBertretung im Repraͤſentativſyſteme die 
mathematifche, die im ftändifhen Syſteme die 
dynamifche. Die erfte beruht, nah ihm, auf dem 
ſtat iſti ſchen Princip der Seelenzahl, und 
beſtimmt daher arithmetiſch das Verhaͤltniß der Stell— 
vertreter zum Volke; die zweite hingegen auf dem 
politifhen Princip der Gewichtigkeit, 
und beftimmet daher das Verhältniß der Stellvertreter 
zum Volfe nach dem politifhen Werthe und Range 
gewiffer SKlafen von Staatsbürgern. Er geſteht 
(S.45 ff.) der leßtern den Vorzug für alle teutjche 
Bundesftaaten zu; nur daß er für die Aufnahme des 
Bauernftandes, für die Erweiterung des Rit— 
terftandes durch die Ausdehnung der Vertretung 
auf alle Befiger von Nittergütern, und in Hinſicht 
der Beiftlihfeit fih folgendermaßen erklärt: 
„Die SeiftlichEeie bildete fonit einen befondern Stand, 
theils wegen ihres Grundeigenthums, theils aber 
und vorzüglich als Nepräfentant der höhern 
Sntelligenz, weil fie ausfchlichlich im Beſitze der 
Wiffenfhaft und Kunft war. Die Geiftlihkeit hat 
aber im Laufe der Zeiten ihr Grundeigenthum größten: 
theils verloren, befonders in proteftantiihen Ländern, 
und Wiffenfchaft und Kunft ift auch den Laien in 
folbem Maaße zu Theil geworden, daß Viele der: 
felden in dieſer Hinſicht nicht nur cben jo, fondern 
noch mehr gebildet find, als die Geiſtlichkeit felbft. 
Sie kann alfo nicht mehr als ausſchließliche Repraͤ— 
fentation der höhern Sntelligenz gelten, und muß fi) 
daher in politifcher Hinſicht an diejenigen anſchließen, 
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Was die in der Verfaffung feftzufegende © e- 
fammtzahl.der Volfsvertrerer betrifft, fo ift im 
Allgemeinen der Mittelweg zwifchen dem Zuviel 
und Dem Zumenig der angemeffenfte. Eine Heberzahl 
von WBolfsvertrerern dehnt die Verhandlungen und 
Abftimmungen in die Laͤnge und Breite; eine zu Fleine 
Zahl kann leicht in ihren Anfichten und Ausfprüchen 
einfeitig werden. Dazu fommet, daß, bei der Fefts 
fesung der Gefammtzahl der Volfsvertreter , die Ge— 
fammtzahl der Bevölkerung des Staates berückfichtige 
werden muß, indem bei großen Staaten nicht der- 
felbe mathematifche Örundfaß, wie bei den mitt— 
lern und fleinen angewandte werden darf. Denn 
wenn 3. B. bei einem Staate von zwei Millionen 
Menfchen die Gefammtzahl der Volfsvertreter am 
zweckmaͤßigſten auf Hundert (25 aus jedem Stan- 
de) feſtzuſetzen feyn dürfte, während ein Staat von 
nur 200,000 Menfchen Gefammebevölferung wenig- 
ftens 30 Vertreter bedürfte; fo wurde derfelbe Maas: 
ftab, auf Reiche von 30 — 50 Mill, Menfchen ange: 
wandf, eine zwecwidrige Ueberzahl von Volksver— 
tretern geben. 

Wenn übrigens oͤrtliche Ruͤckſichten für die Wahl 
der Volksvertreter in einzelnen neuen Verfaffungen 
zu dem Grundſatze geführt haben, daß man aus der 








welche mit ihr jegt den Befißderhöhern Güter 
des Lebens theilen. Dieſer Stand wird folglich 
nicht blos die Seiftlihen, fondern alle Gelehrte, 
wozu auch die wiſſenſchaftlich gebildeten Künftler 
aehören, umſchließen mäfen. Die Theilnahme der 
Gelehrten an der Volksvertrerung iſt aber an fich 
nothwendig, damit man bei den Berathungen über 
Geld und Gut nicht das Höhere Intereſſe der Wiffens 
fhaft und Kunft aus den Augen verliere.’ 
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Reihe der Grundbefiger und der Gewerb- und Han 
deltreibenden nur folche wählen dürfe, welche zu den _ 
Höchftbefteuerten gehören; fo hat die ſe Be: 
flimmung weder ‚einen rechtlichen, noch einen zurei- 
chenden politifchen Grund, Denn nad) der Vernunft 
find alle fitlich - mündige Staatsbürger (Staatsr. 
$.14.) gleich berechtigt zur politifchen Freiheie und 
alfo auch zur Volfsvertretung, und nach der Staats» 
kunſt ift es wenigftens zweifelhaft, ob die Enteichtung 
von 100 Franken mehr an jährlichen Steuern ein 
größeres Intereſſe an den heiligen Angelegenheiten des 
DVaterlandes, und eine größere individuelle Fähigkeit 
und Tauglichfeie zur Volfsvertretung begründe, *) 


*) Zwar in unmittelbarer Beziehung auf Preußen, zur 
gleich aber nad allgemeinen Grundfägen, erklärte fich 
der Minifter v. Stein, bei der Niederlegung feines’ 
Minifteriums, in einem Circulare vom 24. Nov. 1308 
an alle obere Staatsbehörden über eine allgemeine 
Nationalrepräfentation. „Heilig war mir 
und bleibe uns das Recht und bie Gewalt unferg 
Königs. Damit aber diefes Recht und diefe unum— 
fchränfte Gewalt das Gute wirken fann, was in ihr 
liegt, fhien es mir norhwendig, der Höchften Gewalt 
ein Mittel zu geben, wodurd fie die Wünfcde des 
Volkes fennen lernen, und ihren Beftimmungen Leben 
Heben kann. Wenn dem Volke alle Theilnahme an 
den Operationen des Staates entzogen wird; wenn 
man ihm fogar die Verwaltung feiner Communalan— 
gelegenheiten entzieht, kommt es bald dahin, die 
Regierung theils gleihgältig, theils in einzelnen Fäl: 
len in Dppofition mit ſich zu betrachten. Daher 
der Widerftreit, oder wenigſtens Mangel an gutem 
Willen bei Aufopferung für die Eriftenz des Staa— 
tes. — Mein Plan war: jeder active Staat 
bürger, er-befiße 100 Hufen oder Eine, 
er treibe Landwirthfhaft, Fabrication 
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Auf gleiche Weife muß die Staatsfunft über die 
Nothwendigkeie der Errihtung von Provinzial 
fanden *), vor der Bildung allgemeiner Reichsftän« 
de, entſcheiden. Da, wo bereits Provinzialftände ſeit 
Sahrhunderten beſtehen, fpriche der Grundſatz der 
Rechtmäßigkeit und der gefchichtlichen Begründung für 
fie; nur müffen fie, nach ihrer Stellung zu den Reichs- 
fanden, beftimmt und zweckmäßig organifirt werden. 
Da, mo ein Staat, als Ganzes, aus vielen einzel- 
nen, der Eultur und frübern Verfaffung nach fehr 
ungleichartigen, Theilen und Provinzen erwachfen ift, 
die vielleicht noch überdies durch geographifche Lage, 
Clima und äußere Verhaͤltniſſe fehr verfchiedenartige 
Intereſſen haben, fcheinen Recht und Klugheit die Er- 
richtung von Provinzialftänden dringend zu verlangen. 
Da aber, wo entweder die Kleinheit des Staates faft 
gar Feine getheilten Drovinzialintereffen hervortreten 
läßt, oder wo in großen Staaten Provinzialftände nie 
beftanden haben, oder fehon ſeit Jahrhunderten unter: 
gegangen find, ſcheint — bei einer bereits ins öffent« 
liche Seben getretenen allgemeinen Repräfenta- 
tion — die Begründung neuer Provinzialftände nicht 
zu den politifchen Bedürfniffen zu gehören, 

Eine der fehwierigften Aufgaben der Staats: 
funft bleibe das Wahlgefes, welches die Grund- 
bedingungen für die Wählenden und Wählba- 
ren aufitelle *5); doch ift Diefe Aufgabe in Staaten 


oder Handel; er babe ein bürgerlidhes 
Gewerbe, oder fey durch geiftige Dande 
an den Staat gefnüpft, babe ein Recht 
zur NRepräfentation.” ’ 
Buchholz, Über Provinzialftände, in f. Journale für 
Teutfhland, 1819, Det. ©. 220 ff 
*) Diel Treffendes über die Wahlform hat v. Notted 
I. 25 
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mit ftandifher Vertretung weniger ſchwierig, als 
in denen, wo die Zahl der Vertreter ausder Gefamme- 
maffe der Staatsbürger gewählt wird. Im Ganzen 
müffen ländliche und örtliche Ruͤckſichten dabei 
vorwalten; doch laͤßt ſich im Allge meinen feſt— 
ſetzen: 
a) daß das Wahlgeſetz durch eine vorausgehende 
zwedmäßige Gemeinde- und Kreis- Verfaf- 
fung *), als practifche Vorfchule eines vffent- 


in f. Ideen -über Landftände, (Karlsr. 1819. 8.) 
©. 76 ff. 

*) So it es in Dayernund Wirtemberg gefchehen. 
Bon England fagt Ancillon (über die Staats; 
wiffenibaft, ©. 92): „An England find die Gemeins 
denz und Municipalverfaffungen, in den Städten der 
innige Verband der Corporationen, ihre Rechte, ihre 
repräfentativen Formen, und das mit der Mannig— 
faltigkeit diefer aefeßmäßigen Vereine fo innig verwebte 
Manntgfaltiae des Gemeinrechts, das eigentlide 
Principdes Gemeinfinns und Staatsle— 
bens. Dieles ib der wahre Schlüfel zum Raͤthſel 
der Dauer und der Feftinkeit des brittiſchen Reiches, 
troß feiner Gebrechen, die aus der Ungleichheit des 
Vermögens, des Ganges der Gewerbeenitur, und der 
außerftien Spannung aller Federn entiteben. Allein 
diefe berrlihen Einrichtungen bilden eine fefte und in 
einander greifende Gradation der Intereſſen und der 
Aruferungen der politiſchen Betriebſamkeit; bilden 
Schulen der Öffentliben Thätigfeit und des Gemein— 
finnes, in welchen und durch welche man ſich allmaͤh— 
lig vom Beſondern zum Allgemeinen erhebt; bilden 
kleine geſchloſſene Ganze, die, weit entfernt: die Kraft 
des großen Geſammtganzen zu fhwächen oder zu bre— 
chen, ibm zu Stüßpuneten und Mahrungequellen dies 
nen.” — Vergl. Stumpf darüber, dag das Ge— 
meindewefen der Berfaffung vorausgehen müfle, in 
der All. Zeit. 1818, N. 354, 
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lichen und ſtellvertretenden Geſammtweſens, ſehr 
erleichtert wird (ſobald naͤmlich die einzelne Ge: 
meinde durdy Gemeindeabgeordnete, der Verein 
der Gemeinden Durch Amtsdeputirte , und die Pro- 
vinz durch Sandräthe vertreten wird), Denn die 
Gemeinde ift der Uebergang, wodurch die Familie 
fih zum Staate erweitert, und umgefehre, die 
Staatsverfaffung in das häusliche Leben der Buͤr— 
ger eindringt; 

| b) daß Die gleichmäßige Vertretung aller wes 
fentlichen Intereſſen im Staate wichtiger iſt, 
als eine zu ſehr ins Einzelne und Kleinlide 
getriebene Beftimmung der Wahlfahigfeit und der 
Wahlart, befonders nach der Abhaͤngigkeit der 
Wahlfahigfeie von einer hohen Befteuerungsquote; 

© 0.0) daß das Wahlgefeg von der einen Seite alle 
Umtriebe der politifchen Glüdsritter verhindere, 
auf der andern aber die Feeiheit der Bewerbung 
und der Wahl nicht laͤhme *). 

dh) daß das Wahlgefeg feinen Volksvertreter 

vor zurückgelegtem dreißigſten Lebensjahre und nie 
auf Lebenszeit (fordern höchftens auf 5 —6 Jahre) 

zu wählen verftatte, fo. wie die Volfsvertreter nad) 
gewiſſen Serien austreten müffen, damit nie mehr 
alshöchftens ein Drittheil der ganzen Ver— 
fammlung aus Neugewählten beftehe, Doc muß 
jeder austretende Volksvertreter von neuem gewählt 
werden fünnen; . 

e) daß die Negierung zwar im Ganzen das 

Wahlgefchäft, im Geifte ver Verfaffung, leite und 
unter Auffiht behalte, nie aber felbft fich einmifche 
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und einfchreite, außer im Falle der Verlegung der 
verfaffungsmäßigen Formen, 

Der legte wefentliche Punct bleibt, daß die 
durch rechtliche Wahl ernannten Vofsvertreter , nad) 
ihrer Zufammentretung , nicht mehr als bloße Ver— 
freter ihres befondern Standes, oder ihrer Provinz 
und ihres Wohnorts, fondern als die Gefammt- 
verfreter des ganzen Volkes ſich betradhten, 
— allgemeine Intereſſen wahrnehmen, ohne doch 

die beſondern Intereſſen daruͤber zu vernachläffigen,. 
und daß fie nie eine Fleinliche, individuelle oder örtliche 
Ruͤckſicht durchführen, fondern vorurtheilsfrei und lei- 
denfchaftlos das gemeinfame Vaterland bei jeder Be— 
rathfchlagung und bei jeder Abftimmung im Auge und 
im Herzen behalten, 

Eine folhe Volfsvertretung würde ihre Beftim- 
mung ganz verfennen, wenn fie fich als eine verfaf- 
fungsmäßig gebildete Dppofition gegen Die Re— 
gierung betrachtete. Denn wenn es gleich einzelne 
Gegenftande geben kann, worüber die Wolfsvertreter 
andere Anfichten haben, als die Regierung; fo ift 
doch die formliche Oppofition gegen die Negierung nur 
das legte Mittel der Volfsvertreter, in dem einzi- 
gen Falle, wenn die Regierung etwas entſchieden 
Ungerechtes, oder die Wohlfahrt des Staa- 
tesnothbwendig Zerftörendes, beharrlich ver: 
langte, und durch Feine Gegenvorftellungen davon ab- 
zubringen wäre, Mach ihrer verfaffungsmäßigen 
Beftimmung foll vielmehr durch die Wolfsvertretung 
die Gefammetintelligenz im Staate in der 
Nähe des Thrones verfammelt, die Eintracht und 
das Einverftändniß zmwifchen Regierung und Wolf 
dadurch öffentlich erneuert, beftätige und verfinnlicht, 
die bürgerliche und politifche Freiheit für die Zufunft 
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ſichert, durch die vielſeitigſte Berathung der Geſetze 
der Cinſeitigkeit derſelben vorgebeugt, fo wie jedes wahr- 
haft gegründete Beduͤrfniß des Volkes zur Sprache ges 
bracht werden *). Deshalb ift es dringend noͤthig, 
daß die Minifter des Negenten bei allen Berathungen: 
der ftandifhen DVerfammlung anmefend find, um 
Auffhluß und Belehrung zu geben; nur bei der Ab— 
ſtimmung von den Ständen würde die Gegenwart der 
erften und höchften Näthe des Regenten nicht felten 
das freie Urtheil hindern. — 

Ob endlich die Stellvertreter des Volkes jahr: 
lich, oder nur nach dem Ablaufe gewiffer 


) Aneillon, © XXI f. befonders aber ©. 86. „Es 
wäre ein fehr befchränfter, Kleinlicher und falfcher 
Sefihtspunct, wenn man in einer Monarchie die 
tepräfentativen Formen, welche den Thron umgeben, 
und zu feinem Glanze wie zu feiner Feftigkeit beis 
tragen, nur als Hemmketten der Regierung betrach— 
ten wollte. Sie follen nicht eine todte Schranke 
abgeben, die im Mothfalle der etwa durchbrechenden 
Macht Widerftand leiften kann, fondern die Kraft 
der Ööffentliben Macht vermehren, und 
felbft ein Lebensprineip feyn. As folde 
bewähren fih immer gut berechnete vepräfentative 
Formen. Sie bringen die Regierung und das Volt 
in enge Berührung, und begründen oder vermehren 
ihr wechfelfeitiges Zutrauen. Sie öffnen den Talens 
ten und dem Gemeinfinne eine gefesmäßige Bahn, 
und bilden eine wahre Pflanzſchule, in welcher die 
Hegierung die herrlichſten Werkzeuge vorfindet. Es 
reifen im Öffentlichen Leben Eünftige Staatsmänner, 
Bevor die Verwaltung ihnen übergeben wird, hat 
man die Zeit und die Mittel gehabt, diefelben zu 
beobachten, zu beurtheilen, zu erproben, und che fie 
die erften Aemter bekfeiden, find fie dem Volke vors 
theilhafe Bekannt. 
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Jahre ſich verſammeln, ob bisweilen fuͤr beſondere 
Zwecke und eingetretene Beduͤrfniſſe Außerordent— 
liche Verſammlungen derſelben von der Regie— 
rung berufen, und unter welchen Verhaͤltniſſen ent— 
weder bleibende, oder, in der Zwiſchenzeit der allge— 
meinen Verſammlungen, fuͤr wichtige Faͤlle einberufene, 
ſtaͤndiſche Ausſchuͤſſe zuſammentreten und mit 
der Regiernng ſich berathen ſollen, kann in der Staats- 
kunſt nie im Allgemeinen feſtgeſetzt, ſondern muß 
entweder in der einzelnen Verfafjung vorgefehen und 
beftimme, oder dem Ermeffen der Regierung über- 
laffen werden. Denn allerdings koͤnnen Thronver— 
Anderungen, bevorftehende Kriege, und ähnliche große 
politifche Vorgänge, die außerordentliche Zufammen- 
berufung der Stände, fo wie bedeutende Erſchuͤtterun— 
gen im innern Volfsleben (3. B. beim plöglichen . 
Sinfen des Staatsfredits, bei noͤthig gewordenen 
Anleihen, bei aufzulegenden neuen Steuern u, f. m.) 
die VBerfammlung eines ftandifehen Ausfchuffes ver- 
anlaffen. — Weil übrigens in allen Staaten die Ge- 
ftaltung des Staatshaushalts in neuern Zeiten zu 
den wichtigften öffentlichen Angelegenheiten gehört; 
fo fcheint namentlich in groößern Staaten und Rei— 
chen, wo jährlich das Budget geordnet werden muß, 
weil die Maffe und Größe der Ausgaben in folchen 
Staaten unmöglih auf mehrere Jahre im Voraus 
fich berechnen laßt, eine jährliche Zufammenkunft der 
Stände dringendes Beduͤrfniß zu fern. Allein in 
fleinern Staaten, deren Haushalt leichter zu über- 
fehen und zu ordnen if, fann wohl die Zeit von drei 
Jahren zur Wiederverfammlung der Stande hin: 
reichen; nur. dürfte ein Zeitraum von fechs Jahren, 
bei dem gegenwärtigen raſchen Wechfel der Verhaͤlt— 
niffe im innern Volksleben, zu weit hinausgerückt 
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erſcheinen. — Je groͤßer aber der Antheil der Volks— 
vertreter an allen wichtigen Staatsangelegenheiten 
(namentlich an der Geſetzgebung) iſt; deſto ſchwieriger 
bleibt es, im Voraus die Dauer der Verſammlung zu 
beftimmen. Allein fobald der Regierung verfaffungs- 
mäßig das Recht zufteht, diefe Dauer, bei anerfannten 
DBedürfniffen, zuverlängern; fobald wird auch die (we— 
der zu gedehnte, noch zu übereilte) Betreibung und 
Beendigung der öffentlichen Gefchäfte, bei einer in der 
Verfaſſung beftimmten Zeit für die Dauer der Ver: 
fammlung, nicht leiden. Damit übrigens die Wolfe» 
vertreter über die zu verhandelnden Gegenftande eine 
deutliche Ueberſicht gewinnen, die Protocolle gewiſſen— 
haft abgefaßt und öffentlich befannt gemacht, weit— 
läufige und von dem Gegenftande abweichende Erör: 
ferungen vermieden, und von dem Prafidenten der 
Verſammlung theils die einzelnen Mitglieder in Ord— 
nung erhalten, theils die für einzelne Gegenftande zu 
ernennenden Ausfchüffe gewiffenhaft controlirt werden 
koͤnnen, ift es nöthig, daß im Voraus durch die Ver— 
faffung, oder durch ein befonderes Gefeg, Die Form 
des Gefhäftsganges in der ftandifchen *) Verz 
fanmlung genau beftimmt werde, 


*) Für diefen Zweck find zwei Werke brauchbar: 1) Tas 
etiE oder Theorie des Geſchaͤftsganges in defiberirenden 
WVolksſtaͤndeverſammlungen von Serem. Bentham. 
Nach deffen binterl. Papieren beatbeitet von St. 
Dumont. Eılana. 1817. 8. und 2) Them. Kefz 
ferfon (acwefenen nordamerifan. Prafidenten) Hands 
buch des Parlamentarrechts, oder Darſtellung dev Ders 
handlungsweiſe und des Geſchaäftsganges beim eng: 
liſchen Parlament und beim Congreffe der vereinigten 
Staaten von Mordamerika. Ueberfegt und mit Ans 
‚ merkungen von Leop. v. Henning. Berl. 1819. 8 


-392 Staatsfunft. 


20. 
SOrTIMRBUuN.dgs 


über die Vertbeilung der Volfsvertreter 
in Kammern. 


Zu den wichtigften und fchiwierigften Aufgaben, 
welche die Staatsfunft zu lofen hat, gehört die Ent— 
fheidung der Frage: ob die Volksvertreter in 
Einer oder in zwei Kammern fih verfam- 
meln follen? eine Frage, die in neuerer Zeit nicht 
ohne geidenfchaftlichfeit, und, was noch ſchlimmer 
ift, nicht immer mit befriedigender Gründlichkeie von 
beiden Theilen, die darüber ſtritten, beantwortet wor- 
den ift. 

So viel gilt als philofophifch = gefchicheliche 
Präamiffe: 1) daß es an ſich nicht gegen den 
Zweck des Staates und gegen den Zwed der Volks— 
vertretung verftößt, wenn alle Volksvertreter zu Einer 
Verſammlung vereinigt werden; 2) daß namentlich 
in fleinern Staaten (3. B. mit einer Bevölferung, 
welche 500,000 Menfchen nicht überfteige,) zwei 
Kammern überflüffig feyn würden; und 3) daß in 
Staaten, wo ein Senat, als Reichscoflegium, mit 
beftimmten Rechten befteht, eine erfte Kammer we- 
niger Bedürfniß ift, als wo ein folches bleibendes — 
die erfte Kammer erfegendes — Collegium fehle. 

Allein, außer andern minder ausreichenden 
Gründen, fpricht für die gefestiche Begründung einer 
erſten Kammer: 

1) das Recht — daß nämlich in Staaten, 
wo ein erblicher Stand in dem Adel befteht, die- 
fer auch befonders und felbftitandig, doc in Verbin: 
dung mit einer verhaͤltnißmaͤßigen Anzahl gleich gras 


Ger Grundbefiser (wenn diefe auch zufällig nicht den 
perfönlichen Adel befüßen), verfreten werden ntüffe; 
2) die Gefhihte — welche sheils in dem 
Verhältniffe der Patricier und Plebejer in Noms 
beffern Zeiten ein ähnliches Verhaͤltniß aufftelle, theils 
in der Verfaffung Großbritanniens und Nordameri— 
fas, theils in dem (freilich noch jungen) Dafeyn der 
Pairskammer in Sranfreich die Zweckmaͤßigkeit und 
Müslichfeit zweier neben einander befiehenbe Kam- 
mern beftätigt. 
Zwar muß, bei tieferer Bekanntſchaft mie der 
Gefhichte, zugeftanden werden, daß in eigentkchen 
Sreiftaaten zwei Kammern feyn müffen, weil 
in Sreiftaaten die Staatsverwaltung von der Staats: 
verfaffung nad) einem andern Standpuncte, als in 
monarchifchen Staaten, getrennt ift, und das zu voll- 
ziehende Gefeg von zwei über daffelbe einverftandenen 
Behörden ausgehen muß, wenn anders dem republi= 
Fanifchen Defpotismus gefteuere werden fol. Dies 
beweiſet Rom, wo man den Senat als das Oberhaus, 
und das Volk mit feinen Tribunen als das Unterhaus 
betrachten muß; und daffelbe beweiſen die einzelnen 
nordamerifanifchen Freiftaaten, die ſaͤmmtlich — mit 
alleiniger Ausnahme von Vermont — zwei Kam— 
mern haben. Allein was in Freiſtaaten Beduͤrfniß, 
nach dem Zeugniffe der Geſchichte, iſt, duͤrfte nicht 
geradezu auch in Monarchieen, und namentlich in 
erblichen Monarchieen, weſentliches Erforderniß 
ſeyn, weil hier das Bleibende und Fefte in dem 
erblichen Monarchen und in feinem wefentlichen 
Antheile an der Gefeßgebung enthalten if, Doc , 
wo Recht und Geſchichte, die beiden Haupt: 
quellen aller Staatsfunft, gleichmäßig für eine po- 
litiſche Aufgabe ſich erklaͤren; da kann, namentlich 
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in groͤßern Staaten mit einer Bevoͤlkerung von 
mehrern Millionen, befonders aber in den gro= 
Ben Reichen, mit einer Bevölferung, welche 10Mill. 
Menfchen überfteigt, — fein Zweifel über ihre 
Zweckmaͤßigkeit und Müslichfeit vorwalten. Dazu 
kommt, daß die Geſchichte in neuern Zeiten gezeigt 
bat, dafi in Sranfreich die Verfaffung vom Jahre 
1791 mit Einer Kammer unhaltbar war, und daß 
die neueften Verfaffungen Spaniens und Por: 
tugals mit Einer Kammer weder die Gahrungen 
im Innern gehoben, noch das Ausland beruhigt ha- 
ben, befonders auch deshalb, weil die gefchichtlich 
vorliegenden VBerfaffungen mit Einer Kammer: die 
Foniglihe Macht in Hinſicht auf die Geſetzgebung blos 
auf ein fufpendirendes Veto befcehränfen, was aber 
an fich Feine nochwendige Bedingung einer 
Staatsverfäffung mit Einer Kammer ift, wie dies 
z. DB. die Weimarifche Verfaffung nad) ihren ein- 
zelnen Beftimmungen beweifer. | 

Allein fobald einmal die Frage, ob’ zwei Kam; 
mern in einem: Staäte beftehen follen, thatſachlich 
entſchieden iſtz fobald muß auch die Staatsfunft das 
gegenfeitige Verhältniß beider Kammern ges 
gen einander feftfegen. In Hinfiht der Organi— 
fation beider Kammern gehören in die zweite 
Kammer die freigewahlten Stellvertreter Der drei 
Stände: der ftädeifchen Gewerbe, der Pfleger der 
Wiffenfhaft und der Kunft, und "des Sandmannesz 
in die erfte Kammer hingegen theils die Prinzen’ des 
regierenden Haufes, theils eine beftimimter Anzahl 
erblicher Grundbefiger, theils eine gewiſſe Anzahl 
mit lebenslaͤnglicher Theilnahme van Der. erften 
Kammer vom Regenten ernannte Pairs aus den 
weltlichen und geiftlichen Großen des Reiches. ı Mut 
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darf, nach ver Gefammtzahl ihrer Glieder, die erfte 
Kammer verhältnißmäßig nie fo zahlreich feyn, 
als die e zweite, | 

In Hinfihe der Stellung beider Kammern 
gegen einander felbft und gegen ven Negenten, muß 
der Antheil beider Kammern an der Gefeßgebung 
durch die Verfaſſung beftimme bezeichnet werden, fo 
daß e8 am ratbfamften fcheine, wenn die von. "der 
zweiten Kammer ausgehenden Dorfchläge zu Gefegen 
zuvor von der erfien Kammer angenommen: oder ver— 
worfen, oder geprüft und verändert werden, bevor 
fie zur Kenntniß des Regenten fommen, und wieder 
die von der erſten Kammer gemachten Anträge zu 
Gefegen zuvor auf gleiche Weife der zweiten Kammer 
vorgelegt werden, bevor der Regent über deren An— 
nahıne oder Verwerfung entfcheidet; doc) fo, Daß — 
wie e8 Grundzug der geoßbritannifchen Verfaſſung 
ift — das Budget zunächit "Angelegenheit der 
zweiten Kammer bleibt. Gehet aber der Gefeges- 
vorfchlag von dem Negenten aus; fo muß die Ber: 
faffung beftimmen, welche Vorfchläge zunächst der 
erften Kammer, und welche zunäch ft der zweiten 
Kammer vorgelegt werden follen. 

Nun kann es zwar gefchehen, daß durch Die 
Verhandlungen zweier Kammern über einen Ge— 
fegesvorfchlag Die Entfiheidung ſelbſt etwas verzögert 
wird; allein man kann audy erwarten, daß durch die 
zweimalige völlig unabhängige Verhandlung darüber 
der Gegenftand von allen Seiten erwogen, und mit 
möglichfter Umfiche und Reife des Urcheils über ihn 
entfchieden wird. 

Der Charakter und die Beftimmung der Volks⸗ 
verfreter in der zweiten Kammer, fo wie ihre Stel— 
lung gegen das Volk, aus deflen. Mitte fie gewählt 
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wurden, ‚verlange, daß alle Verhandlungen der 
zweiten Kammer, öffentlich find, außer wenn ber. 
Wille des Negenten, in einzelnen Fällen, eine geheis 
me Beratsfchlagung über irgend einen wichtigen Ge- 
genftand ausdrucdlich verlangt. : Eben fo liegt in den 
Beratdfchlagungen der erften Kammer an fich fein 
Grund, weshalb ihre Sigungen geheim feyn müf: 
fen, wenn gleich die Praris in den meiften Staaten 
dafuͤr entſchieden hat. Wenigſtens müffen ihre Be: 
ſchluͤſſe zur öffentlihen Runde gelangen, wenn gleich 
bei ihren Verhandlungen die Zuhörer ausgefchloffen, 
und die Protocoffe ihrer Verhandlungen, nicht wie 
bei der zweiten Kammer, vollftandig zur Deffent- 
lichfeie gelangen follten *). ; 

Ber wichtigen Berathungen, namentlih über 
das Budget, dürfte, — fobald zwifchen beiden Kam- 
mern ein wefentlicher Widerſpruch ſtatt fande, — 
eheils eine Vereinigung beider Kammern zur Aus— 
gleihung der verfchiedenen Anfichten, theils ein 
Sammeln der Stimmenmehrheit in beiden Kammern 
gemeinfchaftlih, der rechtlichſte und zweckmaͤßigſte 
Ausweg feyn. **) — 


Nach dieſer Entwickelung der politiſchen Lehre 
von der Bildung zweier Kammern und von ihrem 
gegenfeitigen Verhaͤltniſſe, dürfen die übrigen Grunde 


*) Sr. Buchholz, Sollen die Verhandlungen einer Nar 
tionalrepräfentation Öffentlich feyn, oder nicht? in f. 
Sournale für Teutſchland, 1815, Apr. ©. 513 ff. 
(it im Ganzen dafür.) 

**+) Namentlich iſt diefer Ausweg in der Wirtembers 
gifhen Perfaffung vom 25. Sept. 1819 9. 177. 
und $. 181. geſetzlich vorgefchrieben. 
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fie oder wider zwei Kammern nur kurz berührt 
werden, So hat man die Nothwendigkeit zweier 
Rammern deshalb behauptet, weil die erfte Kam— 
mer das Erhaltungsprincip, die zweite das 
Bewegungs- und Vervollkommnungs— 
principim Staate vertrete; — und weil eg nöthig 
fey, daß dem in der zweiten Kammer vorherrfchenden 
demofratifchen Princip in dem ariftofrafi- 
fhen Princip der erften Kammer ein Gegenge— 
wicht gegen über geftelle werde, oder, was daffelbe 
fagt, daß die Wahlrepräfentation des Wolfes des 
Gegengemwichts in der Geburtsrepräfentation beduͤrfe. 
Allein dagegen läßt fi) erwiedern, daß in der Wirf- 
lich£eie des öffentlichen Volkslebens die Sonderung 
des Erhaitungs- und des Vervollfommnungsprincips 
nicht fo fcharf, wie in der Theorie, hervortrete, um 
das eine und das andere zum Grundcharafter der 
erften und der zweiten Kammer zu erheben, Denn 
warum follten nicht auch Individuen mit der feften 
Richtung auf das Erhaltungsprincip in der zweiten 
Kammer, und Individuen mit dem fihtbaren Stre— 
ben nad) dem Vervollfommnungsprincip in der erften 
Kammer angetroffen werden fünnen? — Eben fo 
mag wohl in einigen Reichen, befonders in foldhen, 
welche erft vor furzem aus dem Sturme einer Revo— 
fution und aus der Erinnerung an beftandene republi= 
Fanifche Formen hervorgegangen find, der Gegenſatz 
des demofratifhen und ariftofratifhen 
Prineips in der öffentlichen Anfündigung nicht abges 
läugnet werden; allein man würde gegen die Gefchichte 
verftoßen, wenn man z. DB. von dem Parlamente 
Großbritanniens geradezu behaupten wollte, daß in 
der Pairsfammer das ariftofratifche, und in der 
Kammer der Gemeinen das demofratifche Princip den 
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vorherrſchenden Charakter bildete. Dies wird 
ſchon durch die zweckmaͤßige Stellung des brittiſchen 
Adels gegen das Volk verhindert. Uebrigens bleibt, 
bei jener Vorausſetzung, immer noch die Frage uͤbrig, 
ob — dafern wirklich ein abfolurer Gegenfaß 
in der Richtung beider Kammern irgendwo ftatt fan- 
de — die Wohlfahrt des Ganzen durch eine ſo ge- 
ftaltece Wolfsvertretung in zweien Kammern zu errei- 
chen möglich wäre, und ob dann nicht nothwendig zu— 
legt Diefelbe gewaltfame Auflöfung der beftehenden 
Trennung, wie zwifchen dem Rathe der Fuͤnfhundert 
und dem Raͤthe der Alten in der dritten Verfaflung 
Sranfreihs, erfolgen würde? — Warum fuchen 
doch überhaupt die Thevretifer zwifchen beiden Kam— 
mern Gegenfäße, da nur durch) ihr gemeinfchaft- 
liches Wirken zu Einem Zwede, zu den allgemeinen 
Zwede des Staates , welchen beide Kammern ange: 
hören, die Harmonie des Ganzen, und die höhere 
Kraft des innern Volfslebens vermittelt werden fann! 
Dder, angenommen, daß wirflich die erfte Kammer 
blos erbliche Stanvdesintereffen beabfichtigte, und die 
allgemeinen Intereſſen des ganzen Staates vernad)- 
läffigte; würden dann wohl die Millionen ihrer Mit: 
bürger, denen jene Richtung der erften Kammer nicht 
unbefanne bleiben fonnte, mit Zutrauen und Achtung 
auf fie blicken und ſich für ihre Abfihten und Be— 
ſchluͤſſe erklären? . 

Noch willführlicher feheint die Annahme derer 
zu ſeyn, welche behaupten, daß in einer repräfentati- 
ven Verfaffung Regierung und Volf als im Ge— 
genfaße gedacht werden müßten, und daß es folglich 
eines dritten vermittelnden Etwas (einer 
Pairskammer) bevürfe, um beide in ihren 
Schranfen und in ihren rechten Bahnen zu er- 
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Halten. Denn wenn wirflich irgendwo ein Staat 
wäre, in welchem Regierung und Volk im Gegenfage 
ſtaͤnden; würde da eine Pairskammer es vermögen, 
dieſen Gegenſatz aufzuheben? Soll ſie etwagegen die 
Regierung im erforderlichen Falle ſich erflaren? — 
Und ſteht nicht in jedem zweckmaͤßig organiſirten 
Staate die Regierung uͤber beiden Kammern? Ge— 
hoͤren etwa die Mitglieder der erſten Kammer weni- 
‚ger zudem Volfe, wie die der zweiten? Stehen fie 
über dem Gefege? — Gerade, wenn eine Pairg- 
kammer fih zwifchen den Negenten und das Volk 
ſtellen wollte, wuͤrde fie den thatfahlichen Beweis 
ihrer Gefährlichkeit führen; denn nur da, wo der Re— 
gent und die Volfsvertreter in allen großen und 
entfcheidenden Angelegenheiten übereinftimmen, 
wird das Necht im Staate herrſchen, und das im 
Staate lebende Wolf die möglichit hoͤchſte Eultur er— 
reichen und die möglichft arößte Wohlfahrt genießen. 
Für Eine allgemeine Volfevertretung haben 
fich neuerlich erflärt: v. Rotteck, Ideen über 
Sandftande ıc. ©. 64 ff. — Votum eines freien 
teutſchen Mannes gegen Errichtung eines Oberhau— 
fes ; in Luden's Nemefis, 8SB. 4St. ©, 552 ff. 
— Bon den Seen, welche den verfchiedenen Ab- 
theilungen der Ntativnalrepräfentation in Kammern 
zum Grunde gelegt werden koͤnnen; in Buchholz 
Sournal fir Teutfchland, 1815, Mai, ©; 122 ff., 
wo vorzüglich gefchichtlich durchgeführt wird, wie 
wenig die Nachahınung der zwei Kammern im brit= 
tifchen Parlamente für andere Staaten ſich eigne, 
— v. Xretin, inf. Abhandlungen über wichtige 
Gegenftande der Staatsverfaffung und Staatsver- 
waltung. München, 1816. 8, (in der dritten 
Abhandlung von der Nationalrepräfentation,.) — 
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Heinv, Ebarh. Gtlo. Paulus, philoſophiſche Be: 
urtheilung der von Wangenheimifchen „Idee 
der Staatsverfaſſung.“ Heidelb. 1817. 8. — 
Auch Krug, in ſ. Repraͤſentativſyſteme, 
©. 60 ff. erklaͤrt ſich gegen die Nachahmung des 

brittiſchen Parlaments in diefer Hinfihe. — Nach: 
theile des Zweifammerfyflems, im Oppo— 
fitionsblatte, 1819, N. 208— 210 und Ebend, 
1819, Beilage N. 62. 

Für zwei Kammern erklären fih: (u Wan- 
genheim) in der Idee der Staatsverfaflfung; — 
Ben). de Conftant (der Coneipient der Zuſatz— 
acte vom 22. Apr, 1815 zu der vierfen franzof, 
Verfaſſung) in fe Betrachtungen über Conſtitutio— 
nen, ©. 6 ff. — Der Verf. von; Negent und 
Volk; ©. 51 ff. (doh mit Modificationen.) — 
Buchholz, von der Wichtigkeit der. politifchen 
Formen, insbefondere von der Wichtigkeit der 
Theilung des Parlaments in zwei Kammern; in 
f. Sournale für Teutfchland, 1818, Nov. ©.384 ff. 
— Derfelbe, noch einige Gedanfen über Ne: 
präfentativverfaflungen und deren Einführung; 
in f. Sournale für Teutfchland, 1819, Sept. 
85 ff. und Fortfegung, Det. ©. 206 fi. — 
Derfelbe, über die angeblichen Nachtheile des 
Zweifammerfyftems ; Ebend. 1819, Oct. ©.228 ff. 
— Für zwei Kammern, ‚oder, in Ermangelung 
der erften Kammer, für einen Senat, erflart ſich 
der Vf. der Abhandlung: ein Wort über die Con- 
ftitutionen großer Staaten; in den europ, Annalen, 
1818, St. 8, S. 192 ff. — Eben fo ftimmt 
für zwei Kammern der anonyme Vf. der Schrift: 
‚Einige entferntere Gründe für ftändifche Verfaſ— 
fung. Leipz. 18315. 8. — Auch Sr v. Naumer 
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(Hermes, St XI, ©. 358 ff.) gehört hieher: 

„Es ift ein Hauptirrthum unfrer Tage, ftändifche 
und vepräfentative Verfaffungen unbedingt ent: 
gegen zu feßen; eine Hauptaufgabe, diefe Ele: 
mente zweckmaͤßig zu verbinden. Jede 
ſtaͤndiſche Verfaſſung, welche blos auf perſoͤnlichen 
und Erbrechten beruht, laͤßt das Volk gleichguͤltig 
zur Seite, oder reizt es ſogar zur Feindſchaft gegen 
das Beſtehende; jede repraͤſentative Verfaſſung, 
die Nichts iſt, als ein Diviſionsexempel in die 
Volksmenge, entbehrt aller organifchen Gliederung, 
fegt unnatürlich das Verfchiedenartigfte gleich, und 
gewährt, wie die Erfahrung gezeigt hat, nicht die 
mindefte (?) Sicherheit, daß irgend ein großes 
Sntereffe der Nation (Religion, Wiffenfchaft , 

Ackerbau, Gewerbe u. ſ. m.) angemeffen und von 
Sacherftändigen verfrefen werde. Es ift lächers 
lich, in unfern Tagen zu behaupten, der Adel fey 
überall ein väterlicher Beſchuͤtzer und Vertreter 
feiner Bauern; es ift unverzeihlich, wenn die Leib— 
eigenfchaft und Sklaverei felbft mit chriftlichen 
Redensarten empfohlen wird; aber es ift andrer 
Seits nicht minder ehöricht, dem Sacktraͤger und 
dem größten Grundbefißer gleichviel politifche An- 
. rechte anzumeifen, aus Abneigung gegen den Erb» 
adel fich dem Geldadel der Juden und Lieferanten 
willig Preis zu geben, und die geiftlichen Angeles 
genheiten durch Dfficiere anordnen zu laffen, Per: 
fonliche Anrechte und Wahlrechte, ftändifche Glie— 
der und Repräfentanten koͤnnen nicht blos, fondern 
fie follen und müffen mit einander verbunden 
werden; das Eine oder das Andere mit unbeding- 
ten Anrechten hingeftelle, muß Stuͤckwerk bleiben 
und nachtheilig werden. — Ein Reichstag in der 
I. 26 
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Hauprftadt eines großen Reiches, der Keichsver- 
waltung gegen über tretend, genügt Feinesweges, 
um auch die niedern Kreife in das gehörige Leben zu 
rufen. So wie die Schöppen neben dem Schul- 
zen, die Stadtverordneten neben dem Magiftrate 
ftehen; fo laffen fih heilfam Kreisftände und 
Sandftände organifiren. Aus Provinzials 
ftänden muß der Reichstag erwachfen, damit den 
Gliedern das Haupt nicht fehle ; NReichstage hingegen 
in einem großen Reihe, ohne landfchaftliche 
und Gemeindeeinrihtungen, gleichen 
einem Haupte, das auf ſchwachen, oder gar feinen 
Fügen ftehe. — In Sranfreich feheut man mit 
Recht demofratifhe Wahlformen, wobei blos die 
Köpfe gezahlt werden; tadelt aber mit gleichem 
Rechte ariftofratifche, welche allen Nachdruck 
auf die Thaler legen, und von 30 Millionen 
nur 100,000 Menfchen ausfondern,’ 


21. 
Befhluß 


über die den Volksvertretern verfaf 
fungsmäßig beizulegenden Rechte und 
Pflichten, 


So bedeutend auch die Beftimmungen vieler 
neueren Verfaſſungen in Hinficht der den Volksver— 
£retern beizulegenden Rechte und Pflichten von einan- 
der abweichen, weil einige derfelben den Kreis diefer 
Kechte und Pflichten blos auf die Bewilligung 
der vom Negenten den Ständen vorgelegten Steuern 
und Abgaben befhränfen, andere dagegen die ge= 
feßgebende Gewalt ausfchließend den Volks— 
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verfretern beilegen ; fo feheinen doch die Vernunft und 
die Ausfagen der Gefchichte einen zweckmaͤßigen 
Mittelweg zwifchen jenen beiden Ertremen für die 
Staatsfunft zu vermitteln, 


Nach Vernunft und Gefchichte dürfte der Um— 
fang der Rechte und Pflichten der Wolfsvertreter fols 
gender feyn: 

1) Zuffimmung zu allen im Staate 
feftzufegenden directen und indirecten 
Steuern, mit dem Rechte der Auffihe über die 
Verwendung diefer Steuern zu dem bezeichneten 
Zwede, und — wo möglihd — auch, mit dem 
Ansheile an der Vertheilung diefer Steuern auf 
Die einzelnen Provinzen, Bezirke und Gemeinden 5" 

2) das Metitionsredt (das felbft in auto» 
fratifchen Staaten feinem Unterthan verfümmert 
wird), theils in Hinfihe der von den Volksvertre— 
tern felbft ausgehenden, theils in Hinficht der ihrer 
Verwendung und Unterftügung anvertrauten Bitten 
von Individuen und von einzelnen Gefellfchaften im 
Staate bei dem Regenten; 

3) Antheil an der Gefesgebung, fo 
daß entweder den Volfsvertretern gleich mä- 
Big *) mit der Negierung (nach oben aufgeftellten 


*) Dafür erklärt fih auh Krug, in f. Nepräfentativs 
fufieme, ©. 73 ff. und faft auf diefelbe Weife v. 
Rotteck, in f. Ideen über Landftände, ©. 21 f., 
nur daß diefer die Höchftwichtige Frage nach der nis 
tiative der Gefeße ganz übergeht, und daf gegen 
feine Meinung: ‚bei einem Volfe, in deffen Mitte 
politifihe Einficht und politifhe Qugend Haufen, 
mag den Staͤnden das Recht der Gefeßgebung uns 
beſchraͤnkt ertheilt werden,’ theils das aus der 

26 * 
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Grundfägen) die Snitiative der Gefege, oder, 
wenn der Negierung ausfchließend die Initiative der 
Gefege zukommt, den Volfsvertretern das Recht der 
Prüfung und Annahme der vorgefchlagenen Gefege 
zufteht, bevor fie Gefegesfraft erhalten und im 
Namen des Regenten als geltende Gefege be- 
fannt gemacht werden fünnen. Mur gegen die aus- 
fchließende nitiative der Gefege auf Seiten der 
Volfsvertreter, mit einem blos fufpendirenden Veto 
des Regenten, erflären fich gleich ftarf die Vernunft 
und Gefhichte. — Wo aber der Regierung das aus» 
fehließende Recht der Initiative zukommt, muß we— 
nigſtens den Volksvertretern das Recht der Antraͤge, 
Vorſchlaͤge und Wuͤnſche durch die Verfaſſung 
geſichert ſeyn, weil jede Vertretung zwecklos iſt, durch 
welche nicht die Beduͤrfniſſe, Beſchwerden, Hoff— 
nungen und Wuͤnſche des Volkes zur Kenntniß der 
Regierung, vermittelſt des einzigen rechtlichen Organs 
des Volkes in feinen Vertretern, gelangen Fonnen, 
Beſonders müffen alle neue bürgerliche und Straf: 
vechtsgefegbücher, fo wie die Gefegbücher für das 
gerichtliche Verfahren und fir den Handel, und Die 
eigentlichen organifchen (in das öffentliche Staats- 
leben eingreifenden) Gefege den Ständen zur Prüfung 
vorgelegt werden, weil fie, nach ihrer Stellung zu 
dem Volke, am ficherften beurtheilen Fonnen, ob und 
bis wie weit die von der Regierung vorgefchlagenen 
Gefege dem Grade der Cultur und Mündigfeit, und 
den Bedürfniffen der einzelnen Stände und Klafen 
des Volfes entfprechen ; 





Vernunft hervorgehende Souverainetätsrecht des Res 
genten, theils die Thatfachen der neueften Geſchichte 
in mehrern Weichen ftreiten. 
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A das Recht der Beſchwerdefuͤhrung 
und Anklage in Hinſicht aller wahrgenommenen 
Mißbraͤuche der richterlichen und vollziehen— 
den Gewalt, obgleich an der Wirkſamkeit beider den 
Volkovertretern nicht der entfernteſte Antheil zukom ⸗ 
men darf; 

5) das Recht der Mierheilung der von 
dem Regenten mit dem Auslande abgeſchloſ— 
fenen und die Angelegenheiten des oͤffentlichen 
Staafslebens (3.8. den Handel, die Schiffahrt En 
betreffenden Verträge; 

6) das Recht der Oeffentlicht eit 
Verhandlungen, theils in Betreff der Oeffent— 
lichkeit ihrer Verſammlungen, theils in Betreff Der 
öffentlichen Befanntmachung ihrer Befchluffe (dafern 
nicht da, wo zwei Kammern beftehen‘, die Sigungen 
der erften Kammer verfaſſungsmaͤßig geheim ſeyn 
ſollen); 

7) das Recht der per ſoͤn kihen TEN le $- 
lichkeit) mo der Zeit ihrer öffentlichen Wirk 


*) Sefferfon, der vormalige Präfident der nordames 
ie rikaniſchen Freiftaaten, fagt deshalb: „Sn einem 
conftirutionell = monarchifhden Staate ſind der. Fürft 
und die ihm gegen über ftehenden Repraͤfentanten 
heilig und unverleglich, in einem republifaniichen die 
Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung. Diefe 
Heiligkeit und Unverleglichkeit beftceht darin, daß 
die Depofitare der gefeßgebenden Gewalt, als folche, 
für ihre Handlungen fchlechterdings unverantwort ich 
find, und daß fie nicht unter, fondern über dem 
Sefeße fiehen. Die Perfon des Fürften,vals die 
perfonificirte Sdee der Einheit des Staates, bleibt 
unter allen Umftänden unantaftbar. Daffelbe gilt 
von der Unverleglichkeit der Nepräfentanten 
verfammlung, als der verfinntichten Idee der 
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ſamkeit (außer in dem Falle der thatſachlichen Ueber— 
fuͤhrung eines Verbrechens), und der Unverant— 
wortlichfeie ‚für alle ihre verfaffungsmaßigen, An- 
träge und Beſchluͤſſe. 

In Hinſicht des Antheils der Volksvertreter an 
dem oberhoheitlichen Rechte, Krieg anzukuͤndi— 
genunt Frieden zu fohließen, ſcheint die britti= 
fche Verfaflung den weckmaßioſten Ausweg gefunden 
zu haben, nach welcher dem Regenten das Recht des 
Krieges und Friedens ausſchließend zuſteht, dagegen 
die Bewilligung der Summen zur Fuͤhrung 
des Krieges allein von dem Parlamente abhängt. 
Dadurch wird die, in vielen Fällen felbft für das 
Wohl des Volfes nicht rathſame, Bekanntwerdung 
der Eröffnung eines Krieges vor der Erflarung def 
felben vermieden, zugleich aber auch von dem Wolfe 
nur derjenige Krieg kraͤftig unterftügt, für welchen 
die öffentliche Meinung fich erklärt. 

In gefchichtlicher Hinfiche darf nicht vergeffen 
werden, welche — auf dem Wiener Con⸗ 
greſſe (man vergl. 5. Ludw. Kluͤber's Weberficht 
über —— Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes, 3 Abtheilungen, Frkf. am M. 1816. 
8. ©. 201 ff.) von Deftreih,.und Preußen 
über die den Ständen der teutſchen Staaten in 








Allgemeinheit des Staates. Nur tritt bier 
der Fall ein, daß einzelne Mitglieder der Verſamm— 
lung, welche fich eines Verbrechens fehuldig machen, 
allerdings unter das, Gefeß geftellt und zur Verant— 
wortung gezogen werden können, weil durch Bes 
gehung eines Verbrechens das einzelne Mitglied von 
der Verfammlung fich losfagt, und deffen Beſtra— 
fung nicht als Verlegung der Verſammlung betrachtet 
werden kann.“ 
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der neuen Verfaſſung Teutſchlands zu ertheilenden 
Rechte aufgeftelle wurden. Schon in dem erften 
von Preußen vorgelegten Entwurfe einer teutfchen 
r Bundesverfaffung ward auf Die Feftfeßung eines 
Minimum der Nechte der Sandftände gedrungen, 
und dieſes Minimum in den beftimmten Anteil 
ander Öefeggebung, in die Bewilligung 
dertandesabgaben, und in die Vertretung 
der DBerfaffung bei dem Landesherrn und dem 
‚Bunde gefeßt. Zugleich ward vorgefihlagen, die 
Stande aus erblihen und gewählten zu bil» 
den. Diefes Minimum wiederhohlte Preußen am 
16. Det. 1814 in den, im Einverftändniffe mit 
- Deftreich und Hannover, entworfenen zwölf Arti— 
keln mit dem Zufaße: waß, außer dieſem Minis 
mum, der Bundesvertrag es den Bundesfürften 
* überlaffen folle, ihren Sandftänden nicht nur ein 
| Mebhre res zu bemilligen, fondern auch denfelben 
eine. Einrichtung zu geben, welche der Landesart, 
.. dem Iharafter der Einwohner, und dem Herfom- 
men gemäß ſey.“ Endlich beftimmte, sm 10. Febr. 
1815, Preußen das Minimum. von Nechten ges 
nauer, welches allen teutfchen Sandftanden, — 
unabhängig von der Verfchiedenheit landftändifcher 
Verfaffungen in den einzelnen Sändern, — zukom— 
men und namentlich beftehen follte: 4) in dem 


- Rede der Mitberathung bei Ertheilung 


neuer, allgemeiner, die perfönlichen und Eigens 
thumsrechte der Staatsbürger betreffenden, Ge: 
‚feße; 2) in dem Rechte der Bemilligung 
bei Einführung neuer Steuern, oder bei Er- 
höhung der fchon vorhandenen; 3) in dem Rechte 
der Befhmwerdeführung uͤber Mißbraͤuche 
‚ oder Mängel in der Sandesverwaltung, 
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worauf ihnen die Regierung die nöfhige Erflärung 
darüber nicht verweigern dürfe, und 4) in dem 
Rechte der Schuͤtzung und Vertretung 
der eingeführten Verfaſſung bei dem eh 
und bei dem Bunde, 


22, 
Ueber Freiheit der Preffe 


Die Freiheit des Wortes und der Schrift ift, 
an fich betrachtet, eine unmittelbare Folge der Frei- 
heit des Gedanfens, und diefe ift begründet in der 
urfprünglichen Freiheit des menfchlichen Geiftes über: 
haupt, fo wie zunächft in der fittlichen Freiheit. Man 
follte meinen, wenn Gott dem Menfchen die firtliche 
Freiheit und die freie Sprache, bei dem vorausge= 
fehenen unvermeidlihen Mißbrauche beider , dennoch 
mittheilte; fo müßte auch die Größe beider Güter die 
denfbaren und die wirflich eintretenden Mißbräuche 
derfelben aufwiegen; und nach derfelben Folgerung, 
müßten auch die Vortheile der Preßheit für Die ganze 
bürgerliche Gefelffehaft die Mißbräuͤche derfelben auf: 
wiegen. Dieſe Anfiche wird noch infofern von der 
Gefhichte beftätige, inwiefern die Staaten mit 
großer Preffreiheit — 3. B. Großbritannien, Preu- 
Ben unter Friedrich 2, Dänemark und Nordamerifa — 
in der geiftigen Entwicelung und Eultur, und, durch 
beide, in allen Theilen des innern Wohlftandes un- . 
aufhaltbar fortfchritten; fo wie die Gefchichte gleich- 
mäßig ausfagt, daß durch Freiheit der Preffe noch 
fein Reich bedroht und geftürzt, wohl aber mander 
Staat, wenn dem ängftlichen Preßzwange zulegt die 
Erbitterung der Gemüther und diefer Erbitterung der 
endlihe Ausbruch langverbaltener Affecten folgte, 
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—* Preßzwang in feinem Innern gewaltſam er- 
ſchuͤttert ward *). 


*) Friedrich > (Hinterl. Werke, 25. 6, ©. 63 f.) ſchrieb 
im Jahre 1781, als Greis von 69 FJehren: „Wenn 
man bis zu dem Urſprunge der Geſellſchaft hinauf— 

ſteigt; fo iſt es einleuchtend genug, daß der Res 
sent ſchlechterdings fein Recht über die 
Meinungen der Bürger bat. Müfte man 
niht wahnfinnig feyn, wenn man fih vors 
ftellen wollte, daß Menfchen zu einem ihres Gleichen 
gejagt hätten: Wir erheben dich über uns, weil wir 
gern Sklaven feyn mollen, und wir geben dir die 
Macht, nnfere Gedanken nad deiner Will— 
führ zu leiten. Sie haben vielmehr gefagt: Wir 
bedürfen deiner, um die Gefege aufrecht zu halten, 
denen wir gehorchen wollen, um weile regiert zu wers 
den, und ung zu vertheidigen. Uebrigens fordern 
wir von dir Achtung für unfere Freiheit. " Dies ift 
das Berlangen der Völker, wogegen Feine Finwendung 
ftart finden kann; und diefe Toleranz iſt felbit ſo 
vortheilhafe für die Gefellfchaft, wo fie eingeführt 
it, daß fie das Glück des Staates bewirkt. — 
Wenn Friedrich 2 diefen Gegenftand aus dem Stands 
puncte des Rechts faßte; fo nahm ihn Fr. v. Genß 
aus dem Standpuncte der Politik, in feiner Schrift 
an Sriedrih Wilhelm 3 bei deffen Thron— 
befteigung (Berl. 1797. 8.) „Bon allem, was 
Seffeln ſcheut, kann nichts fo wenig fie ertragen, als 
der Gedanke des Menfchen: Der Druck, der diefen 
triffe, iſt nicht blos fihädlih,, weil er das Gute vers 
hindert, fondern auch, weil ev unmittelbar das Boͤſe 
befördert. Was, ohne alle Rücfihe auf andere 
Gründe, jedes Geſetz, welches Preßzwang gebietet, 
ausfchließend und peremtorifh verdammt, 
ift der weſentliche Umftand, daß es, feiner Natur 
nach, nicht aufrecht erhalten werden kann. Wenn 
neben einem jeden foldien Geſetze nicht ein wahres 
Inquiſitionstribunal wacht; fo ift es in unfern Tagen 
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— Allein bei der Uebertragung des, urfprünglichen 
Rechts der Freiheit der Sprache und der Preſſe auf 





unmoͤglich, ihm Anſehn zu verſchaffen. Die Leich⸗ 
tigkeit, Ideen ins Publicum zu bringen, iſt ſo groß, 
daß jede Maasregel, die ‚fie, beſchraͤnken will, vor ihr 
zum Geſpoͤtte wird. Wenn aber Gefeke diefer 
Art auch nicht wirken ; fo können fie doch, erbittern, 
— und das.if eben das- Verderbliche,, daß. fie ers 
bitten, ohne zu ſchrecken. Sie reizen gerade 
diejenigen, gegen. welche fie gerichtet. find, zu einem 
Widerſtande, ‚der nit immer nur glücklich bleibt, 
fondern am Ende ſogar ruͤhmlich wird. Die arms 
feligften Producte, denen, ihr innerer Gehalt nicht 
ein. Leben von zwei Stunden fichern würde, drängen 
ſich in. den Umlauf, weil eine Art von Muth mit 
ihrer Hervorbringung verknüpft zu feyn Scheint. Die 
nuͤchternſten Scribenten ‚fangen an, für heile Röpfe 
zu gelten, und die, ‚feilften erheben ſich zu Märtys 
tern der Wahrheit. Taufend bösartige Inſee⸗ 
ten, die Ein Sonnenſtrahl der Wahrheit. und des 
Genies verſcheucht haͤtte, fchleichen ſich jeßt, beguͤn— 
ſtigt von der Finſterniß, die man ihnen gefliſſentlich 
ſchuf, an die unbewahrten Gemuͤther des Volkes, 


und ſetzen ihr, Gift — ale wäre es cine. verbotene 
Koſtbarkeit — bis auf den legten Teopfen ab. Das 
einzige Gegengift, — . die Producte ‚der, „beffern 


Schriftſteller, — verliert feine Kraft, weil der Ununs 
terrichtete nur allzuleicht den, welcher von Schranken 
ſpricht, mit dem verwechfelt, welder die ungerediten 
gut: heißt. Nicht alfo, weil der Staat, oder die 
Menſchheit, dabei intereffirt wäre, ob in dieſem, 
von Büchern umflutheten, Zeitalter taufend Schriften 
mehr oder weniger das Licht erblicken, fondern weil 
Ew. Majeftät zu groß find, um einen fruchtlofen, 
‚und eben deshalb ſchaͤdlichen Kampf mit Eleinen Geg— 
nern zu Fämpfen; darum ſey Pueßfreibeit 
das unwandelbare Princip Ihrer Regie 
rung. Fuͤr geſetzwidrige eh für Schriften, 
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die Geſellſchaft, welche im Staate lebt, verlangt ſchon 
an ſich die Vernunft (Naturr. H. 48.), noch abge— 
ſehen von der Klugheit, daß jede Bedrohung und 
Berlegung des Rechts Audrer durch Mißbrauch der 
Preſſe eben ſo geahndet werden muͤſſe, wie jede andere 
Rechtsverletzung, d. h. nach dem wahrnehmbaren 
‚Grade der ſubjectiven Strafwuͤrdigkeit und der 
‚objectiven Strafbarfeit. Die legte fann aber 
‚nur durch ein beftimmtes Prefgefes bezeichnet und 
ausgefprochen werden, Die Rechtlichkeit dieſes 
Preßgefeges, und die Nothwendigkeit deffelben 
in einer bürgerlichen Geſelſchaft, wo ſittlich =mündige 
und ſittlich-unmuͤndige Individuen neben einander 
leben und wirken, iſt daher über jeden Zweifel erha> 
‚ben. Deſto ſchwieriger ift die Aufgabe der Staats- 
Funft, ein vollig zweckmaͤßiges und erſchoͤ— 
pfendes Preßgeſetz aufzuftellen, weil die angeb- 
lihen und die wirflichen Preßvergehen, nach 
ihrer Ankündigung dur) Wort und Schrift und 
nad) ihrer Wirk ſam keit im Staate, in vielfacher 
Hinſicht mit andern Rechtsverlegungen nicht verglichen 
werden koͤnnen. 

Ales, was Vernunft, Erfahrung und 
Geſchichte darüber als recht lich, nuglid und 
aus fuͤhr bar aufſtellen koͤnnen, ſcheint auf folgen— 


die den Charakter ſolcher Thaten anziehen, muͤſſe 
jeder verantworthich, ſtreng verantworts 
lbich ſeyn; aber die blofe Meinung finde feine 
andern Widerfacher, als die entgegengefeßte, und, 
wenn fie irrig ift, die Wahrheit. Mie kann ‚dies 
Spyftem einem mwohlgeordneten Staate Gefahr berei: 
ten; nie hat es einem folden gefchadet: Wo es ver: 
derblih ward; da war die Zerftdrung fhon vorher; 
gegangen. ‘ 
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den zwei Puncten *) zu beruhen: 1) entweder man 
ſucht alle Mißbrauche und Vergehen der Preffe durch) 
Prävention zu verhüten, 2) oder man verftatter 
jedem Staatsbürger das Recht der-freien Preſſe, be— 
ffimme aber dur) ein Preßgeſetz, was Preßver- 
gehen find, und wie fie beftraft werden follen. 

"Der Zwed der Prävention wird durch die Cen- 
fur zu erreichen geſucht, durch ein polizeiliches In— 
ftitut, wornac der Staat, vermittelft der ernannten 
Eenforen, eine Art von Bormundfchaft über die 
gefammte geiftige Thärigfeit im Staate ansuͤbt. Soll 
diefes Syſtem folgerichtig durchgeführt werden; fo 
darf 1) im Staate feine Zeile ohne Cenfur 
gedruckt werden, und 2) für die cenfirten 
Schriften ift nicht mehr der Schriftftefler , fondern 
der Cenfor verantwortlid,. Wie fchwierig 
diefes Syſtem in feiner Ausführung ift, erhellt 
fehon daraus, weil — feit der Einführung der Cen— 
fur in Europa — noch fein, die Pflihten und 
Rechte des. Cenfors erfchöpfendes, Cenfurgefeg 
erfchienen ift, und deshalb dem eigenen Ermeffen — 
nicht felten der individuellen Anfiht — der Genforen 
gewöhnlich. fehr viel überlaffen bleibe. : 

Dagegen beruht das zweite Syftem, das von 
einer ftellvertretenden Verfaffung und von dem darin 
beſtimmten Antbeile der fittlich - mündigen Staats- 
bürger an der öffentlichen. Freiheit kaum getrennt wer— 
den fann **), auf der in der Verfaffung ausgefpro- 








*) Beral. Buchholz, inf. Zournale Teutſchland, 1822. 
März, ©. 360 ff. 

**) Der Fürft Talleyrand erklärte in feiner in ber 
Pairsfammer Frankreichs gehaltenen Rede (f. Bud 
holz, Teutſchland, 1821, Sept): „Ohne Preb: 
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henen Preßfreibeit, womit aber ein Preßge— 
ſetz über die Preßvergeben und deren Beftrafung 


freiheit gibt es feine repräfentative Regierung; eine 
Regierung, welche fih zu lange der Prepfreibeit wi— 
derfeßt, ftelle fi. Gefahren blos. Heute zu Tage ift 
es nicht leicht, lange ſchwarz für weiß zu verkaufen, 
Sch fenne jemand, der mehr Berftand hat, als Bol: 
taire; mehr Verſtand, als Duonaparte; mehr Bers 
ftand, als die Welrpiloten, und mehr Verſtand, als 
“ alle Minifter, die waren, find und feyn werden, 
nämlich: die ailgemeine Meinung.’ — Der 
nordamerifanifhe Präfidene Sefferfon fagte am 
4 März 1801 in feiner Antrittsrede: ,, Berbreitung 
von Fiht und Kenntniffen, Anklage jedes Mißbrauchs 
vor dem Gerichte der Öffentlihen Meinung, Freiheit 
der Sottesverehrungen, Freiheit der Preffe, perfönz 
lihe Freiheit unter Gewährleiftung des Habeas-Cor— 
pus, und ©erechtigkeitspflege durch unparcheiifh gez 
wählte Sefhworne; — das find die hellen Sterne, 
welche uns glücklich durch die finftern Stürme der 
evolution und unferer Wiederherftillung geleitet haben. 
Der Aufftellung diefer Grundgefeße haben unfere Ges 
lehrten ihre Nachtwachen geweiht gehabt; für ihre 
Vertheidigung vergoffen unfre Helden ihr Blut; fle 
follen unfer politiſches Credo bleiben, der Text unfers 
bärgerlihen Unterrichts, der Prüfitein des Sinnes 
derer, denen wir unfer Zutrauen ſchenken.“ — Sin 
gleibem Sinne erklärte fih Camille:Gordan in 
der Deputirtenfammer Franfreihs (Allg. Zeit. 1817, 
N. 360.): ‚, Sebieterifch erheiſchen Vernunft und Frei— 
heit die Aufftellung von Geſchwornen für Preßverz 
schen; fie brauchen nicht Gelehrte, nicht tiefe Poli— 
tifer zu ſeyn; gefunder Menfhenverftand reicht hin, 
zu entiheiden, ob eine Schrift eine Verläumdung 
oder Beleidigung gegen Bürger, einen Aufruf zur Ems 
pörung gegen die gefeßmäßige Macht enthält. Die 
Schriften wurden ja gedrucdt, um Eindruck auf 
das Publicum zu madhen; folglich können unab— 
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nothwendig verbunden werden muß. Nur als vor— 
übergehende — und eigentlich mit diefem Syſteme 


— 


haͤngige Maͤnner, aus dem Publicum genommen, 
am beſten beurtheilen, welchen Eindruck ſie gemacht 
haben. Sollten die Geſchwornen aber auch einen 
Schriftſteller losſprechen, den die Vernunft verurtheilt; 
ſo koͤnnten die Journale bald an ihm Gerechtigkeit 
uͤben. Hieruͤber haben alle freie Voͤlker nur Eine 
Meinung.“ — In demſelben Geiſte ſprach Bignon 
(Ebend. N. 362.): „Es herrſcht daruͤber nur Eine 
Stimme, daß es keine Preßfreiheit ohne Geſchwor— 
nengerichte, um uͤber ihren Mißbrauch zu entſcheiden, 
und ohne Unabhaͤngigkeit der Journale gebe; ohne 
dieſe beiden Bedingungen iſt Preßfreiheit eine Chi— 
maͤre. Die Polizeigerichte ſind hierbei 
verwerflich; — nicht wegen ihres Ranges in der 
gerichtlichen Hierarchie, ſondern weil Richter, deren 
Beruf es iſt, uͤber die Schaͤndlichkeiten und Verirrun— 
gen der entarteten Menſchheit zu richten, ſich nicht 
ſogleich in die noͤthige Stimmung verſetzen koͤnnen, 
um uͤber das Maas zu entſcheiden, welches beherzte 
Vertheidiger der Volksrechte nicht uͤberſchreiten ſollen; 
weil Richter, denen die Pflicht es zur Gewohnheit 
gemacht hat, den Schuldigen herauszufinden, 
gar leicht einem Schriftſteller Meinungen und Abſich— 
ten in ſeinen Schriften aufdecken werden, an die er 
nie gedacht hat, ſo wie, nur in einem andern Sinne, 
die Commentatoren in ihrem Lieblingsautor Schoͤn— 
heiten finden, welche dieſem nie in den Sinn kamen; 
endlich weil permanente Richter nicht unab— 
haͤngig ſind, und zu ſehr die Gewohnheit haben, 
nach fruͤhern Faͤllen zu entſcheiden. Alle dieſe Nach— 
theile fallen bei Geſchwornen hinweg; frei von Vor— 
urtheilen, ohne Ruͤckſicht auf fruͤher gefällte Urtheile, 
entſcheiden ſie uͤber die Schuld eines Schriftſtellers 
nach dem Eindrucke, den fein Werk auf ihren geſun— 
den, unbefahgenen Verſtand gemacht har. — Selbſt 
für die Minifter find freie Sournale eine Wohlthat; 
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unvereinbare — Maasregel wird in einigen Staaten, 
mit der Preßfreiheie und dem Preßgefege auch no) 


— 000. 


fie Hindern fie, ihre Gewalt zu mißbrauchen.“ — 
Sogar Napoleon, der im Jahre 1814 erklärte, daß 
ihn „die liberalen Ideen“ geftärzt hätten, nahm, 
während der Zeit der hundert Tage, in die Zufaks 
artikel zur vierten Verfaſſung Frankreichs (am >22. 
Apr. 1815) im Art. 64 folgende Deftimmung auf: 
„Jeder Bürger hat das Recht, feine Gedanken, wenn 
er fie unterzeichnet, zu drucken und befannt zu madıen 
ohne einige vorhbergegangene Genfur, mit 
Vorbehalt gefeglicher Berantwortlichfeit nach der Bes 
kanntmachung durch Urtheil der Gefhwornen, 
wenn auch eine bloße correctionelle Strafe ſtatt haben 
ſollte.“ — Einige Jahre ſpaͤter (1819) erklaͤrte der 
damalige franzoͤſiſche Miniſter de Serre: „Alle Ver— 
folgungen gegen Schriftfiellee haben ihren Zweck nicht 
erreicht, und die Regierung fieht fih in diefer Lage 
gendthigt, das Uebel bei der Wurzel anzu: 
greifen, und einem freimäthigen Volke das Necht, 
über die Öffentlichen Handlungen der Öffentlichen Mäns 
ner die Wahrheit zu fagen, und das Sefagte zu beweiz 
fen, zurück zu geben. Ohne freie Preffe kann 
die DBerantwortlihhfeit der. Regierung 
agenten gar nicht begründet werden; denn 
wie fhwierig if es für den Privarmann, Beamte 
ohne Autorifation der Regierung vor Gericht zu ftels 
len. Auch unter der Eaijerlihen Regierung waren die 
Beamten verantwortlih. Da aber der legale Beweig 
fo Schwer zu führen ift, und die Preffe nicht 
frei war; fo mwurden faft nie Klagen über Bes 
drückungen der Beamten laut.” — Damit kann 
verglichen werden die Nede des Nepräfentanten Do: 
trenge (am 25. Sept. 1816) in der zweiten Kam— 
mer der Seneralftaaten des Königreiches der Nieder— 
lande (Allgem. Zeit. 1816, N. 302 f.), - und 
Karl v. Rottecks Rede über die Preßfreiheit in der 
Dadenfhen Ständeverfammlung (Oppoſitionsbl. 
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die Cenſur, namentlich fuͤr Tagesblaͤtter, Zeitun— 
gen und Flugſchriften, verbunden, obgleich auch 
dieſe Schriften an ſich unter dem Preßgeſetze ſtehen; 
gewiſſermaßen um dem Eindrucke vorzubeugen, der 
vermittelſt ſolcher Blätter auf die große Maſſe des _ 


— — — — 


1820, Beil. 71.) — Gleiches ſpricht v. Jakob 
(Einl. in das Studium der Staatswiſſen— 
ſchaften, Halle, 1819. 8. ©. 213.) aus; „Soll 
eine Conftitution ihre Vollkommenheit erreichen; fo 
muß Preßfreiheitncben ihr die Regel feyn. Ver— 
mittelft derfelben können allein die Sachen von allen 
Seiten beleuditet, und alle Stimmen, auch dir, 
welche nicht in den Volksverfammlungen oder vor der 
Regierung erfcheinen dürfen, vernommen werden. Das 
durdy wird nach und nah ein Öffentlides Ur 
tbeil, eine öffentlihe Bolksitimme gebildet, die end— 
lih fo fiart wird, daß ſowohl die Stände, als der 
Monarch feldit, darauf Ruͤckſicht nehmen muͤſſen, 
wenn fie gerecht und wahr if. Auch ift nur 
diefe bleibend. Die particulären Meinungen der 
Demagogen verhallen, und bleiben in einem 
Staate, der nah gerechten Srundfäßen 
regiert wird, obne politifhen Einfluß; 
aber das Gute, das die Probe der Zeit aushält, ers 
hält durch die Deffentlihkeit eine Stärke, gegen die 
auch der Mächtigite nicht handeln darf, ohne fih der 
größten Gefahr und mindeftens der allgemeinen Vers 
achtung auszufegen. ” — Fr. Buchholz (Sournaf 
für Teutfhland, 1815, Th. ı, ©. 523.): „Wo von 
Doffentlichkeie der Verhandlungen die Rede ift; da 
muß auh von Preßfreiheit die Rede feyn, ins 
dem diefe zuleßt nichts anders ift, als der Ausdruck 
von jener.” Val. deffen Auflag über Preß— 
freiheit (in demf. Sournale, 1816, Th. 2, ©. 
537 ff): „Wo die Freiheit der Preffe fih nicht in 
Kraft der Berfaffung gleihfam von felbft befchränft; 
da muß etwas feyn (Cenfuranftale), wodurch 
diefes bewirkt werde, 
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Volkes in der Zwifchenzeie hervorgebracht werden 
fönnte, bevor das Preßgefeg auf den Mißbrauch der 
Preffreiheit anzuwenden möglich wäre. 

Im Allgemeinen dürfte alfo der Grundfag der 
Staatsfunft gelten: In allen Staaten, wo die Ein« 
richtungen fehlen, welche den Charafter der Deffent- 
lichfeit tragen (Berfaffung als Grundvertrag, öffent: 
lihe Verfammlungen der Volfsvertreter , öffentliche 
Gerechtigfeitspflege u. ſ.w.), ift die Cenſur und ein 
beftimmees Cenfurgefeg der Preßfreiheit vorzu- 
ziehen; dagegen in allen Staaten, wo das innere 
Staatsleben zur Deffentlichfeie gelangt ift, die Preß- 
freiheit mit einem beftimmten Preßgefege den 
Vorzug vor der Cenfur verdient. Uebrigens folgt aus 
dem Dafeyn der Cenſur nicht fhon an ſich die 
Beſchraͤnkung und Lähmung der geiftigen Mittheis 
lung; denn die Gefchichte Fennt Staaten, wo, unter 
Leitung der Cenſur, die Preffe freier fich bewegt, als 
wo die Preßfreiheit in der Verfaffung ausgefprochen 
ift. Eben fo wenig folgt, daß in Staaten mit Preß- 
freiheit und Preßgefeg der Geift fich freier ausfprechen 
fonne, als in Staaten mit Cenſur, weil in folchen 
Staaten alles auf die Anwendung und Hand» 
hbabung des Preßgefeges anfommt Die 
freiefte, ficherfte und unpartheifchfte Anwendung deffels 
ben wird aber nicht von befoldeten Richtern 
gefchehen, fie mögen aus Polizei - oder Yuftizbehörden 
ernannt werden; vielmehr find da, wo Preffreiheit 
und Preßgefeg rechtlich beftehen, Gefhmwornen- 
gerichte unumgänglich noͤthig, mo Gefchworne, aus 
Gleichen gebildet, das Unfhuldig oder Schuldig 
über die angebliche Verlegung der Preffreiheit aus⸗ 
fprechen, und, nach) dem Ausfpruhe des: Schuldig 
von den Gefchwornen, die Unterordnung des Prefiver: 

I. 27 
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gehens unter das vorhandene Preßgefeg, und die Ent- 
fheidung über die Größe des Vergehens und die Art 
feiner Beftrafung erfolgt. Mr 

M. C. FW. SGrävell, drei Briefe über Preß—⸗ 
‚freiheit‘ und Volksgeiſt. Berl. 1815. 8.' 

Krug, Entwurf zur teutfchen, und Darftellung 

der engliſchen Gefeßgebung über die Preßfreiheit. 
Leipz. 1818. 8. 

Ludw. Hoffmann, Cenſur und Preffreiheit, 
hiftorifch = philofophifch bearbeitet. 2 Theile. Berl, 
1819. 8. (Der erfte Theil audy mit dem befondern 
Titel: Gefhichte der Büchercenfur.) 

Kühle v. Lilienftern, Studien. Zur Driens 
tirung über die Angelegenheiten der Preffe. 2 Abthl. 
Hamb. 1820. 8. 

Heinr. Zſchokke, Referat uͤber ein neu aufzu— 
ſtellendes Geſetz gegen die Preßvergehen; in ſ. 
Ueberlieferungen, 1820, April. 

Wilh. v. Sch uͤtz, Teutſchlands Preßgeſetz. Lands⸗ 
hut, 1821. 8. 
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8) Die Regierung des Staates, als zweiter 
Beſtandtheil der Organifation defjelben. 


Es ift eine der folgenreichften Begriffsvermechs- 
lungen in der Staatsfunft, wenn man nicht fireng 
zwifchen Verfaffung und Regierung des Staates uns 
terſcheidet. Zwar ift in einem auf einer, Verfaffungs- 
urfunde, als Örundvertrage, beruhenden Staate die 
Form der Regierung nothwendig in der Ver- 
faffung beftimmet (d. h. ſie iſt entweder die Vers 
faffung eines monarchifchen ‚oder eines republifanifchen 
Staates; fie fpricht entweder die Wahl oder die Erb: 
lichkeit der Negentenwürde aus; fie verzeichnet den 
Kreis der Rechte, und Pflichten des Regenten, deſſen 
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Eiviflifte u. ſ. w.); allein, nad) dem Verhältniffe bei- 
der, der Berfaffung und der Regierung, zur Organi- 
fation des Staates, bezieht fich die Regierung, ſchon 
dem Worte nah, —— auf die Perſon 
des Regenten. Es muß daher, im Begriffe, ſehr 
genau zwiſchen der Berfaffungsform und der Regie: 
rungsform des Staates unterfchieden werden, weil 
zunächft mie der legten die Form der Verwaltung 
des Staates, als dritter Beftandtheil feiner Organi— 
fation, zufammenhängt, indem der Regent — er möge 
Übrigens nach feinen echten als unbefchränfe oder 
befchränft erfcheinen, — in jedem Staate als das 
Oberhaupt dergefammten Staatsverwals 
tung gedacht wird, 

Unterfcheidet man daher genau zwifchen der Ver: 
faffung und Regierung; fo kann nicht von einer de: 
mofratifchen,, ariftofratifchen, monarchiſchen ꝛc. Ver⸗ 
faſſungsform, wohl aber von einer demokratiſchen, 
monarchifchen u. a, Negierungsform gehandelt 
werden, 


24. 
Sortfegung 


Die wichtige Frage aber nach der vollfommenften 
Kegierungsform kann nicht aus reiner Vernunft 
(fonft müßte fie dem Staatsrechte angehören), fon: 
dern nur mie Ruͤckſicht auf die Ergebniffe 
der Gefhichte, mithin nie unbedingt (abfolur), 
fondern nur bedingt und beziehungsweife (relativ), 
dh. mit Rüdficht auf ein gegebenes Volk und 
nach örtlichen und ländlichen Verhaltniffen beantwor- 
tet werden, Deshalb gehört denn auch die Schre von 
ber zweckmaͤßigſten Negierungsform nicht dem 

* 


420 Staatskunſt. 


Staatsrechte, ſondern der Staatskunſt an. Denn 
fo wenig Perfien zu den Zeiten des Darius Hyſtaſpis 


für eine republifanifche Negierungsform fid) geeigner 
haben würde; eben fo wenig würde Athen im Zeit 


alter des Miltiades, Cimon oder Perifles eine per- 
fifche Serailvegierung ertragen haben. Go wenig 
Syrien unter den Seleuciden, Aegypten unter 
den Lagiden für eine demofratifche oder ariftofratifche 
Kegierungsform geftaltet war; fo wenig auch Kar- 
thago in Hannibals Tagen und Rom in dem Zeit- 
alter der Scipionen für eine ftreng monarchifche Re: 
gierungsform. Daſſelbe gilt gleichmäßig von den 
neuern und neueften Zeiten, Die Gefchichte kennt 
feinen Erbfönig der Schweiz, und feinen Landammann 
der Osmanen zu Stambul; fie Fann fih zu Wafhing- 
ton feine erbliche Negentendynaftie, und in Stodholm 
feinen Präfidenten eines ſchwediſchen Freiftaates den- 
fen. Selbft nah dem Zeugniffe der Gefchichte gehen 
veraltete Negierungsformen eher unter, als daß fie in 
andere entgegengefeßte verwandelt würden. "Mit dem 
Darius ECodomannus erlofch die regierende Kaiſer— 
dynaftie über Perfien, und Altperſien ging unter in 
den Froberungen des macedonifchen Alerander. Sy— 
rien und Xegnpten wurden, nach Vernichtung ihrer 
erblichen Regentenhäufer , Provinzen Noms. Vene— 
dig, mächtiger und größer, als viele andere gleichzei- 
tige oberitalienifche Staaten, ging unter als Republif, 
ohne in monarchifche Regierungsform verwandelt zu 
werden, Polen, dem Namen nad) Republif, mit 
einem Könige an der Spiße, verſchwand, in der drit: 
ten Theilung, aus der Neihe der europäifchen Reiche 

Ale diefe Zeugnifle und Belege aus der Ge 
ſchichte beftätigen es, daß die Regierungsforn 
der einzelnen Staaten eben fo, wie ihre Verfaffung 
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auf geſchichtlicher Unterlage beruht, d. h. aus fruͤhern 

oͤrtlichen und laͤndlichen Verhaͤltniſſen mit einer in— 

nern Nothwendigkeit hervorgeht, und ſich hier und 
dort ſehr verſchiedenartig geſtaltet. 

Friedrich 2, Verſuch uͤber die Regierungsfor⸗ 

men; in f. hinterl. Werten, Th.6, ©. 45 ff. 

Comte de Hertzberg, discours sur la forme 

des gouvernemens, et quelle en est la meilleure, 


Berl. 1784. 8. Teutfch, Berl. 1784. 

J. T. Plant, publiciftifche Ueberficht aller Re— 
gierungsarten fänmtlicher Staaten und Völker auf 
der Welt. Lpz. 1788. Bol. 

Sofiasthor Straten, fyftematifche Abhandlung 
von den Regierungsformen überhaupt u. der uneinges 
fhränkten Monarchie insbefondere. Flensb. 1760. 8. 


25. 
Allgemeine Klaffification der Regie 
J rungsformen. 


Nach den Thatſachen der Geſchichte gibt es mo— 
narchiſche und republikaniſche, gewählte 
und erbliche, einfache und zuſammenge— 
fegte *) Regierungsformen. Sie alle find an ſich 
rechtlich nad) der Vernunft, wenn fie auf rechtlichen 
Wege begründet und von dem Volfe anerfannt 
find, zu deffen Leitung fie beftehen; fie alle. koͤnnen 


— ⸗ 


*) Kant (zum ewigen Frieden, S. 25.) nimmt nur 
drei Formen der Beherrſchung an, „wo naͤm— 
lich entweder nur Einer, oder Einige unter ſich 
verbunden, oder Alle zuſammen, welche die bürgers 
liche Gefellihaft ausmachen, die Derrfchergewalt bee 
fisen (Autofratie, Ariftofratie und Demos 
fratie, Fürftengewalt, Adeisgewalt und Volksge— 

— Walt). “ 
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zweckmaͤßig feyn, fobald fie der erreichten Stufe 
der Cultur und der politifchen Freiheit des Volkes, 
das unter ihnen fteht, angemeffen find, und durch fie 
die beiden höchften Zwede alles Staatslebens — Die 
Herrfchaft des Rechts und die Wohlfahrt der Indivi— 
duen und des Ganzen — vermwirflicht werden. Sie 
alle fonnen aber auch, unter eintretenden Verhaͤlt— 
niffen, Nachtheile und Mißbrauche für die bürger- 
liche Gefellfchaft herbeiführen, befonders wenn fie von 
dem Zwecke ihrer urfprüunglichen Begrundung fich ent= 
fernen, und die dem Negenten zufommende vecht- 
mäßige Gewalt in Willführ ausartet, 

Wild. Traug. Krug, über die Eintheilung der 
Staatsformen in die monardifche, ariftofratifhe u. 
demofratifhe; in f. Schrift: über Staatsverfaffung 
und Staatsverwaltung. Königsb. 1806. 8. 

A. H. 8%. Heeren, über den Charakter der dess 
potifhen DBerfaffung und der Staatsverfaß 
fungen überhaupt; in f. Ideen über Polis 
tik 30. C2te Aufl.) ©. 978 ff. 


96. 


Weber die monardifhen und republifa- 
nifchen Regierungsformen überhaupt. 


Obgleich im wörrlihen Sinne jeder Staat 
eine Republif feyn, d.h. Die allgemeine Wohlfahrt 
in feiner Miete verwirklichen foll, und, nad) die ſer 
MWortbedeutung, nur der Defpotismus, oder die Will- 
führherrfchaft, dem Nepublifanismus gegen über 
ſtehen würde, in welchem die Regierung auf be- 
fiimmten Gefegen für die Herrfchaft des Rechts und 
die Wohlfahrt des Ganzen beruht; fo weicht doc) die 
gefhichtlihe Bedeutung und Geltung der republis 
Eanifchen Regierungsform von der wörtlichen Bezeich⸗ 
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nung ab, und man verſteht, in geſchichtlicher 
Hinficht , unter Republifen diejenigen Staaten, deren 
Regent nicht, wie in der Monarchie, Eine phyſi— 
ſche Perfon, fondern eine moralifche (myftifche) 
Perſon ift, welcher die Souverainetat nicht als 
perſoͤnliche Würde, fondern als übertrage- 
nes Staatsamt zufommt. Denn darauf fcheint 
zunachft der mefentliche Unterfchied zwifchen der mo» 
narchifchen und der republifanifchen Negierungsform zu 
beruhen, daß in der erften — wie «8 das Staatsrecht 
beſtimmt ausfpricht (Staatsr. $. 30. und 31.) — der 
Regent lebenslänglich mit der Souverainetäf 
befleidet ind nach den ihm zufommenden Majeftäts- 
rechten heilig und unverleglih, unmider- 
ftehlich und unverantwortlich ift, wahrend in 
der republifanifchen Staatsform die Regentenwuͤrde 
nur als ein übertragenes Staatsamt erfcheint, um 
gewöhnlich einer Mehrzahl von Individuen 
(einem Collegium, einem Vollziehungsrathe), fo 
wie an fich weder lebenslänglich, noch mit Unverant- 
wortlichkeit zuſteht. Widerfinnig und ungefchichtlich 
aber ift es, die Nepublifen, im Gegenfage der Mo— 
narchieen, Freiftaaten zu nennen, weil das, was 
das Werfen eines Freiftaates bildet — die rechtliche 
Anerfennung der bürgerlihen Freiheit aller 
Staatsbürger und der politifchen Freiheit aller 
fitefich - mündigen (Staatsr, $. 14.) — in Monars 
chieen eben fo ausführbar ift und, nach der Gefhichte, 
verwirfliche wird, wie in Republifen, 
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27. 
Die monardifhe Regierungsform. 
&) die unbefhränfte und beſchraͤnkte. 


Der Monarchie liegt die großartige dee zum 
Grunde, einen Einzigen fo mächtig zu machen, daß er, 
wo möglich, gar nicht in die Verfuchung gerathen kann, 
die ihm anverfraute Gewalt zu mißbrauchen. Die 
bürgerliche Gefellfhaft bedarf namlich in ihrer Fort— 
dauer eines Schwerpuncts, den fie nur in der 
monarchifchen Negierungsform finden Fann, Diefe 


Regierungsform erfcheint aber nach der Gefchichte, ent: 


weder als unbeſchraͤnkte oder als befchränfte, 
entweder als Wahl- oder als erbliche Monarchie, 

Nach der unbefhränften Regierungsform 
ift der Regent durch) fein Staatsgrundgefeß in Hin- 
fiht der Ausübung feiner Souverainetätsrechte be- 
ſchraͤnkt; er ift nicht blos das Oberhaupt der voll- 
ziehenden Gewalt; ihm fteht nicht blos ein mefent- 
licher Antheil an der gefeßgebenden Gewalt zu; er ift 
vielmehr der einzige und hoͤch ſte Gefeggeber im 
Staate, und vollzieht zugleich die von ihm gegebe= 
nen Geſetze; er vereinigt daher in fich, im unbefchränf: 
teften Sinne und völlig gleichmäßig, die gefeßge- 
bende und vollziehende Gewalt, und ift für 
alle feine Negentenhandlungen blos Gott und feis 
nem Gemwiffen verantwortlih. ° 

Ob num gleich, nach dem Zeugniffe der Gefchichte, 
diefe Vereinigung des höchften Willens mit der hoch: 
ften Macht in Einer phyſiſchen Perfon bei einzelnen 
Regenten und in einzelnen Staaten und Reichen die 
Fraftigften Wirfungen für das innere und äußere 
Staatsleben vermittelt, und die Thatfraft ausgezeich- 


— — — 
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neter Regenten ihr Wolf und Reich nicht felten mäch- 
figemporgehoben, und einer fchnellen Entwicelung und 
Reife zugeführt, fo wie die Namen ſolcher ungewöhn- 
lichen Individuen an der Spige der Staaten für alle 
Zeiträume in der Gefchichte verewigt hat; fo beftätige 
doch gleichfalls die Gefhichte, daß, wie überhaupt 
die Erfcheinung großer und ausgezeichneter Menfchen 
auf der Erde, fo auch die Erfcheinung großer Regen— 
ten zu den Seltenheiten gehört; daß felbft diefe unge= 
wöhnlichen Negenten an der Spige der Völfer und 
Staaten nicht immer wohlthaͤtige Erfcheinungen 
gewefen find, meil das Lebermaas der ihnen einwoh- 
nenden Kraft fie nicht felten zu Handlungen der Will: 
führe im In- und Auslande hinriß, und daß über- 
haupt die unbefihranfte Gewalt — weil der Negent, 
feiner erhabenen Stellung ungeachtet, ein Menfch, 
mit menfchlichen Irrthuͤmern, Schwachheiten und Lei— 
denfchaften bleibt, — fehr leicht in unbegrenzte Will 
führ ausarten, den Staat in feinem Vorwaͤrtsſchrei— 
ten aufhalten, und alle Kraft des innern Staatslebens 
durch Defpotismus und Gefeglofigfeit niederdrücen 
und zerftören fann. Dabei darf nicht vergeffen wer— 
den, daß der unbefchhänfte Regent — felbft bei der 
hoͤchſten geiftigen Kraft — nicht alles, nad) den 
mannigfaltigen Theilen der gefeßgebenden und voll- 
ziehenden Gewalt, die er in fich vereinigt, allein voll- 
bringen fann, daß er alfo, nach feiner Berathung 
und nad) feinen Befchlüffen, von Männern abhängt, 
die in ihren Anfichten und Grundfägen, fo wie in 
ihren Zwecken und individuellen Eigenfchaften oft ſehr 
von einander abweichen, und die vielleicht nicht immer 
mit völlig reinem Willen und mit feltener Geiftesbil- 
dung das im Auge behalten, was in jedem einzelnen 
Zeitraume und in jedem gegebenen Falle dem Zwecke 
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des Ganzen und der erreichten Stufe des innern 
Staatslebens angemeffen ift. — Eben fo zeige die 
Gefchichte, daß nirgends leichter, als in unbefchränf- 
ten Monarchieen, bald der Priefterftand, bald ein 
hoher Rath, bald eine Leibwache eine fo große Macht 
ſich anmaßte, daß der Regent dadurch) in feiner Kraft 
befchranfter ward, als es je in einer fogenannten be— 
fhränften Monarchie gefchehen Fann. — 

Sm Gegenfage der unbefchränften Regierungs— 
form ift der Regent in der befhränften Monardie 
entweder durch gemwiffe pofitive Keichsgrundgefege, 
auf welche er beim Regierungsantritte den Eid leiftet, 
oder duch eine formliche Verfaffung, als Staats» 
grundvertrag, und Daher in Hinfiche feines Willens 
durch gewiffe Bedingungen gebunden, die er in der 
Derfaffung entweder felbft als rechtliche Unterlagen 
feiner Stellung gegen das Volf, das er regiert, ge- 
geben (in den octroyirten Verfaffungen), oder als 
bereits beftehende rechtliche Unterlage vertragsmäßig 
anerfannt hat, wo er alfo feinen perfönlihen Wil- 
len nie zum allgemeinen Willen erheben Fann, fon= 
dern die Ausübung feiner Souverainetätsrechte 
(Staatsr, $. 30.) in Verbindung mit den vertrags- 
mäßig übernommenen Negentenp flichten bringen 
muß. 
Ob nun gleich die befhranfte Monardie, in- 
mwiefern fie auf einem gegenfeitigen fittlihen Ver— 
haltnifje zwifchen dem Regenten und den Negierten 
beruht, und alfo beiden gewiffe beftimmte Rechte, 
unter der Vorausfegung der Erfüllung gewiſſer be- 
ftimmter Pflichten, zugefteht, dem im Staats- 
rechte aufgeftellten Ideale einer vollfommenen Ver: 
faffungs = und Kegierungsform am meiften entfpricht ; 
fo kann doch auch fie von Unvollfommbeiten nicht frei 
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gefprochen werden, wenn diefe gleich nicht fo fühlbar 
find, wie bei der unbefchranften Negierungsforn. Die 
Unvollfommenbeiten der befchränften Monarchie tre— 
ten, nad) dem Zeugniffe der Gefchichte, am meiften 
hervor, wenn es den Ständen, oder den Großen eines 
Reiches zufam, mit dem gewählten oder erblichen 
Regenten, bei deffen Negierungsantritte, eine förm- 
lihe Capitulation (wie z. B. im ehemaligen 
teutſchen Reiche, in Polen u. ſ. w.) abzufchließen, die 
entweder an fich Die Regentenrechte fehr verengte, oder 
deren Grundlage aus Zeiten und Verhaͤltniſſen her— 
ruͤhrte, welche langft verfchwunden und alfo veraltet 
waren, oder deren Beftimmungen von eiferfischtigen 
Großen bei jedem Negierungsmwechfel verändert und 
gefteigert wurden. Allein felbft bei einer als Grund: 
vertrag beftehenden Verfaſſung Fann die befchränfte 
Monarchie zu mefentlichen Unvollfommenpheiten füh- 
ren, fobald die Verfaffung dem Regenten allen An— 
theil an der gefeggebenden Gewalt verweigert, und 
ihn blos an die Spige der vollziehenden Macht 
ftelle, befonders wenn fih die Stände, als gefeß- 
gebende VBerfammlung, als Inhaber der fogenannten 
Volfsfouverainerät betrachten. Je größer, unter 
diefem PVerhältniffe, für den Negenten und feine 
Rathgeber der Reiz wird, die ihm gezogenen engen 
Schranken zu überfchreiten ; defto leichter ift der Ueber— 
gang von der zu fehr befchränften monarchifchen Re— 
gierungsform entweder zur unbefchranften Willkuͤhr 
des Negenten, oder zum MWiderftande der Stände 
und Großen gegen feine geheiligte Perfon, oder zur 
Peft der Staaten, zum Bürgerfriege, 
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25 
Sortfegung. 
p) die Wahl- und erblide Monardie, 


Die monardifche Negierungsform erfcheint ent- 
weder als Wahlmonardhie, oder als erblidhe 
Monardhie 

Wenn es, an fich betrachtet, feheinen koͤnnte, 
als ob die Wahlmonarchie den großen Vorzug vor 
der erblichen behauptete, daß in ihr überhaupt der 
Verdientefte, Ausgezeihnerfte und Wür- 
digſte zur Regierung gelangte, ohne dabei Die Re— 
gierung eines Staates an das Schicfal eines regie- 
renden Haufes und an ven Zufall der Geburt zu knuͤ— 
pfenz fo find doch ſchon uͤberhaupt mit diefer Re— 
gierungsform die Schwierigkeiten verfnüpft, daß 
genau in einem Grundgefege beftimme feyn muß: 
wer gewählt werden fünne, wer wählen folle und 
dürfe, wie Die Wahl einzurichten und auszuführen 
fey, und wie ein Zwifchenreich vermieden werden 
koͤnne, oder wie e8 in einem Zwifchenreiche zu halten 
fen. Außer diefen urfprünglich mit der Wahlmonar- 
chie verbundenen Schwierigfeiten freten, nach der 
Geſchichte, gewöhnlich folgende Unvollfommenheiten 
bei verfelben ein: daß die Wahl felten ohne Einfluß 
des Partheigeiftes, der Leidenfchaftlichfeit und der 
Beſtechungen, ja vielleicht gar mit geheimer oder offe- 
ner Einmifchung des Auslandes, gefchiehtz daß des- 
halb der gewählte Regent — befonders wenn die Wahl 
auf einen Ausländer fallt — nicht immer der Aus- 
gezeichnetfte, mit den gefammeen innern Verhältniffen 
des Staates nicht gehörig befannt, und in feiner 
Macht ducch die zu fehr befchränfe ift, welchen das 
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Recht der Wahl zuſteht; daß der gewaͤhlte Monarch 
ſelten mit der Theilnahme der Regierung ſich unter— 
ziehen und mit der Kraft den Zweck des Ganzen be— 
foͤrdern wird, welche bei dem erblichen Regenten von 
der perſoͤnlichen Ruͤckſicht auf ſein Haus und auf ſeine 
Nachfolger ausgehen, und daß gewoͤhnlich mit jedem 
Regentenwechſel auch die Grundſaͤtze ſich veraͤndern 
werden, welche der Regent in Hinſicht auf die Leitung 
des innern und aͤußern Staatslebens befolgt. — 

Im Gegenſatze der Wahlmonarchie beruht die 
Erbmonarkhie darauf, daß die Negentenwürde, 
nach dem Tode des Negenten, auf feinen rechtmäßigen 
Erben übergeht. Als Grundbedingung der Erbmo- 
narchie muß daher feftgefegt werden: 1) daß der 
Staat nihe, wie ein Samilienbefiß, unter ſaͤmmt— 
liche vorhandene Erben des Regenten getheilt 
werden fann, fondern daß die Negentenwürde des 
rechtlich organifirten Ganzen, nach deffen Selbftftän- 
digkeit und Integrität, nur auf Einen Erben über- 
gehen darf; 2) die rehtlihe Erbfolge *) (wer, 
und in welcher Ordnung, zur Negierung aus der 


*) Shlözer bemerkt (in f. allgem. Staatsr. ©. 139.) 
fehr wahr: ‚Eine vollftändige Succeffionsordnung 
muß unzweideutig beffimmen, ob beide Geſchlechter 
folgen; ob die Folge secundum lineas oder gradus 
geſchehe;z welche von den Öeitenverwandten den 
andern vorgehen. Sie muß ferner feftfeßen: dag 
Alter des Erben, wann er die Regierung antreten 
dürfe; die Bormundfchaft während feiner Min: 
derjährigkeit, oder folder Zufälle, die ihn zum 
Negieren untauglih machen; welche phyſiſche Ges 
breden ihn von der Erbfolge ausfchließen; endlich 
ein Austunftsmittel, um Erbfolgekriege zu 
vermeiden.‘ } 
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Nachkommenſchaft des Regenten berechtigt iſt), und 
3) die vehtlihe Erbfolgefaͤhigkeit (cheils 
nach einer, beftimmten Zeit der Wolljährigfeit, 
theils mit der Aufitellung der Negierungsordnung bei 
der rechelihen Erbfolge eines Minderjährigen, 
theils mit der Ausfchließung aller geiftig Unfäpi- 
gen zur Regierung). Denn fo gewiß, nad) dem 
Zeugniffe der Gefchichte, das Unglück vieler Staaten 
in vorigen Zeiten von den unfeligen Theilungen der 
Sander abgehangen hat, bis endlih das Erftge- 
burts recht allmählig diefen Theilungen Maas und 
Ziel fegte; fo gewiß muß auch die recht iche Erb- 
folge klar und deutlich beftimme feyn, um allen 
Spaltungen über das Recht zur Thronfolge vorzubeu- 
gen, und eben fo forgfältig muß im Voraus. der Fall 
berechnet feyn, Daß entweder ein Minderjähriger den 
Thron befteigen, oder ein Blödfinniger der Nächft- 
berechtigte zur Regierung feyn Fonnte, 

Nach Befeitigung die ſer Schwierigkeiten be- 
hauptet aber die erbliche Regierungsform folgende 
wefentliche Vorzüge: daß die rechtlich beftimmee Thron- 
erbfolge alle bei der Thronerledigung in Wahlreichen 
eintretende Reibungen theils zwifchen den Thronbemwer- 
bern, theils zwifchen den zum Wahlen Berechtigten von 
ſich ausfchließe; daß gegen einen Erbfönig im Innern 
des Staates nie folche politifche Partheien fich bilden, 
mie es in Wahlreichen haufig geſchieht; daß das In— 
terefje eines Erbfonigs mit dem nteceffe des Staa— 
fes, in der Regel, aufs innigfte verſchmilzt, weil &, 
außer feiner Pflicht, auch in feinem perfünlichen In— 
tereffe liegt, ein cultivirtes, reiches, glückliches und 
mächtiges Volk feinen Nachfolgern zu hinterlaffen ; 
daß in der Erbmonarchie die Grundfäße der Regie: 
rung und Verwaltung meit feltener, als in Wahlrei— 
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chen, der Veränderung und dem Wechfel unterworfen 
find; daß, wegen diefer beftehenden Grundfäge, mit 
der Einheit und Feftigfeit in der Negierung, aud) 
- Milde und Schonung der gefammten bürgerlichen und 

häuslichen Verhältniffe, namentlich in Hinſicht der 
Polizei- und Finanjmaasregeln,, verbunden werden 
kann; daß felbft,, bei der Feſtigkeit diefer Grundfäge, 
die Stellung des Staates gegen das Ausland einen 
feiten Charafter erhält; daß alfo die befchranfte 
erblihe Monarchie, bei den wenigften Unvoll— 
fommenbeiten, die meiften Vorzüge und Vortheile für 
den ganzen Staat in fich vereiniger. 

In diefem Sinne muß das monardhifche 
Princip (ein Ausdruck der modernen Etaats- 
kunſt) gefaßt werden. Es beruht nämlich darauf, 
daß — ohne die in der Wirklichkeit beſtehenden 
Republifen nach ihrem Dafeyn , nach ihrer Selbft- 
ftändigfeit und nach) ihrer. eigenthümlichen Regie— 
rungsform zu gefährden, — 1) fein monarchifcher 
Staat, durch innere Umtriebe, in eine Nepublif 
verwandelt, 2) Feine rechtlich begründete Macht des 
Hegenten, weder in unbefchränften noch in be- 
fhränften Monarchieen, verändert oder gefchnnälert 

werde, 3) vielmehr alle nöthig gewordene Limbil- 
dungen in der innern Organifation der Staatın, fie 
mögen nun die Verfaſſung, Regierung oder Ver— 
waltung derfelben betreffen, entweder unmittelbar 
von dem Regenten (als Act der Souverainetät): aus- 
gehen, oder, auf den Vorſchlag der Stände, von 
demfelben angenommen und gutgeheißen werden. — 
In diefem Sinne hängt der neuerlich mehrmals 
ausgefprochene Grundfaß der Stabilität mit 
dem monardhifchen Princip genau zufammen, 
Denn die Stabilität will, daß das Beftehende, 
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namentlich der rechtliche Territorialbefig der Staa— 
ten und die rechtlich begründete Negentenmacht, 
in statu quo bleibe, und daß, nad) diefer 
Stabilität, die innern Erſchuͤtterungen des Staats- 
lebens und die damit nothwendig zufammenhan- 
gende Erfchürterung der Throne verhütet werden. 
Nie wird aber ein gefchichtsfundiger Staatsmann 
diefer Stabilität den Mebenbegriff unterlegen, daß 
durch fie alle nöthige Reformen in der Verfaffung 
und Verwaltnng ausgefchloffen würden ; nur follen 
diefe niche von unten genommen, fondern von 
oben gegeben werden, 

Ausartungen der monardhifchen Negierungsform 
find aber die Ufurpation, die Tyrannei und 
der Defpotismus. — Ufurpatorift näm- 
lich der, welcher die Regierung unrechtmaͤßig, we— 
der durch Wahl, noch durch Erbrecht, noch durch 
fürmlichen Vertrag, fondern durch Eigenmadt 
(entweder durch Eroberung, oder durch gewaltfame 
Verdrängung des bisherigen rechtmäßigen Negen- 
ten) errungen hat”); Iyrann hingegen ift der, 


*) Ueber die wichtige Frage, ob ein rechtmäßiger Regent 
das widerrufen könne, was der vorhergehende Ufurs 
pator eingerichtet hat, entfheidet Pufendorf (de 
jure naturae et gentium, |. 8. cap. ı2.): daß auch 
der Nachfolger eines Ufurpators verpflichtet fey, 
deffen Handlungen anzuerkennen. Scheidemans 
tel (das allgem. Staatsrecht überhaupt, ©. 371 f.) 
fügt die wichtige Einfhränfung hinzu: daß Pufen» 
dorfs Satz nur gelten könne, wenn der Ufurpator 
im Defiße feiner Regierung im Sn: und Aus 
lande rehtmäßig anerfannt worden ift. 
War er dies nicht; fo war er blos Räuber, und 

dann müffe die Klugheit über jene Frage ent: 
ſcheiden. 
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welcher die höchfte Gewalt gegen die beftehenden, 
und von ihn anerfannten und befhwornen, Staats: 
grundgefege nach bloßer Willführ verwaltet; und 
Deſpot der, unter welchem den Mitgliedern des 
Staates weder der Befig ihrer Menfchenrechte (der 
perfönlichen Freiheit, des Eigenthums ꝛc.) noch 
ihrer Bürgerrechte (5. B. wie in den afrifanifchen 
Kaubftaaten) gefichere ift, — Wenn alfo der Ufur- 
pator, abgefehen von der Unrechtlichfeie der Er- 
werbung der hoͤchſten Gewalt, dennoch als Regent 
durch einzelne gute Eigenfchaften fich auszeichnen 
Fann, und nicht ſchon qua usurpator auch Tyrann 
oder Defpot ſeyn muß; fo fegt die Tyrannei 
jedesmal im Staate beftehende Grundgefeße vor— 
aus, welche durch die Willführ des Negenten vers 
legt werden; fo wie der Deſpot nur in einer uns 
beſchraͤnkten monarchifchen Negierungsform (vder 
auch in einer Republik, doch mit Aufhebung ihres 
Grundcharafters,) gedenfbar ift, wo der Negent, 
an fich durch Fein Grundgefeg gebunden, flatt der 
ihm von Gott und feinem Gewiflen gebotenen Ges 
rechtigfeit, blos der Willführ in feinen Befchlüffen 
und Handlungen folge, — Es mwirde aber die 
folgenreichfte Begriffsvermirrung feyn, wenn man 
den Autokrator (den Regenten einer unbefchränfs 
ten Monarchie) an ſich mit dem Defpoten verwech— 
feln wollte. Denn unter der Regierung des Auto— 
Frators befteht der volle Genuß aller Menschenrechte; 
und nur die öffentlichen (bürgerlichen ) Rechte wer: 
den in der unbefchranften Monarchie Dadurch be- 
ſchraͤnkt, daß der Autofrator in fich die gefeggebende 
und vollziehende Gewalt ungetheilt vereiniger, 

Was den — durch Talleyrand im Jahre 1814 
der europäifchen Staatsfunft eingelegten — Be: 
I. 28 
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griff der Legitimitätanlangt;z fo erhält er feine 
politifche und gefchichtliche Bedeutung, nur im 
Gegenfage des Begriffs eines Ufurpa- 
tors, und einer Revolution, Der Begriff 
der Legitimitaͤt fegt eine rechtlich beftehende erb- 
liche Regierungsform voraus, fo daß die Legiti— 
mitaͤt auf der in einer Erbmonarchie rechtlich be— 
gruͤndeten Thronerbfolge, nach einer angenommenen 
feſten Succeſſionsordnung, beruht. Es kann da— 

her in einer Wahlmonarchie fo wenig, wie in einer 
Republik, die Rede von der Segieimität der Regie— 
rung, in bieſem modernen Sinne des Wortes, ſeyn. 
Wenn nun ein Uſurpator die in einer Erbmonarchie 
zur Thronfolge berechtigte Dynaftie von der Negie- 
rung verdrängt, oder durch eine Nevolution die 
vegierende Dyuaftie entfernt wird; fo find folche 
Thatfachen der Gefchichte die gemaltfamen Verftöße 
gegen den Grundfag der Legitimitaͤt ). — 


— — — — 


*) So alt der Grundſatz einer geſetzmaͤßigen (legi— 
timen) Regierung an ſich iſt; ſo neu ſind doch manche, 
dem modernen Begriffe der Legitimität unters 
arleate, Dedeutungen und Erklärungen. Die Ge: 
fhihte warnt davor, diefe Bedeutungen nidt zu 
weit auszudehnen ; denn (um nur einiger Beifpiele 
zu gedenfen) Pipin, der Begründer der carvlingis 
fehen Dynaflie, war es, der (752) den letzten Mes 
rovinger, und Hugo Sapet, der (987) den le&ßten 
Carolinger vom Erbthrone Franfreihs verdrängte; 
auch hat man in Großbritannien, feit der Thron: 
beiteiauna Wilhelms des Dranierds (1689), der 
Legitimirät der verdrängten Stuartifhen Dynaſtie 
beitimmt widerfprohen. Folgt man der urfprüngs 
lichen Bedeutung des Begriffes der Legitimität; fo 
kann in demfelben feine unmittelbare Ab: 
leitung der NRegentengewalt von Gott, 
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Eine Abart der monarhifhen Regierungsform 
find die ſogenannten Patrimonialreiche, 





fondern blos die rehtlidhe Thronfolge in 
einer Erbmonardie gefunden werden, und 
dies fiheint in rehtliher und politifher 
Hinficht auszureihen. Vgl. Krug, über beftehende 
Gewalt und Gefeßmäßigfeit in flaatsrechtlicher Bes 
deutung; zuerft in Ad. v. Müller’s Staatsan: 
zeigen, 1816, ©t.53, ©. 203 ff.; dann wieder 
abgedruckt in f. Kreuz- und Queerzügen ıc. 
©. 37 fe — Sn Hinfiht auf die Etymologie des 
Wortes gehört die Stelle des Livius hieher (histor, 
I, 48.), wo er, als Tarquin feinen Schwiegervater 
Servius Tullius entthronte, von dem lebten (der 
nicht im Glanze des Thrones gebohren war,) auss 
drücklich fagt: ceterum id quoque ad gloriam ac- 
cessit, quod cum illo simul justa ac legitima 
regna ceciderunt, während er (ibid. c. 49.) dem 
Tarquin (einem gebohrnen Prinzen) , male quae- 
rendi regni exemplum * beilegt. Einer andern 
Etymologie folgte v. Lameth in der franzoͤſiſchen 
Deputirtenfammer (Allg. Zeit.ıg22, N ı9., ©. 74.), 
wenn er erklärte: „‚Legitim Eommie her von legi inti- 
mus, dem Geſetze anhängend. Kinder nenne man 
legitim, wenn das Geſetz ihre Geburt anerfenne. 
Der Pflicherheil heiße legitima, weil das Geſetz 
ihn den Kindern zufprehe. Legitim beziehe ſich 
immer nur auf Erbfolge, au Nachfolge; und 
in folher Hinficht erkenne er die Legitimität einer 
Dynaftie zur Nachfolge auf einem Throne. Wolle 
man aber unter Legitimität ein göttlihes Recht ver: 
fiehen, dem zufolge das Volk Eigenthum der Sous 
veruins ſey; fo wäre dies ein Verbrechen an der 
Nation.“ — Auf ähnliche Weife ſprach der Freis 
herr v. Gagern in der Darmftädtiichen Stände: 
verfammlung (Allg. Zeit. 1820, N. 316, ©. 1264.): 
„Sc bin Tory und Royaliſt, ganz fo, wie es die 
Achte oranifhe Parthei verfieht. Allein allerdings 
28 * 
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(erbeigenthümliche Reiche, gewöhnlich durch 
Eroberung unterworfen, wo der Regent fich als den 
Eigenthbümer des ganzen Staates nad) Sand 
und Leuten, und diefe als ein Samiliengut be- 
trachtet,) in welchen der Regent feinen Nach— 
folger ernennt, entweder einen von feinen Er- 
ben ohne Rücklicht auf ein Erftgeburtsrecht (fo nach 
den Hausverträgen das Haus Wied), oder wenn 
er will jeden Fremden, (In diefem Sinne 





finde ich in dem Ausſpruche des Weiſen: winori 
discrimine sumi principem, quam quaeri — weit 
mehr für mich Ueberzeugendes, als in allen Empfeh— 
lungen der Kegitimirät. Dieſe Legitimität in den 
großen Staaten hat zur verftändigften Interpreta— 
tion den Satz: daß die Nation, die ihrem Fürften 
mit Trene nnd Liebe anhängt, ihre innere Ruhe 
am fiherfien bewahrt, und fich ftark genug gegen 
außen fühlte. — Noch fiehe die Antwort des jeki> 
gen Königsvon SGhwedenan diefer Stelle, die 
er dem Vicomte Pinon gab, der ihn zur Unters 
zeihnung zu dem Denfmale für Malesherbes, den 
Vertheidiger Ludwigs 16, mit den Worten einlud: 
„Der aroße Grundfaß der Legitimität, diefer Grund» 
foß, auf welchem das Glück und die Wohlfahrt der 
Völker beruht, ift neuerdings von ganz Europa an: 
erkannt worden u. ſ. w.““ woraufder König zwar 
unterzeichnete, in feiner Antwort aber bemerkte: 
„daß die wahre Legirimität aus dem einmüthig aus: 
geiprochenen Bolfswillen hervorgehe.“ (Allg. Zeit. 
1819, N. 284, ©. 1133.) — Bmei fcharflinnige 
Abhandlungen von Buchholz gehören hieher: 
‚Ueber die Erblichkeit der Throne inden 
Staaten Europa’s” (inf. Journale f. Teutſch—⸗ 
land, 1815, Th. 1, ©.46 ff.) — und „Ueber 
Souverainetät, Recht mäßigkeit und Uns 
umſchraͤnktheit.“ (Ebend. 1816, Th.ı., ©, 
56 fi.) — 
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war das Teftament Karls 2 von Spanien; auch 

beabjichtigte das legte Peter 1, der diefes [Recht 
ſchon in dem Begriffe einer unbefchränften Monars 
“hie fuchte. Man vergl. Schloͤzers hiſtor. Unter 

fuhung über Rußlands Reichsgrundgefege, Gotha, 

„1777. 8.) 

1, Ach. Beck, de jure regni patrimonialis. 

Diss. Jen. 1712. 4. (habe ich nicht gefehen.) 

Eb. a Weyhe, problema regium s. explicatio 
disceptationis politicae: utrius regni conditio me- 
lior sit, illiusne cui rex nascatur, an ejus cui 
eligatur ? Francf. 1618. 8. 

Scan; Kav. Edlervon Neupauer, Vorzüge 
der monardifchen vor den übrigen Negierungsfors 
men. Wien, 1792. 8. 

Jac. Rau, de monarchia, optima imperii forma, 
Lug. Bat. 16821. &. 
—— 

IJ. B. S. v. €, Grundriß der Fuͤrſtenkunſt, 
wornach ein Regent ſich groß und feine Unterthanen 
gluͤcklich machen fünne. Frankenberg an der Warte, 
1734. 8 . 





Ein Hauptgegenſtand der hoͤhern Staatskunſt 
in Hinſicht der Regierungsform iſt die Prinzener— 
ziehung; denn nicht ſelten ſind die Verhaͤltniſſe des 
Lebens und der Umgebungen der Hoͤfe von der Art, 
daß ſie nachtheilig auf die phyſiſche, geiſtige und 
ſittliche Entwickelung der kuͤnftigen Regenten einwir— 
ken. Iſt es aber irgendwo dringend noͤthig, daß der 
Koͤrper vor jedem ſchwaͤchenden und verweichlichenden 
Eindrucke bewahrt, und der Geiſt fruͤhzeitig zur Klar— 
heit der Begriffe uͤberhaupt, zur ununterbrochen Thaͤ— 
tigkeit, zur ſtrengſten Sittlichkeit und Rechtlichkeit, 
und zur Charakterfeſtigkeit — ohne Laune, Eigen 
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ſinn und Befoͤrderung aufwogender Leidenſchaften — 
gebracht werde; ſo iſt es bei denjenigen Individuen, die 
dereinſt durch Stand, Geburt und Erbrecht zur Regie— 
rung berufen ſind. Denn je hoͤher der kuͤnftige Regent 
ſteht; deſto mehr erwartet auch das Volk, das ihm 
gehorchen ſoll, von feiner Perfönlichfeit, und 
diefe Perfönlichfeit entfcheidet, nach dem Zeugniffe der 
Gefchichte, gewöhnlich über die Stellung des Regenten 
zum In- und Auslande, d. h. fie entfcheidet über die 
perfonliche Achtung, Liebe und Anhänglichfeit, welche 
dem Regenten bei feinem Volke und vom YAuslande zu 
Theil wird. Da nun ungewöhnliche Talente, als 
Austattung der Natur, nur felten verliehen werden; 
fo iſt es die heiligfte Pflicht der Prinzenerzieher, daß 
fie das vorhandene Maas von geiftigen Kräften richtig 
beurtheilen, und darnach die Entwickelung, Hebung, 
Fortbildung und den innern Zufammenhang zwifchen 
denfelben ebenmäßig berechnen, damit nicht nur das 
Volk mit frohen Hoffnungen und Erwartungen auf 
feinen fünftigen Negenten im Voraus blicke, fondern 
auch defien Regierungsantritt mit Recht als den An— 
fang eines, für das innere und äußere Staatsleben 
höchft folgenreichen, Zeitraumes fegnend begrüße. 

Conr. Heresbach, de educandis atque eru- 
diendis principum liberis, reipublicae gubernandae 
destinatis. Torg. 1598. Fol. 

Varillas,la pratique de l’education des prin- 
ces. a Amst. 1686. 8 N. E. ı6gı. 8. 

Abbe Duguet, institution d’un prince; ou 
traite des qualitez, des vertus et des devoirs 
d’un souverain. 3 T. Lond. 1743. 8. 

Teffing Briefe an einen jungen Prinzen; aus 
dem Schwedifchen v. Neihenbah. 2 Theile. Leipz. 
1756. 8. 

J. Bernd. Bafedomw, Aagathofrator, oder von 
Erziehung Fünftiger Regenten. Leipze 1771. 8» 
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Mart. Ehlers, Winke für gute Fuͤrſten, Prin— 
zenerzieher und DVolfsfreunde. 2 Th. Kiel, 1786. 8. 

Education civile d’un Prince, par L. D. H. 
a Durlac, 1788. 8. 

Ludw. Anton Muratori, Anfangsarinde der 
Regierungskunſt für junge Fürften; mit Anmerk. u, 
Zufäßen von Karl Adolph Caͤſar. Lpz. 1798. 8- 

Vince. v. Deauvais, Hand: und Lehrbuch für 
fönigliche Prinzen und ihre Lehrer; von Fr. Chfiph. 
Scloffer. 2 Th. Frkf. am Main, 1819. 8. 


; 29. 
Die republikaniſche Regierungsform. 


Der Grundcharakter der republikaniſchen Re— 
gierungsform, im Gegenſatze der monarchiſchen, 
beruht darauf, daß der Regent in der Republik nur 
als der hoͤch ſte Beamte des Staates, nicht aber 
bekleidet mit einer für immer heiligen und unveraͤnder— 
lichen Würde, erfcheint, und daß daher die Rechte 
der Souverainerät in der Republik nihteiner 
phbyfifhen Perfon, fordern dem ganzen 
Volke zuſtehen, welches diefe Rechte, in der An: 
wendung, einer moralifchen (myftifchen) Perfon 
(dem Regierungsperfonale) überträgt, die feltenen 
alle ausgenommen, wo der Drang det Verhältniffe 
in Republiken zur Ernennung eines Dictators doch 
immer nur auf kurze Zeit) fuͤhrte. — So mannig— 
faltig nun auch in der Geſchichte die Schattirungen 
der republifanifchen Negierungsarten erſcheinen; fe 
laffen fie fih doch auf zwei Hauptformen, auf 
die Demofratie und auf die Ar iftofratie, zu⸗ 
ruͤckfuͤhren. 
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30. 
a) Die Demofratie, 


Das Wefen der Demofratie befteht darin, 
daß die Rechte der Souverainerät der Gefammtheit 
des Volkes zufommen, und von derfelben geltend ge- 
macht und ausgeubt werden. In der fogenannten 
reinen Demofratie würde daher feine Angelegenheit 
des öffentlichen Staatslebens ohne Vorwiſſen und 
Zuftimmung des gefammten fouverainen Volkes ver- 
handelt und entfchieden werden fünnen, und dieſe 
Entfcheidung würde von der Mehrheit der Stim- 
men (101 gegen 100) abhängen, — Allein fo wie 
es fhon numerifch feine reine Demofratie geben 
Fann *), theils weil alle Perfonen unter 16 Jahren 
(nah Suͤßmilch 328: 1000), die feines Stimm: 
rechts fähig find, theils alle Individuen des weib— 
lihen Gefchlechts (die volle Hälfte von den übrig ge- 
bliebenen 772, = 386) abgerechnet werden müffen; 
fo ift felbft diejenige Demofratie in der Wirklichkeit 
nicht ausfuͤhrbar, wo alle volljaͤhrige Individuen 
des männlichen Gefchlechts das Stimmredt führen 
follen; es müßte denn eine ſolche Regierungsform ſich 
blos auf eine einzige Stadt oder Gegend, 
mie ſehr befchränfter DBevolferungszahl, beziehen. 
ie hat es einen großen Staat als reine Demofra= 
tie gegeben. Deshalb erfcheinen auc) die in der Ge- 
fhichte vorhandenen demofratifchen Regierungsformen 
gewöhnlich als befhränfte Demofratieen, wo Die 
dem ganzen Volfe zuftehende Souverainetät von ges 
wiffen Repräfentanten geübt, und die Regierung 


) Schlozers allgem. Staatsreht, ©. 124 fi 
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felbft, als ein vom Volfe aufgemwiffe Zeit, und 
mit mehrern oder wenigern Einfehränfungen 
übertragenes Staatsamt, fo wie mit der Ver— 
antmwortlichfeit für die vollbrachten Regierung: 
handlungen (entiveder dem ganzen Wolfe, oder deffen 
Repräfentanten), geführt wird, — Soll aber die 
Demofratie rechtlich geftalter feyn;z fo muß beſtimmt 
werden, wer als Mitglied zur fouverainen Volks— 
verfammlung gehört, unter welchen Formen Die 
Berfammlung zufammentritt und die Rechte der Sou— 
verainefät übt, auf welche Art und nach welcher 
Stimmenzählung ein Befhluß von der Verſammlung 
gefaßt wird, und wie die gefaßten Befchluffe und Ge- 
fege angewandt und ausgeführt werden ſollen. Noth— 
wendig muß daher in einer Demofratie durch Grund» 
gefeße beftimme werden, wer zu den ackiven (zu den 
öffentlichen Staatsangelegenheiten berechtigten) Buͤr— 
gern gebört; wer das Volf zu den Urverfammlungen 
beruft; wie die gefeßgebende und vollziehende Gewalt 
gefrennt, und nach welchen Bedingungen theils alle 
Staatsbeamte verantwortlich ſeyn, theils die wech— 
felnden Mitglieder der Regierung erfeßt werden follen. 
(Sp wird 5. B. der Präfident der nordamerifanifchen 
Sreiftaaten jedesmal auf 4 Jahre gewählt, ift aber 
wieder wählbar; dagegen bejtand in Frankreich , 
während der Dauer der dritten Verfaffung, von 
795 — 1799, das Negierungsperfonale aus 5 
Direetoren, von welchen jährlich Einer austrat; und 
wieder anders entfchird Die vierte Verfaffung Frank— 
reichs [1799] über die Rechte des erften Confuls und die 
feiner zwei Collegen u.f. mw.) Die befchränfte (oder 
repräfentative) Demofratie unterfcheider ſich aber 
dadurch von der Ariftofratie, daß die Volfsvertreter 
fein befonderes Standesintereffe geltend machen Fön- 
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nen, fondern nur das allgemeine ntereffe. des 
Volkes ſelbſt; daß alfo die Repräfentanten nicht im 
Charakter von Bevollmächtigten, fondern im Charak— 
ter von Stellvertretern handeln; daß fie durh Wahl 
ernannt werden, und daß die Zahl der Volksvertreter 
nicht nach Ständen, fondern nach der Gefammtzahl 
des Volkes ftati ſtiſch feſtgeſetzt wird. 


Die Demokratie, ſo oft ſie auch, als den ur— 
ſpruͤnglichen Menſchenrechten am meiſten entſprechend, 
empfohlen worden iſt, gehoͤrt doch zu den unvollkom— 
menſten Regierungsformen, beſonders die reine 
Demokratie, weil, bei dem Stimmrechte aller muͤndi— 
gen männlichen Staatsbürger, die Mehrheit felten den 
zweckmaͤßigſten Enefchluß faffen wird; weil fer 
ner in der reinen Demofratie der Weberredungsfunft 
einzelner Demagogen, fo wie der Partheifuche und 
felbft der Beftechlichfeit ein weiter Spielraum geöffnet 
iſt; weil, beider Veraͤnderlichkeit der öffentlichen Mei- 
nung, gewöhnlich die Stätigfeit in den Volksbe— 
fohluffen fehle, und weil in denfelben — bei allem 
Anfcheine von Volksherrſchaft — fehr leicht der 
Defpotismus eines Einzigen Wurzel faffen Fann. 
Selbft die befhränfte Demokratie hangt in Hin— 
fiht der Volfsvertrefer zu fehr von dem Zufalle der 
Wahlen ab, fobald niche eine erfte Kammer die zu 
lebhaften Yeußerungen und Befchlüffe der Kammer 
der Volksvertreter mie Weisheit und Umſicht zu maͤßi— 
gen verſteht; und namentlich fehlt es in ihr der Re— 
gierung nicht felten an Stätigfeit, theils weil das 
Perfonale derfelben nach Ablaufe einer gewiſſen Zeit 
fih verändert, theils weil die Macht derjelben eben 
fo durch die fharfgezogenen Grenzen zwifchen der ge: 
feßgebenden und vollziebenden Gewalt, wie durch die 


Staatskunſt. 443 


Verantwortlichkeit der Regierungsbeamten beſchraͤnkt 
iſt *). 


*) Sehr wahr ſagt Schloͤzer (am ang. Orte, ©. 128 f.), 
von der Demokratie: „Sie kann beftehen bei einem 
fleinen unverdorbenen uncuftivirten Volke, dag 
feine andere Gemeindegefchäfte betreibt, als zu denen 
blos fchlihter Menjhenverftand gehört, wo nur. fo 
viel Regierungskunſt nöthig ift, als „natura omnia, 
animalia. docuit.* Bei einem großen verfeinerten,, 
d. i. verdorbenen Wolfe heilt felbit die Scheinder 
mofratie die Gebrehen nicht. — Sie ift die deſpo— 

tiſchſte aller Regierungsformen in beiderlei Verſtand. 
Wer fann der Mehrheit der Faͤuſte widerftiehen? Und 
da der Pöbel ärgere Launen, wie ein Sultan, hat; 
wer zittert nicht, wenn Ehre, But und Leben des 
Bürgers diefer Poͤbellaune preis gegeben find? Die 
meiften Demofratieen find verkappte Ariftofratieen , 
oder gar Monarchieen, Der große Haufen, durch: 
derungen von dem Gefühle, daß cr geleitet werden 
müffe, folgt, wie am SKappjaume, dem beredten 
Sprecher, der feiner fih zu bemächtigen weiß. — 
Ihr Tod war von jeher Uneinigkfeit, oder Bruch 
des erſten Geſetzes, daß die ruhige Mehrheit gelte 
(Ochlokratie), und daraus folgende Auflöfung, 
wenn die unterliegende Minorität in der Verzweiflung 
den Staat an Fremde verräth.” — So wenig es 
wahrfcheinlih ift, daß de Pradt den Schlözer ges 
leſen babe; fo ftimmt er doch faft in demfelben Er; 
gebniffe mit ihm überein: „Unterſucht man die vers 
fhiedenen Beduͤrfniſſe der menſchlichen Sefellfhnften : 
fo findet man, daß die unumfchränfte Regierung 
die der ganz unwiffenden Völker iſt; die republi 
kaniſche die der Völker, bei welchen nur ein Theil 
aufgeklärt it; die vepräfentative Berfaffung aber 
die der Völker, deren Gefammeheit (Mehrzahl) aufs 
geklaͤrt iſt.“ 
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31. 
ß) Die Ariftofratie, 


Das Wefen der Ariftofratie beſteht darin, 
daß die Rechte der Souverainetätreinem Collegium 
(einem fouverainen Rathe) zuftehen, der nicht dem 
Volke, fondern blos fich felbft verantwortlich ift. 
Nach der Gefchichte erfcheint die Ariftofratie unter 
zwei wefentlichen Grundformen: als unbefhränfte 
Ariftofratie, wenn das regierende Collegium alle Re- 
gierungsgegenftande ohne die Zuftimmung irgend einer 
andern Corporation des Volfes befchließen und voll 
ziehen kann, und als befchränfte Ariftofratie, fo- 
bald das Collegium bei feinen Befchlüffen an gewiſſe 
Grundgefege und an die Einwilligung des Wolfes, 
oder gewiffer Corporationen gebunden ift. 

Die Souverainetät gehört aber in der Ariftofra- 
tie dem ganzen Negierungscoflegium, fo daß jedes 
einzelne Mitglied deffelben,, und felbit der Vorftand, 
(Doge, Prafident zc.) vom ganzen Collegium abhän- 
gig, und der legte gewöhnlich, nad) feiner perfönlichen 
Macht, ſehr befchränfe bleibe. In Hinſicht der Guͤltig— 
keit der Regierungsbefchlüffe entfcheider die Stimmen 
mehrheit der Kegierungsglieder (wie in der Demofratie 
die Stimmenmehrheit des ganzen Volfes). Gewoͤhn— 
lich heile fich das Negierungscollegium in zwei Senate 
(den großen und Fleinen Rath), von welchen der eine 
die Gefege und Befchlüffe verhandelt, und der zweite 
fie vollzieht. ( Theilung der gefeßgebenben und voll 
ziehenden Gewalt). 

Die Ariftofratie erfcheint geſchichtlich theils als 
Wahl—⸗, theils als Erb ariſtokratie. In der erſten 
werden die Mitglieder des Regierungscollegiums, nach 
geſetzlich beſtehenden Beſtimmungen uͤber die Wahl— 
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fähigkeit und das Wahlrecht (welche beide ge» 
wöhnlich fehr befhranft find) und über die Dauer der 
Amtsführung, gewählt; in der zweiten aber befinden 
fih gewiffe Familien entweder durch Geburt, 
oder Reichthum , oder durch Eroberung im ausfchlie- 
enden Befise der in der Negierung beftehenden ein- 
zelnen Stellen, wo die patricifche Geburt, und die 
Erreihung eines gewiffen Lebensalters (bisweilen mit 
einigen Nebenbeftimmungen uber Befiß eines Grund 
eigenthbums, über die Erfigeburt in den patricifchen 
Geſchlechtern u. f. m.) den Eintriet in das Regie— 
rungscollegium entfcheidet. 

Wenn nun auch, im Gegenfage der Demokratie, 
der Ariftofratie mehr innere Haltung, und mehr Ein- 
heit und Feftigfeit in ihren Befchlüffen zufomme, fo 
daß namentlich in der Erbariftofratie gemwiffe Regie— 
rungsgrundfäße unveränderf von einem regierenden 
Gefchlechte auf das nachfolgende forterben; fo ift doch 
auch, nach dem Zeugniffe der Gefchichte, Fein Staat 
dem Veralten feiner Formen, und dem Zurücbleiben 
hinter den lebendigen Fortſchritten des Zeitalters 
(Venedig, Bern u. a.) fo fehr ausgefegt, als die 
Ariftofratie; in feinem wird Die Härte des Drudes, 
der von einigen wenigen Samilien mit der ftrengften 
-Solgerichtigfeit und oft mit abficheliher Anwendung 
und Steigerung der beftehenden Formen gegen aus- 
‚gezeichnete Individuen (Hannibal in Karthago) aus- 
geht, empfindlicher gefühle, als in der Ariftofratie; 
und während in der Erbmonarchie das Intereſſe des 
Kegenten mit dem ntereffe des Volkes gewöhnlich) 
in Eins verſchmilzt, erfcheinen in der Erbariftofratie 
das Intereſſe der regierenden Familien und des Vol- 
fes im fchneidenden Gegenfage, weil diefe Familien 
ihre Macht, ihren Reichthum und ihren Einfluß nur 
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auf Koften der Gefammtheit des Wolfes erweitern 
und ausdehnen koͤnnen. Se leichter in einer Arifto- 
fratie die Formen des üffentlichen Staatslebens ver- 
fteinern, und je leichter in den Xriftofratieen das 
Volk in feindlicher Stellung gegen die herrfchenden 
Samilien fteht; defto leichter Fann entweder ein 
Deſpot in denfelben, mit feheinbarer Beibehaltung der 
ariftofratifchen Formen, an die Spiße des Ganzen 
treten (Sulla, Cäfar), oder defto fehnefler ſtuͤrzt, 
bei irgend einem Andrange von außen, die veraltete 
Staatsform der Ariftofratie (Miederlande, Bern, ) 
und nicht felten mit ihr der Staat felbft (Venedig) 
zufammen. 


32. 
Unbang. 
Die Theofratie. Der Bundesftaat und 
Staatenbund. 


Zu den feltenen gefchichtlichen Erfcheinungen in 
Hinficht der Negierungsform gehören: die Theofras 
tie, der Bundesftaat und der Staatenbund, 

Die Theofratie beruht auf der Annahme, 
daß Gott felbft, dem alle endliche Weſen zu unbe- 
dingtem Gehorfame verpflichter find, das unſicht— 
bareDberhaupt eines irdifchen Staates fen, deflen 
Hegentenftelle aber von einem endlihen Wefen 
vertreten werde, Allein wenn gleih, wohlverftan- 
den, alle irdifche Mache und Gewalt auf Gott zurüd- 
führe und von ihm ausgeht *); fo bat doch die Ge- 


*) Die im Mittelalter aufgefommene Formel: Dei gratia, 
zuerfi von den majoribus domus des FSranfenreiches 
gebraucht, war urfpränglich eine Formel der Des 
muth, nicht Ausdruck einer unmittelbar von Gott 
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ſchichte gezeigt, daß alle theokratiſche Regierungsfor— 
men eigentlich auf der Herrſchaft einer Priefter- 
ariftofratie beruhen, mit einem geiftlichen 
Oberhaupte aus ihrer Mitte an der Spiße; daß 
eine folche Negierungsform urfprünglich nur bei 
Völkern, während des Zeitraums der Kindheit ihrer 
Eultue und politifchen Bildung, angetroffen wird, 
und mit dem Fortfchreiten in der Eultur und in den 
Bedingungen des öffentlichen Etaatslebens gewoͤhn— 
lih in die monardhifche Negierungsform (bisweilen 
mit Beibehaltung eines einflußreichen Priefterftandes 
in der Naͤhe des Negenten) übergeht (3. B. im alten 
Aegypten). 


Recherches sur P’origine du despotisme oriental 
et des superstitions, s. ]. 1762. ı2. 


Der politifche Charakter eines Bundesftaa- 
tes beruht darauf, Daß er aus mehrern einzelnen, 
an fich felbitftandigen, von einander unabhängen und 
nach der Geftaltung ihres innern Staatslebens fehr 
verfchieden eingerichteten, Theilen befteht, Die aber 
theils für Die Leitung der allgemeinen innern 
Angelegenheiten des ganzen Bundesftaates, theils 
für die Behauptung ihrer Stellung gegen das 
Ausland und für alle Unterhandlungen mit dem— 








abgeleiteten Gewalt, — fo wie fih der Papſt den 
servum servorum nannte. — Vergl. Schlözers 
Staatsr. ©. 119 ff. „Sehr begreiflih würde der 
Gehorſam des Menfhen gegen ein höheres Wefen, 
gar gegen die Gottheit felbit, ſeyn; diefe mengt 
fih aber nicht mehr unmittelbar in das menfdliche 
Herrſcherweſen, und es gefchehen feine Wunder mehr. 
— Minos, Lyceurg, Numa und Mahomed 
befahlen nichts, als was ihnen Supiter, Apoll, die 
Egeria oder ein Engel einz und angegeben hatte.‘ 
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felben, eine gemeinſchaftliche hoͤchſte Regie— 
rung anerkennen, welcher in dieſen beiden Be— 
ziehungen die Regierungen der einzelnen Theile unter— 
geordnet ſind. Waͤhrend alſo jede einzelne Provinz 
ſich ſelbſt regiert und verwaltet, ſteht der Regierung 
des Ganzen das Recht des Krieges, des Friedens, 
der allgemeinen Steuern, der Muͤnze, der Ernen— 
nung der Staatsbeamten, der gemeinſchaftlichen Hee— 
resmacht, der Anlegung der Poſten, Landſtraßen oder 
öffentlichen Anftalten, und der Annahme und Ernen— 
nung der Gefandten zu. ( So die Schweiz, 
Mordamerifa und vormals die Niederlande.) 
Dagegen kuͤndigt fih ein Staatenbund als 
einevolferrehtlihe Verbindung, ohne ge- 
meinfchaftliches Regierungsoberhaupf, an, in wel— 
chem alle einzelne Theile, nach der Geftaltung ihres 
innern Lebens, als felbftftändige und von einander un— 
abhängige Staaten nad) allen Souverainetätsrechten, 
und, in Hinficht auf Verfaffung, Regierung und Ver— 
walfung, nach Grundfägen und Formen wefentlich 
von einander verfchieden erfcheinen, die deshalb in 
Hinficht auf die innern DVerhältniffe nur für den 
gemeinfchaftlichen Zweck der Aufrechthaltung der in⸗ 
nern Ordnung, Sicherheit und Ruhe, in Hinſicht 
aber auf die aͤußern Verhaͤltniſſe zu "gemeinfchaft- 
licher Bertheidigung und Behauptung aller ihrer durch 
Vertrag feftgefegten Rechte gegen irgend einen feind- 
lihen Angriff aufs innigfte vereinigt find (z. B. der 
teutfhe Staatenbund). N 
Joach. Erdm. Schmidt, Diss. de civitatis ori- 
gine civitatumque systemate, exemplo reipublicae 
Batavorum illustratis. Jen. 1745. 4. 


Ern. Carol. Wieland, de systemate civita- 
tum; in f. opusc. academ. Fascic. ı. Chemnit. 


1790. 8. 
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gi herr As mal * 
Ergebniſſe der. Geſchichte und Staats— 
kunſt uͤber die „ve ARE EUR 
TU Ran — formen. 


Alles, was Gefhichte und Staarsfunft, nach 
den Erfahrungen von wenigftens 4000 Jahren, als 
Ergebniß aufftellen Fönnen, ift im Allgemeinen: 
daß es 1) Feine unbedingt vollfommene und 
nothwendige Negierungsform gibt, welche gleich» 
mäßig für alle Voͤlker und alle Zeiten fich eignete, 
daß vielmehr 2) die. beziehungsweife (relativ) 
vollkommenen Regierungsformen diejenigen gewe— 
fen find, und noch find, welche aus der gefchichtlichen 
Unterlage des innern Staatslebens ſelbſt herworgin- 
gen, und fheils dem erreichten Grade der Eultur fo 
wie der ganzen Eigenthümlichfeie des Volkes, das 
im Staate lebt, theils deffen ganzem Hrhanisımus i in 
Hinfiht auf bie Grundbeftinmungen feiner —3 
fung entfprechen ($. 24). 

Ak Befond ern treffen aber Geſchichte und 
Staatskunſt, in Hinſicht der verſchiedenen Regie— 
rungsformen , in folgenden. Ergebniffen zufammen : 

4) daß nur zwei Regierungsformen, die mo— 
nachifche und die republifanifche, in allen 
Zeitaltern der Gefchichte, als die — und 
bleibendſten angetroffen werden; 

2) daß alſo dieſe beiden 
im Ganzen den verſchiedenartigen Beduͤrfniſſen der 
Voͤlker und Staaten am meiſten zu entſprechen 
ſcheinen 5» 

3) daß — im Gegenſatze der alten und neuen 
Welt gegen einander — im Allgemeinen die gefittes 
fen und cultivirten Staaten des, Alterthums 

T. 20 
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mebr zur republifanifchen, als zue monarchiſchen — 
hingegen die gefitteten und cultivirten Staa- 
ten der neuern und neueften Zeit mehr zur mo- 
narchifchen, als zur republifanifchen — 
ſich hinneigen; 

4). daß in neuern Zeiten die republikaniſche 
Regierungsform nur da ſich behaupten kann, wo 


die Staaten aus Kolonieen erwachfen und zur 


Selbftftändigfeit gelangt find (mie z. B. in Amerifa), 
während in Staaten, wo das monarchifche Princip 
auf einer feften gefchichtlichen Unterlage beruft (3. B. 
in England und in Frankreich), die republikaniſche 
Regierungsform blos eine voruͤbergehende Erſcheinung 
bildete; 

5) daß namentlich der politiſche Charakter der 
neueften Zeit in Europa das Aufloͤſen der bis 
zum Ende des 1Sten Jahrhunderts im europäifchen 
Staatenfyfteme beftandenen republifanifchen Regie- 
rungsformen (3.3. in den Niederlanden, und in 
$ucca), ja zum Theile die Auflöfung der Republifen 
felbft (Venedig, Genua, Nagufa ) herbeiführte *); 

6) daß aber, nad) dem Zeugniffe der Gefchichte, 
befonders der drei legten Sahrhunderte, beide Re: 
gierungsformen gleichzeitig neben einander in 
einzelnen Staaten deffelben Erdtheils beftehen koͤnnen 
und beftanden haben, ohne das allgemeine politifche 
Gleichgewicht zu ftören, und felbft ohne die Verbin- 
dung monardifcher und republifanifcher Staaten zu 
gemeinfchaftlihen Zwecken zu hindern; 





*) Fr. Buchholz, über das Verfhwinden der Repu— 
blifen aus der. Reihe der europäifchen Staaten; in 
f. Sjournal für Teutfchland, 1815, Th. ı, ©. 378 ff. 
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# 7) daß, mit den Fortfchritten der Völker und 
Staaten in der Eultur überhaupt, und namentlich in 
der Entwickelung und neuen Geftaltung des öffent: 
lihen Staatslebens, in vielen Staaten und Reichen 
die unbeſchraͤnkten monarchiſchen Negierungsformen 
allmahlig in befhränfte übergingen (in Großbri- 
tannien, Franfreih, Schweden, Norwegen, Nie: 
derland, Spanien, Portugal u. a.); 

8) daß die e Tb liheMonarchie vor der Wahl— 
monarchie, und befonders vor den fogenannten Patri— 
monialteichen , einen entfchiedenen Vorzug behauptet; 

0) daß unter den republifanifchen Regie— 
tungsformen die reine Demofratie zur Anarchie, die 
unbedingte Ariftofratie zum Stillftande des politifchen 
Lebens führt, und nur die repräfentafive Demo- 
Fratie da beftehen kann, wo fie (wie z. B. in vorma- 
ligen Kolonieen) aus der gefchichtlichen Unterlage des 
ganzen Staatsorganismus hervorgeht; 

10) daß endlich Die fogenannten Theokra— 
tieen und Priefierftaaten nur einzelne und 
feltene gefchichtliche Erfcheinungen find, die gewoͤhn— 
lich — bei dem Fortfchreiten der Voͤlker in der Eul- 
fur — in die monarchifche Negierungsform (bei den 
Hebräern, im preußifchen Ordensftaate ꝛc.) fich auf- 
löfen, fo wie — nur aus ganz andern gefchichtlichen 
und politifchen Gründen — der Bundesftaat und 
der Staatenbund blos aus ganz örtlichen und zeit- 
gemäßen Berhältniffen zum politiſchen Daſeyn gelan⸗ 
gen koͤnnen. 

34. 
y) Die Verwaltung des Staates, als drit— 
ter Beſtandtheil der Organiſation deffelben. | 


Die Verwaltung ift derjenige Theil des Staats- 
29 2 
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organismus, durch welchen alle Hauptbeftimmungen 
der Verfaffung und alle aus demfelben mit Nothwen— 
digfeit hervorgehende Folgerungen, vermittelft der 
beftehenden Regierung, ins öffentlihe Staats: 
leben treten, und in demfelben erhalten 
und befeftigt werden. Die Verwaltung muß 
daher in der Verfaffung begründer und jeder 
Hauptgegenftand der Verwaltung in einem organi- 
ſchen Gefege des Staates ausgefprochen feyn ; allein 
die Berwirflichung aller einzelnen Theile und 
Gegenftande der Verwaltung hängt zunaͤchſt und 
unmittelbar von der Regierung ab, welche des- 
halb auch, in der Lehre von dem Staatsorganismus, 
in der Mitte ſteht zwifchen Verfaffung und Ver— 
waltung. Es darf mithin in der Verwaltung nichts 
gefchehen, ohne das Vormiffen und den 
Willen des Regentenz es muß alles, was die 
Verwaltung betrifft, in feinem Namen gefchehen 
und ausgefertige werdenz auch muß der Organis- 
mus der Verwaltung, obgleich geftügt auf die 
in der Verfaffung enthaltenen Gründzüge, im Gan- 
zen wie im Einzelnen, von dem Ermeffen des Negen- 
ten, als des DOberhaupts der vollziehbenden Ge- 
walt im Staate, abhängen. 

So wie aber in allem, was die Staatsfunft auf- 
ftelle, die Grundfäge des Rechts und die Regeln der 
Klugheit aufs innigfte verbunden werden müffen ; fo 
auch in der Lehre von der Verwaltung: des Staates. 
Denn nur fehr wenige und einfache Grundfäge ftellt 
die Vernunft, als rechtliche Bedingungen für die 
innere und aͤußere Geftaltung der einzelnen Zweige 
und Theile der Verwaltung auf; die meiften Vor— 
ſchriften für die zmwecfmäßige Anordnung der Berwal- 
fung ftammen aus der Erfahrung und Gefchichte, und 
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felbft diefe allgemeinen Ergebniffe der Gefchichte 
müffen, bei der Organifation der Verwaltung in 
jedem gegebenen Staate, ganz nach deffen beſon— 
dern und örtlichen Verbältniffen und Beduͤrf— 
niffen beruͤckſichtigt werden *). 


Haupttheile der Verwaltung. 


Die Verwaltung ves Staates, inwiefern fie von 
dem Negenten, als dem Oberhaupte der vollziehenden 
Gewalt ausgeht, umfchließe theils die hoͤchſten 
Behörden der Verwaltung; theils die vier 
einzelnen Theile der Verwaltung felbft nad) 
ihrem innern nothwendigen Organismus, die Ge— 
vehtigfeitspflege, die Polizei, die Finan- 
zen und die bewaffnete Made. 

Weil aber die Staatsfunft ſowohl in Hinfiche 
auf die Drganifation der hoͤchſten Verwaltungsbehör- 
den, als auch in Hinficht der zweckmaͤßigen Geftals 
fung der vier einzelnen Theile der Staatsverwaltung, 
zunaͤchſt den örtlihen und volfsthümlichen Intereſſen 


*) Es würde gegen alle Lehren der Staatstunft und Ges 
fhichte feyn, wenn 3. B. in einem Staate mit 
200,000 Menfchen Bevölkerung eben fo viele 
Minifteria wären, als in einem Staate mit 
3o Mill. Einwohnern; oder wenn man in einem 
Binnenftaate einen befondern Marineminifter er: 
nennen wollte; oder wenn man in einem Ötaate 
von 30 — 50,000 Einw. den ganzen Organismus 
der Serechtigfeitspflege, der Polizei, der Finanzen 
und des Militaire nach der Zahl und Abftufung der 
einzelnen Behörden in einem Staate von 10 Mill. 
Menfhen nachzuahmen verfuchte ! 


454 Staatskunſt. 


und den aus der Geſchichte anderer Voͤlker und Staa— 
ten bewährten Ergebniffen folgen muß; fo find die 
aus der Vernunft hervorgehenden Bedingungen für 
die rechtlihe Geftaltung der Staatsverwaltung 
(Staatsr, $. 36.) nur folgende: 4) daß der Orga— 
nismus der Verwaltung begruͤndet fey in der 
rechtlichen Form der Verfaffung, weil nur dadurch 
in die Einzelnheiten der Verwaltung Einheit und 
innerer Zufammenhang fommen fann; 2) 
daß, nahihrem Perfonale, die vier Haupttheile 
der Verwaltung ffreng von einander verfchies 
den feyen, meil einestheils nur durch diefe Tren— 
nung die Mißbräauche der in Einer Individualität ver- 
einigten verfchiedenen Gewalten verhütet werden koͤn— 
nen, und anderntheils jeder Hauptgegenftand der 
Verwaltung nicht nur eine eigenthümliche Vorberei— 
fung, fondern auch in der Anwendung die ungetheilte 
Kraft eines forgfaltig dafür gebildeten Beamten ver- 
langt; und 3) daß die in den einzelnen Zweigen an— 
geftellten Beamten für ihre Amtsführung verant- 
wortlich find. 


Nach diefen Anfichten ift Pope’s fo oft gemiß⸗ 
brauchter Ausſpruch: 
For forms of government let fools contest, 
Whate’er is best administerd, is the best, 


wiev. Safob (Einl, in die Staatswiſſenſchaften, 
S. 186.) ſehr wahr bemerkt, „ein ſchlechter 
Spruch, der gar nichts ſagt;“ md v. 
Schlözer (Staatsr. ©, 115.) bemerfe von dem— 
felben: „er ift nicht nur unhöflich, fon- 
dernauch falſch.“ Nie fann eine Verwaltung 
für ſich, die nicht in einer «zwecfmaßigen Regie: 
rungsform und in einer rechtlichen Verfaffung ihre 
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Stützpuncte hat, vorzüglich, geſchweige die befte 
ſeyn, menn fich gleich denfen läßt, daß, abge— 
fehben von der ihr mangelnden Begründung und 
‚bei dem Abgange alles innern Zufammenhanges, 
durch Ordnung, Gemiffenhaftigfeit und Beruͤck— 
fihtigung der örtlichen und Zeit- Verhältniffe im 
Einzelnen vermittelt einer gut organifirten Ders 
waltung manches geleiftet werden koͤnne! 

Karl Fr. v. Wiebeking, DVorfchläge zur Eins 
richtung einer Staatsverwaltung im Allgemeinen und 
der VBerwaltungszweige insbefondere. Münd. 1815: 8- 
- (Freih. v. Malchus), Darftellung des DOrgas 
nismus der innern Staatsverwaltung und der Fors 
men für die Gefhäftsbehandlung in derfelben. Mit 

- Beilagen. Heidelberg, 1820. 8. — Derfelbe (und 
unter feinem Namen), der Organismus der Behoͤr—⸗ 
den für die Staatsverwaltung. 2 Bände (der erfte 
in 8., der zweite in 4. Formulare enthaltend). 
Heidelb. 1821. 

Karl Fr. Wild. Gerſtaͤcker, Syſtem der in: 
nern Staatsverwaltung und der Geſetzpolitik. 3 Thle. 
(noch unbeendigt). Leipz. 1818 — 20. 8. 


36. 


Die beiden Hauptfyfteme in der Staats 
verwaltung. 


Gefchichte und Staatsfunft ftellen für die Ver— 
walfung, namentlih größerer Staaten, nur zwei 
urſpruͤnglich mefentlih von einander verfchiedene, 
Hauptſyſteme auf: das der Provinzialver- 
waltung und das der Centralvermwaltung *). 

Das Syitem der Prrovinzialverwaltung, 
berubend auf dem gefchichtlichen Grunde des allmah- 


— 


*v. Malchus, der Organismus d. Behörden ic. ©. 5ff 
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ligen Anmwachfes der meiften europöifhen Staaten 
nach dem Erwerbe und der Verbindung einzelner vor- 
mals felbftftändiger Sander und Provinzenz und auf 
den rechtlichen Bedingungen dieſer Erwerbung, be- 
fteht darin, daß jede Provinz des Staates ihre beſon⸗ 
dere innere Geftaltung mit eigenen Behörden, nicht 
felten mit einer eigenrhümlichen Berfaffung und befon- 
dern Gefegen behält, fo daß jede einzelne Provinz 
gewiffermaßen ein in fich abgefchloffenes Ganzes bil- 
det, das von den übrigen Theilen deffelben Staates 
twefentl ich verfchieden ift, und wodurch die Geſammt— 
verwaltung des ganzen Staates nur als das Aggregat 
gleichgeordneter Theile erſcheint. 

Dagegen beruht das Centralfyftem in der 
Verwaltung auf einer gemeinfamen Verfaſſung, we: 
nigftens auf gewiſſen gemeinfchaftlichen Grundgefegen 
für alle einzelne Provinzen des Staates, fo daß, nach 
denſelben, fammtliche Gegenftände der Verwaltung 
nach allgemeinen Beziehungen (3. B. nach dem Zu— 
fanmenbange aller Juſtiz- oder aller PDolizei= oder 
aller Finanz» Behörden im ganzen Staate unter fi) ) 
vertheilt und angeordnet, und rückwärts in gewiſſen 
höchften Behörden für jeden- einzelnen felbftftändigen 
Zweig der Verwaltung centralifire find. 

Wenn auch das Provinzialfpftem in der Ver— 
waltung mehrere Jahrhunderte hindurch ausreichen 
und felbit zweckmaͤßig feyn konnte; fo vermochte es 
Doch nicht, bei den gefteigerten Bedtrfniffen der mei- 
ften Staaten, bei der allmahlig überall zur Herrſchaft 
gefommenen dee von der norhmwendigen Einheit 
des Staates, und bei dem DVorgange mächtiger 
Staaten in Hinficht der Annahme des Centralſyſtems, 
fih im Ganzen langer zu behaupten. Gelbft da, wo 
man in den einzelnen Provinzen Die aus frübern Zeis 
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ten beftehenden einzelnen Behörden beibehielt, fah 
man fich genöthigt, fie wenigftens unter Auffiche 
und $eitung der neu angeordneten Centralbehörden zu 
ſtellen. 


Sir 
—* Fortſetzung. 


Allein wenn auch die Unvollkommenheiten und 
Vereinzelungen im Provinzialſyſteme der Verwaltung 
ſo deutlich hervortraten, daß das Uebergewicht der 
öffentlichen Meinung und der Staatsmaͤnner für die 
Einführung des Centralfpftems fich erflarte; fo ift 
doch auch gegen Das legtere erinnert worden, Daß es 
die Bureaufratic, und bald den geheimen, bald den 
öffentlich BRPOonteegenben Defpotismus der Beamten 
befördere. 

Bei allen anerfannten Vorzügen des Central— 
foftems vor dem Provinzialfyfteme fcheint daher gegen 
den möglichen Mißbrauch des erften, zweierlei 
erfordert zu werden: 

4) daß die Gefammtverwaltung im Staate in 
Drei Theile zerfalle: Gemeindeverwaltung, 
Provinzialverwaltung und Central- 
(Staats)verwaltung, von welcher die Gemein- 
deverwaltung ganz den Gemeinden felbft 
(doch unter Dberaufficht und Controlle des Staates 
und unter Verantwortlichkeit der Gemeindebeam— 
ten) uberlaffen bleibe *), bei der Provin— 








*) Nur aus der Gemeindeverfaffung im Mittelalter 
(Hauptfächlic ale die Städte aufzublühen begannen), 
wird es erkflärbar, wie man damals fo wenig 
Staatsbeamte brauchte, und doc) das Verwaltungs: 
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zialverwaltung hingegen ernannte Staatsbe— 
hoͤrden (Kreishauptleute, Amtshauptleute, Land⸗ 
raͤthe u. ſ. w.) an der Spitze ſtehen, doch) fo, daß 
ihnen freigewählte Magiftratsperfonen aus der Pro- 
vinz mit berachender Stimme zugeordnet find; die 
Gentralverwaltung aber ausfchließend in den 
Händen von Staatsbeamten ruht, welche der Re— 
gent ernennt, die aber, nach) den in der Verfaffung 
enthaltenen Beftimmungen, außer dem Kegenten, 
auch den Vertretern des Volkes verantwortlich find. 
Bei diefem Syfteme beruht die Stärfe der Ver— 
waltung zuerft auf einer zweckmaͤßig geftalteten 





— 


gefchäft geordneter war, ale bei der Anzahl der 
Staatsdiener neuerer Zeit, befonders wie, bei jener 
Gemeindeverfafung, die höhere Blüche und Kraft . 
der einzelnen Municipalitäten ſich entfalten Eonnte. 
Noch bis jeßt beruht die Stärfe der brittifhen 
Verwaltungsform auf der dort beftehenden Gemein» 
deverfaffung; allein das Mittelglied der Pros 
vinzialverfafung reiht in Großbritannien, nicht 
aus, weil die Sheriffs nicht dafür gelten £önnen, 
und die Centralverwaltung gehet auf in der Ver⸗ 
einzelung der einzelnen Minifterdepartements. — 
So litten Franfreichs neuere Berfaffungen daran, 
daß die Gemeindeverwaltung gänzlich vers 
geffen war, daß der Provinzialverwaltung, 
an deren Spike der Präfect fiand, zwar nicht die 
Wirkfamfeit und Schnellfraft, aber die eigentliche 
Berathung (bei der Ohnmacht der Präfeeturräthe) 
und die höhere Eontrolle fehlte, fo daß oft die Cen— 
tralverwaltung diefe Lücken nicht auszugleichen 
vermochte. — Es gehört teutfhen Staaten (z. B. 
Dayern, Wirremberg u.a.) das Verdienft, 
diefe Mängel gefühlt und erfeßt zu haben; auch in 
Daden ift neuerlich eine Gemeindeordnung zur 
Berathung beider Kammern gefommen. 


2 
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Gemeindeordnung; weil theils die ent— 


fernte Regierung nicht alles im Einzelnen beobach- 
"ten kann; theils die Verwaltung nur auf diefe 


er 


Weiſe das Öanze des Staates in allen einzelnen 
Theilen umfchließe, und die Kräfte Aller zu Einem 


Zwecke in Anſpruch nimmt und verbindet; cheils 
dadurch das Beamtenperfonale im Staate, ohne 


MNachtheil des Ganzen, vermindert und der Ge— 


ſchaͤftsgang vereinfacht werden fann. Darauf folgt 


die Provinzialvermwaltung, welche die ein- 
‚zelnen landfchaftlichen Intereſſen und Bedürfniffe 


wahrnimmt und befriedige, die — befonders in 
großen Reichen — außerdem nicht vollftandig und 
freu zur Kenntniß der Centralverwaltungsbehörden 
fommen würden. Endlich muß die Centralver- 


waltung nicht nur die legte Inſtanz für alle 


Provinzialverwaltung, fondern zugleich der 


Mittelpunct der gefammten Staatsverwal- 


ung feyn; 
2) daß die Verwaltung im Staate weder blos 
collegialifch, noch blos bureauartig be: 


trieben werde. Wenn bei der collegialifhen 


Behandlung der Verwaltung allen Mitgliedern der 
Behörde gleihmäßiges Abffimmungs- 
recht zukommt, und der VBorftand der Behörde 
blos primus inter pares ift, der die Angelegenhei- 
ten vortraͤgt, leitet, und bei Gleichheit der Stim- 
men den Ausſchlag gibe (fo daß feine Stimme 
für zwei gilt); fo bat die bureauarrfige Ver— 
waltung das Eigenthümliche , daß die Mitglieder 
der Behörde blos berathende (nicht decidirende) 
Stimmen haben, und der Vorftandı als Chef 
des Ganzen erfcheint, der aus eigner Machtvoll- 
kommenheit verfügen und entfcheiden Fann, und 
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ſelbſt nur nach eigenem Gutduͤnken die Mitglieder 
der Behoͤrde um ihren Rath befragt, ohne ſich an 
denſelben bei der Entſcheidung zu binden ‚ oder ein 
Stimmrecht feiner Raͤthe anzuerfennen, Für die 
Zmwede des Staates hat die collegialifhe Be— 
‚treibung der Verwaltung mehr Sicherheit, Um— 
fiht, aber auch mehr Sangfamfeit und Breite; 
hingegen die bureauartige Behandlung mehr 
Kürze und Kraft, nur daß fie auch leicht zur Ein- 
ſeitigkeit, Operflächlichkeit und. Willkuͤhr führt, 
Deshalb fcheinen beide Verwaltungsformen ver- 
bunden werden zu müffen,, fo daß namentlich bei 
allen Gegenftänden ver Gerechtigfeitspflege 
die bureauarfige Verwaltung vollig ausge- 
fhloffen bleibe, bei einzelnen Zweigen der 
Molizei aber die bureauartige Gefhäftsführung 
den Vorzug vor der collegialifchen verdient, bei der 
Finanzverwaltung in der Berathung der 
Gegenftände die collegialifhe Betreibung, bei 
der Ausführung derfelben aber die bureauartige 
anwendbar fiheint, und endlich — nad) fefter Be— 
gruͤndung des Militairfyftemsim Staate — 
diefes in der Berathung gleichfalls der collegiali« 
fhen Einrichtung, in der Ausführung der bureau- 
artigen Leitung bedarf. 
38. | 
Allgemeine Grundfäse für die Vermwal- 
tung. 
Wenn eine Staatsverwaltung ohne Verfaffung 
ihrer feften Unterlage ermangelt, und jedesmal die 
Verwaltung von der Verfaffung abhängig it ); fo 


*) Bergl. den Necenfenten der Schrift von v. Malchus, 
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darf doch nicht verfannt werden, daß, während die 
Berfaffung als ein unveranderliches Ganzes erfcheint, 
die Verwaltung von vielen örtlichen und Zeitbedürf- 
niffen abhängig, mithin im Einzelnen manchen Ver— 
änderungen unterworfen bleib. So wie z. B. der 
bedeutende Anwachs der Volksvermehrung in einer 
langen Friedenszeit die Vermehrung der bei einzelnen 
Verwaltungszweigen angeftellten Beamten: nöthig 
machen fann; eben fo koͤnnen auch, nach dem Willen 
des Negenten und nach dem Ermeffen feiner Minifter, 
welche an der Spige der geſammten Bermaltung 
ſtehen, wefentlihe Veränderungen in dem Organis— 
mus der Verwaltung vorgenommen werden. Deshalb 
ift es fchwer, in der Staatsfunft allgemeine 
Grundfäge für die Verwaltung aufzuftellen. Diefe 
dürften fich aber doch auf folgende zurückführen laſſen: 

4) Die Verwaltung behaupte den Charafter der 
hoͤch ſten Einfachheit, bewirfe durch das forgfäls 
tig berechnete und ausgemittelte Sneinandergreifen 
aller einzelnen Theile derfelben, 

2) So viele Hauptzmeige der Verwaltung 
wefentlih von einander verſchieden find; fo 
viele Hauptarten von Anftalten müffen auch für die 
Geſchaͤftsfuͤhrung beftehen. 

3) Für jeden einzelnen Zweig der Verwaltung 
dürfen nur foviele Behörden und fo viele Be 
amten beftehen, als, nach den topographifchen, 


der Organismus der Behörden ıc. im Hermes, St. 
XVII, ©. 123: „Sein Staat, der wirfli den 
Namen eines Staates verdient, fann ohne Verfaſ— 
fung feyn; die Berfaffung ift aber die 
Kidhtfhnur der Verwaltung, und diefe 
die Ausführung der erfterm,” 
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ſtatiſtiſchen und politiſchen Verhaͤltniſſen eines gege- 
benen Staates, wefentlich zur gleichmäßigen und 
erfchöpfenden Detreibung der Verwaltunge geſchaͤfte 
nochig ſind. 

SA Nach dem ſtaatswirthſchaftlichen Geundſatze 
der Theilung der Arbeit, müffen die Geſchaͤftskreiſe 
der Dber-, Mittel- und Unterbebörden 
durch forgfältig erwogene Inſtructionen gegen -einan- 
der feharf abgegrenzf, und ihre gegenfeinigen Verhaͤlt⸗ 
niſſe genau beſtimmt werden. 

5) Den einzelnen Beamten muß, neben ihrer 
Verantwortlichkeit, der möglihft freie Spiel- 
raum in der Berreibung ihrer Gefchäfte gelaf- 
fen, und die Form diefer- Gefchäftsberreibung nicht 
mit £leinlicher Aengftlichkeit vorgefchrieben werden, 

6) Zwoifchen fubordinirten und fubalter- 
nen Staatsdienern *) muß genau unterſchieden wer- 
den, indem den legtern Feine Selbftftändigfeie und 
fein eigenes Urtheil zuſteht, weil fie nur zu med)ani- 
fhen Hülfsleiftungen (zum Eopiren, Rechnen u.f.w.) 
angeftellt find, Dagegen die erflern ‚ vermöge ihres 
Amtes, eine eigne Würde befigen, und ihre Gefchafte 
felbftftandig, wenn gleich der höhern Auffiche und 
Weifung unfergeorönet, nach der ihnen ertheilten 
Vollmacht vollziehen müffen. Daraus folgt von felbft, 
daß Fein in der Verwaltung angeftellter Staatsbe- 
amter, ohne gerichtliche Entſcheidung, feines Dien- 
ſtes ent laffen werden fann, daß aber die bloßen 
Subalternen diefes Recht nicht in Anſpruch nehmen 
dürfen, fobald ihnen nicht bei ihrer Anftellung eine 
Verficherung deshalb ertheilt wird. 

7): Die Stellung der Subordinirten 


Belinee‘, St. XVII, S. 131. 
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zu ihren Vorgeſetzten, fo wie das ſogenannte 
 difeiplinarifche Verfahren gegen Staatsdiener, 
muß zunachft von allgemeinen Grundſaͤtzen der Ge 
rechtigfeit ausgeben und auf beſtimmten Ins 
firuetionen beruhen, damit eben fo aller Willkuͤhr 
vorgeſetzter Staatsbeamten gegen ihre auf einen be— 
ſtimmten Dienfteid angeftelleen Subordinirte, wie 
aller Ungebundenheit von Seiten der-Gubordinirten 
gegen ihre Vorgefegten vorgebeugt werde. Mur dar: 
aus kann eine gerechte und zugleich liberale Kontroffe 
hervorgehen, und zugleich das Taͤuſchen de aa: 
fichtführenden vermieden werden. 

8) Die Befoldung aller angeſtellten RN 
beamten muß nach) den Verhältniffen des Ortes, wo 
die Behörde ſich befindet, nach den allgemeinen 
Zeitbedürfniffen und nach den Nangabftufungen der 
Staatsdiener beftimmt, im Allgemeinen aber muß als 
Grundfaß angenommen werden, daß jeder von feinem 
Staatsamte ohne zufälligen Erwerb und Sporteln 
leben koͤnne, wobei befonders die Beftehung als 
eins der größten Verbrechen im ‚Staatsdienfte ge: 
ahndet werden muß. 

9) Man gebe endlich das traurige Vorurtheil 
auf, den Staatsbeamten bei einer unzureichenden Be— 
foldung auf Sporteln anzumeifen. Denn abge: 
fehen von dem nachtheiligen Lichte, das befonders auf 
die Verwaltung der Gerechtigfeitspftege bei der Bei- 
behaltung von Sporteln fallt, und von der mit’ dem 
Sportelwefen verbundenen uͤngewißheit der Geſammt⸗ 
einnahme des Staatsbeamten, iſt das Sportelweſen 
theils der Sittlichkeit des Volkes hoͤchſt nach— 
theilig, theils nach ſtaatswirthſchaftlichen 
Grundfägen verwerflich, weil das, was im Bud— 
get an der Befoldung der Staatsbeamten erfpart zu 
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werden fcheint, Doch durch die Sporteln aus dem 
Volfsvermögen, und zwar auf einem weit willführ- 
lihern Wege, als vermitcelft des von den Volfsver- 
tretern angenommenen und geprüften Budgets , auf: 
getrieben wird. 


39 


Die hoͤchſten Behsrden der Staatsver- 
waltung. 


Unter den höchften Behörden der Staatsver- 
waltung werden Diejenigen Mittelpuncte der Ver— 
waltung verftanden, an welche alle Angelegenheiten 
der Verwaltung aus dem ganzen Umfange des Staa- 
tes gelangen, und in welchen diefe Angelegenheiten 
forgfaltig beratben, entfihieden, fo wie den 
untergeordneten Behörden zur Yusfübrung mit 
getheilt werden, 

Der Regent, als das Oberhaupt aller voll— 
ziehenden Gewalt im Staate, kann nicht in die Reihe 
der verwaltenden Behörden geftelle werden, weil er 
über allen Behörden fteht, weil alle Behörden in 
feinem Namen und nad feinem Auftrage 
wirfen, und alle Deamtenanftellungen durch 
ihn geſchehen. Allein es beſteht in einigen, zunaͤchſt 
in autokratiſchen Staaten, neben der Gefammtheit 
der Minifterien, noch ein befonderes Kabinet des 
Hegenten, in welchem die an die Perfon des Negenten 
unmittelbar gerichteten Gegenftände, Durch Vortrag 
der angeftellten Kabinetsräthe, zu deffen Entfcheidung 


gebracht werden. Soll in diefe Kabinetsentfcheidungen 


nicht Willkuͤhr fich einmifchen, welche, ohne Wiffen 
und Willen des Regenten , von einem einfeitigen oder 
oberflächlichen Wortrage der Gegenftände ausgeben 


* 
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koͤnnte; fo muß das Verhaͤltniß dieſes beſondern Ke- 
binets gegen die eigentlichen Miniſterien nach feſten 
Grenzlinien beſtimmt, und auch die Form! des 
Geſchaͤftsganges bei demfelben allgemein. befaunt fen, 
weil.das Materielle des. Vortrags im Kabineste, 
feiner Natur nach, felten zur Publicitaͤt gelangen Fan, 

Denn wenn entfchieden da, wo ein ſolches Kabinet be- 
ſteht, die Leitung. der auswärtigen. Angelegenheiten, 
das Geſandrenweſen „die Samilienverhältnifie) Des 
Regenten zu auswärtigen Dynaftieen,, Die ‚Standes; 
srhöhungen, Die Drdensverleihungen ,. die Begnadi- 
gungen, überhaupt ſaͤmmtliche Hof⸗ und, Gnaden⸗ 
ſachen, zum Geſchaͤftskreiſe deſſelben gehoͤren; ſo 
wuͤrde es doch bedenklich ſeyn, wenn du uch, Kıabi- 
netsbefehle in.den Gang, und, die, ‚Entfeheidungen 
der Gerechtigkeitspflege und der Sinanzorrwaltung 
eingegriffen , ‚oder.eine g —— o task angeord- 


mu erue 


net werden follte,, rad re 


Die weſentlichen bochſten Shoden der Fer⸗ 
—— ſind: 
ae ee Minifterien, I f, 
daß die Minifter felbit, für die Gefammtangelegen- 
‚heiten des Staates und Für die Bewirfung der Ein- 
beit in den ihnen. anvertraufen Hauptzieigen der 
Verwaltung, ein Conſeil (einen geheimen Kath) 
‚unter dem Vorfige des Negenten, oder eines dazu von 
ihm ernannten Präfidenten (Staatsfanzlers) bilden. 
2). der Staatsrath, ‚bald. als eine ber a— 
hende, bald auch. als. eine- entfheidende Be⸗ 
hoͤrde geſtiftet, „nach: feinen Individuen in ſo viele 
Sektionen getheilt‘,'als Haupt weige der Verwal⸗ 
tung in einem gegebenen Staate jetbftftändig organiſirt 
ind, au baupsiäehlich Dazu beſtimmt, alle Geſetzes vor⸗ 
30 


* 
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ſchlaͤge (welche entweder den Volksvertretern vorge— 
legt, oder im Staate bekannt gemacht werden ſollen), 
reiflich zu überlegen und zu bearbeiten. Wo ein 
Staatsrath mit die ſer Beſtimmung und mit diefer 
Stellung zu den übrigen Wermwaltungsbehörden be: 
ſteht, ift eine befondere fogenannte Geſetz— 
commiffion überflüffig. 

3) die Öeneralcontrolle*), als diejenige 
Behörde, welche über die Beobadhtung und Bewah— 
rung der Berfaffung und der Grundgefege des Staa— 
tes , über die gleichmäßige Verwirklichung des ganzen 
Verwaltungsſyſtems, und über alle in dem innern 
Staatsleben mwahrgenommene Unvollfommenbeiten, 
Luͤcken und Mängel zn wachen, namentlidy aber die 
Finanzverwaltung der flrengften zus zu 
unterwerfen bat. 

Neben diefen hoͤchſten Behörden: ift in allen 
autofratifhen Staaten, und in verfaflungs- 
mäßigen. Staaten, wo die Volksvertreter nicht 
in zwei Kammern zerfallen, ein Senat *), 
mit felbftftändigem Gefchäftskreife, erforderlich. 


— — 


*) Wenn Einige, namentlich v. Malchus (am "angef. 
Orte ©. 59.), eine Dberrehunngsfammer 
unter die hoͤchſten felbftftändigen Verwaltungsbe: 
hörden aufnehmen; fo: fheint doch das, was die: 
felbe zu. einer der höchften Behörden erheben könnte, 
da, wo eine Generalcontrolle befteht, diefer anzus 
gehörten, und das, was ihr in finanzieller Hins 
ſicht eigenthuͤmlich iſt, unter der Leitung des Finanz: 
minifteriums ‚ftehen zu müffen. Wo dies aber der 
Fall iſt; da kann die Oberrehnungstammer mit den 
genannten hoͤchſten Verwaltungsbehörden nicht, auf 
gleiher Linie ftehen. 

**) Rußland hat einen mächtigen und einflußreihen Se: 
nat in der Hauptftadt als hoͤchſte Behörde des 
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1.40 40. 
1) Die einzelnen Minifterien. 


Nach der Grundlehre der Staatsfunft, daß das 
Seben einessjeden Staates indasinnereund äußere 
zerfällt, gibt es eigentlich nur zwei Minifterien: 
das für die innern, und das für die auswärti- 
gen Angelegenheiten, Allein, wenn auch die Kräfte 
Eines Staatsmannes dazu hinreichen, die oberfte 
— aller * Kreiſe der auswärtigen Ange: 





Reiches doch ward im Jahre 1810 neben ihm ein 
Neihsrarh, (Conſeil) errichtet, der in die vier 
Abtheilungen der Geſetzgebuͤng, der Gerechtigkeits— 
allge, des Kriegswefens, und der innern Angele: 
genheiten überhaupt’ CAderbau, Fabriken, Kandel, 
- Finanzen, Sculwefen uud Medicinalangelegenheis 
nach ten) zerfällt. — Frankreich hatte von 1799 — 
1814, nad) den Vorſchriften der vierten Derfaffung, 
einen fogenannten Erhaltungsfenat, deſſen 
 verfafungsmäßige Beſtimmung von hoher Wichtige 
“keit! war, weil ihm: zuftand, aus dem National: 
‚werzeichniffe die Mitglieder des gefekgebenden Körs 
pers, des Tribunats, des Conſulats, die Caſſations⸗ 
richter und die Kechnungscommiffarien zu ernennen; 
"alle Verhandlungen, die ihm als verfaffungsmwidrig 
Nvon der Regierung oder vom Tribunate angezeigt 
wurden, zu beſtaͤtigen, oder zu vernichten, und die 
— ſelbſt durch organiſche Senatusconſulta 
zu ergaͤnzen und zu veraͤndern. Ob er nun gleich 
„ in fpäterer Zeit zunächft ein Werkzeug des kaiſer— 
’ Tien Willens war; fo war doc)‘ feine politifche 
‚Stellung und Macht dadurch fehr gefichert, daß alle 
‚Senatorftellen Tebenstänglich errheilt wurden, 
und fein Senator abfeßbar war. — Seit der 
. Einführung der conftitntionellen Charte (1814) in 
‚Frankreich find die-meiften Functionen des Senats 
u u Tneshie Paurskammer übergegangen. 
30 * 
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legenheiten gehörenden Gegenftände zu führen; fo ift 
es doch bei jedem Staate, deffen Gefammebevölferung 
über eine halbe Million feige, nicht mehr moͤg— 
lid, — und felbft da, wo die Bevölferung nicht 
einmal diefe Zahl erreicht, nicht rathfam, — daß 
ein Einziger. alle die verfchiedenen Hauptzweige, welche 
zum Minifterium des Innern gehören, und welche 
die ganze Wirffamfeit, Geftaltung und Fortbildung 
des innern Bolfslebensumfchließen, mitgleiher Sad)- 
fenntniß, Kraft und Ihärigkeit leites ‚Deshalb zer- 
fälle die Leitung des Innern in den großern Staa- 
ten gewöhnlich in folgende einzelne Minifteria:: .- 


1) das Minifterium des Innern, im 
engern Sinne des Wortes... Ihm gehört die Auf— 
rechthaltung der Verfaffung) des Staates nach ihrem 
ganzen Umfange und nad) 'allen ihren einzelnen Be— 
ſtimmungen; die Leitung aller Mittheilungen zwifchen 
dem Regenten und den Volfsvertretern; die Veraͤn— 
derungen.in der geographifchen und ftatiftifchen Ein- 
theilung des Staates nad) feinen Provinzen und Be- 
zirken; die Oberaufſicht über das gefammte Staats- 
eigenthum, und über alle fir die Verwaltung im 
Innern angeftellte Behörden; die Beftimmung und 
zeitgemäße Verbeſſerung ‚der innern Geftaltung aller 
diefer Behörden und ihres Gefchäftsfreifes ; die Be— 
wahrung aller Oberhoheitsrechte des Negenten im Um⸗ 
fange des Staates; die Dberaufficht über den Land— 
und Bergbau, über die Forften, über die Gewerbe 
(Manufacturen und Fabrifen), über den Handel, 
(über das ftatiftifche Bureau), über Kunftftraßen, 
Kanäle u. ſ. w. 


(Wenn in mittlern und Fleinern Staaten nicht 
befondere Minifterien der Polizei und des Eul- 
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tus [vielleicht felbit des Handels ] beftehen , geho- 
ven auch die Gegenftände diefer Minifterien zum 
Heffore des Minifters des Innern.) 


2) das Miniſterium für die Gerechtig— 
feitspflege. Von dem Suftizminifter hänge ab 
die Einrichtung und Vertheilung der Gerichte, die 
Ernennung und Befoldung aller Beamten und die 
Ausmittelung und Verwendung aller Fonds für die 
Gerechtigfeitspflege, die Bewahrung der Rechte feines 
Departements gegen die Eingriffe andrer Staatsge« 
walten (3. B. durch Kabinetsbefehle in Juftizfachen, 
durch Errichtung außerordentlicher Gerichtshöfe), 

und die Dberauflicht über die Anwendung des bürger- 
lichen und Strafgefegbuches, des Hanvdelsrechts und 
des Gefegbuches für das gerichtliche Verfahren, fo 
wie die Oberaufficht über die Gerichtshöfe aller In— 
ftanzen, über fammtliche Richter, über die Collifio- 
nen unter den einzelnen Gerichtshöfen, über alle 
Rechtsanwälde u.f. wm. Selbſt bei der Ausübung 
des Begnadigungsrehts von dem Negenten muß er 
zuvor gehört werden. — Allein nie darf der Suftizmis 
nifter in die Ausfprüche der Gerichtshöfe und in den 
Gang des gerichtlihen Verfahrens eigenmächtig ſich 
einmifchen, nie die Selbfiftändigfeit und Unabhan- 
gigfeit des richterlichen Anfehens entweder felbft bes 
fehränfen oder befchränfen laffen, oder gar die Rich— 
ter, welche dem Gefege und ihrer Ueberzeugung folg: 
ten, beeinträchtigen und zurücfegen. Durchdrungen 
von der Heiligkeit und Unabhängigkeit der Gerechtig- 
feitspflege, muß der uftizminifter felbft das erſte 
und entfcheidende Beifpiel der ftrengften Anerkennung 
diefer Heiligkeit und Unabhängigkeit geben. Denn 
wenn die bitegerliche Freiheit und das Recht auf der 
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Unverbruͤchlichkeit der Befolgung der Geſetze beruht; 
ſo darf der hoͤchſte Staatsbeamte in dieſem Fache nie 
von der Entſcheidung der Geſetze diſpenſiren, oder in 
dieſer Entſcheidung willkuͤhrlich aͤndern. 


3) das Miniſterium der Polizei. Dem 
Polizeiminiſter — ſobald die Polizei nicht als Unter— 
theil des Miniſteriums des Innern betrachtet wird — 
ſteht die Oberaufſicht und Leitung aller Behoͤrden und 
Beamten zu, durch welche die öffentlihe Ord— 
nung und Sicherheit gehandhabt, und die Cul— 
tur und Wohlfahrt aller Mitglieder des Staates 
befördert wird. Ihm gehört Daher — Doch mit Ver- 
meidung der, nach allen Grundfäßen des Staats- 
rechts und der Staatsfunft verwerflichen, geheimen 
Polizei — die Aufrechthaltung der perfönlichen Frei— 
beit, die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, 
die Aufficht über die Sremden, über Öefangen-, Zucht-, 
Arbeits» und Kranfenhäufer, über die Anftalten für 
Waifen, Taubftumme, Blinde u. a., über das ge= 
fammte Medicinalwefen, über die Theater, die Volks⸗ 
vergnügungen u. ſ. w. 


4) das Minifterium des Cultus. Die 
fem fteht da, wo es felbftftandig organifirt und 
weder mit dem Minifterium des Innern noch mit dem 
der Polizei verbunden iſt, zunaͤchſt zu die oberfte Lei— 
fung des Kirchen-, Schul: und Erziehungsmwefens, 
die Anftellung aller zu diefen Fächern berufenen Be— 
amten, die DOberaufficht über das dieſen Anftalten 
zufommende Eigenthum, und über alle milde Stiftun- 
gen, fo wie über die Afademieen, gelehrten Gefellfchaf- 
ten, Kunftanftalten, über den Buchhandel, über die 
Drudereien, über die Preffe (deren Freiheit und 
deren Vergehen), über die erfcheinenden Schriften 
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u. ſ.w. (Doch koͤnnen die letztgenannten Angelegen— 
heiten auch mit dem Miniſterium der Polizei, hin— 
gegen die Leitung des Medicinalweſens kann mit dem 
Miniſterium des Cultus verbunden werden.) 


5) das Miniſterium der Finanzen. So 
wie dem Finanzminiſter die Oberaufſicht uͤber die Ver— 
waltung der Domainen und Regalien zuſteht; ſo haͤngt 
auch von ihm ab die Entwerfung des Budgets (des 
Jahresbedarfs des Staates); und in conſtitutionellen 
Staaten die Verhandlung darüber mit den Volfsvers 
tretern,, fo wie, nach der Prüfung und Bewilligung 
des Budgets, das Ausfchreiben, die Wertheilung und 
die Erhebung der directen und indirecten Steuern, 
die Anftellung, Leitung und Oberauffiht aller im 
Finanzfache arbeitenden Beamten und Behörden, und 
die Verwendung der eingegangenen Summen nad) 
den verfaffungsmäßig beftimmten Bedürfniffen des 
Staates, Eben fo führt er, fobald für diefe Zweige 
der Verwaltung nicht felbftftändige Oberbehörden be— 
ftehen, die Oberaufficht über den öffentlichen Schag, 
über die Banfen, über die Schulden des Staates, 
über den Amortifationsfonds, und über die Penfionen. 


6) das Minifterium für das Kriegs: 
wefen. Don dem Minifter des Kriegswefens geht 
die Anwendung der verfaffungsmäßigen Beftimmun- 
gen aus über die Aushebung der zur. bewaffneten 
Macht berufenen Mannfchaft, über die Bildung, 
Difeiplin und Bewegung des ftehenden Heeres, nad) 
feinen verfchiedenen Theilen, nach Reſerve, Land— 
mehr u. ſ. w., über die Vertheilung der bewaffneten 
Mache im Inlande nad) den Standquartieren, über 
das Aufrüden im Dienfte, die Leitung des General: 
jtabes , die Verpflegung des Heeres, die Sorge für 
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die Feſtungen des Landes, die Aufſicht uͤber die Pul— 
verbereitung, uͤber die Zeughaͤuſer und Magazine, 
und uͤber die Penſionen verabſchiedeter Krieger. Da— 
zu kommt, bei einem ausbrechenden Kriege, die oberſte 
Leitung aller Bewegungen, aller Verpflegung und 
Ergaͤnzung des Heeres nach feinen einzelnen Abthei⸗ 
lungen. 


7) Sobald der Staat eine befondere Marine 
und Kolonieen befist; fobald ift auch ein befon- 
deres Minifterium der Marine und der 
Kolonieen nöthig, weil deſſen Geſchaͤftskreis, 

wegen feiner Eigenthuͤmlichkeit, mit keinem andern 
Miniſterium vereiniget werden kann. Zu ihm gehoͤrt 
die Aufſicht uͤber die Bildung, Ausruͤſtung, Beman— 
nung, Difeiplin und Bewegung der Flotten; über 
die Aushebung der Matrofen, über die Vorbereitung 
der Marineofficiere, und ihr Aufruͤcken im Dienfte; 

und über die Hafen, Zeughäufer und Magazine der 
Marine. Gleich nichtig ift die Leitung der politifchen 
Verhäleniffe der Kolonien zum Mutterlande, und 
die Oberaufſicht uͤber die innere Verfaſſung und Ver: 
wälküng der Kolonieen. 


—* 8) Naͤchſt dem Miniſterium des Innern ſehe 
aber fogleich, nach feiner hoben Wichtigkeit, das Mi- 
nifterium der auswärtigen Angelegenbei- 
ten. Denn diefem Minifterium ift nicht blos die 
Verbindung, Gefchäftsführung und Unterhandlung 
mie allen beim einheimifchen Staate angeftellten frem- 
den Gefandten, fondern auch Die Seitung aller mit dem 
Auslande beftehenden und anzufnüpfenden Berhältniffe 
durch die, demfelben Minifterium untergeordneten, 
Gefandten und diplomatifhen Agenten bei ausmärti- 
‚gen Regierungen uͤberlaſſen. Es ift der Mittelpunct 
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alfer,, aus. der tiefften Kenntniß der Gefchichte, der 
Staatsfunde und des öffentlichen Staatsrechts her— 
vorgehenden, Staatsweisheit und Staatsflugheit, um 
die Rechte und die Wohlfahrt des einheimifchen Staa- 
tes in jeder einzelnen Beziehung zum Auslande, und 
nach feiner ganzen Stellung im europäifchen Staaten= 
fofteme wahrzunehmen, fo wie, durch die Verbindung 
und Wechſelwirkung des inländifchen Staates mit 
den andern, Die innere Kraft und das äußere politifche 
Gewicht deffelben zu erhalten und moͤglichſt zu fteigern. 


Nach örtlichen und ländlichen Verhältniffen muß 
beftimme werden, ob im Staate ein. befonderes 
Minifterium für die Haus- und Hoheitsſachen 

des Negenten beftehen fol, Allerdings bleibt 
es niche ohne Einfluß aufs Ganze, ob die Haus: 
angelegenheiten des Negenten dem Minifter 
des Innern, oder der auswärtigen Angelegenheiten 
zugetheilt find; ob Begnadigungen, Difpenfatio- 
nen, Standeserhöhungen, DOrdensverleihungen u. 
f. w. vom Minifter des Innern abhängen; ob das 
Münzwefen unter dem Finanzminifter fteht 95 u.a. 

Veber das Präfidium im Minifterrache kann 
die Staatsfunft im Allgemeinen nides feft- 
fegen. Denn ob ein Kanzler mit hoher Mache 
uber allen Miniftern ftehen, oder ob einer der 
Minifter (entweder nach perfonlicher Kraft, oder 
nach dem Dienftalter) bleibender Präfident des 


*) Der Rec. der Schrift von v. Malchus im Her: 
mes, ©t. XVII, ©. 153. erinnert: „Sat das 
Sinanzminifterium die Münze zu beforgen; fo wird 
man leicht Gefahr laufen, daß der Geift der Fifca: 
lität auch dabei nah einem Gewinne firebe, der 
der Natur eines Hoheitsrechts widerſpricht.“ 
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Minifterraths feyn ſolle; darüber müffen theils die 
‚individuellen Eigenfchaften des Regenten, theils die 
(bleibenden, oder außerordentlihen) Bedürfniffe 
des Staates, theils Die genaueften Ruͤckſichten auf 
die gefammten innern und auswärtigen Angelegen- 
heiten des Staates entfcheiden, Mur warnt die 
Gefchichte vor der Allmadhe der fogenannten Pre: 
mierminifter (Richelieu, Mazarin, Alberoni, 
Godoi 2c.), weil durch fie die Wirffamfeit der 
übrigen Minifter an der Spige ihrer Departements 
niche felten zum Nachtheile des Ganzen befchränft 
und völlig gelähme wird, 

Sm Ganzen bleibt es die Beftimmung jedes ein- 
zelnen Minifters, den Organismus feines Depar- 
tements in verfaffungsmäßiger Ihatigfeit zu er= 
halten; die Dberaufjiche über alle Behörden und 
Beamte diefes Departements theils unmittelbar, 
theils mittelbar zu führen; alle wahrgenommene 
Mängel, Gebrechen und Süden zu befeitigen; wi— 
derrechtliche Berfügungen der einzelnen Behörden 
oder Beamten ftreng zu abnden; Die legtern in zwei- 
felhaften Fällen mit Sachfenntniß und Beftimmt- 
heit zu belehren, und aus der ganzen Verwaltung 
des Departements die allgemeinen Ergeb- 
niffe abzuleiten, welche bei ver Öefeßgebung 
für das einzelne Minifterdepartement 
berückfichtige werden muͤſſen. 


Wild. Tgt. Krug, über Einrichtung der oberften 
Staatsbehörden; in f. Kreuz: und Queerzü 
gen. ©. 178 fi. 





41, 
2) Der Staatsrath. 


Von den geheimen Rathscollegiis, welche zu 
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allen Zeiten und in allen gefitteten Staaten für die 
Berathung des Negenten über die wichtigften Staats- 
‚ angelegenbeiten beftanden,, ift der Organismus eines 
Staatsrafhes, im Sinne der Staatsfunft des 
neunzehnten Jahrhunderts, wefentlich verfchieden. Zus 
nächft fcheine er ein Bedürfniß für Staaten mit neuen 
Verfaffungen zu feyn, befonders wenn die Snitiative 
der Gefege dem Regenten ausfchließend zuſteht, weil 
dann die den Ständen vorzulegenden Gefegesentwürfe 
im Voraus mit großer Sorgfalt bearbeitet und colle= 
gialifch geprüft werden müflen, Allein auch da, wo 
Gefegesvorfhläge von den Volfsvertrefern ausgehen 
dürfen, muß die Prüfung derfelben, und die Bera— 
thung des Negenten über deren Annahme oder Ver— 
werfung, dem Staatsrathe zuftehen. Die innere 
Geftaltung des Staatsraths wird aber am zweckmaͤ— 
Bigften feyn, wenn er, nach feinem Perfonale und nad) 
feiner Wirffamfeit, für die einzelnen Gegenftände in 
Sectfionen getbeilt, und ganz unabhängig 
vonden Miniftern ift, indem feine Selbftftändig- 
keit erfordert wird, um in allen den Fällen, wo von den 
Miniftern gefehlt werden dürfte, ein freimütbiges, 
durch Feine Nückficht gebundenes Urtheil zu fällen, 
Wo Hingegen der Staatsrath blos aus der Gefammt: 
heit der Minifter, hoͤchſtens mit einigen beigefügten 
außerordentlichen Mitgliedern, befteht; da hat er nicht 
die angegebene Beftimmung, fondern nür die Auf: 
gabe der Einheit zwifchen den einzelnen Minifte- 
rien zu bewirfen, Der Staatsrath, wo er in der 
erften Beziehung befteht, erfcheint entweder blos als 
beratbende, oder auch als entfcheidende Ober— 
behoͤrde. 

As berathende Behörde gehen theils von 
ihm alle neue Geſetze aus, die in Angemeſſenheit 
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zu der beftehenden Verfaffung in feiner Mitte bear- 
beitet und geprüft werden; theils fteht ihm das Recht 
der aufbentifhen Erflärung der vorhande- 
nen Gefege zu; theils muß: er fein Gutachten 
ercheilen über alle in der Verwaltung vorzunehmende 
Veränderungen oder einzuführende neue Einrichtun- 
gen; theils die Verordnungen entwerfen, welche das 
Eigentum, die perfönliche Freiheit, überhaupt die 
woblerworbenen Nechte der Staatsbürger betreffen. 
Außerdem ift in einzelnen Staaten feine Beftimmung 
auch auf die Berathung mit den Standeverfamm- 
lungen, auf die Prüfung des Budgets u. a, erweitert, 
fo wie er überhaupt den Negenten in jedem alle 
berathen muß, wo dieſer es verlangt. 

Wo zugleich der Staatsrath als entſchei— 
dende Behörde wirft, iſt ihm theils die Entſchei— 
dung über innere Gegenſtaͤnde der Verwaltung (über 
Eotlifionen zwifchen verfchiedenen Minifterien und 
deren Behörden, über die Unterfuchung des Betragens 
einzelner Staatsbeamten u. f. w.) übertragen; theils 
erfcheint er als richterlihe Behörde in flreitigen 
Verwaltungsangelegenbeiten, deren Entfcheidung nicht 
durch gewöhnliche Gerichte geſchehen kann; theils 
als Necursbehoörde in den Fällen, wo Staats: 
biürger oder Beamte durch Minifterialverfügungen in 
ihren Rechten fich gekraͤnkt halten. 

v. Malchus, der Organismus der Behörden ıc. 

©. 50 ff. , 

Murhards politifhe Annalen, Jahrg. 1821, 
St. 13, ©. 65 ff. 


42. 
3) Die Generalcontrolle 
Bo eine Generalcontrofle, als eine der hoͤchſten 
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Staatsbehoͤrden beſteht, hat ſie die Beſtimmung, 
eheils über die Beobachtung und Erhaltung der 
Verfaſſung und der Grundgefege des Staates, über 
die gleichmäßige Verwirflichung des ganzen Verwal- 
tungsſyſtems, und über alle im innern Staatsleben 
fih -anfündigende Unvollfommenbeiten und Mängel 
zu wachen, theils und zunachft die Sinanz= und 
Kaffenverwaltung zu controlliven, Der Zweck der 
Staatscontrolle ift daher befonders darauf gerichtet, 
daß die Stwatseinnahme ‚überall mit Umſicht, 
Sorgfalt und Treue verwaltet „ und zur rechten Zeit 
erhoben, die Ausgabe auf das Nothwendige be= 
fchränfe, die im Bu dget geſetzlich beſtaͤtigten Sum- 
men nie überfchritten, und nie, für andere Gegen— 
fände, als wofür fie bewillige find, verwendet, und 
alle Kaffen von den Beamten in. der ſtrengſten 
Drdnung gehalten werden. Bei diefer Beftimmung 
der Generalcontrolle folgt von felbft, daß fie,nach 
ihrer Stellung im Staatsorganismus, von allen 
Departementsminiftern unabhängig feyn 
muß, und diefen die Verpflichtung obliegt, alle Ab— 
änderungen in den einzelnen Zweigen der Verwaltung, 
befonders inwiefern fie auf Einnahme oder Ausgabe, 
auf Vermehrung oder Verminderung des Etats ſich 
beziehen, der Generalconteolle mitzutheilen, fo wie 
die Generalcontrolle berechtigt ift, von allen einzelnen 
hoͤchſten und: untergeordneten Behörden Diejenigen 
Aufklärungen zu verlangen, und im Staate — nad) 
ihrer felbftftändigen Stellung — diejenigen Verfü- 
gungen zu treffen, welche zur wefentlichen Erfül- 
lung ihrer Beftimmung erfordert werden, 

v. Malchus, am angegef. Orte, ©. 56 ff. (wo 
auch, da bis jest blos in Preußen eine Gene 
ralcontrolle in diefem Umfange durch die Kabinets— 
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ordre vom 5. Nov. 1817 beſteht, die mähern 
Deftimmungen vderfelben in diefer Monarchie voll: 
ſtaͤndig entwickelt werden.) 

Sr. Buchholz, Iſt eine oberſte controllirende 
Behoͤrde fuͤr den Staat nothwendig? und welches 
kann der Zweck einer ſolchen Behörde ſeyn? inf. 
Sournal di. — 1818, Oct. ©. 


250 ff . DOT is 
er an 
Ne die Bee ee ‚Ber ——— 
Stagtsbeherden am 3 = 


Sn einem Staata deſſen innerer —— 
auf einer Berfaffungsurfunde beruht iſt der Regent 
heilig, unverleglih und unverantmortlichz. RR 
gegen: iſt, nach dem: Ergebniffen: Der Geſchichte, i 
allen feit 30 Jahren ins öffentliche. Staatsleben —* 
getretenen Verfaſſungen, ſo wie thatſachlich in der 
brittiſchen, die Verantwortlichkeir der hoͤchſten 
Staatsbehoͤrden ausgeſprochen. In mehrern Staaten 
iſt, durch beſondere Geſetze, dieſe Werantwort lich— 
keit genauer beſtimmt worden, was um ſo noͤthiger 
iſt, damit eines Theiles nie der Willkuͤhr der ſtaͤndi— 
ſchen Kammern eine ungegruͤndete und leidenſchaftliche 
Anklage der hoͤchſten Verwaltungsbehoͤrden uͤberlaſſen 
bleibe, und andern Theiles auch nie vom dieſen höch: 
ften Behörden die ihnen anvertraute Macht zum Ver: 
derben des Staates gemißbraucht werde. 

Wenn in den- einzelnen verfaffungsmiäßigen 
Staaten die Art und Weiſe dieſer Verantwortlichkeit 
fehr verfchieden beftimme worden iftz ſo kann auch 
die Staatsfunft nur im Allgemeinen, diefe Ver— 
antwortlichkeit, als weſentliche Bedingung, ausſpre⸗ 
chen, die Verwaltung i in genaueſter Verbindung mit 
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der Verfaſſung zu erhalten, und dabei erinnern, daß 
in dem deshalb zu erlaffenden Gefege jedem willführ- 
lichen und launenhaften Angriffe von Seiten der ftän- 
difchen Kammern auf die. höchften Staatsbeamten 
nachdruͤcklich vorgebeugt werde. 

An ſich betrachtet wird der ſittlichgute, dir recht⸗ 
liche und ſeines Faches maͤchtige Mann, der ſeine 
Amtspflicht erfüllt, und das Bewußtſeyn diefer Pflicht: 
erfüllung in ſich erägt, nie ſich fheuen, verant- 
wortlich zu feyn, er ftehe hoch oder niedrig im Dienfte 
des Staates. Dazu fommen die Ergebniffe der Ge: 
fhichte, theils daß in unbefchränften Monarchieen 
die Minifter, obgleich ohne Verantwortlichfeit, ge— 
wohnlich durch die Willführ des Negenten weit haͤufi— 
ger wechfeln, und nach ihrer Entlaffung perfünlich 
weit härter behandelt worden find, als in conftitutio- 
nellen Staaten (wozu, außer Sonftantinopel, auch 
chriſtliche Staaten älterer und neuerer Zeit fehr ernft- 
hafte Beifpiele liefern); cheils daß in befchräanften 
Monarchieen verantwortlihe Minifter, welche 
den Geift ihrer Zeit und ihres Volks verftanden,, leis 
teten und zum Theile beherrfchten (3.8. ford Cha- 
tbam, William Pitt u. a.), die öffentliche Mei— 
nung und Achtung, ja Die Bewunderung des ganzen 
Europa für- fich hatten, daß Niemand daran dachte, 
folche ausgezeichnere Männer zur Verantwortung zu 
ziehen; daß fie ihre Abſichten durch ihr perfonliches 
Gewicht weit ficherer erreichten, als anderwarts durch 
Kabinetsbefehle, und daß felbft der Regent, dafern 
er einem ſolchen Miniſter perſoͤnlich nicht geneigt 
ſeyn ſollte, ihn doch nicht entlaͤßt, weil er durch die 
oͤffentliche Meinung der Welt gehalten wird. Denn 
gewiß, ein verantwortlicher Miniſter, der die 
oͤffentliche Meinung ſeines Volkes und des uͤbrigen 
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gebildeten Europa für ſich hat, der allgemein geach— 
tet, bewundert und‘ geliebt 2 kann fein rm aner 
Mann ſeyn! 
Abasv. Fritsch, minister peccans, Ten. 1674. 8. 
J. Rey, dela sespotisahiline: ‚des‘Agen3 du pou- 
voir d’apres nos loix actuelles. a Paris, 1618. 8. 
(Er weijet nah, daß, nad) dem Staatsrechte Frank—⸗ 
reichs, die weſentlichſten Puncte der miniſteriellen 
Verantwortlichkeit folgende find: Verrath; Concuf: 
fion; Dienſtnachlaͤſſigkeit; verabfäumte Handhabung 
der Verfaſſung; ungefhüßte perfönfiche Freiheit der 
Stantsbürgerz Beſchraͤnkung der; ‚politifchen Nechte 
der — Coalition mehrerer Staatsbeamten wi— 
der Buͤrger, die unterdruͤckt werden follen; Ders 
fagung der richterlichen oder adminiffrativen Unter’ 
ſuchung für den, welcher ſolche zu feiner Rechtfer— 
tigung verlangt; Ausfchreitung in Amtsbefugniſſen; 
Geſchenknahme fuͤr Amtsgeſchaͤfte; Untreue in einer 
Dienſtpflicht und Verletzung des Poſtgeheimniſſes) — 
Courvoifier’s Bericht im Namen einer Commiſ— 
ſion über den Gefeßesentwurf wegen der minifie 
riellen Berantwortlidhfeit, in Beziehung 
‘auf die Age Ludwigs 1, f. im der Allg. Zeit. 
1819, N. 99. 
Bergl. Friedrichs 2 hinterl. Werte, TH. 6 
©. 51 ff., wo er fih über das Schickſal der Stans 
ten erklärt, deren Fürften die Regierung ihren Mis 
niftern überlaffen; wobei nicht 'überfehen werden 
darf, daß der König diefe Abhandlung feinem hoch— 
verdienten Minifter v. Hertzberg zufandte, deſſen 
Antwortſchreiben an den Koͤnig (vom 27. Jan. 
1781) dem Aufſatze des Königs dafeldft ——— 


v. Zakob (inf. Einl. in das Studium der 
Staatswiffenfhaften, ©. 217 f.) fagt: „Die Staats» 
weisheit raͤth, fehr vorfichtig und behutfam mit Ein: 
richtung neuer Ständeverfaffungen zu Werfe. zu 
gehen; einftweilen aber da, wo noch feine gute 
Conftitution im Gange ift, fo zu regieren, als 06 
die befte vorhanden wäre, um dadurch die Einfüh: 


’ 
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rung berfelben vorzubereiten; infonderheit 1) die 
Landescollegia fo zu organifiren, daß der 
Monarch von ihnen ſtets ein unpartheiifches und 
ſachkundiges Gutachten über alle Staatsangelegen: 
heiten erwarten fann; 2) auch das Volk in Cow 
omporationen aller Art einzutheilen, und dies 
fen das Recht zu geben, daß fie über jede, öffentliche 
Angelegenheit‘, die zugleich auf fie Beziehung hat, 
ihe Urtheil, fo wie alle ihre Wuͤnſche, vor den 
».. Thron. bringen fönnen; 3) die, Bublicität über 
alles Zu verftatten, was im Staate gefchieht 
und gefchehen foll, fofern es nur nicht feinem Wefen 
nach geheim bleiben muß; 4) die Minifber, fo 
wie alle Staatsbeamte,, gegen jeden für ihr 
Verfahren gegen ihn verantwortlich zu machen; 
5) jedem Jüdividuum und jeder Corpo 
swation das Recht der Anklage wegem der 
Berlegung der Gefeße zu verflatten, wo: 
bei ausdrückich beftimmt werden muß, daß Berus 
fung auf Befehl des Monarchen den Diener nie 
von der Schuld befreit, wenn er nicht beweifen 
kann, daß: diefer Befehl geſetzlich war.“ 


r Sie — als Kult, 
Haupttheil der Staatsverwaltung. 


Die Berechtigfeitsbflege ift der Inbegriff after 
öffentlichen Anftalten für die Anwendung der recht: 
lich organifirten richterfichen Gewalt im Staate, Sie 
füge fi) auf den hoͤchſten Zweck des Staates: auf 
die. unbedingte Herrfchaft des Rechts, verbinder aber; 
damit, meil fie zur Staatsverwaltung ‚ und «alle 
Staatsverwaltung zur Staatsfunft gehört, die ſtete 
Ruͤckſicht auf die Wohlfahrt der einzelnen Staatsbine; 
ger und der ganzen bürgerlichen Gefellfchaft. Sie) 
f est aus dem Staatsrechte (Staatsr. $. 34, und 35.): 

a - 
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die rechtlich organifirte rihterlihe Gewalt vor- 
aus, welche zwar an die ihr vorausgehende gefeßge- 
bende Gewalt gebunden ift, und mit der gefeßgeben- 
den und vollziehenden Gewalt nicht: auf gleich hohe 
Linie der politifhen Hierarchie geftellt werden kann, 
twelche aber, nach ihrer Wirffamfeit , vollig felöft- 
ffändig und unabhangig feyn muß, 


Im Allgemeinen berußt | die Gerhigspfuge 
auf vier großen Örundfägen : 


4) Vor dem Sefegefind alle Staats. 
bürger gleid,; 
2) fein Staatsbürger darf feinem 
natürlihen Richter entzogen werden; 


3) derrihterlihe Aus ſpruch ift ſtreng 
an die vorhandenen Geſetzbuͤcher gebun- 

ben; 

4) der rihterlihe Stand ift, innerhalb 
feiner durch das Gefeg beftimmten Grenzen, ſelb ſt— 
ftändig, und von jedem andern Theile der Staats- 
verwaltung unabhängig. (Das Prädicat der. 
UnverantwortlichFfeit fann ihm nur indem 
Sinne beigelegt werden, als jede höchfte und 

hohe Berwaltungsbehörde nicht zur Verantwortung 
„gezogen werden kann, fobald fie innerhalb der von 
den Gefegen befiimmten Grenzen bleibt.) 


Der erfte diefer vier Grundfäge ſchließt an ſich 
jeden privilegirten Gerichtsftand,, und jede Ausübung 
einer befondern Gerichtsbarfeit von einzelnen bevor- 
rechteten Staatsbürgern aus. Alle, aus Schonung 
gegen früher beftandene Werbältniffe, beibehaltene 
Einrichtungen biefer Art fonnen von der Staatsfunft 
nur geduldet, nie gerechtfertigt werden, und bedürfen 
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einer allmähligen Zurüdführung auf die einzig 
vechelichen Unterlagen der Gerechtigkeitspflege 9. 

Der zweite dieſer Grundſaͤtze verlange, daß 
nur die rechtlich organifirten Gerichtehöfe, nie aber 
für befondere Falle und gewiſſe Individuen außeror- 


” Die Patrimonialgerihtsbarteit, ER da, 
wo fie noch befteht, theils aufs firengfte vom Staate 
controllirt, theils in ihren Gebrehen (z. B. des 
häufigen Entfpringenlaffens der Gefangenen, der 
‚Uebertreibung der Sporteln u. a.) unerbittlich bes 
handelt, theils nach ihrer freiwilligen Ueberlaffung 
an den Staat (wie z. B. häufig in der preufifchen 
Monarchie gefhieht) möglichft erleichtert werden 
muß, — ift eine Folge des Lehnsfyftems und des 
Leibeigenthums, und dasjenige grundherrliche Necht, 
nad) weldhem der Erb-Lehn- und Gerichtsherr fei: 
nen Unterthanen dur einen vom Staate geneh> 
migten Nechtöverftändigen (Serichtsverwalter) Recht 
fprehen, und in peinlichen Fällen den Verbrecher 
in erſter Behörde verurtheilen laffen fann, Die 
Vortheile der Patrimonialgerichtsbarkeit beſtehen 1) 
in den Gerichtsſporteln; 2) in den Laudemialgefaͤllen 
(Lehnswaare), einer zehn Procent betragenden Abs 
gabe vom Werthe des Gutes bei einer DBefigverän: 
derung durch Verkauf oder Vererbung; 3) in den 

Zaͤhlgeldern, ein Procent vom Kauffhilling; 4) im 
Auen- oder Angerrechte,. nad welchem alle neuan: 
gebaute Erdflecke im Dorfe und in der Dotfflur, 
deren Eigenthum von Andern nicht ermwiefen iſt, 
dem Gutsherrn gehören. — Die Patrimonialge: 
richtsbarkeit ift aber, fobald die Juſtizverwal— 
tung als ein Ausfluß der Souverainetät 
betrachtet wird, nach flaatsrechtlichen Begriffen uns 
haltbar. Bergl. die gegen die Patrimonialgerichtgs 
barkeit gerichtete Schrift: Ueber die Nothwen: 
digkeit und Einrihtung einer collegia 
atalifhen und öffentlihen Rechtspflege. 
Leipzig, 1819. 8. 

3,* 


84 Staatskunſt. 


dentlich gebildete Gerichtsſtellen (Prevotalgerichte, 
Militaircommiſſionen), über jeden einzelnen Fall ent— 
fcheiden, und daß jeder Staatsbürger die Behörden 
im Voraus Fennt, deren Ausſpruche er unterworfen: ift. 

Der dritte diefer Grundfäße Ffann nur dann 
in feinem ganzen Umfange verwirflicht werden, wenn 
alle Geſetz buͤcher des Staates (zunachft das bir 
gerliche, das Strafgefesbud, das Handels- 
recht, und das Geſetzbuch für das gericht: 
lide Ber fahren) dem erreichten Grade der Eultur 
des Volkes, der Verfaffung des Staates, der eigen- 
thümlichen. Regierungsform deſſelben, und, der auf 
der Verfaffung beruhenden Verwaltung des Ganzen 
voͤlig angemeffen find, Veraltete, luͤckenvolle, 
in verſchiedenen Zeitaltern ungleichartig und unzu— 
fammenhängend in ſich ergänzte, Geſetzbuͤcher find 
eine. Geifel für das innere Staatsleben, und, Bieten 
die nachtheiligſte und folgenreichike Reranlaflı jung dar, 
daß die Gerichtshöfe in ihren Urtheilen und Entfchei- 
dungen wilfführlich von den beftehenden (unbrauch- 
baren) Geſetzen ſich entfernen. Deshalb Haben aud) 
mehrere der wichtigften Staaten (Frankreich, Deft- 
reich, Preußen u.a.) neue Gefesbücher erhalten, und 
bei andern werden fie vorbereitet. Denn eben darin, 
daß, nad) dem Zeugnuffe der Gefchichte, die Cultur 
der Völker und Staaten unfrer Zeif im Ganzen 
ungleich hoͤher fteht, als die Kultur der hochgefeiert- 


ften Volker und Staaten des Altertbums „ worimmer _ 


nur Einzelne weit über ihr Volk und ihre’ Zeit 
hervorragten; eben darin beftcht der entſchiedene 
Beruf unſrer Zeit für eine neue, in ſich 
zufammenbängende, und die gefteigerten 
Bedurfniffe der gereiften Volker befrie- 
dDigende, Gefeggebung. Dazu kommt, daß 
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erft die neuefte Zeie zu. der dee einer Dhilofopbie 
der Geſetzgebung ſich erhob, Die aber noch nicht 
vollftandig verwirklicht worden if, weil die Theorie 
der Gefeßgebung zuvor zu einer wiffenfhaft- 
lihben Form ausgeprägt werden muß, ehe fie den 
Maasftab für alle in der Wirklichkeit beftehende 
öffentliche und Privatgeſetze eben fo enthalten 
fann, wie das Natur- und Staatsreht den Maas» 
ftab für alles pofitive Recht. Denn nach der Gefchichte 
beftanden Jahrtauſende hindurch pofitive Geſetze, be= 
vor man über Says philofophirte *), Soll aber 


— a 


*) Die griehifchen Philofophen gingen bei der Phis 
lofophie über Gefeßgebung von einem fehr beſchraͤnk— 
ten Standpuncte aus, weil fie weder die Rechte 
der Menſchheit, noch den Begriff der in jedem ver— 
nuͤnftig-ſinnlichen Weſen enthaltenen Würde beruͤck— 
fichtigten. Sie betrachteten den Staat zunaͤchſt als 
eine Samilie, wo fich alles nach dem Ermeffen des 
Hausvaters richten. muß. Selbſt Plato folgt in 
dem Werfe von der Republik der Dauptanficht, 
daß durch die Einrichtungen des Staates die Sitten 
veredelt werden follen, womit feine Schrift von 
den Sefeßen übereinffimmt, nur daß dabei die 
Individuen immer als Werkzeuge betrachtet werden, 
welche des Ganzen wegen da find. Die Frag: 
mente der Potitit des Ariſtoteles bezichen ſich 
zunaͤchſt auf die öffentliche, nicht auf die Privats 
gefeßgebung. Die Römer endlich, fo. volljtändig 
auch ihre Gefeßgebung befonders in Hinſicht des 
Eivilrechts ift, hatten feinen Mann in ihrer Mitte, 
der fih zu einer Philofophie der Geſetzgebung zu 
‚einer Wiffenfchaft der pofiriven Gefetze erhoben hätte; 
‚denn Cicero in dem Werke von den Geſetzen 
folgt ganz der Anficht der Griechen, die er auf die 
Sefeße der römifchen Republik anwandte. (Val. 
darüber v. Jakobs Einl.-in d. Studium der Staats: 
wiffenihaften, ©. 243 ff.) Erſt durch Montes 
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eine pofitive (d. 5. eine von einer fouverainen Macht 
gegebene und auf einen beftimmten Staat berechnete) 


— 





guien, Filangieri, ac. Sigism. Bed, Zus 
ch ar iaͤ u. a. (vgl. Staatsr. $. 27.) ift das Bedürfs 
niß einer Philofophe der Geſetzgebung ans 
geregt, und theilweife befriedigt worden. — Wer 
nicht unheilbar an der blindeften Bewunderung des 
Alterthums darnieder liegt, weiß, daß die Völker 
unferer Zeit — durch das Chriftenthum, durch viele 
pofitive rechtliche Formen, durch die allgemein vers 
breitete Buchdruckerei, durch die großen Fortfchritte 
in allen Wiffenfchaften, durch den Welthandel, und 
durch die genauefte Wechfelwirfung unter den ein: 
zelnen Theilen des europäifchen Staatenfyftems fort 
gebildet, — in Hinfiht aller einzelnen Bedingungen 
menfchlicher Cultur unendlich höher ſtehen, als die 
Völker des Alterthums, und daß deshalb auch die 
Sefegbücher der alten Neihe und Staaten nur 
Aggregate aus verfchiedenen Zeitaltern, und feine 
innere organifche Einheit enthalten. Deshalb ließ 
fih) auch die DVerirrung eines geiftreihen Mannes, 
der-unfrer Zeit den Beruf für Gefeßgebung abſprach 
(v. Savigny, vom Berufe unferer Zeit für Geſetz⸗ 
gebung und Nehtswiffenfchaft. Heidelb. 1815. 8.), 
nur aus feiner Vorliebe für das Zeitalter des Theo— 
dofins und Suftinian erklären. — Ganz anders 
urtheilte darüber ein Mann, der gleichfalls fein 
Stimmrecht über das römische Reche hinreichend 
beurfunder hat: U. 8. J. Thibaut, über die 
Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts 
für Teutfhland. Heidelb. 1814. 8. „Das canos 
nifhe Recht, fo weit es nicht auf die fatholifche 
Kirchenverfaffung, fondern auf andere bürgerliche 
Einrichtungen gehet, ift nicht des Nennens 
werth; ein Kaufe dunkler, verffümmelter, unvolls 
fiändiger Beftimmungen, zum Theile durch fehlechte 
Anfihten der alten Ausleger des römifchen Rechts 
veranlaßt, und fo defpotifch in Anfehung des Eins 
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Gefeggebung als rechrlich begründer, in ſich zufam: 
menbhängend und das ganze Leben im Staate erſcho- 


fluffes der geiftlichen Macht auf weltliche Angelegens 
heiten, daß fein weiſer Regent fih ganz denfelben 
fügen fann. Die legte und hauptfächlichite Rechts⸗ 
quelle bleibt daher das römifhe Geſetzbuch, 
alfo das Werk einer uns ſehr ungleichen 
fremden Nation, aus der Periode des 
tiefften Verfalls derfelben,. die Spuren 
dieſes Verfalls auf jeder Seite an fid 
tragend. Man muß ganz in Tleidenfchaftlicher 
Einſeitigkeit befangen feyn, wenn man die Teutfchen 
wegen der Annahme diefes mißrathenen Werkes glüds 
lich preifet, und deffen fernere Beibehaltung im Ernte 
anempfiehlt. Die ganze Compilation ift zu dunfel, 
zu flüchtig gearbeitet, und der wahre Schlüffel dazu 
wird ung ewig fehlen; denn wir befißen nicht die 
rtömifhen Volksideen, weldhe den Nömern 
unendlich vieles leicht verftändlich maden mußten. 
Was aber vor allem dem römifhen Rechte entgegen 
fiehe, ift die innere Schledhtigkfeit feiner 
meiftenBeftimmungen, befonders in Beziehung 
auf Tentfchland. — Der Bürger wird immer darauf 
beftehen dürfen, daß er nicht für den Juriſten ge: 
Thaffen ift, fo wenig als für die Lehrer der Chi: 
turgie, um an ſich Tebendigen Leibes anatomifche 
Verfuhe anftellen zu laſſen. Alle eure Gelehrs 
famfeit, alle eure Varianten und Conjeeturen, alles 
dies hat die friedliche Sicherheit des Bürgers taus 
fendfältig geftört, und nur den Anmwälden die Tafchen 
gefüllt. Man vergleiche nur die Anwälde in Eng: 
land, wo man durch römifche Alterthümer und Ba: 
rianten wenig geängftigt wird, mit unfern belobten 
Nechtsfreunden. Dort ift alles Leben "und friiche 
Eigenthuͤmlichkeit, während bei ung in den’ meiften 
Ländern alles auf hölzerne Füße geſtellt iſt. — Für 
Wohlredenheit, für Gewandtheit im Angteifen und 
Vertheidigen, für Ausbildung des Talents, einer 
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pfend erfchienen ; fo muß fie, nach ihren legten Gruͤn— 
den, auf die ewigen Gefege der Vernunft 
(auf das Naturrecht) fich fügen; fie muß Recht und 
Wohlfahrt als die beiden höchften Bedingungen 
aller Gefege fefthalten; fie muß in ver Berfaffung 
des Staates die einfachen Grundfäße des öffent- 
lihen Rechts, nah Bürgertum, Ständen des 
Volks, Regeuten, Volksvertretern und ſaͤmmtlichen 
Bermaltungsformen aufitellen, ‚und dann im Pri- 
vatrechte, in firengfter Angemeffenbeit zum 


Hechtsfache gleich vom Anfange an den beften Wurf 
zu geben; für die Kunſt, Geſchaͤfte vorfichtig eins 
zurichten ; für dialeftifche Schärfe und Schnellkraft; 
für dies Alles kann bei der gelehrten Ueber— 
füllung nichts Genuͤgendes geſchehen.“ — Gegen 
».Savigny?’s Anficht. erklärte ſich auch Arn. Mal⸗ 
linckrodt, in dem Aufſatze: über den Beruf uns 
ferer Zeit: zur Gefeßgebung, im der. Nemefis, 
11. B. 4. ©t. ©. 499 ff- — Geiſtvoll behandelte 
diefen Gegenftand Sr. Buchholz, über den Werth 
der bürgerlihen Geſetzbuͤcher neuerer. Zeit, in f. 
Sournale Teutfhland, 1817, Th. 1, ©. 215 ff. — 
Es fey hier erlaubt, an das Urtheil eines Mannes 
zu erinnern, der noch feine Ahnung von der Frage 
über den Behuf und das Bedürfniß.unferer Zeit 
für neue Gefeßbücer hatte. Ahenmall fagt in 
f. Staatsflugheit. (Ate Aufl. Gött. 1779. 8 
©. 68.): „Es ‚kann zur offenbaren Ungerechtigkeit 
ausfchlagem, ein fremdes Gefekbuch neben dem eins 
heimifchen, oder auch mit deffen Aufhebung, eins 
zuführen. Und noch unfchicklicher ift. es, mehrere 
fremde Sefegbücher zugleich neben den einheimifchen 
Verordnungen und Gewohnheiten gelten zw laffen. 
Es ift alsdann weit zuträglider, ein 
eigenes neues Gefekbud, allenfalls mit 
Zuziehung ausländifher Geſetzbbuͤcher, 
verſertigen zu laſſen.“ 
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—— "entwickeln, womit die Gefesgebung br Das 
gerichtliche. Verfahren und den Prozeß in ber genaue: 
fien Verbindung fteht. 

Der vierte Grundfag endlih, welcher. die 
Selbftftändigfeit und Unabhangigfeit des 
richterlichen Standes, innerhalb der Grenzen. feiner 
Urtheile nach ihrer firengften Angemeffenheit zu den 
beftehenden Geſetzen, ausfpricht, ift durchaus erforder- 
li, wenn das Recht ohne Menfchenfurcht, mit mann: 
liher Würde und Freimüthigfeit, und ohne Einmi- 
fhung höherer Behörden — felbft des an der Spitze 
der Gerechtigfeitspflege ftehenden Juſtizminiſters — 
gefprochen werden fol. Denn da der einfichtsvollfte 
Richter Menſch bleibt; fo kann ein Winf, eine Wei- 
fung, eine Drohung, oder auch eine ihm Aut fehnellen 
Beförderung gemachte Ausficht von oben, nicht felten 
auf fein richterliches Urtheil mehr Einfluß haben, als 
er felbft meint, Darum verlangt es die Würde des 
Staates und die Heiligkeit des Rechts, daß das Rich- 
teramt felbftftandig und unabhängig fey. 


45» 


Sortfegung 
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Soll aber die Gerechtigfeitspflege ihren Charaf- 
ter der Selbftftändigfeit und Unabhängigkeit behaup- 
ten; fo muß fie auch — außer den bereits ($. 44.) 
aufgeftellten Bedingungen — von der Polizei 
undder Sinanzvermwaltung in jeder Beziehung 
vollig getrennt feyn. Denn jeder Hauptzweig der 
Verwaltung verlangt eine eigne gruͤndliche Vorberei— 
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tung auf das kuͤnftig zu uͤbernehmende Amt, und 
nimmt, bei dem Eintritte in daſſelbe, die ganze Kraft 
eines Mannes in Anſpruch. Dazu kommt, daß die 
Gerechtigkeitspflege, nach ihrem großen Gefchäfts- 
freife, fo weit von den Eigenthümlichkeiten der Poli: 
jei- und der Finanzverwaltung abliegt, daß, ohne 
Nachtheil für das Ganze und ohne einfeitige Ueber- 
fragung des befondern Charafters der einen Verwal—⸗ 
fung auf die andere, die Verbindung verfelben in 
Einem Individuum faft nicht gedacht werden Fann. 
Ob nun gleich die Einrichfung des inneren Orga— 
nismus der Gerechtigfeitspflege, theils in Hinficht 
der verfchiedenen richterlichen Inſtanzen und Behoͤr— 
den, theils in Hinficht des gerichtlichen Werfahrens, 
— fo wie die Verfaffung des Staates felbft — mit 
der nächften Vergangenheit des Staates zufammen- 
hängen, und alfo auf einer gefchichtlichen Unterlage 
beruhen, zugleich aber auch den erreichten Grad der 
Cultur des Volfs, das im Staate lebe, zunächft be— 
ruͤckſichtigen und mit den einzelnen Beftimmungen 
der Verfaffung in genauefter Verbindung ftehen muß; 
fo laͤßt fih doch im Allgemeinen, nach den Zeug- 
niffen der Gefchichte, namentlid in Beziehung auf 
Großbritannien, Sranfreich und einige andere Staa— 
ten mit ftellvertretenden Verfaffungen, für die Staats- 
funft feftfegen; daß die auffteigende Drdnung der Be— 
hörden für die Gerechtigfeitspflege durch Friedens- 
rihter, DBezirfsgerihte, Appellations- 
gerihte und durh ein Caffationsgericht, fo 
wie die Einführung der Geſchwornengerichte, 
namentlich für die Entfcheidung der Prefvergehen und 
für die Ausmittelung des Schuldig oder Unfchuldig bei 
peinlichen Anklagen, in Verbindung mit der Einfuͤh— 
rung der Deffentlichfeic des gerichtlichen Verfah— 
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vens und der mündlichen Verhandlung, das Wefen 
einer Gerechtigfeitspflege erfchöpfe, die mic einer neu- 
eingeführten ftellvertretenden Verfaffung in genauefter 
Verbindung fteht. Wo aber, wegen der fchonenvden 
Ruͤckſicht auf die beftehenden Verhältniffe, der bis- 
herige Gang ber Gerechtigfeitspflege nicht durchgrei- 
fend verändert werden kann und full; da dürfte doc) 
wenigftens die Einführung von Friedensrichtern, 
von Gefhmwornengeridhten und des muͤnd— 
lihen Verfahrens zunahft in ftrafrechtlichen 
Fällen, den Fortfchritten der Volker und den Fort- 
fhritten der Gefeßgebung und der Gerechtigfeitspflege 
angemeffen feyn, womit nothwendig auch eine neue 
Drganifation des Advocatenftandes, und die 
Voruͤbung der Fünftigen Mitglieder deſſelben in der 
mündlihen Beredfamfeit nothwendig in Ver: 
bindung ftehen mußte *). 

Pur in einem vollftändigen Syſteme der Staats- 
funft Fonnen die im $. zur Sprache gebrachten Ge: 
genftände,, worüber die Meinungen noch ſehr ge— 
theilt find, erfchöpfend nach ihrem Fur ud Wider 
behandelt werden. Hier kann nur angedeutet wer 
den, daß die Sriedensgerichte in Großbritan- 
nien und Franfreich als ſehr heilſame Anftalten, 
weitlaͤufige Proceſſe zu verhuͤten, laͤngſt ſich be— 
waͤhrt haben. — In Staaten mit ſtellvertretender 
Verfaſſung wird der Caſſationshof als der 
Schlußſtein in dem Organismus der Juſtizbehoͤr— 





*) F. W. B. v. Ramdohr, uͤber die Organiſation des 
Advocatenſtandes in monarchiſchen Staaten. Han— 
nover, 1801. 8. — Karl Sal. Zahariä, An: 
leitung zur gerichtlichen N Heidelb. 
1810. $. 
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den, und als die Bedingung einer wirklich gut 
und gleichfoͤrmig im wahren Geiſte des Geſetzes 
wirkenden Rechtspflege betrachtet. Seine Beſtim— 
mung iſt die Erhaltung der Unverletzbarkeit der 
Geſetze, ſo wohl in der Form und Materie, als in 
der geordneten Competenz der Gerichte. Er ent— 
ſcheidet Daher nicht über Thatſachen; er fegt unter 
den Partheien die ftreitenden Rechte und Verbind— 
lichfeiten nicht feſt; dies thun die Snftanzgerichte, 
an welche, nach der Caffation eines Urtheils, die 
Sache zur anderweitigen Entſcheidung gemwiefen 
wird, Er caffirt blos Urtheile, welche gegen 
das klare Gefeß verftoßen, oder daſſelbe offenbar 
unrichtig auslegen oder anwenden, und macht feine 
Enefcheidung öffentlich befannt. 

In Beziehung auf die Geſchwornengerichte 
und die Oeffentlichkeit der Rechtspflege 
iſt es bemerkenswerth, daß mehrere Denker fuͤr 
beide zugleich, als zwei weſentlich zuſammen— 
haͤngende Theile — andre hingegen fuͤr die Oeffent— 
lichkeit, allein gegen die Geſchwornengerichte — 
und wieder andere fuͤr das Geſchwornengericht in 
peinlichen und die Preßvergehen betreffenden, nicht 
aber in buͤrgerlichen Faͤllen ſich erklaͤren; ſo wie 
wieder einige für die Beibehaltung der Geſchwor— 
nengerichte da, mo fie bereits eingefuͤhrt find, ftim- 
men, und nur der Einführung derfelben da, wo fie 
noch nicht beſtehen, abgeneige find. — Geſchicht— 
lich gewiß ift es, daß da, wo die Gefchwornenge- 
richte beftehen, die öffentliche Meinung für fie 


fpricht, allein vor Einführung derfelben, wo fie 


noch fehlen, verdienen allerdings eine genaue Be— 
ruͤckſichtigung: 1) der, Grad der Cultur eines Vol- 
fes und der Volfscharafter, 2) die Befchaffenheit 
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des im Staate geltenden. Strafgefegbuches ‚und 
3) die politiſchen und bürgerlichen Verhaͤltniſſe 
des Landes. Dies iſt C. J. A.Mittermaier's 
Anſicht in ſeiner Schrift: die oͤffentliche muͤndliche 
Strafrechtspflege und das Geſchwornengericht, in 
Vergleichung mit dem teutſchen Strafverfahren. 
Landsh. 1819. 5 S. 40 ff. — 1 Unter den vielen 
‚Schriften, für die Oeffentlichkeit des Verfahrens 
und fürs das Geſchwornengericht zeichnet ſich durch 
Tiefe der philoſophiſchen Forſchung, geſchichtliche 
Ergruͤndung der Vergangenheit, durch politiſchen 
Tact und Ernft und Freimuͤthigkeit der Darſtellung 
aus: das Gutachten der, (preußiſchen) Im— 
mediat⸗Juſtiz-Commiſſion uͤber das 
Gefhwornengeriht Berk 5.2. (1818. ) Sol. 
Wergl. mit Welfers Rec. in den Heidelb, Jahrb. 
1818, St. 50. — 52. und mit M. C. F. W. Graͤ— 
*ei⸗ Pruͤfung der Gutachten der font preuß. Im— 
mediat-Juſtiz-Commiſſion am Rheine über die 
dortigen Suftizeinrichtungen. 2 Thle pz. 1819.) — 
Unter den Gegnern des Gefchwornengerichts „und 
zum‘ Theile auch des mündlichen Verfahrens, iſt 
der fcharffinnigfte: Anfelm v. Feu er bach, Be: 
trachtungen über das Gefchwornengericht „ Landsh. 
4813-8. womit deffen Erklärung über feine an- 
‚geblich geänderte Heberzeugung in Anfehung der 
Gefhwornengerichte, Erl. 1819. 8. fo wiedeffen 
neueſte (etwas breitgehaltene) Schrift: Betrachtun- 
gen über die Deffentlichkeie und Mündlichfeit der 
Gerechtigfeitspflege,, Gießen , 1821. 8.,! mit die: 
ſem Werfe aber nothwendig  Mittermater’s 
Prüfung: deffelben in, den Heidelb. Jahrb. 
1822, Sebr. verglichen werden muß. Sehr 
wahr. bemerkt Mittermater: „die Deffentlich- 
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lichkeit iſt nicht wegen des Publicums 
allein da. Dies ift die untergeordnete 
Radfihe, Der Angeflagte hat ein Ur— 
recht, die Zeugen zu fehen und zu hören. 
Die wahre Deffentlichfeie befteht eben darin, daß 
das erfennende' Gericht den Totaleindrud der gan- 
zen Verhandlungen erhält, und: daß nur auf die 
vor dem Gerichte abgelegten Ausfagen: das Urteil 
gebaut wird. — Die Deffentlichkeit des Verfah— 
rens verlangf 'organifche Geſetzgebung; fie ift mit 
einer DVerfaffung unverträglich, in welcher die 
Juſtiz noch nicht von der übrigen Verwaltung ge- 

trennt ift. Eine Halbe Deffentlichfeie ift aber 
fhlechter, als gar feine, weil fie das Volk taͤuſcht.“ 
— Feuerbad ift in feinem Werke nicht für die 
Deffentlichfeie der Worunterfuhung; nur nad) 
gefchloffenem, urkundlich beglaubigtem Beweisver- 
fahren foll der Angeklagte feinen Richtern gegen 
uber geftellt, und hier auf den Grund der geführten 
Hauptuneerfuchling oͤffentlich angeklagt und ver- 
theidigt werden? — Dagegen erinnere Mi t- 
termaier: „Ein folhes Schlußverbör märe 
dann bloße Foͤrmlichkeit. Auch beim Worver- 
fahren foll Deffentlichfeie feyn; denn der Ange- 
ſchuldigte ift, wenn er verhaftet wird, der nöthi- 
gen Ruhe des Geiftes beraubt, von der Berathung 
der Rechtsgelehrten abgeſchnitten, den Haͤnden 
eines im Amtseifer Teiche ercedirenden Beamten 
Preis gegeben, den Folgen der. geiftigen Folter ; 
auch kommt darin. die Aufnahme von Beweifen 
vor, welche fpäter benugt werden. Es wäre daher 
das” franzöfifche Gefeg vom 9. Det. 1789 anzu- 
wenden, nad) welchem jeder Bürger von dem 
Augenblice an, wo er verhaftet. wird, das Recht 
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hat, ſich Vertheidiger zu wählen, welche frei mit 
ihm fich unterhalten dürfen; der Verteidiger darf 
* bei, allen Zeugenverhören "zugegen feyn, und dem 
' Richter am Ende die nöthigen Bemerfungen ma- 
| hen.“ Doch modificire Mittermaier dies felbft 
(Heidelb. Jahrb. 1822, Sept, ©; 874.) dahin, 
„daß bei allen verwidelten Sachen den muͤnd⸗ 
lichen Verhandlungen ein ſchriftlich e s Vo r⸗ 
verfahren vorausgehen müffe, weiles 
ſonſt den erſtern an einer Grundlage fehle, | 
Die Schrift v. Hazzi's über die Standpuncte 
der bayrifchen Berfaffungsurfunde von 41818. 
München, 1819. 8. hatte geruͤgt, daß die neue 
bayrifche Berfaffung nirgends der Einführung) ‚der 
öffentlichen Gerechtigfeitspflege und des. Gefhwor- 
nengerichts gedenke. Dieſem Urtheile trat K. Sal. 
Zaharia, in f. Prüfung der Hazzi'ſchen 
Schrift (Heidelb. Jahrb. 1819, Mai, ©.449 ff.) 
mit der Erklärung bei, daß er beide Einrichtungen 
mit dem Geifte einer Berfaffung ‚ welche Abgeord= 
nete des Volkes zur Theilnahme an der Geſetzge— 
bung berufe, für fo..wefentlich. verbunden. halte, 
daß er eine Berfaffung diefer "Ark, wenn ihr jene 
Einrichtungen fehlen, nur als ein Gebäude betrach⸗ 
ten koͤnne, welches in ſeinem weſentlichſten Theile 
noch unvolfender fey, Als Gewährsmänner, dafür 
dürfe. man nur, die Britten anführen, - Doc 
bemerft Zahariä fehr richtig , daß man, bevor 
man zur Aufnahme der Geſchwornengerichte ſchreite, 
vor allen Dingen mit der in England beſtehen— 
den Verfaſſung diefes. Gerichts, (nicht blos 
mit. der franzöfifhen. Sury,) befonders 
mit dem Gefchwornengerichte für bürgerliche 
Rechtsfachen ſich befannt machen müffe. Zach a— 
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era ift feiner Anfiht von dem mündlichen Verfah⸗ 
ren ‚und den Gefchwornengerichten auch in f. wich- 
tigen  Beurtheilung der Schriften über Fonks 
Proceß (Heidelb. Jahrb. E rgaͤn zungsheft 
1822.) treu geblieben? — Wie aber der britti⸗ 
ſche Minifter Fox die Gefchwornengerichte befrach- 
tete, erhellt. aus; ‚feiner Erklärung; ,, Möchten 
meine Landsleute nie: vergeſſen, Daß die, beiden 
weſentlichſten ‚Triebfedern der Erhaltung bürger- 
licher und politifcher Freiheit in-der Stellver- 
suerekungderfationduchdasMediumder 
Kammer der Gemeinen, undin der Stell: 
vertretung.der richterlihen Macht des 
Volkes durch die Geſchwornen beſtehen.“ 


Aus der Maſſe von Schriften uͤber die Gerechtig⸗ 
feitepflege fönnen i in der Staatskunft wo diefer'Ge- 
genftand blos als einer der vier Zweige der Verwal- 
fung betrachtet wird, nur die wichtigern neuern auf⸗ 
gefuͤhrt werden: 

.Je,Ern. a Globig, censura rei judicialis Euro- 
pae liberae, praesertim Germaniae, novis legum 
exemplis illustrata. 2 Tom, Lips: 1820 sq. 8. 

Karl Srolmanm, Theorie des gerichtlichen Der: 
da. in bürgerligen Rechtsſtreitigkeiten. Gießen, 
1800. 8. 9 

Ernſt Wilh. v. Reibnitz, Verſuch über das 
Ideal einer Gerichtsordnung. Berl. 1815. & 

Son. Rudhart, über die Verwaltung der Juſtiz 
durch die adminiftrativen Behörden. Würzb. 1817. 
8. Cift gegen Gönner und diejenigen gerichtet, 
welche den Grundfaß, aufftellen, daß alle Sachen, 
bei welchen die Staatsverwaltung intereſſirt ſey, 
der. Cognition‘ der gerichtlichen Behörden entzogen, 
und den adminifirativen zugerheilt werden müffen.) 

* * 


sry ll + * | 1 
Paul Wigand, neues ſyſtematiſches Handbuch 


| 


| 
| 
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fuͤr die Friedensrichter des Koͤnigreiches Weſtphalen. 
Goͤtt. 1813. 8. 


* * 
* 


Richard Phillips, on the powers and duties 
“of Juries, and on the criminal laws of England, 
Ed. 2. London, 1313. 8: (zunäcft für das brits 
tifhe Geſchwornengericht. — Vergl. Gött. Anz. 
1815, St. 193.) 

Cottu, 3 Padministration de la justice cri- 
minelle en Angleterre et de l’esprit du gouverne- 
ment anglais. Paris, ı820. 8. 


€. J. v. Sparre:Wangenheim, über Ge 
fhwornengerichte und das Verfahren in peinlichen 
Sachen. Leipz. 1819. 8. (gegen) 

Theod. Joh. Joſeph Lenzen, Dandbuch für die 
Geſchwornen bei den Kriminalgerichten oder Affifen: 
höfen. Köln, 1821. 

vr. alhotkke’ 8 Meberlieferungen, 1821, 

Sept. ©. 381 ff.) 


* * 
* 


I. P. Bremer, über das öffentliche Verfahren 
vor Sericht. Köln, 1818. 8. (zunaͤchſt gegen Feuer— 
bach.) 

C. v. Dalwigk, Auch ein Wort uͤber die An: 
wendbarkeit der mündlichen öffentlichen Rechtspflege 
bei bürgerlichen Rechtsfachen in Teutfchland. Frkf. 
am M. 1818. 8. 

Bender, über das mündliche und Öffentliche Ver: 
fahren in Criminalfachen. Kaffel, 1821. 8. 

E. W. 9. v. Drais, Gefchichte der Badifchen 
Serichtshöfe neuerer Zeit.. Mannp. 1821. 8. (gegen) 

Weberfiht des mündlich : öffentlichen Verfahrens in 
Civil» und Criminalfahen. Mit befonderer Hinficht 
auf den bayrifchen Rheinkreis. Von einem Sjuftizs 
beamten dafelbft. Frankenthal u. Mannh. 1821. 8. 

Die oͤffentliche muͤndliche Rechtspflege im bayriſchen 
Rheinkreiſe. Frkf. am M. 1822. 8. 

Hieher gehoͤrt auch die Abhandlung und Pruͤfung 
mehrerer Schriften: uͤber die Oeffentlichkeit 
39 
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und Muͤndlichkeit der Nedhtspflege, vor 
nämlih über das Gefhwornengeridt in 
Criminalfaden; im Hermes XI, ©. ı ff. 
und über die Deffentlidhfeit und Münds 
lihfeitder GerechtigkeitspflegeinCivil— 
fahen; Hermes XIV, ©. 135 ff. 


‘46. 
b) Die Polizei, als zweiter Haupttheil der 
Staatsverwaltung. 

Während in allen geſitteten Staaten Polizeian- 
ftalten und Polizeibehorden beftehen, und die neuere 
und neuefte Zeit fogar das politifche Ungeheuer der 
geheimen Polizei (des Seitenftücs zur Inquiſi— 
tion) erlebte, ftreiten noch die Theoretifer über den 
Begriff, den Inhalt und den Umfang der Polizei, 
Diefer wiffenfchaftlihe Streit trifft aber weniger die 
Gegenftände felbft, als die Enefcheidung der Frage: 
ob gewiffe Gegenftände zur Polizei, oder zu einem an- 
dern Zweige der Staatsverwaltung gezogen werden 
follen. Dies ift namentlich der Fall mit allem, was 
zur fogenannten Cultur- und Wohlfahrtspolizei ge 
rechnet wird. Weil aber die Mothmwendigfeit der 
wiffenfchaftlichen Behandlung diefer Gegenftande an 
fih, fo wie die Aufnahme derfelben in den Kreis der 
Staatswiffenfchaften entfchieden, und nur der Streit 
iiber die Stelle derfelben im Kreife der legtern noch 
nicht beendigt ift; fo werden fie hier zu dem Gebiete 
der Polizei gezogen, wenn gleich nicht geläugnet 
werden fann, daß die — nad) diefem Standpuncte 
aufzuftellenden — zwei Haupttheile der Polizei 
in Hinficht der Verwirflihung ihrer Zwede im in= 
nern Staatsleben, weder an fih im nothwendigen 
Zufammenhange ftehen, noch von einem und demfelben 
Perſonale ausgeführt werden fönnen, 
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Wenn naͤmlich die Verwirklichung des Rechts 
und der Wohlfahrt im Umfange des Staates die 
hoͤchſte Aufgabe fuͤr die Staatskunſt bleibt; ſo ergibt 
ſich ſchon aus dem Urſprunge beider Begriffe, daß 
nur das Recht durch Zwang erhalten und geſichert 
werden kann, weil alle Rechte im Staate, ihrer Na— 
tur nach, Swangsredte find, daß aber die Wohl. 
fahre der Staatsbürger wohl auf vielfahe Weife 
befördert und unterftügt, nicht aber erzmungen werden 
kann. Wenn daher die Polizei in die beiden Haupt« 
theile 

a) der Ordnungs- und Sicherheits- — 
mithin der Zwangs- Polizei, und 

b) der Cultur- und Wohlfahres- Polizei 


zerfällt; fo erhellt, daß zwar die erfte dem Grundbe- 
griffe des Nechts, und die zweite dem Grundbegriffe 
der Wohlfahrt der Staatsbürger entfpricht; daß 
aber, in Hinfiche ihrer Verwirklichung im Staats- 
leben, beide von wefentlich verfhiedenen Be 
hörden ausgehen müffen, fo daß auch in vielen 
Staaten nur das, was zur Zwangspolizei gehört, 
dem eigentlichen Polizeiminifterium und 
deſſen Behörden untergeordnet ift, hingegen das, was 
die Euitur- und Wohlfahrespolizei umfchließe, zum 
Minifterium des Cultus gerechnet wird, 

Die Zwangspolizei, zunaͤchſt beftimmt für 
die Erhaltung der Ordnung und Sicherheit im Staate, 
muß daher zuerft die urfprünglichen und erworbenen 
Kechte aller einzelnen Staatsbürger überhaupt ficher 
ftellen; fie muß ferner die befondern Verhältniffe um: 
fehließen, unter welchen das innere Staatsleben der 
Bürger ſich anfimdige (z. B. Stadt - und Dorf: Po: 
ligei; öffentliche und Mauspolige — ig muß endlich 

32 * 
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Das rechtliche Beftehen des Staates felbft, als eines 
felbitftandigen Organismus, nad) feiner Verfaffung, 
Kegierung und Verwalfung , fihern. — In allen 
diefen Beziehungen tritt, fobald irgend ein Recht der 
Individuen oder des Ganzen bedroht oder verlegt 
wird, der Zwang ein; nur daß in der Wiffenfchaft 
die Grenzlinie der Anwendung des Zwanges zroifchen 
der Juſtiz und der Polizei genau gezogen werden muß, 
weil allerdings Diefe beiden Zweige der Verwaltung 
in- Betreff jener Gegenftände nicht felten in nahe 
Berührung kommen. 

Wie aber in der Sittenlehre die unvollfomm- 
nen Pflichten, oder die Pflichten der Güte, gegen Die 
vollfommnen Pflichten, oder gegen die Pflichten der 
Gerechtigkeit fih verhalten; fo verhält ſich auch — 
in der Stellung des Staates zu feinen Bürgern — 
die Eultur = und Wohlfahrtspolizei zur Zwangspolizei. 
So wenig die Ausübung der Pflichten der Güte im 
gefellfchaftlichen Leben durch Zwang bewirfe werden 
darf, wenn gleich der fittlich - gute Menfch der Erfuͤl— 
lung derfelben ſich nicht entzieht; fo wenig darf auch) 
der Staat das, was zur Cultur- und Wohl- 
fabrtspolizei gehört, duch Zwang bewirken wol- 
len, wenn gleid) in jedem gut organifirten Staate 
die Anftalten dafür nicht fehlen dürfen, und eben die 
höhere Vollkommenheit diefer Anftalten zugleich die 
böhere Stufe der Cultur des Staates felbft, und die 
Blüche des innern Staatslebens aller feiner Bürger 
anfündige und verbürge, Es gehören aber zu den 
Gegenftanden der Cultur- und Wohlfahrtspolizei die 
Bevölkerung; das Armenwefenz die Landwirthfchaft, 
das Gewerbswefen und der Handel; die Aufklärung 
überhaupt; das Neligions- und Kirchenwefen; das 
Erziehungs- und Schulmefen‘, die Aufficht über die 
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Sitten, und die Sorge fuͤr den Genuß, das Ver— 
gnuͤgen und die Bequemlichkeit der Staatsbürger. 

Wird die Polizei nach dieſen beiden Hauptbe— 
ſtimmungen aufgefaßt, und, als Gegenſtand der Ver— 
waltung, auf das innere Staatsleben nach ihren ein— 
zelnen Gegenſtaͤnden bezogen; ſo kann weder ihre 
Nothwendigkeit, noch ihre Wohlthaͤtigkeit 
bezweifelt werden. Daſſelbe gilt von ihrer Selbft« 
ftandigfeit, als befonderer Haupttheil der 
Staatsverwaltung ; denn weder durch die Uebertra- 
gung der Zwangspolizei an die im Staate vorhande- 
nen Juſtizbehoͤrden, noch durch die Aufnahme der 
Eultur» und Wohlfahrtspolizei in die Staatswirth- 
fchaft, würde der wichtige Zweck der Polizei im innern 
Staatsleben erfülle werden, weil ſchon an fich Die 
Verbindung der Juſtiz und Polizei in allen gut orga- 
nifirten Staaten als höchft fehlerhaft anerfannt und 
befeitigt worden ift, und weil für die wichtigen Gegen— 
ftande der Eultur - und Wohlfahrtspolizei, felbft nach 
ihrer wiffenfchaftlichen Aufnahme in die Staate- 
wirtbfehaft, Doch eigene Behörden — verfchieden 
von den übrigen ftaatswirthfchaftlichen Behörden — 
vorhanden feyn müßten. — Nur für das politifche 
Ungeheuer der geheimen Polizei gibt es weder 
in der Zwangs-, noch in der Eultur- und Wohlfahrts- 
polizei eine Stelle, 

Die Größe und die Bedürfniffe des Staates 
mirffen aber über die ah, uber das innere gegen: 
feitige Verhältniß, und über die Verthei- 
lungder einzelnen Polizeibehöordenim gan- 
zen Umfange des Staates entfcheiden. - Wo der Ges 
bietsumfang und die Bevölferungsmaffe eines großen 
Reiches überhaupt eine bedeutende Anzahl der Ver— 
mwältungsbehörden erfoͤrdert; da muß auch die Zahl 
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der Polizeibehörden mit der Gefammtzahl der übrigen 
Verwaltungsbehörden im Ebenmaaße ftehen; eben fo 
wird in großen Reichen die feitung des Kirchen— 
und des Erziehungsmefens, ja felbft die oberfte 
Seitung des Gemwerbsfleißes und des Handels, 
beſondern felbftftändigen Behörden übergeben werden 
müffen. In Fleinern Staaten hingegen fann wohl 
das Minifterium der Polizei, und felbft das Miniftes 
rium des Eultus,: nach allen feinen obern, mittlern 
und untern Behörden, mit dem Minifterium des 
Innern, — allein nie mit dem Minifterium der 
Suftiz, vereiniget werden, 

In Hinfiht der öffentlichen Ankündigung wird 
namentlich die Zwangspolizei anders in conftitu- 
tionellen, als in unbeſchraͤnkten und in 
dDefpotifchen Staaten erfcheinen., Denn wenn fie 
in den legfern nur von dem Willen des Beherrſchers 
und der hoͤchſten Verwaltungsbehörden abhängt, fo 
daß fie willführlihe Verhaftungen, Einferferungen 
ohne Verhör, Hausfuchungen ohne gegründeten Ver: 
dacht, eigenmächtige Beftrafungen, ohne den Ver: 
brecher der Juſtiz zu übergeben, und ähnliche Ein- 
griffe indie Privatficherheit — für deren Erhaltung fie 
doch beſteht — ſich erlauben kann, muß fie in confti- 
tutionellen Staaten innerhalb der Grenzen ihrer 
Wirkſamkeit fir Ordnung und Sicherheit bleiben , die 
ihr in der Verfaffung und in der VerantwortlichFeit 
der Polizeibehorden gegen den Negenten und die Volks— 
vertreter gezogen find. Denn fo wie überhauptin con- 
ftitutionellen Staaten die öffentlihe Meinung 
über die Verftöße gegen Ordnung und Sicherheit oft 
nahdrüdlicher, als die Zwangspolizei, entfcheidet; 
fo hat auch die Polizei, aus demfelben Grunde, in 
conftirutionellen Staaten wenig zu thun, meil fie nie 
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wilfführlich und eigenmächtig verfahren darf, und weil 
fie in der öffentlichen Meinung die wirffamfte Zuftim- 
mung und Unterftügung bei allen ihren rechtlichen 
Maasregeln finde, — So wie endlih, nad dem 
Zeugniffe der Gefchichte, diejenigen Staaten, wo ftete 
und harte Strafen nöthig find, gewöhnlich auf tie» 
fen Stufen der Eultur und der Gefittung ſtehen; 
fo auch diejenigen Staaten, wo die Zwangspolizei un= 
unterbrochen ins öffentliche und Privatleben eingreift, 
und eingreifen muß. Dagegen werden Diejenigen 
Staaten auf höhern Stufen der Bildung, des Fort 
ſchritts und der politifhen Muͤndigkeit erfcheinen, wo 
weder das Strafrecht, noch die Zwangspolizei i in raft- 
lofer Thaͤtigkeit ſind. 

In Beziehung auf die Errichtung der Polizei— 
behörden wird der Staat bedeutende Kräfte und Sum: 
men da erfparen, wo zweckmaͤßige Gemeinde- und 
Städfeordnungen mit auffehenden und verwal— 
tenden Individuen und Behörden aus der Mitte 
der Gemeinden, und wo. Friedensridhter 
beftehen. Denn fo wie mit dem.forgfaltig organifirten 
und felbftftändig begründeten Gemeindewefen die um» 
fihtigfte Leitung der Gemeindeangelegenheiten, die 
fiherfte Entwickelung der bürgerlichen Freiheit, und 
die innigfte Anbänglichfeie an die Regierung und das 
Vaterland zufammenhängt; fo werden auch dadurch 
viele auffehende, bewachende und controfllivende Poli: 
zeibehörden erfpart, und defto leichter koͤnnen Dann, 
auf einem folchen feften Grunde, die übrigen Polizei- 
behörden (Prafecte und Unterpräfecte, — Kreis: 
hauptleute und Amtshauptleute, — Polizeidirectionen, 
— Sandräthe u, a,) ihrem Gefchäftsfreife Genüge 
leiſten. 

Da im zweiten Theile dieſes Werks die Poli— 
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zeiwiſſenſchaft, nach ihrem wiſſenſchaftlichen 
Charakter und nach ihrem ganzen Umfange, ſo wie 
mit vollſtaͤndiger Literatur ausgeſtattet, dargeſtellt 
wird; fo konnte hier nur das aufgenommen wer- 
den, was der Dolizei, als felbftftandigem, und 
den übrigen Theilen der Verwaltung gleichgeord- 
netem Zweige der Verwaltung zufommt, 
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Wenn vormals die Domainen und Regalien der 
Regenten ausreichten, den Aufwand des Hofes und 
die Bedürfniffe des Staates zu Dedenz fo ward ſchon 
im ausgehenden Mittelalter für außerordentlide 
Bedürfniffe des Staates die Bewilligung von Steuern 
nöthig, weiche Anfangs nur von den Prälaten (den geift- 
lichen Großen) und der Nitterfchaft, und bald darauf 
auch mit Zuziehung der Stadte gefihah, weil, nament- 
ih nad) altgermanifcher Verfaffung, der Teutfche nur 
die felbft bewilligten Steuern entrichtete. Als 
nun in der Folge die früher für einzelne Falle (Krie- 
ge, Schulden 10.) bewilligten Steuern allmäblig in 
ftehende Abgaben verwandelt, in ihren Summen 
gefteigert, und mit andern neu hinzukommenden ver: 
mehrt wurden; da mußte auch Die Verwaltung diefer 
Steuern verwicelter und mannigfaltiger, und in den 
meiften Staaten von der Verwaltung der Domainen 
und Kegalien des Negenten getrennt werden. Noch 
bedeutender wirkte das ausgehende fiebenzehnte und 
das ganze achtzehnte Jahrhundert auf die Finanzver- 
waltung der europaifchen Staaten ein, feit die überall 
eingeführten ftebenden Heere die jährlichen Be— 


+ 
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durfniffe der Staaten maͤchtig fleigerten, und die faft 
ohne Ausnahme in den europätfchen Reichen und 
Staaten vorhandenen Schulden die Steuern und 
Abgaben vermehrten, ohne ‚gerade die dringendften 
Bedürfniffe der Staaten zu beſeitigen. 

Diefe Berhaltniffe im wirklichen Staatsleben 
blieben nicht ohne Ruͤckwirkung auf die. Theo: 
vie, Wenn früher das Aggregat der KRameralwiffen- 
ſchaften (Landwirthſchaft, Viehzucht, Bergbau, Forft- 
funde, Gewerbsfunde und Handelsfunde) nothduͤrftig 
für den fünftigen Kameralbeamten (hießen doch die 
fürftlihen Berwaltungsbehsrden damals Kammern) 
ausgereicht hatte, wozu im achtzehnten Jahrhunderte 
gewöhnlich. ein.empirifcher Zuſatz uͤber Die in der Wirf- 
lichkeit beitehenden Steuern und Abgaben , unter dem 
Namen Finanzniffenfchaft, als Anhang zu den Kame— 
ralwiſſenſchaften, zum Iheile verfege mit etwas Doli- 
zeiwiffenfchaft, hinzukam; fo fühlte man doch bald, bei 
den Fortfihritten des innern Staatslebens, gleichzeitig 
mit der Vermehrung der Staatsbedürfniffe und der 
Staatsſchulden, daß man nicht nur die Finanzwiſ— 
ſenſchaft felbftftändig behandeln, fondern ihr auch 
in der Staatswirthfchaft eine wiſſenſchaftliche 
Begründung vorausfchicen müßte. Allein auch die 
Staatswirthfhaft, welche nur zu dem Höhern, nicht 
zu dem Hoͤchſten im Volfsleben fic) erhob, indem 
fie nur die Bedürfniffe des Staates und Die finanzielle 
Stellung der Regierung zu den Stastsbürgern wiſſen— 
fhaftlich ordnete, nicht aber auf die legten Quellen 
und Bedingungen des Volfswohlftandes und Volks— 
vermoͤgens felbfi, — beide unabhängig von allem 
Einfluffe des Staates und deffen Negierung auf Die 
felben — zurücdging, erhielt am Anfange des neun- 
zehnten Fahrhunderts in ver Volkswirthſchaft 
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(Nationalöfonomie) ihre mwiffenfchaftlihe Unterlage 
und philofophifche Begründung, fo daß, durch diefen 
mächtigen Fortſchritt der Wiffenfchaft, auch auf die 
Finanzverwaltung ein neues Licht fiel, und die Ab- 
hängigfeit der Staatswirthfchaft von der Volkswirth— 
fhaft, fo wie wieder die Abhängigkeit der Finanzwiſſen— 
ſchaft von der Staatswirthfchaft entfchieden ward *). 

Diefe neue Geftaltung der Wiffenfchaft, gleich- 
zeitig mit der Begründung ftellvertretender Verfaffun- 
gen in vielen europäifchen und teutſchen Staaten, 
blieb auf die Wermaltung der Staaten nicht ohne 
wefentlichen Einfluß. Man fragte nun zuerft nach 
den Quellen und Bedingungen des Bolfsvermögens, 
und nach dem reinen Ertrage der Arbeit der ein- 
zelnen Staatsbürger, um, nach diefem einzigen recht= 
lichen und den Wohlftand des Ganzen aufrecht hal- 
tenden Grundfage, die Beftandtheile des Staats: 
vermögens überfchauen, und gleihmäßig aus dem 
reinen Ertrage des Volfsvermögens die Jahresbedürf: 
niffe des Staates (im Budget) ordnen, prüfen, ver: 
theilen und von der Gefammtheit der Staatsbürger 
erheben zu fünnen, fo daß, nach diefem Gefichts- 
puncte, die Staatswirtbfhaft, auf Die Grundlage 
der Volkswirthſchaft geftüge, die Art und Weiſe be- 
ſtimmt, wie das Staatsbedürfniß aus dem Volks— 
vermögen aufgebracht und gedeckt werden, und wel: 
hen Einfluß die Negierung im Staate auf die 


*) Im zweiten Theile diefes Werks wird, in ſyſte⸗ 


matifcher Folge und mit Beibringung der wichtigern 
Literatur, diefes Verhaͤltniß der Bolkswirthfchaft, 
der Staatswirthfchaft und der Finanzwiſſenſchaft 
gegen einander, in der ſelbſtſtaͤndigen Dar: 
ftellung diefer Staatswiffenfhaften entwickelt werden. 
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$eitung der Quellen und Bedingungen des Volfsver- 
mögens, fo wie auf die Geſammtthaͤtigkeit der Staats 
bürger behaupten kann und Darf, worauf dann die 
Finanzmwiffenfchaft im Einzelnen die Lehre von der 
Verwaltung der Domainen und Kegalien, von den 
directen und indirecten Steuern, von der Erhebung 
derfelben, von dem Kaflenwefen, und von der Cons 
trofle über die gefammte Finanzverwaltung aufſtellt. 

Enefchieden bedurften alle Staaten Europa’s, 
die unbefchränften wie die befchranften Monarchieen, 
die demofratifch wie die ariftofratifch geftalteten Re— 
publifen, ohne Ausnahme, im Anfange des neun- 
zehnten Sahrhunderts, einer völlig neuen Einrichtung 
des Finanzwefens; dies verfündigten die halben 
und ganzen Staatsbanferotte; dies die Subfi- 
dien und die gezmwungenen und freiwilligen Ans: 
leihen im In- und Auslande; dies die Vermehrung 
der Staatsfhulden;z dies die bis zum Ertreme 
vermehrten Abgaben und Steuern; dies die her— 
abgefeßten Zinfen von den Staarsfhulden; dies 
die errichteten Amortifationsfonds;z dies die 
eingeführten Controllen über das ganze Finanz: 
und Kaffenwefen; dies die Vereinfachung des 
ganzen Staatshaushalts in einzelnen Reichen und 
Staaten, jo wie die vielfach verfuchten Katafter 
und Landesvermeffungen, um wenigftens bie 
Grundfteuner nach rechtlihen und gleichmäßigen 
Grundfäßen auszumitteln, 

Ob nun gleich zwifchen Staaten mit und ohne 
fteflvertretende Verfaflung , in Hinficht auf die Def: 
fentlichkeit der Verhandlungen über die Jahres: 
bedürfniffe des Staates und über deflen Schulden- 
weſen, ein wefentlicher Unterfchied ftatt finden muß, 
weil in den erſtern das Budget den Volfsvertretern 
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in den Kammern zur Pruͤfung und Zuſtimmung vor⸗ 
gelegt, und von dieſen die Beſteuerung des ganzen 
Volkes, im Namen deſſelben, bewilligt, ſo wie von 
denſelben gewoͤhnlich auch die Wertheilung der 
bewilligten Steuern im Einzelnen geleitet, und die 
Verwendung derſelben für die aufgeſtellten Zwecke 
controllirt wird; fo gibt es doch auch gewiſſe allge- 
meine Grundfäße, welche als Maasſtab einer 
rechelichen und die Wohlfahrt des Ganzen nicht beeins 
trächtigenden Finanzverwaltung, in ‚der Lehre von 
der Staatsverwaltung überhaupt, eufgeßels werden 
koͤnnen. Dieſe ſind :; | 

Alle Staatsbürger muͤſſen, im Berhältniffe zu 
demreinen Ertrage ihres Einkommens, gleich⸗ 
maͤßig zu den ſaͤmmtlichen Beduͤrfniſſen des Staates 
beitragen, weil fie alfe gleichmäßig den Schuß deffel- 
ben geniehen, In Hinſicht der bis dahin Bevorrech⸗ 
teten muß ein rechtliches und billiges, Abfom- 
men. getroffen werden, meil wohlerworbene Nechte 
(die nicht. gegen die ‚uefprünglichen Menſchenrechte 
ſtreiten, wie z.B: Sklaverei und Leibeigenſchaft) in 
geſitteten Staaten, ſelbſt bei Umbildung der Berfaf-, 
fung, nie ohne Freitoiflige Verzicgtleiftung Darauf‘) 
erlöfchen, wohl aber, auf Antrag der, Regierung, 
gegen Enefhäigung verändert (modificirt) 
werden koͤnnen. 

Der reine Ertrag der geſammten buͤrgerlichen 
Thaͤtigkeit (es ſey im Anbaue des Bodens, oder der 
Gewerbe, oder des Handels, oder, der Wiffenichaft 
und Kunft), und des baaren Capitals, — ausges 
mittelt nach) Örundfägen der Volfs- und Staatswirth- 
fhaft, — ift der einzig rechtliche Maasſtab der 
Beſteuerung. 

Das Höoͤchſte, was der Staat für feine Jahres— 











Staatskunſt. 509 


beduͤrfniſſe vom reinen Ertrage in Anſpruch nehmen 
darf, wenn er nicht die Quellen und Bedingungen des 

Volkswohlſtandes allmaͤhlig zerſtoͤren will, iſt ein 
Fuͤnftheil (wo moͤglich nur ein Achttheil) des 
reinen Ertrags. 

Die Wirthfchaft des Staates würde am beften 
verwaltet werden, wenn in ihr, wie in der Wirth- 
{haft des Privarmannes, die Ausgabe nach der 
Einnahme beftimme werden Fünnte. Allein bei 
den gefteigerten Bedürfniffen der Staaten, bei den 
Schulden und den Zinfen von denfelben, und bei fo 
vielen außerordentlichen Ausgaben im Staatsleben, 
muß fih die Einnahme (das Erheben des reinen 
Ertrags vom Volfsvermögen) nach Der Ausgabe 
(nad) den entfchiedenen Bedurfniffen des Staates) 
richten; d. h. es müffen fo viele Summen aufgebracht 
werden, als zur Befriedigung Der im Budget aufges 
ftelleen dringend nöthigen, und von den Volksver— 
tretern anerfannten und gutgeheißenen, jährlichen 
Staatsausgaben erforderlich find, . 

Die Angaben im Budget müffen die einzel- 
"nen Öegenftände des Staatsbedarfs (Civilliſte, Zin- 
fen der Staatsſchuld, Amortifationsfonds, Penfio- 
nen, Etats aller einzelnen Minifterien, mit den ihnen 
anzumeifenden Nefervefonds uf. w.) beftimmt auf- 
führen; fie müffen zugleich durch die den Volksver— 
fretern vorgelegten Rechnungen der vorigen Jahre 
beglaubigte feyn; die neuen Forderungen. an die 
Stande aber müffen dnech hinreichende Gründe moti- 
virt werden. 

Sn allen conftitutionellen Staaten, wo Do— 
mainen beftehen, muß der Ertrag derfelben, fo wie 
die Berechnung des Ertrags der Negalien, zuerft 
beim Budget in Anfchlag kommen. Die übrigen An: 
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füge des Budgets müffen dur) dir eete und indi- 
recte Steuern (nad) einem zwifchen beiden in der 
Finanzwiffenfchaft theorerifch aufgeftellten, und auf 
die beftehenden Verhältniffe jedes einzelnen Staates 
mit Vorfihe angewandten Maasftabe), bis zur Er- 
reichung der im Budget beftimmten Gefammtfumme, 
aufgebracht werden, 


Alle von den Volfsvertretern bemwilligte Steuern 
müffen auf die einzelnen Kreife und Provinzen, fo wie 
in Diefen auf die einzelnen Ortfchaften, Gemeinden und 
Individuen, am beften durch die Volfsvertreter felbft, 
gleihmäßig vertheilt, aufdie für die Staats- 
birger fchonendfte und bequemfte Weife erhoben, 
fo wie nad) dem im Budget angegebenen Bedarf, und 
für feinen andern Zweck, verwendet werden, worüber 
den Volfsvertretern das Necht der Einficht der Rech— 
nungen zufteht. 

Die Ueberſicht über das innere Verhältniß der 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben gegen einan- 
der muß durch das forgfältig geführte Kaffenmwefen 
möglich gemacht und erleichtert, fo wie die Oberauf- ' 
ficht über die gefammte Finanzverwaltung von der 
Generalcontrolle ($. 42.) geleitet und durchge: 
führt werden *). 


*) Was hier als wefentlihe Bedingung einer zweckmaͤ— 
ßigen Finanzverwaltung aufgeftellt wird, ift zwar 
das Nefultat der fyftematifhen Darftellung der Fir 
nanzmwiffenfhaft, das aber in der Staatsfunft nicht 
ganz übergangen werden kann, weil beide 
Wiffenfchaften, obgleich nahe verwandt, doc) feldft: 
fändig neben einander beftehen, und weder im eig: 
nen Studium, nody im Lehrvortrage immer verbuns 
den werden. 
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48. | 
d) Das Kriegsmwefen, als vierter Haupttheil 
der Staatsverwaltung. 


Wenn auch) die philofophifche Nechtslehre im phi- 
loſophiſchen Völferrechte (Naturr. $. 57.) das Seal 
des ewigen Friedens aufftelle und die Bedingun— 
gen zur Herbeiführung diefes vollendeten rechtlichen Zu— 
ftandes der gefammten Menfchheit entwickelt; fo wird 
doch ein folher Zeitpunct des ewigen Friedens in der 
Wirklichkeit nie eintreten. Das Höchfte, was 
erreicht werden Fann, ift Verminderung der 
Kriege, theils durch Vermeidung aller Angriffs- 
friege, weil (Staatsr. $. 73.) nur der Vertheidi— 
gungsfrieg, um bedrohte oder verlegte Nechte zu 
ſchuͤtzen, rechtlich ift; cheils durch allmaͤhligen Ueber— 
gang der fogenannten Militairftaaten in rechtliche 

ürgerliche Vereine, weil allen Militairftaaten ein 
eroberungsluftiger Charakter eigen ift, der das 
politifche Dafeyn und die Sicherheit der Machbar- 
ftaaten ununterbrochen bedroht, theils durch allge- 
meine Verminderung der ftehenden Heere, wobei die 
Mächte vom erften politifchen Range den Anfang 
machen müffen, welchen die Staaten vom zweiten, 
dritten und vierten politifchen Range von felbft nadh- 
folgen werden, weil diefe zunächft nur wegen der moͤg— 
lihen Bedrohung ihrer Selbftitändigfeit von den 
Mächten des erften politifchen Ranges, und gewiß 
nur felten aus Fleinlicher Nachahmungsfucht, größere 
Heeresmaflen halten, als mit ihrer Bevölferung 
und mit ihren Finanzen vereinbar if. Wäre übri- 
gens ein allgemeines Bolfseribunalin der Wirf: 
lichfeie denfbar, von welchem die Streitigkeiten der 
einzelnen Staaten entſchieden, und deflen Entfchei- 
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dungen als guͤltig anerkannt wuͤrden; ſo wuͤrde dieſes 
der Idee des ewigen Friedens am meiſten ſich naͤhern. 

Allein ſo lange in der Wechſelwirkung der Staa— 
ten noch eigentliche Angriffskriege ſtatt finden (derz 
fhieden von dem rechtlichen Vertheidigungsfriege, in 
welchem, nad) dem Nechte der Prävention, der erfte An- 
griff auch von dem fich vertheidigenden Staategefihehen 
kann); fo lange noch Militairftaaten beftehen, und Fein 
Voͤlkertribunal die ftreitigen Intereſſen einzelner Staa- 
ten mit dem Nachdrucke entfcheidet, daß die gefammte 
Staatenverbindung demjenigen Staate den Krieg er- 
klaͤrt, welcher den rechtlihen Ausfpruch jenes Tribu- 
nals nicht anerkennt; fo lange muß auch in der Mitte 
jedes Staates eine feinen Berhältniffen und politifchen 
Kräften angemeffene bewaffnete Mache beftehen, 
und diefe als ein befonderer Hauptzweig der Staats- 
verwaltung in fih zufammenhängend organifirt feyn, 
und nach allen — Theilen gleichmaͤßig geleitet 
werden. 


49 
Sortfeßgung. 


Das DVerhältniß der bewaffneten Macht eines 
Staates zu feinen politifchen Kräften wird aber be= 
ſtimmt 4) durch die Ruͤckſicht auffeine Bevöl- 
ferung, und 2) durch die Ruͤckſicht auffeine 
Finanzen. Denn fowohl das ewig heilige Recht, als 
die auf die Grundfäge der individuellen und allge: 
meinen Wohlfahrt der Staatsbürger geftügte Staats— 
kunſt, verwerfen als unrechelich und unzweckmaͤßig den 
Verkauf der nländer zum Kriegsdienfte ans Aus— 
land, und erflären felbft die Errichtung und Unter- 
haltung eines Heeres fuͤr TR Subfidren für 
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hoͤchſt bedenklich, und nur in einzelnen — fehr fel« 
tenen — Fallen, nach Anfichten der Staatsklugheit, zu 
entfchuldigen., Denn Staatsreht und Staatsfunft 
ſtimmen nur darin überein, daß die phufifchen Kräfte 
der männlichen Bevölferung des Staates aufgeboten 
werden müffen £heils für die Aufrechthaltung der 
Selbfiftandigfeie und Integrität deffelben , theils füe 
die Vertheidigung und Wiederherftellung feiner von 
außen bedrohten oder verlegten Rechte. Zwifchen bei- 
den Zweden muß aber genau unterfchieden werden; 
denn der erfte, wo die Selbftftändigfeit und Inte— 
grität des Staates bedroht iſt, erfordert die möglichft 
größte Anftrengung aller Kräfte, um jenen hoͤch ſten 
Zwed des Staatslebens zu bewahren und zu ſichern; 
‚ ‚Dagegen der zweite Zweck, die Vertheidigung der be- 
drohten oder verlegten Nechte, in den meiften Fällen 
mit einem geringern Aufwande von Kräften und Mit: 
teln erreicht werden kann, und in dieſen Fällen ge: 
wöhnlich auch) die Verbindung mehrerer Staaten zur 
gemeinfchaftlichen Führung eines Krieges ftatt finder, 
Wenn alfo die Kaͤmpfe der zweiten Art die Re— 

gel, und die der erften Are die Ausnahme von der 
Hegel bilden; fo muß auch die bewaffnete Macht im 
Staate zunächft nach der Negel, und nicht nach der 
Ausnahme von derfelben, geftaltet werden. Was 
die Maffe der bewaffneten Mache im Staate betrifft; 
fo ift in geſitteten Staaten, wo feine Nomadenhorden 
angetroffen werden, Ein Procent (von 1 Million Be— 
volferung 10,000 Mann) das Höchfte, was für die 
bewaffnete Mache (fie heiße ftehendes Heer, oder 
Miliz, oder Landwehr, oder Nationalgarde) im Gans 
zen aufgeboten werden darf, fobald das von der Na— 
tur feftgehaltene Verhaͤltniß zwifchen beiden Gefchlech- 
tern, das. gleichfalls auf Naturgefegen beruhende Ver- 

I. 33 
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hältniß der Entwidelung der phyfifchen Kraft im Yu- 
gendalter, und das aus Grundfäßen des Rechts und 
der Staatsfunft hervorgehende Verhältniß der einzel 
nen Stände und Berufsarten im Staate gegen einan— 
der, nicht, zum unmwiederherftellbaren Nachtheile des 
Ganzen, erfchütfert und verlegt werden ſoll. Denn, 
felbft abgefehen von der gewöhnlichen Ehelofigfeit der 
meiften Mitglieder der bewaffneten Macht im Staate, 
darf die Regierung des Staates nicht vergeffen, daß 
die Natur in der verhälfnißmäßigen Gleichzahl 
beider Gefchlechter ihre Abfichten für die Fortpflanzung 
der menfchlichen Gattung beftimme andeutete, und daß 
die Hintertreibung diefer Abfichten nicht ohne Folgen 
für die Bevolferung, und felbft für die Sittlichkeit 
der Voͤlker, bleiben kann, fo wie die zu frühzeitige 
Berufung zum Kriegsdienfte (vor zurücdgelegtem 
zwanzigften Lebensjahre) die Entwickelung und Reife 
der förperlichen Kräfte bei den meiften Individuen 
(Einzelne gelten nicht als Regel) , befonders in den 
Mordländern Europa’s verhindert und zerftort, und 
daß, weil der Krieger im Staate nicht erwirbt, 
fondernnur verzehrt, felbft nach Grundſaͤtzen der 
Volkswirthſchaft, zwifchen der bewaffneten Macht und 
den übrigen erwerbenden Ständen im Staate ein rich- 
tiges Verhaͤltniß ausgemittele werden muß. Mit Rüd- 
fiht aufdie Bevölferungim Staate gilt alfo 
der Grundfaß: daß zur bewaffneten Mache (fie heiße 
ftehendes Heer, oder Landwehr u, f. m.) nur Einer vom 
Hundert der Gefammtbevölferung (mithin von der 
Gefammtzahl männlicher Individuen im Staate 
Einer von funfjig), und zwar erft nad) zurückgeleg- 
tem zwanzigften sebensjahre berufen, und Durch diefe 
Berufung feiner der wefentlihen Zwecke der bürger- 
lichen Thätigfeit, der Landbau, der Gemwerbsfleiß, 
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der Handel, die Wilfenfchaft und die Kunft beein 
traͤchtigt werde. 

Mit diefer erſten Ruͤckſicht ſteht die zweite in 
genauer Verbindung; denn die bewaffnete Macht 
muß vom Staate unterhalten werden, deffen in- 
nere und aufßere Sicherheit fie vertheidigen ſoll. Bei 
der Steigerung des Preifes aller Lebensbedurfniffe 
mußten daher aud) die Summen fur die Unterhaltung 
der bewaffneten Macht erhöht und geſteigert werden, 
und deshalb ift in dem Budget der meiften Staaten 
die Summe für die bewaffnete Macht die ftärffte 
unter allen, und der Etat des Kriegsminifters, der, 
welcher die Etats aller übrigen Minifterien bedeutend 
überfteigt, und fogar bisweilen der Hälfte der ge» 
fammten Sahresbedürfniffe des Staates fih nähert, 
Da nun in vielen Staaten felbft in Friedenszeiten die 
nochwendige Unterhaltung des vorhandenen ftehenden 
Heeres das jährliche Einfommen derſelben überftieg 
und fie in Schulden ſtuͤrzte, welche in Kriegsjahren, 
und befonders bei den unglücklichen Wendungen des 
Kampfes, außerordentlich vermehrt wurden; fo durfte 
es nicht befremden, wenn namentlich in neuern Zei: 
ten, wo die auf altern Fuß organifirten ftehenden 
Heere im Augenblicke der Entfcheidung nicht mehr den 
Erwartungen der Regenten und der Volker entfpras 
hen, viele Stimmen laut gegen die fiehenden Heere 
fi) erhoben *). Denn allerdings laßt es fich ge- 


*) Eine ftarfe Stimme aegen die ſtehenden Heere ers 
hob der Freih. v. Steigentefh in f. Auffaße: 
über fichende Heere und fandesbewaff 

mungen, in der Minerva, 1807, Set. ©. 

385 ff.; allein die ftärkjten Stimmen aegen die 

ſtehenden Heere erfhollen im Parlamente der Brit—⸗ 
33# 
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chelich nachweiſen, daß obgleich ſeit der Erfin⸗ 


dung des Schießpulvers und ſeit der dadurch bewirkten 





ten, weil man in England von jeher ein großes 
ſtehendes Heer als gefaͤhrlich fuͤr die buͤrgerliche 
Freiheit betrachtete. So erklaͤrte (um nur der 
neueſten Verhandlungen uͤber dieſen Gegenſtand zu 
gedenken) Tierney (am 13. Febr. 1816) dem Mis 
nifter Caftlereagh ins Geſicht: „er werde volle Sicher: 
heit des Friedens nurdann fehen, wenn die Civil: 
macht aller Regierungen Europa’g die Oberhand über 
ihre Heere gewonnen hätte, und wenn die bürgers 
lichen Srundfäge Herr der militärifchen geworden wäs 
ren (Allg. Seit. 1816, N.62.).” Lord Grenville 
(vgl. N: 67.) fprach in demfelben Sinne: „Ward 
der letzte Kampf für die Sache der Menfchheit und 
den Frieden gekämpft; warum beeilen fih denn nicht 
die europäifchen Mächte, die fiehenden Deere, diefe 
größten Feinde des Friedens und der 
menfhlihen Gluͤckſeligkeit, zu vermindern? 
Dann würden fie den Beinamen der Wohlthäter, 
der „Heilande des Menfchengefchlehts verdienen. 
Stehendeheerehabendiegrößten Reiche 
geftürzt. So fiel Nom, nachdem der militärifche 
Geift die Stimme der Freiheit erftickt hatte. So 
fiel Frankreich unter Ludwig 14, und unter Bona— 
parte, nachdem beidemale der Kriegsgeift. die 
Verfaffung, denn vor Ludwig 14 hatte Frank 
reih eine, zu Boden getreten hatte.“ 
Broushbam nannte den Militärgeift eine „krank— 
hafte Stimmung der Nationen; Lord Folffione 
erklärte (Allg. Zeit. N. 78.) „den Geift der (mili: 
tärifchen) Subordination für unverträglich mit dem 
Geiſte der Freiheit; und Grant berechnete (N. 89.), 
daß, „als Pitt im. Sahre 1792 feinen Friedensfuß 
aufftellte, die fieehenden Heere von ganz Europa nicht 
viel über 500,000 Mann betragen hätten, jetzt aber 
1,500,000 Mann bleibend unter den Waffen fländen. 
Wir müffen, fuhr er fort, durd ganz Europa das 


Gefühl lebendig machen, daß der Bürger ſich ſelbſt 
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—— Berti bes —— die Sicder- 


D 


J 


Fi ‚Schuß und Sicherheit feyn, und Gewicht genug im 

Staate haben muͤſſe, um den Militärgeift nieder zu 

ziehen, und zur geziemenden Ergebenheit gegen die 

Ä > hürgerliche Macht zu bringen.‘ 

Bevor noch der lebte Weltkampf über ganz Europa 
ſich ausbreitete, ftellte Kant (zum ewigen Frieden, 
©. 8 f.), unter den Präliminarartikeln zum ewigen 

Frieden unter den Staaten, den Satz auf: „Stehende 
Heere follen mit der Zeit ganz aufhören; denn fie 
bedrohen andere Staaten unaufhörlich mit Krieg, 

durch die Bereitfchaft, immer Dazu 'gerüfter zu ers ı 
ſcheinen, und veizen diefe an, fich einander in der 
Menge der Gerüfteten, die feine Grenzen kennt, zu 
übertreffen. Ganz anders iſt es mit den freiwils 
ligen periodifc vorgenommenen Uebun— 
gen der Staatsbürger in Waffen bewandt, 
fih und ihr Vaterland durch Angriffe 
won außen zu ſichern.“ — Was ſich gegen 
die ſtehenden Heere und fuͤr die Landesbewaffnung 
aufſtellen laͤßt, entwickelte Karl v. Rotteck inf. 
Schrift: uͤber ſtehende Heere und Natio— 
nalmiliz. Freyburg, 18316. 8. — Gegen feine 
Vorſchlaͤge in Hinſicht der Nationalmiliz erhob ſich 
aber: L. A. F. v. Liebenſtein, in der Schrift: 
Aber ſtehen de Heere und Landwehr, mit 
befonderer Ruͤckſicht auf die teutfden 
Staaten. Karlsruhe, 1817. 8., ob er gleich dem 
—v. Rotteck in der Gefchichte der fiehenden Heere 
beiſtimmte. — Als Vertheidiger der fiehenden Heere, 
.3umd zwar ſo groß als möglich, und aus dem 
Kerne; des Volkes zufammengefekt, kaͤndigte fi fih an: 

W. 8. Leißing (ſyſtematiſche Darftellung zu einer 

neuen Kriegslehre, nach dem jeßigen Zeitgeifte und 

‚raus dem. wirklichen Kriege gefolgert. zte Ausg. Berl. 
1817: 8.) ' Seine Behauptungen prüfte und wider 
legte Erug.in.dem Auffake: Mititärifhe Dos 
litik, in fi politifchen Kreuz: und Dueerzügen. 
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Aufpebung des Fauftrehts und der —— 9 — ‚aus 


genommen bat, doch aud) die Steuern und Abgaben 4 
wegen der aufgeftellten Heere bedeutend ſich verviel- ' 


fältigt haben, befonders als die fruͤher, nach Beendi- 
gung der Kriege, entlaffenen Heerestheile, ſeit den 
Zeiten des dreißigjäßrigen Krieges faft, überall” im 
europäifchen Staatenfpfteme in ‚einen ſtehenden 
Kriegerſtand verwandelt, und die Maſſen deſſel— 
ben, hauptſaͤchlich im’ Laufe des achtzehnten Jahr— 
hunderts, theils wegen der ſtets erneuerten Kriege, 
theils wegen der Nachahmungsſucht, zum Theile auch 
wegen der Eiferſucht der Maͤchte des verſchiedenſten 
polititiſchen Ranges auf einander, ohne feſte Ruͤck— 
ſicht auf die finanziellen Kraͤfte der Staaten, ins 
Unglaubliche geſteigert wurden. 


50. h 
FSortfegsung. 
Nah allem, was Gefhichte und Staatskunſt 


— — — — 


S. 24 ff. — Daß man bei den Vorwürfen gegen die 
ftehenden Heere und in den Vorfchlägen zu ihrer völ- 
ligen Abfchaffung neuerlich oft zu weit gegangen 
ſey, fuchte der anonyme Verf. der „Betrachtun— 
gen uͤber die verſchiedenen Formen der 
bewaffneten Macht“ Leipz. und Altenb. 1817. 
g. durchzuführen. — Einen befonnenen Mittelweg 
zwifchen den beiden entgegengefeßten Anfichten — 
mit fefter Berückfihtigung der gegenwärtig beftehen: 
den politifchen Verhältniffe in Europa und der 
Stellung des teutfhen Staatenbundes in der Mitte 
des europäifhen Staatenfpftems — hielt der Ger 
neratl Karl v. Gersdorff fe inf. „Bemer 
tungen, veranlaßt durh von Lindenau’s Auf: 
faß in dem DOppofitionsblatte: iſt eine Bundes 
armee nothwendig?“ Dresden, 1819. 8 
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iber die bewaffnete Macht im Staate ausſagen, ſcheint 
—— das Ergebniß zu ſeyn: 

„Die, ‚bewaffnete Macht im Staate iſt nicht ifrer 
— des Staates, und zur Sicherſtellung aller 
Zwecke des innern und außern Volkslebens; fie ift 
alfo nur Mittel zum Zmwede, nie Zived ſelbſt. 

Deshalb darf die bewaffnete Macht nie irgend 
einen, vor ihr vorhandenen, Zweck des Staates 
beeinträchtigen oder hindern ; es foll vielmehr die Ver— 
wirflichung aller Zwecke des Staates in Hinfiht auf 
perfönliche Freiheit und Eigenthum, auf phyſiſche und 
geiftige Kraftentwickelung im Aderbaue, Gewerbe» 
fleiße und Handel, in der Wiffenfchaft und Kunft, 
infofern durch) fie erleichtert werden ‚ inwiefern, durch 
die Uebertragung der Sorge für die innere und außere 
Sicherheit auf die bewaffnete Macht, alle übrige 
Staatsbürger. diefer Sorge entbunden und in ihrer 
reinbürgerlichen Thätigfeit nicht geftört werden, 

Wegen diefer Sicherftellung ihrer gefammten Tha- 
tigkeit, und wegen der auf die bewaffnete Macht über: 
getragenen allgemeinen Verpflichtung aller 
Staatsbürger, die Sicherheit des Staates zu erhalten 
und im Motbfalle zu vertheidigen, muß die bewaffnete 
Macht aus den von den Volfsvertretern dafuͤr bewil— 
ligten Beiträgen von dem gefammten Bolfsvermögen 
zweckmaͤßig, d. h. nicht blos nothduͤrftig oder kuͤmmer— 
lich, fondern hinreichend und angemeffen unterhalten 
werden. 

Weil aber die bewaffnete Mache nur als wirk— 
fames und unentbehrliches Mittel für die Geſammt— 
zwecke des Staates, nicht als Zweck felbft, im Staate 
vorhanden iſt; fo muß auch die Errichtung derfelben 
im genaueften VBerhältniffe zur Gefamme - 
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bevölferung und zu den finanziellen Kraͤf— 
ten des Staates fliehen, 

Nah diefem Maasftabe muß bie bewaffnete 
Mache fo klein feyn, als für die (nad) örklichen und 
landfchaftlihen Ruͤckſichten ſehr verſchiedenen) Beduͤrf⸗ 
niſſe des Staates ausreicht. Das Hoͤchſte derſelben 


darf Einer vom Hundert der Geſammtbevoͤlkerung 


ſeyn, weil dieſer ſtatiſtiſche Maasſtab zugleich auch in 
f ina nzieller Hinficht nach den Kräften des Volks— 
vermögens — doc) bei armern Staaten gewöhnlich 
nicht ohne große Saften — durchgeführt werden kann. 

So wie örtliche Verhaltniffe (3. B. Die Sage 
neben oder in der Mitte zwifchen großen und zugleich 
Eriegerifchen Staaten, oder die infularifche Sage an- 
drer Staaten u, ſ. w.) über die Größe und über die 
Art der Zufammenfegung der bewaffneten 
Mache überhaupt entfcheiden; fo entfiheiden fie auch 
— zugleich aber auch mie Rücficht auf den gefammten 
Volfsgeift und auf die innern Verhältniffe der ein- 
zelnen Zweige der bürgerlichen Thaͤtigkeit gegen ein= 
ander — über Die Anwendung entweder der freiwil— 
ligen Stellung zum Kriegsdienfte, oder über die 
Recrutirung, oder über die Confeription, — 
fo wie über die Eintheilung. der bewaffneten Macht in 


ftehendes Heer und Referve, in Sandwehr 


oder Mationalgarden (Miliz), in Landfturm 
uf. w. 

Sm Allgemeinen (denn das Einzelne geftal- 
tet fich in jedem Staate anders) ift die Aufbringung 
der nöthigen Zahl für die bewaffnete Macht durch 
Freiwillige jeder andern vorzuziehen, Diefer zu: 
nachft ſcheint Die (nach polirifch = ftariftifhen Grund- 
fügen und ohne Willführ und Beſtechung geleitete) 
Kerrutirung, mit einem Dienfthandgelde "auf 
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ihefuh ſechs Jahre (doch mit Ausſchluß aller Aus⸗ 
laͤnder) und gewiſſenhafter Haltung der Capitula⸗ 
tionszeit, zu folgen, und die in neuerer Zeit (eheils 
wegen ihrer Woptfeilheit,, theils wegen des bei ihr 
am leichteften anwendbaren Zwanges) ſo beliebte 
Conſcription den letzten Platz einzunehmen. Denn 
abgefeben davon, daß bei ihr die heranreifende männ- 
liche Jugend nach den Lebensjahren in Klaſſen, nach 
Art der Holzſchlaͤge, eingerheilt und felbft nicht 
immer die phyſiſche Reife mit vollendetem zwan— 
zigſten Lbensjahre abgewartet, ſondern der noch un⸗ 
entwickelte und unreife —— zum Dienſte gezwun—⸗ 
gen wird, wirkt ſie auch unaufhaltbar nachtheilig und 
Frſtorenb ein auf alle eigentliche und weſentliche 
Zwecke des innern Staatslebens, auf Sandbäu, Ge 
werbsfleiß , Handel, Wiffenfhaft und Kunft, Denn 
jeder Diefer Kreife bürgerlicher Thaͤtigkeit verlange ı eine 
mehrjährige forgfaltige Vorbereitung, und eine fort- 
gefeßte ununterbrochene Hebung, wenn in ihnen nicht 
oberflaͤchliche Stuͤmper, ſondern Männer, die ihres 
Saches mit Liebe und felöft mit Begeifterung pflegen, 
und. die demſelben völlig, gewachſen ſind, Diefe 
hoͤchſten Zwecke des bürgerlichen Lebens verwirflichen 
und zur möglichften Vollendung foreführen ſollen. Un- 
verfennbar greife aber das Conſcriptionsſyſtem in dieſe 
Vorbereitung, Uebung und Fortbildung hoͤchſt will⸗ 
kuͤhrlich und nachtheilig ein. Es ſcheint daher auch 
zunaͤchſt nur entweder für Momadenhorden, wo 
noch Feine "bürgerliche Thärigfeit ftatt finder und das 
geben von hundertfaufend Menfchen, wegen des bal- 
digften Nachwuchſes, wenig in Unfchlag kommt, oder 
für Militaͤrſta aten, deren höchfter Zived auf 
kuͤhnen Eroberungen beruht, zw — — fuͤr die 
buͤrgerltch entwickelten und  gefitreten 
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Staaten,aber nur in dem ein zigen Falle durch— 
greifend anwendbar zu ſeyn, wenn die Selbfiftändig- 
keit und Integritaͤt des Staates durch einen auswär- 
tigen Angeiff bedroht iſt. Die neueften Zeiten haben 
es gezeigt „was Voͤlker, die bis dahin blos: den fried- 
lichen Beſchaͤftigungen des buͤrgerlichen Lebens ange⸗ 
hörten;,; in ſolchen Augenblicken der Surfüeßoung für 
das Vereland keiſſeten und bewirkten Pe 


Ba 





“ ER der, in neuern Zeiten geroähnilihen und faft 
ertriebenen, Lobpreifung der Landwehren, des 
Landſturmes u. f. w. lenken jeßt Mehrere mit Bes 

on fontenheit wieder ein, und überzeugen ſich, daß 
ein verhältnigmäßiges ffehendes Heer, mo mögs 
(ih aus Freiwilligen angeworben,. vor den 
Milizen die großen Vorzuͤge hat, daß feine Erz 


‚gänzung in die bürgerliche Thätigkeit nicht fo ' 


U hemmend- eingreift, wie das Conſcriptionsſyſtem, 
— und daß bei.demfelben mehr Difriplin gehalten 
"werden fann, als in den Neihen derer, welche aus 
den Kreiſen des bürgerlichen Febens mit dem ganzen 
Gefühle der bürgerlichen Freiheit herausgeriffen wer— 
den. Dazu kommt, daß derjenige nie wahrer 
Krieger wird, der gezwungen dienen muß, 
der nur auf eunige Jahre berufen wird, und 
dann zum ‚vorigen (halb verlernten) bürgerlichen 
„Berufe zurückkehren darf. . Deshalb gilt noch immer 
der Grundfaß des Marfchalle von Sadıfen: ‚kleine 

— undgutdifeiplinirte Deere fund den gro 
ßen Maffen vorzuziehen. Dringt aber der 
Feind ins eigene Land ein; dann wird jeder, der 
fürs , Daterland fühle, auch ohne in der Conſcrip⸗ 
tionslifte zu ftehen, fich, bewaffnen und für das 


Ganze fiegen oder. fferben. — Gleiche Anz 


ſichten enthält das wichtige Werk: über die Mir 
Irrärdfonomie im Frieden und‘ Kriege, und 
ihr, Wechfelverhältniß zu den Operationen. ur,Theil. 
Petersburg, 1820. 4. (Vergl. Goͤtt. Anz. 1822; 
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Die, Grundlagen. ‚der bewaffneten D 
Staate muͤſſen daher die Stämme 9— nes. 
2 KR, es bleiben, außer. einer verhältnißr 
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KR aus | ‚einem, forgfältig » oorberei eten Corps. 
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den ingenieur - und —— wel 
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längere, Vorbereitung und Uebung, als Die. übrigen” 
ZUG NT und. au einen “ —— 
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If 1903 J HAINIG 
N.207) bi Verf. theilt die —8 Mititde) 
ſyſteme reinsin say recrutirteſteheende Heere,— 
militaͤriſch die, beſten, aber koſtbar; doch muͤſſe 
auch bei den conferibirten, Heeren. nicht. blos das, 
baare Geld, fondern das ganze Volksverwögen ber 
ruͤckſichtigt werden, 2)in conferibirte ſtehende 
Heere, im 'intellectwellet Hin ſicht etwas beffer als 
die ftehenden aber vielen Mängeln ı unterworfen;:; 
3) in cwonferibirte mittandwehr verbums 
dene. Heere. — Der Verf. muß befonders über 
das Verpflegungsſyſtem der Heere geleſen 
werden. Das gut geordnete Magazinfpfem 
ift dem Kegquifirionsfpftemerweit vorzuziehen; 
denn das leßtere entfremdet Die. Völker dem Kama) 
pfe; iſt an ſich ungerecht und ohne. gleichmaͤßige 
Bertheilung ; führt zum Raube und „zur, Infubors 
dination, und verſchwendet eine Mäffe von Lebens: 
mitteln, die weit beffer hätte gebraucht werden koͤn— 
nen. — Zwei frühere trefflihe Schriften von: Sr. 
Nibbentrop dürfen hier nicht uͤbergangen wers) 
den: Derhaushalt bei deneuropaiſchen 
Kriegsheeren. Berl. 1316. 8, und deſſend 
Arhiv fuͤr die Verwaltung des Haus⸗ 
halts beiden europaͤrſchen Ktiegsheeren. 
Berl. 1818. 8. Etwas zumweitfhweifigiiit folgendes 
Werk: J. Paul Harl, vollftändiges Handbuch der 


Kriegspotizeimigfenfhaft. u. Militaͤrokonomie. Aal: 
Landsh. 1812. 8. 
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geiſtvollſten und gebildetſten Officieren des ganzen Hee⸗ 
ves gewählten Generalftabe. Neben diefen ſey aber 
das ftehende Heer in Sriedenszeiten fovermindert, 
als es die Gefammtjwede des Staates, oder einge- 
gangee völferrechtliche Verbindlichfeiten (ie 3. 3. 
im teutfehen Staatenbunde) verftätten. Das Mari- 
mum der bewaffneten Macht fe) 10,000 Mann auf 
eine Million Bevölferung; möge nun diefe bewaffnete . 
Macht, nach richtiger und um ſichts voller Wuͤr⸗ 
digung der Verhältniffe eines gegebenen Staates, in 
fiehendes Heer, oder Miliz, oder in beides zugleich 
eingetheilt ſeyn. Nur vergeffe man nie uͤber der be— 
abſichtigten Sicherſtellung des Staates durch die be— 
waffnete Macht Diejenigen Zwecke, wofür der 
Staat zunaͤchſt begruͤndet ward: Herrſchaft des 
Rechts, Wohlfahrt der Individuen und des Ganzen, 
und ununterbrochene Forebildung desjenigen Theiles 
der Menfchheit , der in’ dein gegebenen Staate lebt, 
zur. allgemeinen Beftimmung unfers Gefhlechts. Die 
Verpflichtung zum: Eintritte in ‚die bewaffnete Macht 
fey zwar an fih allgemein vom: 21 — 25ften Le— 
bensjahre; Doch vergefje die Regierung nie, daß der 
Sohn des Landmanns, theils wegen feiner Erziehung 
und phnfifchen Kraft, theils wegen feines. fünftigen 
Berufs, der nicht fo, leicht verlerne,werden Fann, fic) 
mehr zum Krieger eignet, als der für die Gewerbe, 
fir die Kaufmannſchaft, fuͤr die Wiffenfchaft und 
Kunft vorbereitere und gebildete Jungling. Nie ver- 
geffe.die Negierung,, daß das frifche Leben und Die 
Fortbildung der Staaten, fo wie der Wohlftand und 
der Reichthum des ‚Volkes, nicht von dem Erercir- 
plaße, fondern von der forgfältigen und gleihmäßigen 
Entwickelung, Bildung und Reife aller phyfifchen und 
geifligen Kräfte abhängt, deren Capital man ſo we— 
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nig, als moͤglich, fhwächen und vermindern muß. 
Soll aber doch. das Syſtem der Confeription gelten; 
fo muß eine, aus Mitgliedern mehrerer Behörden 
- (nicht blos: aus Officieren, Actuarien und Negiments- 
chirurgen) zufammengefegte Commiffion gewiffen- 
baft über die phyfifche Tauglichkeit und über die 
bürgerlihe Entbehrlichkeit der Auszuheben- 
den entfcheiden ; es muß nie die Stellung eines Ver— 
freters gehindert, und nie das Auffteigen des gebilde- 
‚ten und fi auszeihnenden Fünglings zum Officiere 
erſchwert werden. Nur dadurch kann das Conferip- 
tionsſyſtem in feiner furchtbaren Schwere für das 
innere Staatsleben gemildert werden, 

Der Dienft ſelbſt aber fey einfach, leicht, ohne 
Pedanterei und Kleinlichfeitsfrämerei ; die Behand- 
lung würdevofl und edel, An körperliche Strafe 
werde nicht gedacht. Wer dieſe wirklich verdient, 
werde aus der ehrenvollen Reihe der Wertheidiger des 
Vaterlandes für immer ausgefchloffen, Das Auf: 
rücken gefchehe nach Kenntniß und WVerdienft, und, 
wo möglih, nad) der Entfcheidung der öffentlichen 
Stimme von der dienftchuenden Mannfchafe felbft. 
Was der Krieger erhalten foll, ‚erhalte er niche nach 
der Angabe des Minderfordernden, fondern nach zeit- 
gemäßen und beftimmten Anfagen ; er werde, durch 
Beurlaubung, dem Nahrungsftande, fo oft und fo 
viel es möglich ift, zurückgegeben, Er vergeffe nie, 
daß er mit dem gefammten Bürgerftande die große 
Familie Eines und deffelben Staates bildet, und 
finde es nicht unter feinem unmittelbaren Berufe, bei 
öffentlichen Arbeiten des Staates, gegen befondere 
Enefhadigung, zugezogen zu werden, befonders aber 
die innere Sicherheit der Straßen, der Poften, der 
Wälder u. f w. aufrecht zu halten, Nie werde die 
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bewaffnete Macht ein Mittel des Zwanges für unbe. 
feholtene Bürger in der Hand der Willkühr. Durch 
Anftalten , in feiner Mitte errichtet, werde er forfge- 
‚bilder für. feine eigenthuͤmliche Beftimmung und für 
die allgemeinen Zwecke der bürgerlichen Gefellfchaft, 
Damit er nicht hinter den übrigen raftlos fortfchreiten- 
den Ständen derfelben zurücbleiber "Dabei beftehe 
in der Mitte des’ Heeres der ftrengfte unbedingte Ge- 
horfam; denn, abgeſehen von ihren Urſachen und 
Folgen, ſind die Militärrevolutfionen inner 
halb ver Staaten, an fidh betrachtet, eine Er- 
fcheinung , welche zum‘ Untergange des Ganzen führen 
muß (denn nicht umfonft hat die Gefchichte die Thaten 
der romifchen Prätorianer , der Garden zu Bagdad 
und Cairo u, a. aufbehalten). — Zwifchen: Sinien- 
fruppen und Sandwehr, mo beide nicht verfchmolzen 
find, werde fein Eiferfucht erregender Unterfchied ge- 
näaährt. Der Feldherr an der Spiße des Ganzen 
fey der geiftvollfte, der erfahrenfte, der muthigfte und 
der umfichtsvollfte Mann des ganzen Heeres; denn 
ein folcher wird nie vergeflen,, Daß er Menfchen, und 
nicht Mafchinen, leitet; ein folcher wird nie aus 
Mangel an Einſicht, oder aus Kedheit, auch nur 
Einen Mann aufopfern; er wird aber durch die Maffe, 
iiber die er gebietet und die ihm wegen feiner über- 
wiegenden geiftigen und ſittlichen Eigenfchaften unbe: 
Dinge vertraut, im Augenblide der Entfcheidung viel 
bewirfen, 

In Friebeneelten ſtehe der Krieger, die unmit— 
telbaren Militaͤrvergehen abgerechnet, unter buͤrger— 
lichen Geſetzen und buͤrgerlichen Richtern, weil alle 
Militärgerichte nicht über Militärangelegenheiten hin⸗ 
aus entſcheiden duͤrfen; keine bewaffnete Macht duͤrfe 
berathſchlagen, und ſich den uͤbrigen Pflichten der 
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Staatsbürger entziehen; "wohl aber fann die Regie— 
rung, befonders wenn fie das ftehende Heer bedeu— 
tend vermindert, die Uebungen junger Männer im 
Gebrauche der Waffen im Fruͤhjahre und Herbſte, 
doch ohne Beeinträchtigung der bürgerlichen Berufs- 
arten, veranftalten, um auch der förperlichen Hebung 
und Gewandtheit des Volfes für den Fall der Noth 
im Voraus fich zu verfichern. 

Eine der fhwierigften Fragen der Staatsfunft 
bleibt: ob das Heer den Eid auf die Ver- 
faffung zu leiften Habe? worüber in neuern 
Zeiten für und wider bedeutende Stimmen 
fih erhoben haben. Einen Erfahrungsbeweis 
dafür liefern die Heere Frankreichs, welche den 
Eid leifteten. Was zunächft für diefen Eid zu 
fprechen fcheint, ift, daß, mo eine Verfaſſung 
befteht, jeder Eingebohrne, fhon bevor er zur 
Sahne ſchwoͤrt, der Verfaffung Anerfennung und 
Gehorfam gelobt hat. Davon wird er, beim Ein- 
tritte in Die bewaffnete Macht, nicht entbunden ; 
vielmehr beſteht diefe zunaͤchſt als Mittel für die 
Geſammtzwecke des Staates. Wo alfo jeder zum 
Militärdienfte berufene Inlaͤnder, bereits vor 
feinem Eintritte in diefelben, der Verfaffung des 
Staates verpflichtet ift; da bedarf eg feines befon- 
dern Eides auf diefelber Allein Ausländer, 
welche in die bewaffnete Macht (befonders als 
Dfficiere) eintreten, Fonnen nur durch den Eid 
auf die Verfaffung Mitglieder und Bürger 
des Staates werden. Denn fo wenig in verfafjungs- 
mäßigen Staaten der Fall eintreten fann , das 
Militär als Gegenfas und Feind der Verfaf- 
fung zu gebrauchen; fo gewiß dürfen doch auch die 
Krieger nie von den allgemeinen Verpflichtungen 


wenn fie gleich, fo lange fie beim Heere find, ihre 
Staatsbürgerrechte nicht thätig (z.B. als Wahl- 
männer, oder als Volfsvertreter u. f 1.) ausüben 
koͤnnen. 

So gewiß uͤbrigens innerhalb der bewaffneten 
Macht ſelbſt eine beſtimmte auffteigende Rang— 
ordnung ſtatt finden muß; fo wenig Darf doch, 
nad) dem Maasftabe diefer militarifchen Rangord— 
nung — in verfaffungsmäßigen Staaten — der 
bürgerlihe DBeamtenrang beftimme, oder dem 
Stande der Krieger ein bürgerliher Vorzug 
vor den übrigen Ständen im Staate zugefprochen 
werden,“ Es müffen vielmehr, in der allgemei- 
nen Rangordnung des Staates, die verfchiedenen 
Abſtufungen des bürgerlichen und des militärifchen 
Ranges — vom Kriegsminifter an, melcher den 
übrigen Staatsminiftern gleich fteht, bis herab auf 
den Unterofficier, — einander, nad) der Stel- 
lung der einzelnen Aemter zu den höhsen oder nie- 
dern Zwecken des Staates, verhältnißmäßig 
gleichgeftelle werden. 


Staaten, die zugleich Seemaͤchte find, beduͤr— 
fen, neben der bewaffneten Landmacht, auch einer 
zweckmaͤßigen Geftaltung des gefammten Seew e- 
fens, theils nad) der Ausrüftung der verſchie— 
denen Arten der Schiffe (kinienfchiffe, Fregat- 
ten, Brander ꝛc.) auf den Schiffswerften; fheils | 
nach) der Aufbringung und Hebung der Schiffs: | 
mannſchaft (Matrofen, Seefoldaten, Steuer: | 
männer, Marineofficiere); theils nah der Ein 
tbeilung der Flotten;-theils nach den Zeug | 
haufern und Häfen für die Flotten. Ä 
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aller uͤbrigen Staatsbuͤrger ausgeſchloſſen werden, 
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Friedrich 2, in dem Verſuche über die Regie— 
Srungsformen, in f. nachgel. Werken, Ih. 6, ©. 


55 ff. | 
(v. Bärenhorfi), Betrachtungen über die Krieges 
kunſt, über ihre Fortfchritte, ihre Widerfprücdre und. 
ihre Zuverläffigkeit. 4Bbde. s. 1. (Leipzig) 1797 ff. 8. 

5. von der Decken, Betrachtungen über das 
Verhaͤltniß des Kriegsſtandes zu dem Zwecke der 
Staaten. Hannover, 1800. 8. (Vgl. damit Goͤtt. 
Anz. 1800, N. 168.) 

Ueber die Nachtheile der Militärftaaten und der 
ftehenden Heere; f. Jar. Sigism. Becks Grund» 
fäße der Geſetzgebung, ©. 250 ff. 

Aug. Wild. v. Leipziger, Idee einer ftehenden 
Armee im Geifte der Zeit. Berl. 1808. 8. 

Der Krieg. Für wahre Krieger. Leipz. 1815. 8. 

Ruͤhl von Lilienftern, die teutfche Volks: 
bewaffnung, in einer Sammlung der darüber in 
fammtlichen teutfchen Staaten ergangenen Verords . 
nungen. Berl. 1815. 8. 

Schmitfon, die Wehr: und Schirmanfalt. 

Leipz. 1816. Fol. | 

(Zylander?), die Heerbildung München, 


1820, 8. 


51. 
c) Die in der Cultur, Verfaſſung, Regie— 
rung und Verwaltung des Volkes ge- 
meinfhaftlich enthaltenen Bedingun- 
genderrehelihen Fortbildung des 
innern Staatslebens (Lehre von den Nefor- 
men im Staate). 


Zu. den ($.6.) aufgeftellten drei wefentlichen Be— 
Dingungen des inneren Staatslebens gehört, naͤchſt der 
Eultur des Volkes, und nachft dem Organis— 
mus des Staates (berubend auf Berfaffung, Regie: 
rung und Verwaltung), auch die ehrliche Fort: 

I. 34 
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bildung des innern Staatslebens, inwiefern ver- 
vollfommnungsfähige Wefen innerhalb des Staates 
zu Einem Ganzen verbunden find, und inwiefern 
jeder rechtliche Fortfchritt des innern Staatslebens 
ausgehen muß von der Verfaffung, Negierung und 
Verwaltung, oder von dem Organismus des Staates. 

Der unendliche Geift, den wir in der Sprache 
des Staubes Gott nennen, fenfte allen vernünftig- 
finnlihen Wefen das Streben nad) Aehnlichkeit mit 
ihm und nad) Annäherung an ihn, mithin das Stre- 
ben nach grenzenlofem Fortfchritte ein. Die Philofo- 
phie nennt diefen Grundcharafter der Menfchheit, als 
Gattung, die Bervollfommnungsfäbigfeit 
der menfchlichen Natur, Sie liegt in jedem Indi— 
viduum unfrer Gattung, mithin in der ganzen Menfch- 
heit, Sie ift in der urfprünglichen Geſetzmaͤßig— 
feie unfers Wefens begründet, mithin unvertilgbar. 
Sie fteht mit der Freiheit des Willens in der in- 
nigften Verbindung, weil nur durch Freiheit entwe- 
der der Fortfohrite zum Beffern, wozu wir 
beftimmt find, oder der Ruͤckſchritt zum Schlech— 
tern erfolge; denn in der fierlichen Welt gibt es 
fein Drittes — entweder Fortfchritt, oder 
Ruͤckſchritt. 

Was aber fuͤr das Individuum als unveraͤnder— 
liches Geſetz der ewigen Weltordnung gilt, muß auch 
für die Voͤlker des Erdbodens, als rechtlich geftal- 
tete Ganze fittlicher Wefen, und für die Staaten 
gelten, in welchen die Völfer leben. Sie find zum 
Sortfohreiten in der Eultur, d.h. in allen 
refentlichen Bedingungen eines menfchlichen Dafeyns 
beftimmt, und alle Völfer, welche in diefen Be— 
dingungen — in der Eultur des Bodens, des Ge: 
werbsfleißes, des Handels, der Wiffenfchaft und 
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Kunft — raftlos fortſchritten, erfcheinen,, nach dem 
Zeugniffe der Gefchichte, als Fräftige, lebensvolle 
Ganze, deren innerer Organismus nad) Verfaffung, 
Regierung und Verwaltung in fich gleichmäßig ge- 
ftaltet war, und die — nad) der Kraft und Stärfe 
Diefes Organismus — jeden drohenden Sturm von 
außen zurückwiefen oder bändigten. 

Der Fortfchrite des innern Volfs- und Staats: 
lebens beruht daher zuerft auf dem Fortfchriete der 
Eultur des Volfes, und dann auf dem von dieſer 
Cultur abhängenden zweckmaͤßigen Organismus des 
Staates nah Verfaflung, Regierung und Verwal: 
tung. Wo alfo der Fortſchritt eines Volkes in 
den aufgeftellten Bedingungen der Cultur unverfenn- 
bar wahrgenommen wird; da müffen auch die For— 
men feiner Organifation, d. 5. feine Verfaſ— 
fung, Regierung und Verwaltung, gleihmäßig 
fortgebildee werden — d.h. es müffen Refor— 
men eintreten —; vder fie veralten unaufhaltbar. 


52. 
Die Reformen im innern Staatsleben, 


Unter den Reformen im innern Staatsleben 
werden, nach diefen Vorderfüsen, Die allmähligen 
Fortbildungen, Veredlungen und Nachhülfen in der 
Verfaffung, Regierung und Verwaltung eines Staa: 
tes verftanden, welche ihren legten Grund in den 
Fortſchritten des Volfes nach allen wefentlichen Bedin- 
gungen feiner Eultur haben. Nothwendig find 
diefe Reformen, fobald gewiffe Unvollfommenheiten 
in den Formen der Verfaffung, Negierung und 
Verwaltung fo beftimme hervortreten, daß die er: 
hoͤhten geiftigen Bedürfniffe des Volkes und die zu 

34” 
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einem feften Charafter ausgebildete (nicht 
von einzelnen Tonangebern einfeitig aufgeftellte ) 
öffentlihe Meinung mit diefen veralteten For— 


men im entfchledenen Gegenfaße erfcheinen, will: 


kuͤhrlich find fie, fobald Fein anerfanntes Bedürfniß 
in der Eultur des Volkes und Fein gegründetes und 
allgemeines Urtheil in der offenelihen Meinung die— 
felben verlangt. | 

Die Reformen im Staate dürfen aber nicht 
vom Volke, als Maffe, fondern nur von der geſetz— 
gebenden und vollziehenden Gewalt, als 
der vereinten höchften Macht im Staate, ausgeben. 
Daraus folge, theils daß alle Reformen, von 
unten bemwirft und durchgefegt, eigenmächtig und 
widerrechtlih find; theils daß in autofratifchen 
Staaten, wo Die gefeßgebende und vollziehende Ge- 
walt in der Perfon des Negenten vereinigt find, nur 
von diefem die Reformen ausgeben koͤnnen; theils 
daß in Staaten, wo der Regent und die Stellvertreter 
des Volkes einen gemeinfchaftlichen rechtlichen Theil 
an der gefeßgebenden Gewalt haben, den Stellver- 
£retern des Volkes ein Stimmrecht an den Refor— 
men infofern zuftehen muß, inmiefern fie entweder 
diefelben bei dem Negenten in Vorfchlag und Anre— 
gung bringen fünnen, oder die von dem Regenten 
vorgefchlagenen und beabfihtigten Reformen zu prü- 
fen und mit dem Eulturzuftande des Volfes, fo wie 
mit deffen anerfannten Bedürfniffen, zu vergleichen 
berechtigt find. 

53 
Sortfegung. 

Sb nun gleich die Staatsfunft nicht im Einzel- 

nen für einen gegebenen (d. h. gefchichelich vorhande— 
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nen) Staat den Zeitpunct, wo Reformen noͤthig ge— 
worden ſind, und die Art und Weiſe, wie ſie ins 
innere Staatsleben eintreten ſollen, anzugeben ver— 
mag; ſo kann ſie doch, geſtuͤtzt auf Erfahrung und 
Geſchichte, einige allgemeine Grundſaͤtze des- 
halb aufftellen : N 

Reformen werden Bedürfniß, fobato durch den 
Sauf der Begebenheiten und durch die Veränderung 
der Verhältniffe gewiffe Formen des innern Staats— 
lebens fo veraltet find, daß fie entweder von felbft 
theilweife oder ganz verſchwanden, oder daß ihre fort- 
Dauernde Beibehaltung mit einem allgemeinen Ge— 
fühle des Drudes derfelben verbunden ift, und die 
gegründete und unpartheiifche offentliche Mei- 
nung für deren Abfchaffung fich erklärt. 

Erkennt die höchfte Gewalt in folchen entfchei- 
denden Augenbliden des innern Staatslebens das 
Beduͤrfaiß der Reformen an; fo erfolgen fie na tur— 
gemaͤß (wie naͤmlich in der Natur an die Stelle 
eines veralteten und abgeſtorbenen Theiles ein neuer 
und lebensvoller tritt), allmählig (in unvermerf- 
ten Hebergängen aus dem Bisherigen in das Neue), 
und. ohne innere Erfhütterug (weil nur das 
Veraltere, nicht auch zugleich das Brauchbare und 
Bewährte, umgebildet wird), (So trat vor 300 
Jahren in den proteftantifchen Staaten die Kirchen 
verbefferung, geſtuͤtzt auf die dee der religiöfen 
und Firchlichen Freiheit, ohne Gewalt, ohne Blut 
und ohne innere Erfchütterung des Staates ins öffent: 
liche Leben überall ein, wo fie durch Feine Reaction ge⸗ 
hindert ward.) 

Die Neformen im innern Staatsleben koͤnnen 
aber theils die gegenfeitige Ausgleichung der allge: 
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meinen Bedingungen der Cultur des Volkes, theils 
den Organismus des Staates betreffen. 

Im innern Staatsleben werden nämlich durch 
Reformen die allgemeinen Bedingungen der 
Eultur des Volfeg ausgeglichen, wenn z.B. 
Sflaverei und Leibeigenfchaft da aufgehoben werden, 
wo fie noch beftehen; wenn der Sandbau, nad allen 
feinen Zweigen, von lähmenden, aus der Vorzeit 
ſtammenden, Fefleln befreit, wenn der Gemwerbs- 
fleiß in Hinfiht des Zunft» und Innungsweſens 
verbeffert , die Freiheit des Handels ausgefprochen, 
das Neich der Wiffenfhaft als ein Neid) der 
geiftigen Freiheit betrachtet und behandelt, und der 
Kreis der Künfte dem Kreife des wirklichen Lebens, 
zur Veredlung und Verfchönerung deffelben, ange: 
nähert wird. Unvermerkt und allmählig verfehwinden 
fodann in allen diefen Grundbedingungen der menfc)- 
lichen Cultur die bis dahin laͤhmenden und mit dem 
Fortſchritte des Volkes veralteten Verhaͤltniſſe. 

Im innern Staatsleben kann aber auch der 
Organismus des Staates ſelbſt durch Refor— 
men zeitgemaͤß fortgefuͤhrt und zu neuer Kraft erho— 
ben werden, Dies geſchieht 4) in Betreff der Ver— 
faffung, wenn z. B. da, wo noch feine gefchriebene 
Verfaſſung beftand, durch eine gegebene Verfaſſungs— 
urfunde das gefammte innere Staatsleben auf eine 
fefte rechtliche Unterlage zurückgeführt, oder eine be— 
veits beftehende Verfaffung, nach den eingefrefenen 
und anerfannten Bedürfniffen, in einzelnen Theilen 
verändert wird (3. B. wenn ftatt Einer Nlationalver- 
fammlung zwei Kammern eingeführt werden u. ſ. w.); 
2) in Betreff der Regierung, wenn eine unbe- 
fihranfte Regierungsform in eine verfaffungsmäßig 
befchränfte, oder eine bis dahin beſchraͤnkte in eine 
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unbeſchraͤnkte (wie z. B. in Daͤnemark im Jahre 
1660), oder eine Wahlmonarchie in eine erbliche 
(wie z. B. Ungarn im J. 1687), oder eine erbliche 
in eine Wahlmonarchie (wie z. B. Polen ſeit dem 
J. 1572) übergeht; und 3) in Betreff der Verwal— 
tung, wenn entweder in der Organiſation und gegen- 
feitigen Stellung der höchften Verwaltungsbehoͤrden 
(der Minifterien, des Staatsrathes u. ſ. w.), vder 
in der eftaltung der vier Hauptzweige der Verwal—⸗ 
tung (der Gerechtigfeitspflege, der Polizei, der Fi— 
nanzen und der bewaffneten Macht) völlig durchgreis 
fende, oder nur theilweife Veränderungen erfolgen. — 
Je gewöhnlicher in neuerer Zeit die Veränderungen in 
der Verwaltung gewefen find; defto mehr ift bei den— 
felben weife Schonung des Beftehenden und Beruͤck— 
fihtigung anerfannter Beduͤrfniſſe feftzubalten, 
weil, bei den Fortſchritten der Volker in der Cultur, 
die ununterbrochenen und nicht als dringend noͤthig 
erfannten Veränderungen in der Verwaltung mehr 
Unzufriedenheit, als Zuftimmung erregt haben. Denn, 
ungeachtet der von Mehrern behaupteten unrubigen 
DBeweglichfeie der Volker, liege doch in dem Kern 
eines jeden Volkes (von welchem Individuen 
genau unterfchieden werden müffen), ein Princip 
der Stätigfeit, auf welchen die eigentliche 
Kraftäußerung des innern Staatslebens 
‚beruht, und welches eben fo die veralteten Formen 
von fich ſtoͤßt, wie es die unvorbereitefen und nicht 
aus anerfannten Bedürfniffen hervorgehenden ihm 
aufgedrungenen neuen Formen entweder mit Gleich» 
gültigfeit behandelt, oder mißbilligend ertraͤgt und, 
fobald es kann, zurückweifer. 


Einen Reichthum von trefflichen politifchen Ans 
fihten und Srundfägen enthält Ancillon’s Abs 
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handlung: über die Zeichen der Zeitin him 
fiht politifher Reformen (inf. Schrift: 
über die Staatswiffenfhaft, Derl. 1820, 
8.) Pr ©, XV — XXX. 


54 ar f ’ 
Ueber Revolutionen, 


Nach dieſen ($.52. und 53.) aufgeſtellten Grund- 
ſaͤtzen ift es niche möglich, Reformen mit Revolutionen 
zu verwechfeln. Die Reformen gehen von der reche- 
mäßigen Gewalt im Staate aus, und haben die: Fort— 
bildung, Verjuͤngung und Befeftigung des innern 
Staatslebens zum Zwecke; durch’ Revolutionen bins 
gegen wird Die rechtmäßige Gewalt im Staate ent— 
weder erfchüttere, oder gewaltfam umgeſtuͤrzt. Die 
Reformen knuͤpfen das nöthig gewordene Beſſere und 
Neue an das Veraltete an, das bisher beftand, fie 
haben alfo eine geſchi htliche Unterlage ; die Kevolu- 
tionen vernichten gewöhnlich die ganze bisherige Grund- 
lage des innern Staatslebens, Die Reformen wirfen 
wohlthaͤtig auf die Fortfchriete der Eultur der Völker, 
und auf die eheilmeife. Umbildung des Staatsor= 
ganismus ein, weil fie mit Umficht berathen und 
ausgeführt werden; im Sturme der Nevolutionen hin= 
gegen werden nicht felten wefentliche Bedingungen der 
Cultur unwiederbringlich zerftöre und brauchbare und 
unbrauchbare BeftandtHeile des Staatsorganismus 
mit Einem Schlage vernichtet, weil die meiften Re— 
volufionen die Geſammtheit der bürgerlichen Wer: 
haltniffe erſchuͤttern. 

So wenig nun, nach dieſer weſentlichen Verſchie⸗ 
denheit beider, Reformen und Nevolutionen mit ein= 
| ander zu verwechfeln find; fo feft ftehe doch auch der 
ESrfabrungsgeundfag: daß den meiften, wo nicht 
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allen, Revolutionen durch zeitgemäße Ne 
formen hbättevorgebeugt werden fonnen, be 
fonders inwiefern unter denfelben eine gewaltfame: 
Umbildung der bisherigen Grundlage des 
innern Staatslebens und des geſammten 
Staatsorganismus, nad) Verfaſſung, Re— 
gierung und Verwaltung, verftanden wird, womit, 
als unmittelbare Folge, in den meiften Fällen eine 
völlige Veränderung und Umwandelung 
der außern Verhältniffe des Staates, nad) 
feiner Wechſelwirkung mit andern Staaten, in noth— 
wendigen Zufammenhange fteht. 

Allein es darf nicht überfehen werden, daß in 
der Gefchichte der Ausdrud Revolution, außer 
der angegebenen, auch in mehrfacher Bedeutung ges 
braucht wird. So redet fie von Nevolutionen, 
wenn durch fühne Eroberer die beftehende Ordnuug 
der Dinge in einzelnen Reichen oder Erdtheilen vollig 
verändert ward (3. DB. bei der Bildung des perfifchen 
Kaiferreiches, welchem alle bis dahin in Mittel - und 
Vorderafien , und in Aegypten beftehende felbftftän= 
dige Reiche und Staaten einverleibt wurden; bei der 
Begruͤndung der macedonifchen Weltherrfchaft durch 
Alexander; bei dem Untergange des römifchen Weſt— 
reiches in Folge der Stürme der Volferwanderung ; 
bei den Eroberungen und Zerfiorungen der Dfehingis- 
fane, QTamerlane, Babur u, a); — ferner von 
Thronrevolutionen, wenn, ohne wefentliche 
Umgeftaltung des innern Staatslebens, bald durch 
die Geiftlichfeit und den Adel, bald durch Mitwir- 
fung des Volfes, entweder nur Ein Regent, oder eine 
ganze Regentendpnafkie der Herrfchaft i in einem Staate 
beraubt ward (3.8. als in Sranfreich die Merovinger 
den Garolingern, die Carolinger den Capetingern, 
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in England die Stuarte dem Oranier und dem Haufe 
DBraunfchweig, in Portugal die fpanifchen Könige 
dem Haufe Braganza, in Schweden die dänifchen 
Könige der Dynaftie Wafa weichen mußten, oder wie 
Chriſtian 2 von Dänemarf, Guftav 4 von Schwe- 
den, Selim 3 vom Throne verdrängt, und Napoleon 
vom Senate Franfreichs entfegt ward u. a.)5; — weis 
ter von Revolutionen, wenn vormalige Provin- 
zen oder Kolonieen vom Mutterlande fich lösriffen und 
ihre Unabhängigkeit und Selbitftändigfeit erfämpften 
(3. B. die Schweizer feit 1308, die Niederländer feit 
1579, die Mordamerifaner feit 1776, und neuerlic) 
Hayti, Columbia, Merifo, Peru, Chili, Brafilien, 
u.a); — und endlich von Nevolutionen, wenn 
die ganze bisherige Unterlage der Verfaffung, Regie— 
rung und Verwaltung umgewandelt ward (wie 5. B. 
bei der Aufhebung des Lehnsweſens in Frankreich am 
4. Aug. 1789; bei den darauf folgenden Revolutio- 
nen in Batavien , Ligurien, Cisalpinien, — und in 
fpäterer Zeit ın Spanien, Portugal, Neapel und 
Piemont). 

Sp widerrehtlih, nah den Grundfägen 
des Staatsrehts, eine Revolution ift, meil fie die 
rechtlihe und vertragsmäßig beftehende Grundlage 
des inneren Staatslebens gewaltfam erfchüttert, 
und fp unzweckmaͤßig, nach den Ausfagen der 
Staatsfunft, die meiften Revolutionen erfcheinen, weil 
fie nicht felten das innere Staatsleben zerftören, ſtatt 
es zu verjüngen, gewöhnlich in lang dauernde Bürger- 
friege, bei dem gegenfeitigen Anfampfe der entgegen= 
gefegtenPartheien und Fackionen *), übergeben, 





— 


*) Zwiſchen Partheien und Factionen muß, im 
engern Sinne, fo. unterfchieden werden, daß fih 
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und in den meiften Fällen auch das ganze bisherige 
Verhältniß des Staates zum Auslande, nicht: ohne 
nachtheilige Ruͤckwirkung auf deffen innern Wohlftand 
und auf deffen Verbindung nad) außen, verändern; fo 
darf doch auch das Zeugniß der Gefchichte-nicht über- 
gangen werden, daß weder jemals unter einem aus— 
gezeichneten Negenten eine Revolution im Innern des 
Staates erfolgte (z. B. unter Karl dem Großen, un— 
ter Heinrich 4 von Franfreih, unter Wilhelm dem 
Dranier und Genrg 1 von England, unter Friedrich 2 
von Preußen u. a.), der durch feine perfonlichen Eigen— 
fchaften das Ganze des Staates gleichmäßig umfchloß 
und leitete, noch, Daß irgendwo eine Nevolution 
eintrat, wo Regent und Volk einverftanden waren, 
wo weife Reformen im ganzen Staatsorganismus den 
Fortſchritten der Eultur des Volkes entgegenfamen, 
wo namentlich die verfchiedenen Stände im Volke 
gleichmäßig behandelt wurden, wo feine drücfenden 
Saften in Hinfiht der Steuern und Abgaben, feine 
unerfehwinglichen Schulden, Feine Finanzdeftcits und 
feine willführlichen Eingriffe in die Gerechtigfeits- 
pflege beftanden, Denn Ordnung und Ruhe, Eultur 
und Wohlftand, Treue und Anhänglichfeit an den 
Regenten und an die Verfaſſung Fündigen fih, nad) 
den Ausfagen der Gefchichte, überall im innern 
Staatöleben an, wo Verfaflung, Negierung und 
Verwaltung — geftügt auf diewon oben ausgehen: 


Partheien bilden, wo verfchiedenartige Grunds 
fäße einander ſich ſcharf gegen über fiellen ( Whigss 
und Torys in England, Mögen und Hüte in Schwer 
den), Factionen aber, wo gegenfeitige Gewalt: 
handlungen erfolgen. — Bergl. Fr. Buchholz, 
über politifhe Partheien, in f. Sournale 
für Teutfchland, 1816, Band 4. ©. 112 ff. 
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den Reformen — ein gleihmäßiges und barmo« 

nifches Ganzes bilden. 

Ein Mann, der weder nach) feiner Geburt, 

"noch nah) dem Drte, wo er nachſtehende Worte 

ſprach, zu den Revolutionairen gehören kann, ford 
Aberdeen, gab im bricetifhen Oberhauſe 

folgende Erflärung: „Der Grund aller Revolutio— 
nen neuerer Zeit liege, was aud) die Diener des 
Defpotismus Flügeln und heucheln mögen, in der 
vorfaglichen Beleidigung der heiligen echte des 
Volkes, Iſt dann die Wurh ausgebrochen; fo 
benugt allerdings der Eigennutz dieſe fchredlichen 
Waffen, um fich auf: den Trümmern des umge- 
ftürzten Staatsgebaudes einen Thron zu errichten. 
Rechtliches Benehmen, rehtlihe Regen— 
tenhbalten jedes Bolfim Zaumer Sie find 
es fich ſelbſt ſchuldig, daß fie dem. Volke nicht zu 
viel auflegen, daß fie feinen Befchwerden abzubel- 
fen fuchen, und nicht alles hinter dem Schleier deg 
Staatsgeheimnifl es verbergen.’ 


(Afcyer), Ideen zur natürlihen Gefhichte der 
politifhen Revolutionen. s. J. 1802. 8. 

Ueber den Geift des. Zeitalters und die Gewalt 
der ffenkkiien Meinung. s. 1. 1797. 8. 

Fr. Buchholz, über Staatsummwälzungen und 
Berfaffungsurfunden, in f. Journal für Teutfche 
land, 1817. Band 8., ©. 47 ff. 

Heinr. Gtli, fhirner, die Gefahr einer 
teutfihen Nevolufton beleuchtet. Leipzig, 1822. 8. 
N. A. 1823 E 


| 55. 
Weber Reactionen in politifher Hinſicht. 


Ob das menfhlihe Geſchlecht, nach dem fechs- 
taufendjährigen Zeugen der allgemeinen Gefchichte, 
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zum Beſſern fortfhreite, oder, nach einigen ge= 
machten Fortſchritten, wieder ru ckwaͤrts gehe (denn 
ein Stillftand swifchen Vorwärts und Rückwärts 
ift nur fcheinbar, und in der Geifterwelt fo wenig vor= 
handen, wie in der Natur), ift nicht ohne Schwie- 
rigkeit zu entſcheiden, befonders wenn der befchränfte 
Blick dabei auf einzelnen Reichen und Staaten, und 
auf einzelnen Zeiträumen haftet; denn unfer Gefchlecht, 
im Ganzen und Großen gefaßt, dürfte Doc) in 
intellectueller, bürgerliher, religiofer 
und ſittlicher Hinfiche im 19ten chriftlichen Jahr— 
hunderte höher ftehen, als die Welt des Alterthums 
im gefeierten Zeitalter des Perifles, der Antonine, 
des Ulpians, des A Mamum, Karls des Großen 
und Karls des fünften! Daß aber, nach ven fechs- 
taufendjahrigen Forderungen der Vernunft, des ältes 
ften Bürgen des Goͤttlichen im Menfchen , unfer gan- 
zes Gefchlecht, wie das Individuum, nicht ruͤckwaͤrts, 
fondern vorwaͤrts fohreiten folle, bat felbft der 
bodenlofefte Myfticisinus und die fühnfte Diplomatie 
nicht weglaugnen Fonnen! Denn fo lange Paulus 
Hecht behält, daß wir göttlihen Geſchlechts 
find, ift die Bewährung diefes görtlihen Urfprungs 
und die Annäherung an den unendlichen Geift nur 
durch Fortſchritt zum Beffern möglich, 


Zu diefem Fortfchritte gehört aber mefentlich 
auch der zum Beſſern fortfchreitende Organismus des 
Staates, vermittelft zeitgemäßer Neformen (6. 52. 
und 53.), weil nur das Seben im Staate der 
einzig rechtliche äußere Zuftand für Wefen unfrer Are 
ift, und der Staat, aus dieſem Standpuncte be- 
trachtee, nicht blos als Rechtsanftalt, fondeen auch 
als E Enfiwicelungs - und Forebildungsanftalt des in 
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jedem Staate lebenden beſondern Theiles der enſch— 
heit (Staatsr. $. 4.) erſcheint. 

Wo daher diefer Fortfchritt gehindert und Else: 
halten, und das bereits ins öffentliche Voͤlkerleben 
eingetretene Beſſere abfichtlih im freien Entwickeln 
zerftört, abgefchafft und vernichtet wird; da muß noth- 
wendig Ruͤckſchritt eintreten. Man nennt aber die: 
fes abfihtlihe Hindern des Fortfohritts 
des Beffern im öffentlihen Bolfs- und 
Staatsleben, und das Vernichten deffel- 


ben, um an deffen Stelle das bereits 


Veraltete und Untergegangene zu feßen: 
Reaction, und verfteht unter dem Keactions- 
ſyſteme das planmäßige und beharrliche, gewöhnlich 


gewaltfame Anwenden und Durchführen aller der 


Maasregeln, wodurch das ins öffentliche Voͤlker- und 
Staatsleben bereits eingetretene Beſſere zerftört, und 
das von dieſem Beſſern Verdrangte nach feinem gan— 
zen Umfange (und oft in einer noch erweiterten Be— 
ziehung) wieder hergeſtellt werben foll, 

Diefes Neactionsfyftem ift, nach dem Zeugniffe 
der Gefchichte, fo alt, als die Verſuche des menſch— 
lichen Gefchlehts , im Beffern fortzufchreiten. Nach 
dieſem Reactionsfyfteme follte die Gefeßgebung des 
Mofes bereits in der arabifchen Wüfte durch eine 
meuterifche Horde vernichtet werden; nach demfelben 
mußte Sofrates den Giftbecher leeren ; nach dem— 
felben fiel das Haupt des Johannes; nach dem- 
felben blutete der göttlihe Stifter des Chri— 
ftentbums auf Golgatha; nach demfelben wurden 
feine Apoftel die Märtyrer des neuen, über Die 
Menfchheit aufgegangenen, Lichtes; nach) demfelben 
ftarben Taufende, während der Chriftenverfolgungen, 
eines gewaltfamen Todes; nach demfelben wurden Die 


— — en — 
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Waldenfer, bei welchen zuerft die Morgenröthe 
des gereinigten Chriſtenthums daͤmmerte, verfolge; 
nach demfelben erlitt Huf den Seuertod, und Luther 
ſtarb im päpftlichen Banne und in der Reichsacht. 
Für dieſes Syftem wirfte die Inquiſition in 
vielen europäifchen Reichen, feit die erften hellen Ge— 
danfen im dreizehnten Jahrhunderte die dunkle Nacht 
des Mittelalters erleuchteten, und feit 1540 der 
Kefuiterorden, nachdem die Kirchenverbefferung 
die große dee der religiofen und Firchlichen Freiheit 
ins öffentliche Leben der Volker und Reiche des Nor— 
dens von Europa eingeführt und befeftigt hatte, Als 
Dpfer diefes Syſtems fanfen Hunderttaufende wäh- 
rend des Dreißigjährigen Krieges ins Grab, bis end- 
lich der mweftphälifche Friede über die Grundfäge der 
Samormain und Carafa fiegtel — 

Allein, wenn auch das Neactionsfyften in re⸗ 
ligioͤſer und firhlicher Beziehung an fich der 
Staatsfunft nicht fremd iſt, weil die Ideen der kirch— 
lichen Freiheit feit den Zeiten des Huflitenfrieges bis 
zum Abfchluffe des weftphälifchen Friedens die Mit- 
telpuncte der damaligen europaifchen Staatsfunft 
bildeten; fo wird Doch in der Politif neuerer Zeit 
der Begriff des Reactionsſyſtems zunachit bezogen auf 
die Kämpfe gegen die weitere Verbreitung der dee 
der bürgerlichen und politifchen Freiheit im öffentlichen 
Volks- und Staatsleben, und auf das planmäßige Be— 
ftreben , ven allmähligen Fortfchriet und die Reformen 
im innern Staatsleben gewaltfam aufzuhalten, und 
ftatt der bereits eingetretenen neuen Formen die vor- 
mals beftandenen berzuftellen. Doch follen, den Be— 
geiff der Reaction im weitern Sinne genommen, Die 
abfichrlihen Beftrebungen, an die Stelle der Auf: 
Elärung wo möglich wieder die Dunkelheit des Mittel: 
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alters, an die Stelle einer gefunden and gereinigten 
Philofophie die Mebelhüllen des Myftieismus, an die 
Stelle der Religion, die Gott im Geifte und in der 
Wahrheit anbetet, den Glauben an Menfchenautorität 
und die Beobachtung finnlofer außerer Gebräuche 
zu fegen, von diefem Begriffe nicht gerade ausgefchlof- 
fen werden, Ä 

Dagegen erhellt aus der angegebenen Begriffe- 
beftimmung von felbft, daß nicht das Reaction hei- 
Ben koͤnne, wo man von Seiten der hoͤchſten Gewalt 
entweder ein Volk für Reformen noch nicht reif 
findet, oder wo man, aus Furcht, zu weit gehen 
zu muͤſſen, felbft den Anfang diefer Reformen ver- 
meidet und in die Ferne verfchiebt, Allerdings mag 
in diefem Falle manches noch ftehen bleiben und 
fortdauern, was im Staatsorganismus bereits ver- 
altet ift und fich überlebt hat; allerdings mag, in fol- 
chem Falle, dieſes Veraltete mit dem Fortfchreiten 
des Volkes in allen Hauptzweigen der Eultur, und 
mit dem regen öffentlichen geben, fo wie mit der politi- 
fhen Verjüngung benachbarter Staaten und Reiche 


vermittelft zeitgemäßer, von oben ausgehender Refor= _ 


men im ftarfen Öegenfageerfcheinen ; alleinReaction 
fann es nicht genannt werden, weil’ die Reaction 
jedesmal etwas ſchon vorhandenes Beſſeres, an die 
Stelle eines untergegangenen und abgefchafften Ver— 
alteten, im öffentlichen Voͤlker- und Staatsleben 
vorausfegt, und, nach den Ausfagen der Gefhichte, 
die forefchreitenden Völker und Staaten weit leich- 
ter die Beibehaltung und fhonende Be— 
handlung veralteter Formen erfragen, in 
welchen nicht felten bereits im Stillen unmerflich be- 
deutende Veränderungen von felbft erfolge find, als 
die planmäßige, und gewöhnlich nicht ohne Leiden: 
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ſchaftlichkeit durchgefuͤhrte Abſchaffung und Zerſtoͤrung 
der ins oͤffentliche Leben uͤbergegangenen Verbeſſerun— 
gen. Denn mag dieſe Abſchaffung und Zerſtorung 
entweder eine bereits angenommene neue Berfaffung, 
oder eine veränderte Negierungsform , oder die Umge— 
ftaltung der Hauptgegenftände der Verwaltung — die 
Gerechtigfeitspflege, Die Polizei, das FZinanzwefen, 
oder die Organifation der bewaffneten Macht — be: 
treffen; fo greift doch charfachlich die Herftellung des 
Bormalsbeftandenen fo tief in "alle Verhaltniffe des 
öffentlichen Staatslebens und felbft des häuslichen 
bürgerlichen Lebens ein, daß Taufende dadurch nicht 
blos in ihrer Weberzeugung, fondern auch in ihren 
wohlerworbeten Rechten, in ihrem rechtmäßigen Bez 
ſitzthume und in ihrem Wohlftande für immer geftöre 
und gefahrdet werden, Nothwendig muͤſſen daher, 
mit der Anwendung des Reactionsſyſtems, Unzufries 
denheit und Gährungen, nicht felten Partheikaͤmpfe, 
‚und felbft widerrechelihe und leidenfchaftliche Auf: 
wallungen und Anftrebungen des gereizten Volfsgei- 
fies zufammenhängen, Die, weil fie nur durch gewalt— 
ſame Mittel beſchwichtigt werden koͤnnen, nicht felten 
Die Unzufriedenheit und Erbitterung fleigern, welche 
um fo gefährlicher für die Zufunft wird, je mehr fie 
— geſchreckt duch die Gewalt — in die Verborgen— 
heit fich zuruͤckzieht. | 

Je ftärfer aber die Gefchichte in unzähligen Bei: 
fpielen Die mit der Anwendung des Reackionsfyftems 
verbundenen bedenklichen Folgen vergegenwärtigt, 
die entweder fogleich in aufwogenden innern Stür- 
men, oder in einer allmähligen Entkraͤftung 
desiganzen innern Staatslebens, und in dem unauf— 
baltbaren Sinfen des ganzen Staatsorganismus fich 
ankuͤndigen; defto wichtiger wird es für die Staats: 

r 38 
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£unft, mit Ruhe und Beſonnenheit den erreichten 
Eulturgrad des einzelnen Volkes und Staates zu er- 
forfchen, das in anerfannten Bedürfniffen angedeutete 
Beſſere durch allmählige und vorfichtig. geleitete Re— 
formen einzuführen, und jede Reaction zu vermeiden, 
weil, fo weit die Gefchichte reicht, noch nie bei einem 
Volke des Alterthums und der neuern Zeit, durch die 
Anwendung des Reactionsſyſtems, der innere Zuftand 
deffelben verbeffert, die außere Anfündigung deffelben 
verftärft, und der Fortfchritt des Ganzen in der Eul- 
fur und im allgemeinen Wohlftande bewirft, vielmehr 
dadurch nicht felten der ungeregelte gewaltfame An- 
kampf gegen das Neactionsfyften herbeigeführt, und 
das gefammte innere Staatsleben nach allen feinen 
Bedingungen auf Sahrhunderte hin erſchuͤttert, oder 
fogar dem völligen Untergange preis gegeben wor— 
den ift, 
Benj. Constant, des reactions politigues, 
Paris, An V. &. 
Wild. Tgt. Krug, über die rüdgängige Bewe⸗ 
gung unfers Zeitalters; in f. Kreuz: und Queer⸗ 
zügen, ©. 218 ff. 


B) Lehre von dem Außern Staatöleben. - 


56. 


Veberfiht der Bedingungen und Ver: 
bältniffe des äußern Staatslebens, 


Wenn die Staatsfunft, als Wiffenfchaft, die 
Darftellung des Zufammenhanges zwifchen dem in- 
nern und außern Staatsleben nad) den Grund- 
fagen des Nechts und der Klugheit enthält; fo muß 
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ſie, naͤchſt der Entwickelung der geſammten Bedin— 
gungen und Verhaͤltniſſe des innern Staatslebens, 
auch die Lehre vonden Bedingungen und Bei- 
hältniffen des außern Gtaatslebens 
umfchließen, und zwar nach der Abhängigkeit, in 
welcher bei jedem zweckmaͤßig organifirten Staate ‚ 
das außere Staatsleben von dem innern erfcheint. 

Die Lehre von dem außern Staatsleben zerfällt 

aber in zwei Theile: 

‘ 4) in die Darftellung der Grundfäge der 
Staatsfunft für die Wechfelmirfung und Verbin- 
Dung des einzelnen Staates mit allen übrigen neben 
ihm beftehenden Staaten; und 

2) in die Darftellung der Grundfägeder Staats- 
funft für die Anwendung des Zwanges nad) ange: 
drohten oder erfolgten Nechtsverlegungen, 

Sobald die Staatsfunft als Wiffenfchafe für 
ſich, ohne Anſchließung derfelben an das Natur: 
und Völkerrecht und an das Staats- und Staa- 
tenrecht, behandelt wird, muß in die Lehre von dem 
aufßern Staatsleben vieles aufgenommen werden, 
was in dieſem Werfe bereitsim pbilofopbifchen 
Voͤlkerrechte, befonders aber im Staaten- 
rechte (Staatsr. $. 67.— 76.) aufgeftelle worden 
ift. Dabin gehört zuerft die deutliche Vergegen— 
wärtigung aller aus der Vernunft unmittelbar her— 
vorgehenden Bedingungen (Naturr. 6. 43.— 57.) 
der urfprünglihen Rechte aller Völker; fo- 
dann die Entwicdelung der Grundfäge von der 
rechtlichen MWechfelwirfung und Verbindung 
des einzelnen Staates mit allen übrigen neben ihm 
beftehenden Staaten, nad) der gegenfeitigen An- 
erfennung ihrer Selbftftändigkeit und d Incesritaͤt, 
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nad) den zwifchen ihnen beftehenden oder abzufchlie- 
ßenden Verträgen, und nad) den Örundlagen ihrer 
gegenfeitigen Verbindungen zu gemeinfchaftlichen 
Zweden; fo wie die Darftellung der Grundfäße 
für die rechtliche Anwendung des Zwanges zwi— 
fhen den Staaten. — Da nun in der, auf das 
vorausgegangene Staatsrecht geftüßten, Staats- 
kunſt dies nicht wiederhohlt, und eben fo wenig 
das zwifchen den einzelnen europäifchen Staa- 
ten in der Wirklichkeit beftehende Verhältniß aus 
der felbiiftaändigen Wiffenfhaft des 
praͤctiſchen europaͤiſchen Voͤlkerrechts 
in die Staatskunſt gezogen werden darf; ſo folgt, 
daß die Staatskunſt — in der Mitte zwiſchen dem 
philoſophiſchen Staatenrechte und dem practiſchen 
europaͤiſchen Volkerrechte — bei der Lehre von dem 
aͤußern Staatsleben, mit den im Staatenrechte 
aufgefteflten Grundfägen des Nechts die aus der 
Gefchichte hervorgehenden Regeln der Weisheit 
und Klugheit für die Wechfelwirfung der neben 
einander beftehenden Staaten verbinden muß, ohne 
in das Einzelne der Gefchichte der zum europaifchen 
Staatenfpfteme gehörenden Reiche und Staaten 
felbft einzugehen, weil dies dem practifchen euro- 
paifchen Voͤlkerrechte überlaffen bleibt. 


57. 
a) Darftellung der Örundfäße der Staats: 
funft für die Wechſelwirkung und Ver- 
bindung des einzelnen Staates mit allen 
übrigen neben ihm beftehenden Staaten. 
Das Staatsintereffe, 


Geſtuͤtzt auf die allgemeinen Grundfäße für das 
rechtliche Mebeneinanderbeftehen aller Staaten des 


reine 
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Erdbodens (Staatsr. $. 68.), muß die Staatsfunft 
zunachit das Staatsintereffe des einzelnen Staa— 
tes bei feiner Wechfelwirfung.. und Verbindung mit 
andern Staaten berücfichtigen. So wie der einzelne 
Menfh, außer feiner allgemeinen Beftimmung zur 
Pflicht und zum Rechte, einen befondern Zweck 
feines irdifchen Lebens (als Grundbefiger, als Gewerb— 
betreibender, als Kaufmann, als Gelehrter, als 
Künftler u. ſ. w.) zu verwirklichen ſtrebt; fo gibt es 
‚auch für jeden einzelnen Staat, außer der Erfüllung 
der allgemeinen Rechesbedingungen gegen andere Staa= 
ten, ein befonderes Staatsintereffe, das aus 
feiner geographifchen Lage, als Binnen - oder Küften- 
ſtaat, als adferbauender oder als gemwerbtreibender 
und Handelsftaat, fodann aus feinen Elimatifchen 
Verhältniffen, aus den urfprünglichen Reichthuͤmern 
feines Bodens, aus der Größe feiner Bevolferung, 
aus der erreichten Stufe der Eultur feiner Bewohner, 
aus feiner ihm eigenthuͤmlichen Verfaſſung, Negies 
rung und Se aus-feiner öffentlichen Ankuͤn⸗ 
digung als Land- oder als Seemacht oder als beides 
zugleich, aus der Nückficht auf feine unmittelbaren — 
entweder ftärfern oder fhwächern — Nachbarn, und 
aus der deutlichen Vergegenwärtigung feiner Stellung 
gegen das gefammte Staatenfyftem feines Erdtheils 
hervorgehet. So wenig in allen diefen Beziehungen 
das heilige Recht an fich verlegt werden darf, weil 
dieſe Verletzung — mie bei dem Individuum Die 
Verlegung des ewig heiligen Sittengefeges — nie 
ungeahnder bleibe; fo gehen doch auch aus diefen be- 
fondern Verhaͤ (tniffen eines Staates gewiffe Ruͤckſich— 
ten der Staatsfunft hervor, die — ohne durch ihre 
Anwendung das Recht in der Wechfelmirfung mit 
andern Staaten zu beugen — ohne Nachtheil für 
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das innere Staatsleben nicht vernachläffige werden 
dürfen, Das Staatsintereffe, berubend auf 
der deutlich gedachten, richtig erfannten und uner- 
fchütterlich feftgebaltenen Beftimmung jedes befon- 
dern Staates, Findige fi) daher in der Verge— 
genmwärtigung aller der befondern Zwede 
an, welche der einzelne Staat nach) feinen örtlichen 
innern und äußern Verhaltniffen für feine Fortdauer 
und feine Wohlfahrt verwirklichen muß, und in der 
Anwendung der wirffamften Mittel für 
diefe Zwecke. Je verfchiedener nun das Staatsintereffe 
der acderbauenden und der handeltreibenden Volker, 
der Fleinen und der großen Staaten, der Monar- 
chieen und der Republifen überhaupt, und der unbe: 
fhränften oder befchränften Monarchieen, der demo» 
Fratifchen und der ariftofratifchen Nepublifen im Be— 
fondern , fo wie des Bundesftaates und des Staaten- 
bundes feyn muß; defto verfchiedener wird aud) ihre 
Staatsfunft, nach allen diefen Hauptfeiten der öffent= 
lichen Anfündigung des Staates, in Beziehung auf 
die außern Verhaͤltniſſe erfcheinen, Sm Allge— 
meinen fann darüber nur Folgendes feftgefegt wer- 
den, daß eine Verbindung mit denjenigen aus— 
woͤrligen Staaten am ſicherſten ſeyn wird: 1) welche 
in ihrer Wechſelwirkung mit andern Staaten nie 
von den Grundſaͤtzen des Rechts ſich entfernen; 2) 
welche, bei der Beruͤckſichtigung iher es beſondern 
Staatsinterefie, von andern Staaten — weder öffent: 
lich noch im Geheimen — verlangen, daß diefe ihr 

befonderes Staatsintereffe fiir fremde Zweck⸗ hintan⸗ 
ſetzen oder aufopfern ſollen; 3) welche, nach ihrem 
beſondern Staatsintereſſe, die wenigſte Reibung mit 
dem beſondern Intereſſe unſers Staates befuͤrchten 
‚ laffen, und 4) welche, bei ihrer Verbindung mit 
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dem einheimifchen Staate, für ihre eigne Sicherheit 
und die Erhöhung ihrer Wohlfahrt am meiften zu er: 
warten haben. Die Aechnlichfeit des erreichten Gra— 
des der Cultur zweier Völfer, die Aehnlichfeit ihres 
innern Organismus nach Verfaffung, Regierung und 
Berwaltung, die Aehnlichkeit ihrer innern Bedürfs 
niſſe nach den Hauptgegenſtaͤnden ihrer Beſchaͤftigung, 
und die Aehnlichkeit ihrer Verhaͤltniſſe gegen andere 
Maͤchte, von welchen beide entweder zu hoffen oder zu 
fürchten” haben, wird (als eine. Art von Wahlver⸗ 
wandtſchaft), bei Beruͤckſichtigung der genannten vier 
Hauptbedingungen, weit mehr über die natürliche 
und fefte Freundſchaft zwifchen den einzelnen 
Völkern und Staaten entfcheiden, als die Verwandts 
fihaft der Negentenhäufer in monarchiſchen Staaten, 
oder das augenblicfliche Zufammentreffen der politifchen 
Abfihten zweier Staaten in Beziehung aufs Ausland 
(3. B. bei einem Eroberungsfriege, bei der Mißbilli— 
gung gemwiffer innerer Einrichtungen in einem aus— 
wärtigen Staate u.f.w.). Es gehört Daher der fichere 
Blick und der durch lange Uebung und Umficht be- 
währte Tact des Diplomaten dazu, die auswaͤrti— 
gen Verbindungen mit beftimmeer Wergegenwärtis 
gung aller Grundbedingungen des innern Volks— 
lebens anzufnüpfen und zu leiten, Dabei gilt aber 
als Regel der Staatsfunft, daß man felbit diejenigen 
Staaten, mit welchen man in feiner unmittelbaren 
Verbindung (der Nachbarfchaft, oder der Verträge ) 
ſteht, fie mögen mächtig oder minder mächtig feyn, 
nie durch Anmaßungen, oder ungegründete Anfprüche, 
oder befremdende Forderungen reize und fich entfremde, 
fondern — außer der allgemeinen Gerechtigkeit — 
auch mit Würde, Achtung und Anftand gegen alle 
Staaten fih betvage, 
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Weil aber, nach dem Zeugniſſe der Geſchichte, 
nicht ſelten einzelne Staaten ihre Verhaͤltniſſe gegen 
andere bios nad) dem Maasftabe des eignen Vortheils, 
und nicht mit Ruͤckſicht auf die ewigen Forderungen 
der Gerechtigfeit beftimmen; fo ift es eine Vorſchrift 
der Staatskunft, daB man den eignen Staat theils 
im Innern, theils nach feiner äußern Stellung (in 
Hinſicht auf Grenzen, Befeftiaungen, Vertheilung 
der Vertheidigungsmittel, und Belebung eines echten 
Volfsgeiftes) fo organifire, daß Feinem auswärtigen 
Staate fo leicht die Suft anwandle , den einheimifchen 
Staat anzugreifen, oder auch nur einzelne Rechte 
dejfelben zu verlegen; daß vielmehr der auswärtige 
Staat das Bedürfniß fühle, mit dem einheimifchen 
Staate in freundfchaftlihe Verbindung zu freten, und 
fein befonderes Staatsintereffe mit dem unfeigen moͤg⸗ 
lichſt auszugleichen und zu vereinigen. 


58. 


Eintheilung der Maͤchte nach ihrem Mehr, 
tifhen Gewichte, 


Das philofophifhe Staatsrecht, geſtuͤtzt 
auf die Bernunftidee ver Gleichheit aller felbfiftän- 
digen und unabhängigen Staaten, Fennt Feine Ein- 
theilung derfelben nad) ihrem politifchen Gewichte, 
Dagegen ftelle das practifche europaifhe Voͤl— 
kerrecht, als eine geſchichtlich-politiſche Wiffenfchaft, 
mit unmittelbarer Nückficht auf das europäifhe Staa= 
tenſyſtem, die europäifchen Neiche und Staaten theils, 
nach ihrer politifhen Wurde (als Kaiferthümer, 
Königreiche, Großherzogthuͤmer u. ſ. w.), theils nach 
ihrem politifhen Gewichte (z. B. Oeſtreich, 
Rußland, Großbritannien, Frankreich, Preußen als 
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. Mächte des erften politiſchen Ranges), theils nach 
ihrer Souverainetät, oder nad) ihrer Abhängig- 
feit von andern (3. B. Die joniſchen Inſeln, den Frei— 
ſtaat Cracau u. ſ. w.) auf. 

Die Staatsfunft, die gleichſam zwiſchen dem 
Staatsrechte und dem practifchen europaifchen Voͤlker— 
rechte in Der Miete fteht, weil fie, nach der Idee 
der Herrfchaft des Rechts, ganz an das Staatsrecht 
ſich anfchließe, nad) allen aus der Gefchichte ftanımen- 
den Thatſachen und Negeln der Klugheit aber ein, Ab— 
ſtractum des practifchen Völferrechts iſt, weiß zwar, 
da fie im Allgemeinen (und nicht blos für das 
europäifche Staatenfyftem) gilt, nichts von der facti= 
fhen Verſchiedenheit der politifhen Wurde und von 
ganz oder halb fouverainen Staaten; allein die Ent- 
wickelung der Begriffe vom politifchen Gewichte, 
und dem davon abhängenden politifhen Range 
der Staaten ift ein Gegenftand der Staatsfunft, 

Denn da die Reiche und Staaten des Erdbodens 
in Hinfihe auf Bevölkerungszahl und Flaͤ— 
henraum, nach dem Zeugniffe der Gefchichte, ſehr 
verfchieden find; fo muß es auch eine, auf die Er— 
fahrung und Gefrhichte geftügte, Eintheilu ng der 
Reiche und Staaten nad) diefer ihrer außern Ankuͤn— 
digung in der Wechfelwirfung mit andern geben. Ob 
nun gleich die Große des Flaͤchenra ums bei der 
Würdigung der inneren Staatsfräfte und der außern 
Anfündigung der einzelnen Staaten durchaus nicht 
vernachläffige werdendarf; fo ift doch die Gefammte 
zahl der Bevölferung — wegen der in ihre 
rubenden phyfifchen, intellectuellen und moralifchen 
Kraft — der Hauptmaasftab bei der Beltimmung 
des politifchen Gewichts der Staaten, Nach diefim 
Maasitabe gibt es aber Staaten vom erften, zwei— 
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ten, driftennnd vierten politifchen Range. Zu 
den Staaten vom erften, politifchen Range gehören 
die, deren Gefammtbevölferung über 10 Millionen 
Menfchen umfihließt; zu den Staaten vom zweiten 
politifchen Range, deren Gefammetbevölferung zwi⸗ 
fhen 4— 10 Mill, Menfchen beträgt; zu den Staa- 
ten vom dritten politifchen Nange, deren Gefammt: 
bevölferung zwifhen 1 —4 Millionen Menfchen ent- 
hält; und zu den Staaten vom vierten politifchen 
Range, deren Gefammebevölferung unter einer 
Million Menfchen fteht. 

So gewiß diefer Maasftab für die Staatsfunft 
im Allgemeinen gilt; fo Fonnen Doch befondere 
Verhältniffe (welche aber nur in der Wirflich- 
feit eintreten), DVeränderungen im Einzelnen 
darin bewirken, Es Ffünnen z. B. Mächte mit einer 
Bevölkerung von mehr als 10 Mill. Menſchen, durch 
völlige Zerrüttung oder Veraltung ihres innern 
Staatslebens (z.B. Spanien nach Philipps 2 Tode), 
oder auch nach furchtbar verwüftenden Kriegen, nach) 
ihrem politifchen Gewichte ni che mehr zu den Maͤch— 
ten des erften Ranges gehören; dagegen fünnen Mächte 
des zweiten und Dritten politifchen Ranges, ent- 
weder nur vorübergehend oder bleibend, zu einem 
hoͤhern politifhen Gewichte gelangen (3. B. Chur— 
fahfen unter Moritz, Schweden unter Guftav 
Adolph, Preußen feit Friedrih 2 u. a.); fo daß in 
der Wirklichkeit — bei der mächtigen Bewegung und 
Anfündigung der Staatsfräfte im Innern und nach) 
außen — jene allgemeine Eintheilung der Mächte 
felten während eines langen Zeitraumes unverändert 
geblieben ift. 
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59. 
Politiſches Gleichgewicht. 


Damit aber in der Wechſelwirkung und Stel- 
kung der einzelnen Mächte und Staaten gegen einander 
nie die Herrſchaft des Nechts beeinträchtigt, nie von 
den Mächten des erften politifchen Ranges ein druͤcken— 
des und Die Selbftftändigfeit und Unabhaͤngigkeit der 
Maͤchte des zweiten, dritten und vierten Ranges be— 
drohendes Uebergemicht verſucht und durchgeführt, und 
jeder Verſuch einer nach diefem Uebergewichte ftreben= 
ven Macht zur Gefährdung der andern fogleich erfannt 
und zuruͤckgewieſen werde, foll unter allen in gegenfeiz | 
tiger Wechfelwirfung befindlichen Staaten das polis 
tifhe Gleichgewicht beftehen. Daffelbe gründet 
fih, der Idee nad, auf die von der Vernunft ges 
botene unbedingte Herrfchaft des Rechts auf dem gan— 
zen Erdboden (Naturr. $. 57.), welche fih im Gleich» 
gewichte der Rechte aller neben einander 
beftebenden Staaten (Staatsr, $. 68.) anfüns 
digen foll, Allein Gefchichte und Erfahrung beftätigen 
es, daß in der wirklichen Welt diefes Gleichgewicht 
der Nechte nicht durch Wernunftideen, fondern durch 
die VBerwirflihung des fogenannten poli- 
tifhen Gleichgewichts hervorgebracht werden 
muß. Das politifhe Gleichgewicht *) beruht 
daher auf der, aus der tiefften und umfichtigften Er— 
forfehung aller Bedingungen und Anfündigungen des 
innern und außern Staatslebens faämmtlicher mit ein- 
ander in Wechfelwirfung ftehenden Reiche und Staa— 
ten hervorgehenden, Stellung und Verbindung 


*) (Sr. v. Gens), Fragmente aus der neueften Geſchichte 
des potit. Gleichgewichts in Europa. Petersb. 1806. 8. 
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Der einzelnen Maͤchte gegen einander, durch 
welche — fuͤr den Zweck der Begruͤndung, Erhaltung 
und Sicherſtellung des Rechts und der Wohlfahrt 
Aller — theils jeder Verſuch einer Hauptmacht nach 
einer Meltherrfchaft, oder doch nach einem Ueberge— 
wichte über andere Reiche und Staaten, ſogleich er⸗ 
kannt und zuruͤckgewieſen, theils in dem Verkehre 
und der Wechſelwirkung "aller Mächte und Staaten 
des erften, zweiten, dritten und vierfen politifchen 
Ranges die völlige Gleichheit der politifhen Rechte, 
durch die Heiligfeit des gegenwärtigen Befißftandes 
und der Völferverträge im innern und außern Staats- 
leben Aller, aufrecht erhalten wird. Dieſes politifche 
Gleichgewicht ift daher nicht blos phnfifcher, es ift aud) 
moralifcher Natur; es wirket nicht blos durch die 
phyſiſchen Kräfte ver Niefenftaaten, fondern auch durch 
die intellectuellen und fittlichen Kräfte der Völker und 
Staaten überhaupt; es wirft durd) die Macht der öffent= 
lichen Meinung, welche jede Ungerechtigkeit, Gewalt 
that und Hinterlift in der IBechfelwirfung der Staaten 
mißbilligt; es zeige endlich bei feiner Ausfuͤhrung, wie 
wichtig felbft die Staaten des dritten und'vierten po— 
litiſchen Nanges in der politifhen Wagfıhale find, 
theils nach dem Ausſchlage, welchen ihr Beitritt 
zur Erhaltung des polieifchen Gleihgewichts aibt, 
theils nad) ihrem oft nicht gehörig gewuͤrdigten Ge— 
fammtgewichte in dem Mittelpuncte diefes Syſtems. 
Wie aber durch Buͤndniſſe und Verträge überhaupt, 
und namentlich mie welchen Mächten, dieſes politi- 
ſche Gleichgewicht für die Bewahrung und Aufrecht- 
haltung der Selbftftändigfeie und Unabhängigkeit des 
einzelnen Staates zu bewirfen und zu erhalten, 
rote befonders, bei einem drohenden Uebergewichte der 
Kiefenmächte, das Gegengewicht der Macht zu 
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ftiften,, zu leiten und geltend zu machen fey; das muß 
der Diplomat in den eintretenden einzelnen Fällen, 
nach unbefangener Würdigung aller Verhältniffe, und 
nach den in der Gefchichte -aufbewahrten ähnlichen 
Erfcheinungen, mit hellem Blicke und fiherem Tacte 
(hauptfachlich mit Vermeidung aller halben Maas» 
regeln) entfcheiden. Er muß die innern und außern 
Verhältniffe der Staaten berücfichtigen, Die fich ver- 
binden wollen, und die Mittel, die fie in die politifche 
Wagfıhale legen, Er muß deshalb ihre phyſiſchen 
und moralifchen Kräfte, ihre geographifche Sage, ihren 
Volksgeiſt, befonders ihr Finanzſyſtem, die einfluß- 
reichen Perfonen in der Mühe der Negenten, die Kraft 
oder Schlaffheit der Regierung überhaupt, und den 
Zuftand und Geift der Landmacht und der Marine, 
fo wie das. murhmaßliche Intereſſe der Staaten an 
den eingetretenen Ereigniffen der Zeit genau kennen 
und würdigen. 

Heinrihs 4 Plan zu einer europäifchen Repu— 
blik gehöre nur der dee nach hieher, zunachft aber 
ins practifhe europäifche Voͤlkerrecht. — Doch 
felbft die Idee des politifchen Gleichgewichts, fo 
wie die Vermwirflichung derfelben feie drei 
Jahrhunderten in der Mitte des europaifchen Staa- 
tenfpftems ift in alterer und neuerer Zeit von Vie— 
len beftritten worden. So wie es nun an fich Un— 
finn (0. h. gegen die Vernunft) ift, die Idee deffel- 
ben wegläugnen zu wollen ; fo ift auch die Gefchichte, 
namentlich der drei legten Jahrhunderte, fehr reich 
an Beifpielen, wo diefes Gleichgewicht in der Wirf- 
lichkeit feftgehalten, und das verlegte hergeſtellt 
ward. Ohne in der Staatsfunft weiter in diefen 

- Gegenftand eingehen zu Fönnen (welcher, nach der 
praetifchen Ausführung, theils der Gefchichte des 
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europaͤiſchen Staatenſyſtems, theils dem practifchen 
europaͤiſchen Voͤlkerrechte angehört), darf man blos 
an Die Verhinderung des fpanifchen Principats im 
16ten Kahrhunderte, des franzöfifchen unter Ludwig 
‚44, an die dem fpanifchen , oftreichifchen und bay: 
rifchen Erbfolgefriege zum Grunde liegenden poli- 
tiſchen Ideen, an den Sturz von Napoleons Welt 
herrfchaft, und an ähnliche Erfcheinungen erinnern, 
um ſich zu überzeugen, daß wenn gleich die Idee des 
‚politifhen Gleichgewichts nicht in ihrer abftracten 
Vollkommenheit verwirklicht ward, man doch durch 
die Grundfäge der höhern Politif den beabfichtigten 
Zweck nach feinen Hauptbeftimmungen er- 
reichte, ja daß felbft die europaifchen Mächte auf 
dem Wiener Kongreffe die Wiederberftellung des 
durch Napoleons Uebermacht geftürjten vormaligen 
politifchen Gleichgewichts beabfichtigten und dies 
öffentlich verfündigten. 


60. 


Verträge Bündniffe Garantieen. Ge- 
fandte, 


Für die Begründung, das Beftehen und die 
Vervolllommnung des guten Vernehmens und des 
gemeinfchaftlich vortheilhaften Verkehrs zwifchen den 
einzelnen Staaten werden Verträge abgefchlof 
fen (Naturr. $. 57. und Staatsr. $. 69.), wo— 
durch beide Theile gewiffe Nechte gegen einander 
austaufhen und ſichern. Duch Bündniffe 
(Staatsr. $. 70.) vereinigen fie fih, nad) Feftfegung 
der dazu von beiden contrahirenden Theilen anzuwen— 
denden Mittel, zur Verwirflihung eines beſtimmten 
Zwecdes, der entweder auf die Verbeſſerung und 
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Sicherftellung des innern Volfslebens , oder auf Ver- 
theidigung nad) außen im Falle bedrohte oder verleß- 
ter Rechte, oder auf beides zugleich gerichtet ift. Die 
Gewähr leiſtu ngen (Garantien) fünnen entweder . 
einfeitig oder gegenfeitig feyn, je nachdem entweder 
ein mächtiger Staat dem mindermächtigen, der ihm 
ſich angefchloffen bat „feine Selbftftändigkeit und In— 
fegritat und Die Dauer feines innern Organismus nad) 
Verfaflung, Regierung und Verwaltung garantirt, 
oder zwei dem politifchen Gewichte nach gleichftehende 
Staaten einander gegenfeitig dieſe höchften Bedinguns 
gen alles Staatslebens gewährleiften. Die Gefand- 
ten endlich (Naturr. $. 57.) find die rechelichen und 
öffentlich anerfannten Vertreter des einen Volkes bei 
dem andern, deren Anmefenheit die Fortdauer des 
guten VBernehmens zwifchen zweien Staaten verbürgt, 
und durch welche die gegenfeitigen außern DVerhält- 
niffe und Beziehungen beider Staaten aufrecht erhal- 
ten und fortgebildee werden. 

Alles, was indem Verfehre der wirklichen Staa= 
ten nad) den verfchiedenen Gattungen und For— 
men der Berträge und Bündniffe vorfommt, 
fo wie die durch Verträge oder Völferfitte feftgefes- 
ten Rechte, Verhaͤltniſſe und Nangabftufungen der 
Gefandten, gehören nicht der Staatsfunft,, fon- 
dern dem practifchen europäifchen Voͤlker— 
rechte an, und werden in diefem wifjenfchaftlich 
aufgeſtellt. 


61. 
Die politiſche Unterhandlungsfunft, 


Wenn die einzig haltbare und in ihren Folgen 
wohlehätige Politi nah außen in der Kunft bes 
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ſteht, die Sicherheie, die Wohlfahrt und das In— 
tereffe des eigenen Staates dadurch zu befördern, zu 
erhalten und zu erhöhen, daß man gegen Die Intereſ— 
fen anderer Staaten nicht verſtoͤßt, fondern fie gegen— 
feitig verfnüpft; fo ift die politifche Unterhandlungs- 
kunſt beftimmt, diefe große Aufgabe zu loͤſen. Sie 
wird dies am gemifjeften leiften, wenn fie die Staats- 
kunſt nie von ihrer einzig fichern Unterlage — von 
der Moral — trennt, weil nur aus diefer die Voͤl— 
kerrechte und Voͤlker pflichten (jedes Volk als 
eine moralifche Individualität betrachtet) entfpringen, 
und weil in der Wechfelwirfung der Staaten die ge- 
genfeitigen Nechte und Pflichten, wie fie entweder aus 
der Vernunft unmittelbar oder aus den beftehenden 
Staatsverträgen hervorgehen, noch nie ohne folgen- 
veiche Ahndung vernachläffige und verlegt worden find, 
Zugleih müffen die zum Unterhandeln  beftimmten 
Sndividuen, nähft dem anerfannten Charafter 
firenger RechtlichFeit, zugleich die öffentliche Meinung 
"im In- und Auslande für fih haben, daß fie, nad) 
der Vielſeitigkeit ihrer geſchichtlichen, ftatiftifhen und 
politifchen Kenntniffe, und nad) der Gewandtheit in 
ihrem Betragen gegen auswärtige Regenten und Mi- 
nifter, das ihnen anverfraute Staatsintereffe mög- 
licht wahrnehmen, vom Auslande beim Unterhan- 
deln nicht getäufcht und überliftee werden, und die 
Angelegenheit zur Zufriedenheit beider Staaten be- 
endigen. Haupffächlich wird die politifche Unterhand- 
fungsfunft darın ihre Stärfe zeigen, eingefretene 
Mißverftändniffe und Spanunngen zwifchen ‚zweien 
Staaten fo auszugleichen, daß die Spannung. nicht 
in völlige Abbrechung der friedlichen Verhältniffe, in 
Abberufuug der gegenfeitigen Geſandten, und in den 
Ausbruch eines Krieges übergeht, 
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Die Lehre der politifchen Unterhandlungsfunft 
gehört zunachft der Diplomatie (im vierten 
Theile diefes Werfs) an, wo auch die dahin 
gehörende Literatur mitgetheilt wird. 


62. 
b) Darftellungder Grundfageder Staats: 
funft fürdie Anwendung des Zwanges zwi— 
fhen ven Staaten nah angedrobten oder 
erfolgten Rechtsverletzungen. 


Der Zwang zwifchen den Staaten tritt ein, 
um entweder einer angedrohten Nechtsverlegung zus 
vorzufommen (Prävention), oder eine begon— 
nene, duch Nothwehr, in der Fortfegung und 
Vollendung zu hindern, oder die rechtlihe Wieder: 
vergeltung für die vollbrachte Rechtsverletzung zu 
bewirken. Nach feinen Abftufungen erfcheint der 
Zwang zwiſchen den Staaten als Netorfionen, 
als Repreffalien, und als Krieg. — Da, 
nach) der Vernunft, jeder rechtliche Krieg nur als 
Vertheidigungs-, nicht als Angriffs-, ge 
fchweige als bloßer Eroberungsfrieg erfcheinen 
darf; fo follen auch die Mittel bei der Führung 
defielben, theils in Hinfiche der zu ergreifenden Maas- 
regeln überhaupt, theils in Hinſicht der Waffenarten, 
in Hinficht. der Behandlung der ruhigen Einwohner 
des Landes und ihres Eigenthums, in Hinfiche des 
Betragens gegen die Gefangenen, in Hinſicht der 
gemachten Beufe, der Capitulationen, Waffenſtill— 
ftände und Verträge mit dem Feinde, fo wie in Hin- 
ficht der Behandlung des durch den Sieg befegten 
Sandes, und des abzufchließenden Friedens, zunaͤchſt 
und durchgebends rechtlich feyn; zugleich aber follen 

3. ) 
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fie, nad) den aus der Gefchichte hervorgehenden Re— 
geln der Staatsflugheit, mit fteter Beruͤckſichtigung der 
Verhaͤltniſſe der im Kriege begriffenen Volfer und Län- 
der, nach der phufifchen und geiftigen Kraft derfelben, 
und nach ihren Verbindungen mit andern auswärti- 
gen Staaten, angewandt werden. Der: Zwerf des 
Krieges ift aber erreicht, fobald der beleidigte Staat 
uicht nur zur Wiederherftellung feiner verlegten 
Rechte, fondern auch zum Erfaße für die aufge- 
wandten Kriegsfoften, und zur fichern Gemährlei- 
ftung feiner Selbftftändigfeit und aller feiner bisher 
bedrohten und gefährdeten Nechte für die Zufunft, 
vermittelft des Friedens und der damit verbundenen 
Garantieen, gelangt, 


Die rechtliche Seite aller zum Zwange zwi: 
fhen den einzelnen Staaten gehörenden Gegen- 
ftande, mit Einfchluß der Sehre von den Bundes- 
genoffen, von den Rechten der Meutralität, und 
vom rechtlichen Frieden, ift im Staatsredte 
$. 71.— 76. vollftandig dargeftellt, das aber, was 
nah Vertrag, Voͤlkerſitte und Herfommen dar- 
über im europäifchen Staatenfyfteme befteht, oder 
doch wenigftens gröoßtentheils anerfannt und 
befolgt wird, gehört ins practifhe euro- 
päifche Volkerrecht. — Allein fobald die 
Staatsfunft von diefen beiden Wiffenfchaften 
getrennt behandelt wird, muß, des Zufammen- 
hanges wegen, vieles, was zunaͤchſt in die Kreife 
derfelben gehört, auch in der Staatskunft aufge: 
ftelle und durchgeführt werden, 
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„63. 
Der Krieg aus dem Standpuncte der 
Staatsfunft, 


Wenn der Krieg, nach der Vernunft, als ein 
Kechtsftreit im Großen, als ein Dr ozeß 
zwifchen Staaten, die keinen Richter uͤber ſich 
anerkennen, betrachtet werden muß), und zwar als 
ein’ Rechtsftreit, der zunächft wegen des Frie— 
dens, d.h. wegen der rechtlichen Ausgleihung ftrei- 
tiggewordener Nechte, geführt werden ſoll; fo darf 
Doch nie vergefjen werden, daß in ihm nicht felten der 
Zufall, und nicht das Recht entfcheidet, woraus 
für die Staatsfunft als Regel hervorgeht: Daß man, 
wegen der Unficherheit des Erfolges, nur langfam 
und ſchwer zur Eröffnung eines Krieges fehreite , und 
in demfelben nicht zu viel auf einzelne, auf vorüber: 
gehende glückliche Ereigniffe rechne, deren Folgen oft 
in Kurzem durch andere ganz unerwartete Vorgaͤnge 
(durch Veränderung des Kriegsgluͤcks, durch das 
Aufftehen eines ganzen bedrohten Dolkes, durch) das 
Auftreten neuer, bisher neutraler, Mächte auf dem 
Kriegsfchauplage, und durch aͤhnliche Verhaͤltniſſe) 
völlig verändert werden koͤnnen. Zugleich darf fich 
die Staatsfunft nicht durch die irrige Meinung tau- 
ſchen laffen, als ob der Krieg den Wohlftand und die 
wahre Kraft und Stärfe der Staaten befordere. 
Denn mögen immer, wie in jedem großen Unglücde, 
auch durch den Krieg ungewöhnliche Kräfte geweckt 
und in Thatigfeit gefegt werden; fo führt, wie jeder 
Ueberreiz, diefe Heberfpannung aflmählig zur Ab— 
fpannung, felbft in den Staaten der Sieger, 








*) Krugs Kreugs und Queerzüge, ©. 66. 
30° 
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So ſchwer das durch den Krieg zerftörte Capi- 
tal des Sandbaues, des Gemwerbsfleißes und des Han- 
dels wieder erfegt werden Ffannz fo ſchwer, und noch) 
fhwerer (um im Bilde zu bleiben) das zerftörte Capi- 
tal der menfchlichen Kraft. Entvölferung der Staa— 
fen überhaupt, Zerftörung eines großen Theiles des 
beranreifenden männlichen Gefchlechts in der Zeit 
feiner fhönften Bluͤthe und Kraft, dadurch auf Jahr— 
zebende hin bewirfte Ungleichmaͤßigkeit zwifchen bei— 
den Öefchlechtern,, gehäufte Schulden auf Privatper- 
fonen, einzelne Derter und ganze Neiche, nicht felten 
Verwuͤſtungen ganzer Sandftriche, regellofe Einquar— 
fierungen und ftürmifche Durchzuͤge, Plünderungen, 
Brand, anftecfende verheerende Seuhen, Nieder: 
drücfung der geiftigen Kraft, Verhinderung der zweck— 
mäßigen Jugendbildung, Entſittlichung und Verwil- 
derung von Taufenden; — das find faſt jedesmal 
die Folgen der Kriege. Wie koͤnnten diefe das Marf 
der Völker erfchüitternden Uebel durch die zufälligen. 
und vorübergehenden einzelnen Vortheile des Krieges 
aufgewogen werden , befonders da die Gefchichte zeigt, 
daß die im Kriege allerdings erhöhte Production und 
Conſumtion nicht bleibend feyn kann, und beide, ſo— 
gleich nach dem Frieden, durch die plögliche Ver— 
minderung des Abfages auf die gefteigerte Thätigfeit 
im Sandbaue und Gewerbswefen lähmend einwirken! 
In allen diefen Beziehungen. bleibe der Krieg das 
größte Wagſtuͤck der Staatsfunftz denn nicht 
umfonft ftehen die furchtbaren Folgen des dreißigjäb- 
rigen und des fiebenjährigen Krieges in den Jahr— 
büchern der Gefchichte Teutſchlands, und die Schul- 
denlaft Frankreichs und Großbritanniens in den 
Budgets beider Reiche feit dem Jahre 1815 ger 
fchrieben! 
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64. 


Das Eroberungsreht aus dem Stand: 
puncte der Staatsfunft, 


Das fogenannte Eroberungsrecht befteht, nad) 
der Staatsfunft, in den DBefugniffen, welche der 
Sieg in Beziehung auf ein erobertes Land gewährt. 
Mach Grundfägen des Rechts und der Klugheit kann 
die Eroberung eines Landes weder zur Vertilgung, 
noch zur Unterjochung feiner friedlichen Bewohner, 
noch zur Umbildung feiner Verfaffung, noch zum 
Aufdringen eines andern Negenten, noch zur Einver= 
leibung des eroberten Landes in den Staat des Sie— 
gers berechtigen. Mur barbarifche Horden führten 
Vertilgungsfriege, oder verurtheilen die Bürger des 
befiegten Sandes zur Sklaverei und Leibeigenfchaft ; 
nur übermüthige Sieger, die an feinen Wechfel des 
Gluͤcks und an fein Urrecht der Selbftftandigfeit der 
Staaten glaubten, ftürzten die rechtmäßige Verfaſ— 
fung derfelben, fegten neue Herrfcher auf die erfchücz 
terten Throne, oder vernichteten die Selbftftändigfeit 
und Integritaͤt der Voͤlker. — Allein durch die 
Eroberung eines Landes tritt der Sieger, in dem 
vonihm beſetzten Gebiete, nach allen Hoheits— 
rechten und in den zwei Hauptverwaltungszweigen der 
Finanzen und der bewaffneten Macht an die Stelle 
des beſiegten und abweſenden Regenten. Der Sieger 
kann, bis zum Frieden, in dem beſiegten Staate 
alles perſoͤnlichen Eigenthums und aller Einkuͤnfte des 
Regenten ſich bemaͤchtigen; er kann alle zur Fuͤhrung 
eines Krieges vorhandene Vorraͤthe zerſtoͤren oder 
wegfuͤhren, damit ſie nicht gegen ihn gebraucht wer— 
den; er kann alle Staatskaſſen fuͤr ſich verwalten 
laſſen, die vorhandene bewaffnete Macht entwaffnen, 
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und als Gefangene behandeln; er Fann fogar Kriegs- 
fleuern oder Contributionen ausfchreiben, und die 
Bedürfniffe feiner Heere von den Staatsbürgern des 
befiegten Sandes aufbringen laſſen; auch darf er jedes 
rechtliche Mittel anwenden, das eroberte Sand, bis zur 
Ausgleihung des großen Nechtsftreites im Frieden, 
zu behaupten. Er fann deshalb Behörden in feinem 
Pramen errichten, und dieſen die Behörden des befieg- 
ten Gegners unterordnen; nie Darf er aber die legten 
eigenmächtig ihres Eides der Treue gegen den reche- 
mäßigen Negenten entbinden, wenn fie ihm gleich 
geloben müffen, während feiner Herrfchaft feinen Be- 
fehlen zu gehborchen. — Im Frieden Fann der Sie— 
ger den Erfaß der Kriegsfoften von dem befiegten 
Staate fordern, und dafür unterpfändlich, bis zur 
Entrichtung,, gewiſſe Gebietstheile, oder auch fefte 
Pläge, als Gemwährleiftung der Erfüllung des einge- 
gangenen Friedens, behalten. Ob er aber aud) den 
Sieg zur völligen Abtretung eines eroberten Länder- 
theils benutzen, und alfo die Integrität des befiegten 
Staates verlegen dürfe; darüber haben Staatsrecht 
und Staatsfunft feine Stimme, wenn gleich die 
Gefchichte und das practifche europaifche Völkerrecht 
nicht arın an folhen Bedingungen find. 

Wilh. Tgt. Krug, über das Eroberungsrecht; in 

f. Kreuz: und Queerzügen, ©. 64 ff. 

J. $. Meermann, von dem Rechte der Er- 
oberung nach dem Staats- und Bölkerrechte. Erf. 
1774 8. 

Kechtliche Bemerkungen über das Recht der Er: 
oberung und Erwerbung im Kriege, mit Rücficht 
auf die neueften Zeitereigniffe s. 1. 1815. 8. (Mad 
dem Verf. gibt es blos zwei Gründe, welche eine 
Eroberung rechtfertigen: Sicherftellung und 
Schadloshaltung Die Erwerbung eines 
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eroberten Staates aber gefchieht blos durch einen 
Vertrag mit demfelben. ) 


65. 


Der Völferfriede aus dem Standpuncte 
der Staatsfunft. 


Der Völferfriede, oder die völferrechtliche Ge— 
ſtaltung der Wechfelwirfung und des Verkehrs zwi- 
fchen den einzelnen Staaten, ift Fein Traum der Ein- 
bildungsfraft, fondern eine große dee der Vernunft 
AMaturr. $. 57; Staatsr. $. 76.),. wenn gleich die 
Gefhichte weder die Verwirklichung des ewigen Frie— 
dens, noch aud) die baldige Annäherung an dieſes 
hohe Ziel verfündige. — Denn jener WVölferfriede 
wäre nur auf dreifache Weife zu erreichen: entweder 
durch eine Univerfalmonarchie (das Grab aller 
Selbitftandigfeit der einzelnen, befonders der mitt— 
lern und fleinern Staaten); oder durch völlige 
Abfonderung (folirung) aller einzelnen 
Staaten von einander (fehon durch die Natur 
für immer gehindert); oder durch eine freiwillige 
Uebereinfunft aller Staaten und ihrer 
Regierungen, ihre Nechtsftreite Durch ein höchftes 
Völfertribunal, mit Verzichtleiftung auf alle 
Gelbjthülfe und Gewalt, entweder als Austrägal- 
inftanz, oder nach Mehrheit der Stimmen der beim 
Voͤlkertribunale ftimmberechtigten Mächte, entfcheiden 
zu laffen. So groß diefe Idee ift, mit welcher die 
Kriege von dem Erdboden verfehwanden , weil dann 
blos noch ein Krieg gegen den Staat gedenfbar 
ware, welcher den Ausfpruc) des Wölfertribunals 
nicht anerfennen wollte; fo ftreitet doch die Erfahrung 
gegen ihre Verwirklichung. Denn theils werden 

18 


IB 


m Wi 


n = 


568 Staatsfunft. 


felbftftandige Mächte andern Gleichberechtigten nie 
ein fchiedsrichterliches Urtheil über ihre Intereſſen 
und flreitigen Nechte zugeftehen ; theils würde, bei den 
raͤthſelhaften Gewinden menſchlicher Staatsfunft, 
der Ball immer noch gedenkbar bleiben, daß ſelbſt 
der Ausfpruch der Mehrheit der Stimmen eines Voͤl— 
fertribunals entweder geradezu ungerecht, oder doch 
den wefentlichen Intereffen eines Volfes und Staa- 
tes zumider feyn Fonnte. Deshalb bleibt — unbe— 
fehadet der erhabenen Wernunftidee des ewigen 
Sriedens — das nad Grundfägen des Rechts 
und der Staatsflugheit begründete und forgfältig er— 
haltene politifhe Gleichgewicht das hödfte 
Ziel der Staatsfunft für die Wechfelmirfung und den 
gegenfeitigen Verkehr der neben einander en 
Staaten. 

Sr. v. Gens, über den ewigen Frieden; in . 

hift. Sournal, 1800, Dec. ©. 711 ff. 
Anfelm v. Feuerbach, die Weltherrfchaft, das 
Grab der Menfchheit. Nürnd. 1814. 8. 


Ende des erften Theiles. 
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Berihtigungen 


Außer einigen minder wichtigen Druckfehlern vers 
deffere man: 


© 62 3.7». u. 8 Tom. Cfiatt 9). T. 1 — 65 jus naturae; 
T, 7 jus eivitatis; T. $ jus gentium. 

© 156 3.16 9.9 Buchholz. 

S. 165 3. 9 v. u. Gleichgewicht 8. 

©. 208 3.159. u. Souverainetät. 

©. 256 muß nachgetragen werden: Eduard HenFfe, Handbuch 
des Criminalrechis und der Eriminalpolitif, ar Thl. 
Berl. 1823. 8. 


©. 325 3. 12 v. o. I, nach Verfaſſung Ch. und). 


Literariſche Anzeige 


Unlaͤugbar erweckt der Skandinaviſche Norden durch ſeine, bald 
erhabene, bald ſchoͤne und lieblihe Natur, durch feine kraft⸗ 
und gerftvollen Bewohner, denen in Genügfamkeit und Zufries 
denheit, in alter Einfalt und Lauterkeit der Sitten, noch immer 
ein ftilles und glückliches Leben dahinfließt, wie durch feine wei: 
fen Verfaffungen ein fehr allgemeines Intereſſe; ein Intereſſe, 
welches durch die gefchichtliche Wichtigkeit diefer Länder in älter 
rer und neuerer Zeit noch erhöher wird. Ge mehr es nun an 
Schriften fehlt, welche über den wahren und neueften Zuftand 
der vereinigten Konigreiche Schweden und Norwegen , wie des 
Großherzogthums Finnland ‚. volfiandige und zuverläffige Auf: 
fehlüffe geben, ie feltener umfaffende Werke diefer Art-felbft 
in jenen Nordifchen Ländern find; um fo mehr halt fi die 
unterzeichnete Buchhandlung ‚berechtiget , ‚ein in. ihrem Verlage 
erfcheinendes Werk, welches durch die Verhältniffe des Verfaſ— 
fers, wie durch innere Einrichtung fich eignen dürfte, für die 
neuefte Länder. DVölfer- und GStaatenfunde des Schwedifchen, 
Norwegifchen, Lappifchen und Finniſchen Nordens ein Quellen: 
werk zu werden, zur Forderung durch geneigte Unterzeichnung 
in empfehlen. Es führt folgenden Titel: 


5 Eee Po 
durch — 


Schweden, Norwegen, Lappland, Finn— 
land und Ingermannland 


in den Jahren 1817, 1818 und 1820 


von 


Srievrih Wilhelm v. Schubert, 
der Theologie Doctor und Profeffor an der Könige. Preußifchen Univerſität 
zu Greifswald. - 
Sin drei Bänden in gr. g. Mit Titellupfern und einer 
Charte. 


Das Ganze zerfällt in 36 Kapitel. Der Drud_mird auf 
fchöneg weißes Druckvapier, in gr. 8: beforgt. Die Staͤrke der 
Bände kann noch nicht mit Genauigkeit beffimmt werden; doc) 
foll der Preis des Alphabers für die Gubferibenten nur auf 
ı Thlr. Eonv. Münze, gefiellt, werden. Der Ladenpreis wird 
mindefteng um die Halfte erhöht feyn. 


Leipzig, im Sanuar 1823. 
J. C. Hinrichs ſche Buchhandlung. 
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